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Vorwort 

Gewalt gilt in unserer Gesellschaft als unannehmbare Form persönlicher Aus-
einandersetzung, der durch möglichst lückenlos angelegte Tatbestände des 
Strafrechts zu begegnen ist. Dabei geht es nicht nur um Gewaltkriminalität auf 
öffentlichen Straßen und Plätzen. Seit einigen Jahren werden in Gesetzgebung, 
Polizei- und Strafrechtspraxis, aber auch durch Frauenhäuser, Einrichtungen 
der Jugendhilfe, Beratungsstellen und nichtstaatliche Organisationen vielfältige 
Anstrengungen gegen Gewalt im privaten Raum unternommen. Sie betreffen 
Partnerschaften, Familien und andere persönliche Beziehungen. Alte und neue 
strafrechtliche Verbote werden zunehmend durch flankierende Regelungen wie 
das Recht auf gewaltfreie Erziehung und das Gewaltschutzgesetz ergänzt. 
Dieser Band bietet einen praxisbezogenen Überblick über aktuell bedeutsame 
Formen von Gewalt in Partnerbeziehungen und in der Familie. In diesem Zu-
sammenhang greift er die neuesten Entwicklungen in der Rechts- und Krimi-
nalpolitik ebenso auf wie praktische Präventionsansätze und -modelle. Der 
Band ist aus einer Fachtagung der KrimZ hervorgegangen, die am 13. und 
14. November 2006 in Wiesbaden stattgefunden hat. Diese Tagung war 
zugleich eine Jubiläumstagung der KrimZ nach 20-jähriger Arbeit als For-
schungs- und Dokumentationseinrichtung der Strafrechtspflege. 
Im Anschluss an eine Einführung aus kriminologischer Sicht (Jörg-Martin 
Jehle) wird der Stand der deutschen und internationalen empirischen For-
schung von Jens Luedtke zusammenfassend vorgestellt. Es folgen mehrere 
Beiträge, die sich vertiefend mit bestimmten Erscheinungsformen der Gewalt 
im privaten Raum beschäftigen. Hans-Georg W. Voß erörtert das Phänomen 
,,Stalking", dem mittlerweile auch in Deutschland durch einen eigenen Straf-
tatbestand begegnet werden soll. Heinz Kind/er liefert Informationen über frü-
he Vernachlässigung und Gewalt an Kindern, ihre Entstehung und ihre Fol-
gen. Darauf schildert Thomas Görgen Erkenntnisse über Misshandlung und 
Vernachlässigung älterer Menschen in der Pflege - einschließlich der beson-
deren Schwierigkeiten, in diesem Bereich zu aussagekräftigen Daten zu ge-
langen. Schließlich stellt Ahmet Toprak die Frage nach den besonderen Be-
dingungen elterlicher Gewaltanwendung in Migrantenfamilien am Beispiel 
der türkischen Gemeinschaft in Deutschland. Möglichkeiten der Prävention 
kommen in den meisten dieser Beiträge zur Sprache. Auf der allgemeineren 
Ebene der Gesellschaft wird dieses Thema nochmals von Norbert Seitz aufge-
nommen. 
Am Ende des Bandes stehen zwei Beiträge, die sich auf die Rolle der Medien 
konzentrieren. Was als Gewalt empfunden und bezeichnet wird, hängt in den 
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Gesellschaften der Gegenwart ja nur zum geringeren Teil mit persönlichen 
Erfahrungen zusammen. Zunächst schlägt Rudolf Egg einen weiten Bogen 
über die Vorbildfunktion medialer Darstellungen und die Rolle des neuen 
Mediums Internet. Schließlich stellen Thomas Mößle, Matthias Kleimann, 
Florian Rehbein und Christian Pfeiffer einige Ergebnisse einer Schülerbefra-
gung über Mediennutzung, schulische Leistung und Gewaltverhalten vor. 
Allen Autorinnen und Autoren, die ihre Texte auf der Grundlage ihrer Vorträ-
ge teilweise erheblich aktualisiert und erweitert haben, gilt unser besonderer 
Dank. Die Bundesministerin der Justiz und der Hessische Staatsminister der 
Justiz haben freundlicherweise ihre Grußworte zur Verfügung gestellt. Nicht 
zuletzt danken wir den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der KrimZ, die uns 
bei der Organisation der Tagung und bei der Erstellung des vorliegenden 
Bandes tatkräftig unterstützt haben, namentlich Gabriele Adler, Ralph Berg-
mann und Ingrid Frey. 

Wiesbaden, im Januar 2008 Rudolf Egg 
Axel Dessecker 
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Grußwort 

Brigitte Zypries, MdB 
Bundesministerin der Justiz 

Sehr geehrter Herr Professor Egg, 
sehr geehrter Herr Dr. Dessecker, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, 
die Geschichte von Aggressionen und Gewalt ist so alt wie die Menschheit 
selbst. Es gibt wohl kaum einen Lebensbereich, der davon vollständig ver-
schont bleibt. Wo Menschen sind, da ist auch die Gefahr von Gewalt. Das gilt 
selbst für den engsten Familienkreis, schließlich soll ja ein Brudermord das 
erste Kapitalverbrechen der Menschheitsgeschichte gewesen sein. Für den 
Rechtsstaat heißt dies: Trotz der Achtung der Privatsphäre seiner Bürgerinnen 
und Bürger gilt sein Schutzauftrag umfassend. Es kann keine weißen Stellen, 
keine rechtsfreien Räume geben, und zwar auch nicht dort, wo das Grundge-
setz anderen Institutionen einen besonderen Rang verleiht. Der verfassungs-
rechtliche Schutz von Ehe und Familie oder das Erziehungsrecht der Eltern 
sind deshalb kein Deckmantel , hinter dem ungestraft Gewalt geübt werden 
darf. Ganz gleich ob es um die Vergewaltigung in der Ehe geht oder die be-
harrlichen Belästigungen durch einen ehemaligen Partner, egal ob sich die 
Gewalt gegen Alte oder Kinder richtet - der Rechtsstaat muss hier handeln, 
und wir müssen noch mehr Anstrengungen unternehmen, um diese Gewalt im 
privaten Raum einzudämmen. 
Eine Institution, die sich seit nunmehr 20 Jahren mit Kriminalität und ihrer 
Vermeidung befasst, ist die Kriminologische Zentralstelle. Mit ihren For-
schungsarbeiten vermittelt sie Politik und Justiz wichtige Einsichten, und sie 
hat der Arbeit von Gerichten und Gesetzgebern starke Impulse gegeben. Ich 
gratuliere allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Kriminologischen Zent-
ralstelle zu diesem Jubiläum, und ich danke Ihnen vielmals für Ihr Engage-
ment. Sie leisten wichtige Arbeit und tragen mit dazu bei, unsere Gesellschaft 
ein Stück sicherer zu machen. Dass Sie dabei nicht im Elfenbein-Turm der 
Wissenschaft werkeln, sondern am Puls der Zeit sind, das beweist der Gegen-
stand der heutigen Tagung: Gewalt im privaten Raum, dieses Thema hat in 
der letzten Zeit Schlagzeilen gemacht, insbesondere durch die schrecklichen 
Fälle der Vernachlässigung, der Misshandlung und Tötung von Kindern durch 
ihre Eltern. 
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Um Kinder noch besser zu schützen, habe ich deshalb schon im Frühjahr eine 
Arbeitsgruppe eingesetzt. Sie sollte prüfen, was die Familiengerichte tun kön-
nen, um bei Gefahren für das Kindeswohl noch wirksamer zu handeln. Hin-
tergrund waren besorgniserregende Fälle von Jugendkriminalität, aber auch 
die bekannten Beispiele der Misshandlung und Vernachlässigung von Kin-
dern. Experten aus der Kinder- und Jugendhilfe, den Verbänden und den Fa-
miliengerichten waren in der Arbeitsgruppe dabei und haben am Mittwoch 
zum letzten Mal getagt. Der Kern ihrer Ergebnisse ist eindeutig: Bei Gefahren 
für das Kindeswohl sollen Familiengerichte künftig früher, variantenreicher 
und nachhaltiger eingreifen. Außerdem muss die Zusammenarbeit aller betei-
ligten öffentlichen Stellen weiter verbessert werden. Bislang werden die Fami-
liengerichte häufig zu spät angerufen. Ihnen bleibt oft nur noch übrig, den El-
tern das Sorgerecht zu entziehen. Im Interesse des Kindeswohls muss es aber 
unser Ziel sein, eine Gefährdung schon in einem möglichst frühen Stadium 
abzuwenden. Das wird allerdings nur dann gelingen, wenn alle beteiligten 
Stellen reibungslos zusammenarbeiten. Die Aufgabenbereiche von Gerichten 
und Jugendamt, Schule, Polizei und Staatsanwaltschaft sind eng miteinander 
verbunden. Trotzdem kommt es hier mitunter zu starken Reibungsverlusten. 
Der tragische Tod eines 2-Jährigen in Bremen hat dies vor einigen Wochen in 
dramatischer Weise gezeigt. Lassen Sie mich deshalb anhand einiger Eck-
punkte kurz skizzieren, was die Experten-Gruppe vorschlägt, um Kinder künf-
tig besser zu schützen: 
1. Die Familiengerichte sollen in Zukunft leichter einschreiten können. 

Deshalb sollen gesetzliche Hürden abgebaut werden. Ein Erziehungsver-
sagen der Eltern soll nicht mehr Voraussetzung für ein Eingreifen sein. 
Das Gericht soll handeln können, wenn das Wohl des Kindes gefährdet 
ist und die Eltern diese Gefahr nicht abwenden wollen oder können. 

2. Im Gesetz soll klargestellt werden, dass die Gerichte auch mildere Maß-
nahmen als die Entziehung des Sorgerechts anordnen können und auch 
sollen. Sie können etwa den Eltern Weisungen erteilen. Außerdem sollen 
Gerichte Eltern zu einem Erziehungsgespräch laden können, um sie stär-
ker als bisher in die Pflicht zu nehmen. Zu diesem Gespräch sollen re-
gelmäßig auch die Jugendämter hinzugezogen werden. 

3. Wenn ein Familiengericht in einem Verfahren, bei dem es um das Kin-
deswohl geht, keine Maßnahmen anordnet, dann darf es die Sache nicht 
einfach zu den Akten legen. Es muss das Wohlergehen des Kindes in der 
Regel nach 3 Monaten überprüfen und seine Entscheidung gegebenen-
falls nachbessern. 

4. Alle Institutionen, die sich in einer bestimmten Region um Kinder küm-
mern, müssen an einem Strang ziehen. Zur Verbesserung der Kooperati-
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on sollen deshalb bei allen Jugendämtern Arbeitskreise gebildet werden, 
die - unabhängig von konkreten Einzelfällen - alle Akteure an einen 
Tisch bringen. Außerdem sollten die Schulen die Möglichkeit, sich direkt 
an die Familiengerichte zu wenden, häufiger nutzen, zum Beispiel bei 
notorischen Schulschwänzern. 

Das sind einige der Vorschläge, die wir in nächster Zeit diskutieren werden. 
Der schriftliche Bericht der Arbeitsgruppe liegt bald vor, und ich hoffe, dass 
wir dann dort, wo es nötig ist, die entsprechenden R,echtsänderungen schnell 
auf den Weg bringen können. Die Zielrichtung dabei ist ganz klar: Die Justiz 
soll nicht erst handeln, wenn das Kind in den Brunnen gefallen ist. Sie soll 
künftig früher aktiv werden und konsequenter eingreifen, wenn Kinder in Ge-
fahr sind und den Schutz des Staates brauchen. 

Ein ganz anderer Aspekt von Gewalt im privaten Raum, bei dem statt Kinder 
vornehmlich Frauen betroffen sind, ist das sogenannte Stalking. Die Beein-
trächtigung der Opfer und das Gefährdungspotenzial derartiger Verhaltens-
muster wurden viel zu lange unterschätzt. Ständiges Auflauern, permanente 
Telefonanrufe oder dauernde Belästigungen - solche Formen von Psychoter-
ror sind keine Lappalie und auch keine Privatsache - so etwas ist kriminell. 
Mit einer Ergänzung des Strafgesetzbuches wollen wir deshalb die Opfer bes-
ser schützen und sicherstellen, dass die Täter bestraft werden können. Ich bin 
sehr froh darüber, dass es inzwischen einen breiten Konsens zwischen Bund 
und Ländern sowie zwischen Koalition und Opposition gibt, dass hier etwas 
getan werden muss . Ausgangspunkt unserer gesetzgeberischen Überlegungen 
waren unter anderem die Forschungsergebnisse, die wir im Zusammenhang 
mit dem Gewaltschutzgesetz gewinnen konnten. Sehr hilfreich waren zudem 
die Erkenntnisse der Arbeitsgruppe Stalking der TU Darmstadt, die Herr Pro-
fessor Voß morgen hier vorstellen wird. Eine kritische Betrachtung der gel-
tenden Rechtslage hat zeigt, dass sie der Besonderheit des systematischen 
Nachstellens nicht gerecht wird. Ein Straftatbestand, durch den bereits die Ta-
ten im Vorfeld physischer Gewalt als strafwürdiges Unrecht gekennzeichnet 
werden, macht ein früheres Einschreiten der Polizei möglich und verbessert 
damit den Schutz der Opfer. 

Zwei Entwürfe - einen von der Bundesregierung und einen vom Bundesrat -
berät derzeit der Rechtsausschuss des Bundestages, und es zeichnet sich eine 
Kompromisslinie zwischen beiden Entwürfen ab. Der Kompromiss erfasst 
neben vier konkret umschriebenen Stalking-Handlungen auch „andere ver-
gleichbare Handlungen". Mit einem solchen Auffangtatbestand stellen wir 
sicher, dass es keine Lücken bei der Strafbarkeit gibt. Diese Strafbarkeit setzt 
allerdings voraus, dass durch die Tat die Lebensgestaltung des Opfers 
schwerwiegend beeinträchtigt worden ist. Dies begrenzt den Tatbestand auf 
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die strafwürdigen Fälle. Außerdem werden wir für besonders schwere Fälle 
- etwa wenn jemand getötet oder in Todesgefahr gebracht wird - einen erhöh-
ten Strafrahmen schaffen. Für solche Fälle reicht der Strafrahmen des Grund-
tatbestands nicht aus. Schließlich soll gegen gefährliche Stalking-Täter die 
Untersuchungshaft angeordnet werden können. Damit wird für extreme Fall-
konstellationen die Möglichkeit geschaffen, gefährliche Täter in Haft zu neh-
men, um schwere Straftaten gegen Leib und Leben zu verhüten. Dies ist nach 
dem gegenwärtigen Haftrecht nicht immer möglich. 
Bei all unseren Anstrengungen müssen wir allerdings das verfassungsrechtli-
che Bestimmtheitsgebot strikt beachten. Das ist hier nicht ganz einfach, denn 
ohne auslegungsbedürftige Begriffe kommen wir nicht aus. Trotzdem verlangt 
nicht nur der Rechtsstaat exakte Normen, sondern dies liegt auch im Interesse 
des Opferschutzes. Nur wenn gesetzlich klar bestimmt ist, was verboten ist, 
kann etwa die Polizei in Stalking-Fällen rasch und rechtzeitig eingreifen und 
dadurch Schlimmeres verhüten. Ich bin aber zuversichtlich, dass es uns gelin-
gen wird, eine Norm zu schaffen, die gleichermaßen praktikabel ist und den 
verfassungsrechtlichen Vorgaben entspricht. Bei der jüngsten Anhörung im 
Rechtsausschuss des Bundestages vor wenigen Wochen wurde noch einmal 
sehr deutlich, dass Stalking auch in Deutschland ein ernstzunehmendes Prob-
lem ist. Wir alle, die wir in der Politik Verantwortung tragen, sind deshalb 
entschlossen, hier so bald als möglich zu handeln. Im Interesse der Opfer -
und um gegenüber den Tätern eine ganz klare Sprache zu sprechen: Was du 
tust, ist kriminell, und der Staat wird deinen Psychoterror nicht dulden, son-
dern dich dafür bestrafen! 
Auch unabhängig vom Stalking gibt es in Familien und Partnerschaft tagtäg-
lich und in allen gesellschaftlichen Schichten Gewalt. Besonders betroffen 
sind davon auch hier Frauen und Kinder. Man kann davon ausgehen, dass in 
Deutschland jährlich über 40.000 Frauen mit ihren Kindern in Frauenhäusern 
Schutz vor der Gewalt ihres Partners suchen - und dies, obwohl schon seit 
über 100 Jahren, nämlich seit Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuches am 
1. Januar 1900 klargestellt ist, dass kein Ehemann das Recht hat, seine Frau zu 
schlagen. Dennoch wurde häusliche Gewalt lange Zeit tabuisiert und verharm-
lost. Heute haben wir schon einen entscheidenden Bewusstseinswandel er-
reicht. Es ist in unserer Gesellschaft inzwischen anerkannt, dass häusliche 
Gewalt keine Privatangelegenheit ist, sondern wir gemeinsam alle Anstren-
gungen unternehmen müssen, um dagegen vorzugehen. Wir müssen hinschau-
en statt wegschauen, und wir müssen den Opfern helfen! 
Das Gewaltschutzgesetz, das im Jahr 2002 in Kraft getreten ist, ist ein gutes 
Beispiel dafür, wie auch das Zivilrecht mit präventiven Maßnahmen zum 
Schutz des Opfers vor weiteren Straftaten beitragen kann. Ein entscheidender 
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Grundsatz wurde damit gesetzlich verankert: ,,Der Täter geht, das Opfer 
bleibt." Eine der wichtigsten Maßnahmen ist die so genannte „Wegweisung". 
Damit kann das Gericht auf Antrag der verletzten Person etwa dem Täter ver-
bieten, die Wohnung des Opfers zu betreten, sich in dessen räumlicher Nähe 
aufzuhalten oder Kontakt zu ihm aufzunehmen. Diese Wegweisung wird er-
gänzt durch die Möglichkeit der Wohnungszuweisung. Danach kann das Op-
fer für mindestens ein halbes Jahr die alleinige Nutzung der gemeinsamen 
Wohnung beantragen. Diese Rechte des Opfers werden schließlich durch eine 
strafrechtliche Sanktion gestärkt. Wenn sich der Täter trotz eines entsprechen-
den Verbotes dem Opfer nähert oder zu ihm Kontakt aufnimmt, droht ihm das 
Gewaltschutzgesetz eine Freiheitsstrafe von bis zu einem Jahr oder Geldstrafe 
an. 

Durch das Gewaltschutzgesetz haben wir schon viel zum Schutz der Opfer 
erreicht. Die Opfer häuslicher Gewalt stehen heute besser da als vor dem In-
krafttreten des Gesetzes. Dies belegt eine vom Institut für Familienforschung 
in Bamberg durchgeführte Evaluation, die das Gesetz von Anfang an begleitet 
hat. Wir haben diese Studie in Auftrag gegeben, um feststellen zu können, wie 
sich das Gesetz in der Praxis bewährt. Die Ergebnisse zeigen, dass die getrof-
fenen Regelungen erforderlich waren und dass sie erfolgreich sind. Noch vor-
handene Defizite, die die Evaluation aufgezeigt hat, wollen wir beseitigen. 
Denn es ist klar, dass der Schutz, den das Gewaltschutzgesetz den Opfern bie-
tet, erst dann effektiv wird, wenn die Maßnahmen in der Praxis vor Ort auch 
schnell und konsequent umgesetzt werden. Dies ist unter anderem Aufgabe 
der Gerichtsvollzieher und der Staatsanwaltschaften. Einige Staatsanwalt-
schaften haben für die Bearbeitung von Verfahren aus dem Bereich der häus-
lichen Gewalt Sonderdezernate eingerichtet, die eng mit der Polizei zusam-
menarbeiten. Das begrüße ich sehr, denn für eine schnelle und effektive Hilfe 
ist insbesondere eine enge Zusammenarbeit aller beteiligten Stellen wichtig. 
Zugleich wird damit die Erfahrung im Umgang mit Verfahren dieser Art ge-
stärkt. In der Zukunft sollte die Kooperation daher noch ausgebaut werden. 
Ein weiterer wichtiger Gesichtspunkt ist, dass das Personal der Behörden, die 
das Gewaltschutzgesetz anwenden, noch stärker sensibilisiert wird. Erreicht 
werden kann dies insbesondere durch einen Ausbau der Fortbildungsmaß-
nahmen. Hier sind insbesondere die Länder gefordert, die für weite Bereiche 
von Justiz und Polizei zuständig sind. Ich appelliere deshalb an die Länder, 
hier für mehr Fortbildung zu sorgen und dadurch bei der Bekämpfung von 
häuslicher Gewalt mitzuhelfen. Aber auch der Bund arbeitet daran, den Schutz 
der Opfer weiter zu verbessern. So prüfen wir derzeit, ob es besser wäre, die 
Zuständigkeit für die Maßnahmen nach dem Gewaltschutzgesetz bei den Fa-
miliengerichten zu konzentrieren . Diese sind bislang nur zuständig, wenn Tä-
ter und Opfer zusammenleben oder innerhalb von sechs Monaten vor Antrag-
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stellung zusammen gelebt haben. In allen anderen Fällen ist dagegen das all-
gemeine Zivilgericht zuständig. Ob diese geteilte Zuständigkeit dem Bedürf-
nis des Opfers nach einer schnellen Entscheidung optimal gerecht wird, ist 
fraglich . Vielleicht sollte man hier etwas ändern. 
Zum Abschluss meiner Bemerkungen möchte ich Ihr Augenmerk auf ein 
Thema lenken, das nicht annähernd so viel öffentliche Aufmerksamkeit er-
fährt wie Gewalt gegen Kinder, aber das wir trotzdem nicht aus dem Blick 
verlieren dürfen. Ich meine die Gewalt gegen Alte, gegen Seniorinnen und 
Senioren. Wie uns die Polizeiliche Kriminalstatistik zeigt, sind ältere Men-
schen im Heilfeld nicht öfter Opfer einer Straftat als andere Altersgruppen. 
Wir müssen aber davon ausgehen, dass ihre Gewalterfahrungen in hohem 
Maße im Bereich des sozialen Nahraums angesiedelt sind und seltener erkannt 
werden. Die Opfer schweigen oft aus Angst vor den Konsequenzen oder aus 
Scham. Häufig haben sie aber auch gar keine Möglichkeit, ihr Leid zu artiku-
lieren. Nicht zuletzt durch den medizinischen Fortschritt und den demographi-
schen Wandel wird es in Zukunft immer mehr Menschen geben, die ein hohes 
Lebensalter erreichen. Trotzdem wissen wir hier zum Thema Kriminalität 
noch viel zu wenig. 1992 hat das Kriminologische Forschungsinstitut Nieder-
sachsen erstmals umfangreiche Daten zur Opferwerdung älterer Menschen 
erhoben, und derzeit läuft eine Wiederholungsbefragung. Von dieser Studie 
erhoffen wir uns wichtige Erkenntnisse über Gewalt- und Opfererfahrungen in 
häuslichen Pflegebeziehungen, und ich bin sehr froh, dass dieses Thema auch 
im Rahmen dieser Konferenz behandelt wird. 
Mit Blick auf einen schweren Fall von Patiententötungen hat Gisela Fried-
richsen am letzten Montag im „Spiegel" eine „düstere Zukunft für Alte und 
Kranke" prophezeit. 1 Ich meine, wir dürfen nicht zulassen, dass diese Prophe-
zeiung eintritt. Ob dies gelingt, hängt nicht nur vom Strafrecht ab . Es ist auch 
eine Frage der Sozialpolitik, wenn es darum geht, pflegende Angehörige zu 
unterstützen; es ist ein Frage der medizinischen Ethik, die auch die Hilfe beim 
Sterben zunehmend als Aufgabe erkennt, und es ist eine Frage, ob in unserer 
Gesellschaft Leiden und Altern seinen Platz behält oder nur noch als emotio-
nale und finanzielle Belastung für die Jungen und Gesunden angesehen wird. 
Dieses Beispiel zeigt, dass menschliches Verhalten nicht allein von strafrecht-
lichen Normen geprägt wird. Wenn es darum geht, Gewalt zu verhindern, 
spielt deshalb die Kriminalprävention im umfassenden Sinne eine wichtige 
Rolle. Nur wenn wir um Risikofaktoren wissen, die die Entstehung von Kri-
minalität begünstigen, und um Schutzfaktoren, die ihr entgegenwirken, nur 
dann ist eine erfolgversprechende Vorbeugung möglich. 

1 G. Friedrichsen: ,,Ich habe es nicht ertragen", ,,Der Spiegel" Nr. 45 v. 6.11.2006, S. 48 f. 
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Kriminalprävention ist eine Aufgabe, die alle angeht - öffentliche Institutio-
nen und gesellschaftliche Kräfte. Mit dem Deutschen Forum für Kriminalprä-
vention - an dessen Gründung das Bundesministerium der Justiz mitgewirkt 
hat - gibt es ein Gremium, das alle Akteure bundesweit zusammenführt und 
außerordentlich wichtige Arbeit leistet. Schon in meiner Amtszeit als Präsi-
dentin haben wir die Gewaltprävention zu einem Schwerpunkt der Tätigkeit 
gemacht. Herr Professor Egg ist nicht nur Direktor der Kriminologischen 
Zentralstelle, sondern gleichzeitig auch Vorstandsvorsitzender des Deutschen 
Forums für Kriminalprävention. Diese Vernetzung der Institutionen und der 
Disziplinen brauchen wir, wenn wir bei der Bekämpfung der Gewalt Erfolg 
haben wollen. Nur gemeinsam lassen sich in einer Gesellschaft Schutz und 
Sicherheit organisieren. Dieser Gedanke prägt auch das Programm und die Re-
ferentenliste dieser Konferenz. Ich bin deshalb zuversichtlich, dass sie ebenso 
ertragreich sein wird wie die Arbeit der Kriminologischen Zentralstelle in den 
vergangenen 20 Jahren. Ich wünsche Ihnen für diese _Tagung und für die weite-
re Arbeit alles Gute und viel Erfolg - unsere Gesellschaft kann ihn gebrauchen. 





Grußwort 

Jürgen Banzer 
Hessischer Staatsminister der Justiz 

Sehr geehrte Frau Bundesministerin, 
sehr geehrter Herr Professor Dr. Egg, 
meine Damen und Herren, 

anlässlich der Fachtagung „Gewalt im privaten Raum - aktuelle Formen und 
Handlungsmöglichkeiten" heiße ich Sie in Wiesbaden herzlich willkommen. 
Es freut mich sehr, dass auch diese Tagung der Kriminologischen Zentralstel-
le wieder so gut besucht ist und Sie sich hier so zahlreich eingefunden haben, 
um sich über das aktuelle Thema „Gewalt im privaten Raum - aktuelle For-
men und Handlungsmöglichkeiten" auszutauschen. 
Der Kriminologischen Zentralstelle ist es auch diesmal wieder gelungen, sich 
der großen und wichtigen kriminalpolitischen Themen anzunehmen und damit 
das Bedürfnis von Wissenschaft, Praxis und Politik nach einem Wissens- und 
Meinungsaustausch auf diesem Gebiet zu treffen. 
Bevor ich weiter auf das Thema der Tagung eingehe, erlauben Sie mir bitte 
ein paar Worte zur Kriminologischen Zentralstelle. Nicht nur, weil Hessen bei 
den Tagungen in der Landeshauptstadt immer besonders Stolz darauf sein 
kann, ,,Sitzland" dieser Bund-Länder-Einrichtung zu sein. Sondern vor allem, 
weil diese Veranstaltung eine „Jubiläumstagung" ist: Vor 25 Jahren wurde die 
Gründungsvereinbarung unterzeichnet. Vor 20 Jahren hat die KrimZ ihre Ar-
beit in Wiesbaden aufgenommen. 
Am 13. Juni 1986 sprachen bei der feierlichen Eröffnungsveranstaltung eben-
falls der Hessische Justizminister und der Bundesjustizminister. Das Thema 
des damaligen Festvortrages (von Günther Kaiser1

) lautete: ,,Anwendungsori-
entierte Kriminologie - Möglichkeiten und Grenzen". Er befasste sich mit der 
praxisbezogenen Forschung, die sich der breiteren wissenschaftlichen Öffent-
lichkeit und Praxis zu stellen habe, und zwar nicht allein um der kriminologi-
schen Erkenntnis willen, sondern „letztlich zu dem Zweck, Verbrechen zu 

Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Günther Kaiser, emeritierter Direktor am Max-Planck-Institut für aus-
ländisches und internationales Strafrecht in Freiburg, war 12 Jahre lang Mitglied des Beirates 
derKrimZ. 
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verhüten und den Umgang mit dem Straffälligen und dem Opfer rationaler 
und zugleich menschlicher zu gestalten". 
Der Redner schloss damals mit den Worten: ,Jm Sinne dieses übergeordneten 
Zieles möge die Kriminologische Zentralstelle erfolgreich wirken." 
Und genau diesem Ziel dient die KrimZ auch heute wieder mit der heutigen 
Fachtagung. ,,Gewalt im privaten Raum" ist ein Problemkreis, der Politik und 
Praxis gleichermaßen beschäftigt: Aktuelle Gesetzesvorhaben - ich nenne hier 
nur den von Hessen angestoßenen „Stalking"-Paragraphen im Strafgesetzbuch 
- gehören dazu. Hier freut es mich ganz besonders, dass nunmehr die Verab-
schiedung einer entsprechenden Änderung des Strafgesetzbuchs, mit der die 
schwere Belästigung einer Person mit einem eigenen Straftatbestand unter 
Strafe gestellt wird, im Bund in die Wege geleitet wurde. 
Auch die Umsetzung des Gewaltschutzgesetzes2 von 2002 gehört hierzu, das 
den Schutz der Betroffenen erheblich verbessert hat und effektivere - und vor 
allem schnellere - Handlungsmöglichkeiten bietet. 
Die öffentliche Diskussion über „häusliche Gewalt" in den letzten Jahren und 
sicherlich auch die Gesetzesänderungen, zu denen bereits die Abschaffung der 
Sonderbehandlung von sexuellen Straftaten in der Ehe durch die Novellierung 
des Sexualstrafrechts im Jahre 1997 gehört, haben dazu beigetragen, dass die 
Opfer die an ihnen verübte Gewalt innerhalb einer Partnerschaft nicht mehr 
als Privatsache sehen, sondern als das, was sie ist: als eine Gewalttat. 
Doch reicht der Blick auf gesetzgeberische Maßnahmen und die Reaktions-
maßnahmen der Justiz nicht aus . Das Problem der Gewaltanwendung in Part-
nerbeziehungen kann ganz offensichtlich nicht allein mit den repressiven 
Maßnahmen des Rechts - letztlich des Strafrechts - eingedämmt werden. 
Vielmehr ist eine koordinierte Zusammenarbeit der Justizbehörden mit der 
Polizei und mit sozialen und medizinischen Einrichtungen notwendig. 
Hierzu hat Hessen im Justizministerium in diesem Jahr eine „Landeskoordi-
nierungsstelle gegen häusliche Gewalt" eingerichtet. Diese soll das vernetzte 
Vorgehen staatlicher, karitativer und auch medizinischer Einrichtungen er-
möglichen und verbessern. Mit Hilfe der Koordinierungsstelle sollen sich die 
verschiedenen Professionen - mit ihren Aufgaben und Möglichkeiten - ken-
nen lernen. Die Kommunikationswege sollen abgekürzt werden; ein koordi-
niertes Arbeiten zum Schutz vor häuslicher Gewalt und zur Hilfe in Fällen 
solcher Gewalttaten wird damit ermöglicht. 

2 Gesetz zur Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten sowie zur Erleichte-
rung der Überlassung der Ehewohnung bei Trennung, BGB!. I 2001 , 3513 . 
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So kann ein effektives Netz von Beratungs-, Hilfs- und Interventionsstellen 
und Personen aufgebaut werden. Dieses stellt sicher, dass jede von einem Op-
fer angesprochene Person die Existenz und die Hilfsmöglichkeiten anderer 
Stellen kennt und die verschiedenen Maßnahmen sinnvoll miteinander ver-
bunden werden können. 
Erst Anfang des Monats hat sich die Landeskoordinierungsstelle einem As-
pekt der Gewalt im privaten Raum auf einer eigenen Fachtagung angenom-
men: ,,Trennung nach häuslicher Gewalt - eine gefährliche Zeit für die Opfer" 
war Thema eines Arbeitstages am 2. November in Frankfurt. 
Vertreter aus Wissenschaft und Praxis haben sich an diesem Tag in Referaten 
und Arbeitsgruppen über die Möglichkeiten der Beratung und Unterstützung 
ausgetauscht, um in dieser besonders gefährlichen Zeit - ein Großteil der Tö-
tungsdelikte in diesem Bereich finden in der Trennungsphase bzw. kurz nach 
der Trennung statt - ein möglichst sicheres Netz zu schaffen, das Straftaten zu 
vermeiden hilft. 

Meine Damen und Herren, 
Sie sehen, die Aufgaben der Landeskoordinierungsstelle und die damit ver-
bundenen Arbeiten decken sich mit den Referatsthemen, die auf dieser Ta-
gung zur Sprache kommen. Deshalb erhoffen wir uns von diesen zwei Tagen 
viele Impulse un'd Anregungen, welche Maßnahmen das Land treffen kann, 
um den Opfern von Gewalttaten in Partnerbeziehungen mit Rat und Tat zur 
Seite zu stehen und welche Wege beschritten werden können, damit solche 
Taten durch geschickte Präventionsarbeit möglichst gar nicht erst verübt wer-
den. 
Sie sehen, die Erwartungen an die Fachtagung sind hoch. Ich bin sicher, dass 
auch diese Tagung - wie die vorherigen Tagungen der Kriminologischen 
Zentralstelle - diesen Erwartungen gerecht werden kann. Ein Blick in das 
Teilnehmerverzeichnis und auf die Liste der Referenten zeigt, dass hier sehr 
viel Sachverstand aus Wissenschaft und Praxis versammelt ist, um sich über 
diese Form der Gewaltkriminalität auszutauschen. 
Ich wünsche Ihnen allen eine interessante und fruchtbare Tagung. 





Gewalt im privaten Raum: 
Eine Einführung aus kriminologischer Sicht 

Jörg-Martin Jehle 

1. Zum 20-jährigen Bestehen der Kriminologischen Zentralstelle 
Die Kriminologische Zentralstelle hat sich im Laufe der letzten zwei Jahr-
zehnte verschiedentlich mit Gewaltphänomenen befasst - sei es in Forschun-
gen zu Maßregelpatienten und zu gefährlichen Straftätern, insbesondere Sexu-
aldelinquenten, sei es bei einer Reihe von Fachtagungen. Da die Eröffnungs-
veranstaltung etwas mehr als 20 Jahre zurückliegt, kann die jetzige Veranstal-
tung, die diesem Tagungsband zugrunde liegt, als eine Art von Jubiläumsver-
anstaltung begriffen werden. Deshalb mag es erlaubt sein, einleitend einige 
Bemerkungen zum 20-jährigen Bestehen der KrimZ zu machen, zumal der 
Autor die ersten 11 Jahre maßgeblich mitgestaltet hat. 
Vor etwa 10 Jahren beschrieb Reinhard Böttcher in der Festschrift für Günther 
Kaiser, wie es zur Kriminologischen Zentralstelle kam. 1 Er zeichnet darin den 
„mühsamen, streckenweise geradezu quälenden Prozess der Gründung der 
KrimZ" (S. 55) nach. Es gelingt ihm ein Lehrstück, das nachzulesen auch für 
Nicht-Kriminologen höchst aufschlussreich ist, zeigt es doch, in welchem Kräf-
tefeld sich Einrichtungen etablieren und bewähren müssen, die über Ressort-
grenzen hinausgreifen und in der föderalistischen Zuständigkeitsstruktur nicht 
klar zugeordnet werden können. Während der langjährigen Gründungsphase, 
die ins Jahr 1966 zurückreicht, haben sich die Ress6rts des Inneren, der Justiz 
und des Kultus bzw. der Wissenschaft auf Ebene des Bundes und der Länder-
ministerkonferenzen mit der KrimZ gefasst, desgleichen Wissenschaftsorgani-
sationen wie die Max-Planck-Gesellschaft und die Deutsche Forschungsge-
meinschaft. Es wurden große Lösungen (vier C 4-Professorenstellen) erwogen, 
die nach Beteiligung der Finanzminister zunächst gänzlich blockiert wurden 
und dann nach und nach einer kleinen Lösung weichen mussten. 
15 Jahre nach Beginn der ersten Überlegungen wurde im Jahre 1981 auf der 
Justizministerkonferenz endlich der Verein Kriminologische Zentralstelle ge-
gründet, mit dem Bund und den Bundesländern als Mitglieder. Doch sollte es 
nochmals vier weitere Jahre dauern, bis der Haushalt gesichert war und eine 

1 Reinhard Böttcher, Die Kriminologische Zentralstelle in Wiesbaden. Wie es dazu kam; in : FS 
Kaiser 1997, S. 47 ff. 
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Bestellung des Direktors und stellvertretenden Direktors zum 1. Dezember 
1985 gelang. 
Auf der Eröffnungsveranstaltung im Jahr 1986 gaben sich die Justizminister des 
Bundes, der Länder Hessen und Rheinland-Pfalz, das zugleich den Vorsitz der 
Justizministerkonferenz innehatte, ebenso wie ranghohe Vertreter der obersten 
Behörden die Ehre; auch die Wissenschaft war prominent vertreten.2 Weil bei 
den Gründungsmitgliedern eine genaue Vorstellung davon fehlte, was die 
Kriminologische Zentralstelle tun sollte, war die Eröffnungsveranstaltung das 
geeignete Forum, ein Konzept vorzustellen und zu diskutieren - unter dem 
Motto „Kriminologische Dokumentation und Forschung im Spannungsfeld 
zwischen wissenschaftlichen Erfordernissen und praktischen Bedürfnissen".3 

Danach liegt die Aufgabe der Kriminologischen Zentralstelle im Transfer wis-
senschaftlicher Erkenntnis in die Praxis mit den drei Elementen Dokumentati-
on, Theorie-Praxis-Austausch sowie praxisorientierter Eigenforschung - ein 
Konzept, das aufgegangen ist und auch nicht korrigiert werden musste.4 

Die Dokumentation hat wie die gesamte Stelle bei Null begonnen, inzwischen 
ist sie enorm gewachsen: Die KrimZ zählt nicht nur zu den größten krimino-
logischen Bibliotheken, sondern verfügt auch über die beste Dokumentation: 
In der Zusammenarbeit mit Juris werden dem Nutzer Recherchemöglichkeiten 
an die Hand gegeben und Literaturauswertungen geboten, die inzwischen vie-
le Tausend Dokumente umfassen.5 

Der Theorie-Praxis-Austausch wurde vor allem mit Fachtagungen betrieben, 
die eine Vielzahl von Themen ansprachen. Es kamen Joint Ventures zustande, 
unter anderem mit dem Bundesjustizministerium und den Länderjustizminis-
terien, der Deutschen Richterakademie, der Polizeiführungsakademie und zu-
letzt mit dem Deutschen Forum Kriminalprävention. Zunehmend rankten sich 
die Gegenstände der Fachtagungen um die Forschungsprojekte, zum Teil 
wurden die Fachtagungen geradezu integraler Teil der Forschung. Aus jünge-
rer Zeit seien Gegenstände herausgegriffen, die mit dem Thema des Aufsatzes 
m Verbindung stehen: sexuelle Gewaltdelikte, Tötungsdelikte, gefährliche 

2 S. die Dokumentation in Band I der Schriftenreihe der Kriminologischen Zentralstelle: Anwen-
dungsbezogene Kriminologie zwischen Grundlagenforschung und Praxis, hrsg. von Jörg-
Martin Jeh/e und Rudolf Egg, Wiesbaden 1986. 

3 So lautete das Thema einer hochrangig besetzten Podiumsdiskussion auf der Eröffnungsverans-
taltung, s. Jehle/Egg 1986 (Fußnote 2). 

4 S. dazu genauer: Jehle, J.-M , Die Kriminologische Zentralstelle - Eine neue Institution zwi-
schen Wissenschaft und Praxis; in: Jehle/Egg, 1986 (Fußnote 2), S. 25 ff. 

5 Die Abstracts der Literaturauswertungen sind bis 1999 im sog. Referatedienst der Kriminologi-
schen Zentralstelle (bearbeitet von Werner Sohn) veröffentlicht; seither nur noch elektronisch 
verfügbar. 
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Straftäter, aber auch extremistische Kriminalität. Die Ergebnisse dieser Fach-
tagungen sind nachzulesen in inzwischen rund 70 Bänden der beiden Schrif-
tenreihen der Kriminologischen Zentralstelle. 
Ebenfalls dort niedergelegt sind die Bemühungen um bessere Zugänge und 
bessere Gestaltung der Strafrechtspjlegestatistiken. Erst jüngst hat der natio-
nale Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten dieses Thema wieder aufgegriffen.6 

Hierher gehört auch die Dokumentation zu den Kriminologischen Diensten 
der Länder und die von der KrimZ getragene statistische Erfassung der Sozial-
therapie. 7 Schließlich sind aus diesem Bereich auch die Vorarbeiten zu einer 
bundesweiten Rückfallstatistik hervorgegangen, die Wolfgang Heinz und der 
Autor vor einiger Zeit voröffentlichen konnten8 und die bald eine neue Aufla-
ge erlebt. 
Schließlich sei noch ein kurzer Blick auf die Forschungen der Kriminologi-
schen Zentralstelle geworfen. Es mag heute merkwürdig klingen, aber vor 20 
Jahren hatte sich der Vorstand mit der Befürchtung auseinanderzusetzen, die 
KrirnZ betreibe womöglich Staatsforschung oder nehme den unabhängigen 
Wissenschaftlern Forschungsaufträge weg.9 Von diesen Ängsten ist nichts 
geblieben. Vielmehr konnte die KrimZ die Fachöffentlichkeit überzeugen, 
dass ihre Forschungen gleichermaßen wissenschaftlichen Wert und prakti-
schen Nutzen besitzen. Neben vielen kleinen Untersuchungen hat die KrimZ 
einige groß angelegte bundesweite Forschungsprojekte durchgeführt. Hervor-
zuheben sind die Projekte über gemeinnützige Arbeit statt Ersatzfreiheitsstra-
fe10· Therapieregelungen und Einstellungen nach dem Betäubungsmittelge-
setz 11 ' Maßregeln der Besserung und Sicherung nach§§ 63, 64 StGB 12, Sozia-

6 Er hat eine Kommission eingesetzt, der auch der Direktor der Kriminologischen Zentralstelle 
angehört. 

7 Spöhr, Melanie, Sozialtherapie im Strafvollzug: Ergebnisübersicht zur Stichtagserhebung zum 
31.3.2007, Wiesbaden 2007. 

8 Jehle, Jörg-Martin; Heinz, Wolfgang; Suuerer, Peter: Legalbewährung nach strafrechtlichen 
Sanktionen. Eine kommentierte Rückfallstatistik; hrsg. vom Bundesministerium der Justiz, Ber-
lin 2003. 

9 Vgl. Jehle 1986 (Fußnote 4, S. 27). 

10 Feuerhelm, W. , Gemeinnützige Arbeit als Alternative in der Geldstrafenvollstreckung, 199 1, 
sowie Jehle, J.-M ; Feuerhelm, W. ; Block, P.: Gemeinnützige Arbeit statt Ersatzfreiheitsstrafe, 
1990. 

11 Kurze, M , Strafrechtspraxis und Drogentherapie, 1994; Egg, R. (Hrsg.), Therapieregelungen 
des Betäubungsmittelrechts - deutsche und aus ländische Erfahrungen, 1992, sowie Aulinger, 
S. , Die Rechtsgleichheit und Rechtswirklichkeit bei der Strafverfolgung von Drogenkonsumen-
ten, 1997. 

12 Gebauer, M. ; Jehle, J.-M (Hrsg.), Die strafrechtliche Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus, 1993; Dessecker, A.; Egg, R. (Hrsg.), Die strafrechtliche Unterbringung in einer 
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Je Dienste der Justiz 13
' und die letzten Jahre dominierend die umfassende Un-

tersuchung der Sexualdelikte. 14 Gerade die Forschungsprojekte zu den Maßre-
geluntergebrachten und den Sexualstraftätern haben zunehmend die Fokussie-
rung auf gefährliche Straftaten und Straftäter bewirkt, was sich auch in etli-
chen Fachtagungen ausgedrückt hat. 
Eine abschließende Bewertung der Arbeit der Kriminologischen Zentralstelle 
steht dem Autor als Beteiligtem nicht zu. Im Hinblick auf die ersten 10 Jahre 
hat Böttcher festgestellt, der Vorstand der KrimZ habe den Mund nicht zu voll 
genommen, als er davon sprach, dass die KrimZ ein ausgesprochen produkti-
ves, effizientes und in Wissenschaft und Kriminalpolitik gleichermaßen aner-
kanntes Institut geworden sei. 15 Um so überraschender war es, dass die Fi-
nanzministerkonferenz im Jahr 1994 eine Streichliste mit etwa 30 kleinen 
Bund-Länder-Einrichtungen präsentierte und die Existenz der Kriminologi-
schen Zentralstelle in Frage stellte. Dank der großartigen Unterstützung sei-
tens der Justizministerien, der Wissenschaftler Und der Strafrechtspraxis ist es 
damals gelungen, diesen Angriff abzuwehren. So konnte im Herbst 1996 der 
erfolgreiche Ausgang der Kampagne gefeiert werden und der Autor guten 
Gewissens die KrimZ verlassen. Die langjährige Erfahrung in hohen Ämtern 
der Justizverwaltung haben Böttcher allerdings schon damals voraussehen las-
sen, dass dasselbe Spiel wieder beginnen könnte. So schreibt er im Jahr 1996: 
,,Man kann allerdings nur hoffen und keineswegs sicher sein, dass die Finan-
zierungsfrage nun endgültig ausgestanden ist" (S. 49). 
Diesmal ist - nach 20-jährigem Bestehen der KrimZ - das Ergebnis trotz glän-
zender Evaluation und einmütigen Votums seitens der Justizministerien un-
günstiger: Diesmal sind die von der Finanzministerkonferenz auferlegten Kür-
zungen substanzbedrohend. Dieser fachlich nicht begründbare Beschluss ist um 
so unverständlicher, wenn man sich die zunehmende Bedeutung wissensbasier-

Entziehungsanstalt, 1995; Dessecker, A. , Suchtbehandlung als strafrechtliche Sanktion, 1996; 
Dessecker, A., Straftäter und Psychiatrie, 1997. 

13 Block, P. , Rechtliche Strukturen der Sozialen Dienste in der Justi z, 1997; Jehle, J.-M. ; Sohn, W. 
(Hrsg.), Organisation und Kooperation der Sozialen Dienste in der Justiz, 1994, Egg, R. ; Jehle, 
J.-M. ; Marks, E. (Hrsg.), Aktuelle Entwicklungen in den Sozialen Diensten der Justiz, 1996; 
Kurze, M. , Soziale Arbeit und Strafjustiz, 1999. 

14 Egg, R. (Hrsg.), Sexueller Missbrauch von Kindern: Täter und Opfer; 1999; Egg, R. (Hrsg.), 
Behandlung von Sexualstraftätern im Justizvollzug, 2000; Elz, J. , Legalbewährung und krimi-
nelle Karrieren von Sexualstraftätern: Sexuelle Missbrauchsdelikte, 2001; Elz, J., Legalbewäh-
rung und kriminelle Karrieren von Sexualstraftätern: Sexuelle Gewaltdelikte, 2002; Elz, J. ; 
Fröhlich, A., Sexualstraftäter in der DDR, 2002; Elz, J. , Sexuell deviante Jugendliche und He-
ranwachsende, 2003 ; Elz, J. ; Jehle, J.-M. ; Kröber, H.-l. (Hrsg.), Exhibitionisten: Täter, Taten, 
Rückfall; 2004. 

15 Böttcher, R. (Fußnote 1, S. 49). 
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ter Kriminalpolitik vor Augen hält. Erst jüngst hat das Bundesverfassungsge-
richt in seiner Entscheidung zum Jugendstrafvollzug den Gesetzgeber darauf 
verpflichtet. 16 Unsere Nachbarländer, ob nun die Niederlande, Frankreich, 
Schweden oder insbesondere England, leisten sich große staatliche bzw. staat-
lich gestützte Einrichtungen für kriminologische Forschung. So bleibt nur zu 
hoffen, dass sich die fachlich unbestrittene Einsicht in die Notwendigkeit des 
Fortbestands der KrimZ auch finanzpolitisch durchsetzen lässt - die Auffas-
sung Böttchers bestätigend, dass es „ein Schildbürgerstreich wäre, die KrimZ 
aufzulösen (S. 49)". 

II. Einführung in das Thema 
Das Thema Gewalt und Gewaltkriminalität hat in den letzten 20 Jahren eine 
starke Konjunktur und eine breite wissenschaftliche Behandlung erfahren; 
dies gilt auch und gerade für den Bereich der Gewalt im privaten Raum. Da-
her kann es hier nur um einführende generelle Bemerkungen gehen, die skiz-
zenhaft den Rahmen zeichnen, in den die speziellen Themen und Erkenntnisse 
eingeordnet werden können. 
Einen ersten Zugriff auf die Problematik bieten Überblicksarbeiten, die aus 
der Sicht verschiedener Disziplinen den Erkenntnisstand zusammengetragen 
und integriert haben. Immer noch lesenswert ist das Gutachten der sog. Ge-
waltkommission 17, das vier dicke Bände umfasst. Ein großer Abschnitt wid-
met sich der Gewalt in der Familie, der in mehrere Teilbereiche untergliedert 
ist: Die Gewaltanwendung unter Ehepartnern oder Partner einer nichtehelichen 
Lebensgemeinschaft, die Gewaltanwendung der Eltern oder Elternersatzperso-
nen gegenüber ihren Kindern, Gewalt unter Geschwistern sowie die Gewalt der 
Kinder gegenüber den Eltern. Unter letzteren wird auch die Gewalt gegen alte 
Menschen behandelt, die aber über das Eltern-Kind-Verhältnis hinausgeht und 
insbesondere auch Gewaltanwendung durch Betreuungspersonen betrifft. Die 
Gewaltkommission bleibt indes nicht bei der differenzierten Beschreibung 
dieser Gewaltformen und ihrer Ursachen stehen, sondern bietet kriminalpoliti-
sche Leitlinien zur Prävention und strafrechtlichen Intervention, die auch 17 
Jahre nach ihrem Erscheinen aktuell sind und zum Teil der Umsetzung harren. 
Eine weitere Quelle für einen ersten Überblick bieten der 1. Periodische Si-
cherheitsbericht der Bundesregierung18 2001 , der sich in einem größeren Ab-

16 Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 3 1.5 .2006 (BVerfGE 116, 69). 

17 Schwind/Baumann u. a. (Hrsg.), Ursachen , Prävention und Kontrolle von Gewalt, Berlin 1990. 

18 1. Periodischer Sicherheitsbericht, Bundesjustizministerium und Bundesinnenministerium, Ber-
lin 2001. 
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schnitt mit Gewalt von und an Jugendlichen befasst, sowie der 2. Periodische 
Sicherheitsbericht19 2006, welcher im Abschnitt über Kinder und Jugendliche 
als Täter und Opfer ebenfalls Gewaltdelikte thematisiert. 

III. Was ist Gewalt? 
In genereller Hinsicht sind zunächst zwei Unterscheidungen zu treffen, die 
beide für das spezifische Thema von Bedeutung sind: 

legitime versus illegitime Gewalt und 
physische versus psychische Gewalt. 

Da der Begriff der Gewalt in der Alltagssprache unscharf gebraucht wird, soll-
te zunächst geklärt werden, was Gewalt im rechtlichen bzw. strafrechtlichen 
Sinne meint.20 Wenn wir Gewalt ins Englische oder Französische übertragen, 
begegnen uns wenigstens zwei grundverschiedene Begriffe: ,,power" und „vi-
olence": d. h. ,,power" als legale Autorität und Macht; ,,violence" als Miss-
brauch physischer Kraft. Wer „violence" ins Deutsche rückübersetzt, muss 
sich des Adjektivs bedienen: gewalttätig oder gewaltsam bzw. in substantivi-
scher Form Gewalttätigkeit oder Gewaltsamkeit. Freilich ist es für eine solche 
sprachliche Differenzierung viel zu spät, hat doch diese negative Bedeutung 
längst den Begriff der Gewalt usurpiert. Noch vor 40 Jahren konnte man un-
befangen vom besonderen Gewaltverhältnis sprechen, wenn man staatliche 
Institutionen wie Schulen oder Gefängnisse meinte, man konnte das Rechts-
verhältnis zwischen Eltern und Kindern als elterliche Gewalt bezeichnen, wie 
es bis 1977 im Bürgerlichen Gesetzbuch stand. 
Damals wurde elterliche Gewalt durch den Begriff der elterlichen Sorge er-
setzt. Aber es blieb zunächst weiterhin umstritten, ob das Erziehungsrecht 
auch ein Züchtigungsrecht umfasse, also die Anwendung physischer Gewalt. 
Noch in der Gewaltkommission gab es schwierige Auseinandersetzungen zwi-
schen den Gutachtern, bevor sich die Kommission zu dem damals bahnbre-
chenden Vorschlag eines Züchtigungsverbots entschloss. Dem ist der Gesetz-
geber 1997 und dann präzisierend im Jahre 2000 gefolgt. So lautet § 1631 
Abs. 2 BGB: ,,Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. Körperliche 
Bestrafungen, seelische Verletzungen und andere entwürdigende Maßnahmen 

19 2. Periodischer Sicherheitsbericht, Bundesjustizministerium und Bundesinnenministerium, Ber-
lin 2006. 

20 Neidhardt, Friedhelm, Gewalt: soziale Bedeutungen und sozialwissenschaftliche Bestimmun-
gen des Begriffs, in: Bundeskriminalamt (Hrsg.), Was ist Gewalt? Auseinandersetzungen mit 
einem Begriff, Bd. 1, Wiesbaden 1986, S. 109 ff.; Krey, Volker, Zum Gewaltbegriff im Straf-
recht, 1. Teil : Probleme der Nötigung mit Gewalt(§ 240 StGB), in : Bundeskriminalamt (Hrsg.), 
Was ist Gewalt? Auseinandersetzungen mit einem Begriff, Bd. 1, Wiesbaden 1986, S. 1 ff. 
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sind unzulässig." Der Gesetzgeber hat damit das elterliche Züchtigungsrecht 
abgeschafft. Dies stößt nicht auf einhellige Zustimmung: So heißt es in einem 
bekannten Strafrechtslehrbuch2 1

: 

,,So missbilligenswert brutale Erziehungsmethoden sind, so lebensfremd er-
scheint der in der Neufassung des Gesetzes zum Ausdruck kommende radikale 
Eifer. Jedem Erzieher ist das Suchen von Kindern nach Widerstand, auch kör-
perlichem, ja geradezu die Herausforderung dazu, bekannt. Nicht zuletzt be-
steht eine strafbewehrte Erziehungspflicht ( ... ). Besondere Probleme bereiten 
die anderweitigen Erziehungsgepflogenheiten der zahlreichen ausländischen 
Mitbürger. Die Bestimmung wird moderate elterliche Reaktionen nicht verhin-
dern und damit die Akzeptanz der Rechtsordnung weiter schwächen." 

Und so empfiehlt der Autor, bei moderater Reaktion der Eltern (Stichwort: 
Ohrfeige) eine straflose Unerheblichkeit der Körperverletzung anzunehmen. 
Unabhängig von dieser rechtlichen Bewertung scheinen in der Bevölkerung 
- geringfügige - Züchtigungen noch weit verbreitet. So stellt der Sicherheits-
bericht 2001 zwar fest, dass es im Laufe der letzten 60 Jahre zu einem konti-
nuierlichen Rückgang der Anwendung von Körperstrafen in der Kindererzie-
hung gekommen sei. Ergänzend sei angemerkt, dass dies erst recht für die 
Schule gilt, wo noch in den 1950er-Jahren, jedenfalls an deutschen Volks-
schulen, körperliche Strafen vielfach vorkamen. ,,Gleichwohl wird in mehr als 
der Hälfte der Familien auch heute noch Gewalt als Erziehungsmittel verwen-
det, womit eine große Anzahl von Kindern im sozialen Nahraum mit Gewalt 
aufwächst".22 Wenn aber jedenfalls leichte körperliche Züchtigungen durch 
Eltern auch heute noch weit verbreitet sind, so legt sich aus empirisch-
kriminologischer Sicht nahe, zu differenzieren und auf schwerer wiegende 
bzw. häufige Züchtigungen abzustellen, wie es etwa die KFN-Studie zur 
Schülergewalt tut (s. u.). 
Nach der Differenzierung zwischen legaler und illegaler Gewalt ist auch die 
zweite Unterscheidung zwischen physischer und psychischer Gewalt bedeut-
sam. Klassischerweise stellt das Strafrecht auf individuelle physische Gewalt-
handlungen ab. Freilich kennt das Strafgesetzbuch nicht den Begriff der Ge-
waltkriminalität oder des Gewaltdelikts. Nicht Gewalt als solche ist strafbar, 
sondern ihr Resultat oder ihr Gebrauch zu bestimmten Zwecken: Bei Tötungs-
und Körperverletzungsdelikten wird im Tatbestand zwar nicht explizit Gewalt 

21 Schroeder in Maurach/Schroeder/Maiwald, Strafrecht, Besonderer Teil, 9. Aufl. 2003, § 8 
Rn. 19. 

22 1. Periodischer Sicherheitsbericht, Bundesjustizministerium und Bundesinnenministerium, Ber-
lin 2001 , S. 497. 
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genannt, dennoch setzen sie implizit Gewaltanwendung voraus. Andere Tat-
bestände kennen Gewalt als konstitutives Merkmal, z. B. wenn sie eingesetzt 
wird, um rechtswidrig Eigentum zu erlangen - im Falle des Raubs, um Ge-
schlechtsverkehr zu erzwingen - im Falle der Vergewaltigung - oder um an-
dere gegen ihren Willen zu einem bestimmten Verhalten zu veranlassen - im 
Falle der Nötigung. 

Das Strafgesetzbuch spricht seit seinem Inkrafttreten vor 130 Jahren nur von 
Gewalt, ohne diesen Begriff näher zu definieren.23 Die Auslegung der Recht-
sprechung hat sich allerdings gravierend geändert: Ursprünglich verstand sie 
unter Gewalt die unmittelbare physische Zwangseinwirkung auf das Opfer; 
inzwischen genügt es, wenn das eingesetzte physische Mittel eine psychische 
Zwangswirkung auf das Opfer ausübt. Man hat diese Verlagerung vom physi-
schen auf den psychischen Bereich auch als sog. Vergeistigung des Gewalt-
begriffs bezeichnet. Wenn der Täter allerdings nur psychische/verbale Mittel 
einsetzt, um das Opfer psychisch zu beeinträchtigen, liegt im strafrechtlichen 
Sinne keine Gewalt vor. So sehr aus Bestimmtheitsgründen eine klare straf-
rechtliche Linie zu ziehen ist, so sehr ist sie empirisch in Frage zu stellen. Ge-
rade in symbiotischen Verhältnissen, in konjlikthaften Partnerbeziehungen, 
finden sich fließende Übergänge zwischen psychischer und physischer Ge-
walt; Demütigungen, Herabsetzungen gehen oft Hand in Hand mit körperli-
chen Übergriffen oder gehen ihnen unmittelbar voraus. Demütigungen sind 
strafrechtlich nur unzureichend als Ehrverletzungsdelikte erfasst. 

Anders sieht es aus, wenn man Abhängigkeitsverhältnisse betrachtet, etwa 
zwischen Eltern und Kind oder zwischen Pflegepersonen und zu pflegenden 
alten Menschen . Hier greift ein weiter gehender strafrechtlicher Schutz. § 225 
StGB, die Misshandlung von Schutzbefohlenen, betrifft auch das Quälen, das 
seelische Peinigen, sowie das Vernachlässigen der Sorgepflicht, welches zur 
Gesundheitsschädigung führt. 24 Noch weiter geht § 171 StGB: Danach ist es 
strafbar, wenn die Verletzung der Fürsorge- und Erziehungspflicht Kinder in 
ihrer psychischen Entwicklung erheblich schädigt.25 Auf einem ganz anderen 
Blatt steht, ob die Betroffenen den strafrechtlichen Schutz tatsächlich auch er-
halten. Oft werden sie aufgrund ihrer hilflosen Lage gerade unfähig sein, Poli-
zei oder Jugendamt einzuschalten. Die geringen Verurteilungen in diesem Be-
reich sprechen eine deutliche Sprache. Vorfälle, wie etwa der Fall Kevin in 
Bremen, die zu Recht in der Öffentlichkeit bzw. in den Medien skandalisiert 

23 Krey, Zum Gewaltbegriff im Strafrecht (Fußnote 20), S. 11-100; Eser in Schänke/Schröder, 
Strafgesetzbuch-Kommentar, 27. Aufl. , München 2006, Vor§§ 234 ff. Rn. 6. ff. 

24 Tröndle/Fischer, Strafgesetzbuch und Nebengesetze, 54. Aufl., München 2007, § 225 Rn. 8 ff. 

25 Tröndle/Fischer, Strafgesetzbuch und Nebengesetze, 54. Aufl. , München 2007, § 171 Rn. 4 ff. 
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worden sind, haben dazu beigetragen, die öffentliche Aufmerksamkeit auf die 
Vernachlässigung und die Misshandlung von Kindern zu lenken; deshalb ist 
damit zu rechnen, dass die Zahlen der polizeilich bekannt gewordenen Fälle 
auch ansteigen werden. 
Wenn zuvor festgestellt worden ist, dass psychische Gewalt als solche nicht 
strafbar sei, so ist allerdings einschränkend der neue Straftatbestand des Stal-
king anzuführen, der gerade darauf abzielt, den Strafrechtsschutz auch auf 
Formen psychischer Gewalt oder Beeinträchtigung auszudehnen.26 Die Hand-
lungsformen der Drohung mit der Verletzung der körperlichen Unversehrtheit 
grenzt an die physische Gewalt und entfernt sich damit nicht weit vom her-
kömmlichen Gewaltverständnis. Anders sind dagegen die beiden weiteren 
Handlungsformen zu beurteilen: Aufsuchen der räumlichen Nähe des Opfers 
bzw. der Versuch, mit ihm einen Kontakt unter Verwendung von Kommuni-
kationsmitteln herzustellen; diese Handlungen sind für sich genommen sozial 
adäquat, sie werden erst dadurch strafbar, dass der Täter beharrlich handelt 
und dadurch die Lebensgestaltung des Opfers schwerwiegend beeinträchtigt. 
Die Grenzziehung zwischen strafbarem und noch nicht strafbarem Verhalten 
ist also mit Hilfe wertender Begriffe (beharrlich, schwerwiegend) zu treffen.27 

Auch wenn es der Gesetzgeber damit der Strafrechtspraxis überlässt, hier die 
konkreten Abgrenzungen zu finden, so legt er doch zu Recht die Erkenntnis 
zugrunde, dass es Formen psychischer Beeinträchtigung gibt, die in ihrer Op-
ferwirkung der physischen Gewalteinwirkung gleichkommen. 

IV. Statistische Erkenntnisse zur Gewaltkriminalität 
Bevor auf spezifische Gewaltformen eingegangen wird, sei die allgemeine 
Entwicklung einiger ausgewählter Gewaltdelikte in den letzten drei Jahrzehn-
ten skizziert (s. Abbildung 1 ). 
Unter dem Begriff der Gewaltdelikte werden nach der polizeilichen Kriminal-
statistik folgende Deliktsgruppen zusammengefasst: Vorsätzliche Tötungsde-
likte, Vergewaltigung und schwere sexuelle Nötigung, Raub und räuberische 
Erpressung, gefährliche und schwere Körperverletzung sowie erpresserischer 
Menschenraub, Geiselnahme, Körperverletzung mit Todesfolge und Angriff 
auf den Luftverkehr. Die letzten Gruppen sind allerdings zahlenmäßig von ge-
ringer Bedeutung und werden deshalb hier nicht betrachtet. 

26 lackner/Kühl, Strafgesetzbuch-Kommentar, 26. Aufl ., München 2007, § 238 Rn. 2 ff. 

27 Kriti sch dazu: Kinzig, JA 2007, S. 481-487. 
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Abbildung 1: Ausgewählte Gewaltdelikte 1977 - 2006* 
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* Bis 1990 alte Bundesländer und Berlin-West, seit 1991 inklusive Gesamt-Berlin, seit 
1993 Bundesrepublik Deutschland gesamt. 

** Inklusive der von der Zentralen Ermittlungsgruppe Regierungs- und Vereinigungskri-
minalität (ZERV) erfassten Fälle von Mord u. Totschlag, deren Tatzeit zwischen 1951 
u. 1989 lag (,,Grenzfälle"). 

Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik der jew. Jahrgänge, hrsg. vom Bundeskriminalamt 
Wiesbaden, Tab. 2.18, seit 1997 Tab. 2. 19. 

Von 1977 bis 1981 ist in allen vier Hauptdeliktsbereichen ein leichter bis 
deutlicher Anstieg zu verzeichnen. So stieg die Zahl der schweren oder ge-
fährlichen Körperverletzung von 52 .000 im Jahr 1977 auf 68.800 im Jahr 
1981. Von 1982 von 1989 blieben die Zahlen eher konstant, es kam sogar zu 
leichten Rückgängen, ab 1989 ist zunächst wieder ein - mehr oder weniger -
starker Anstieg der Gewaltdelikte zu beobachten. Allerdings muss beachtet 
werden, dass sich die Zahlen seit 1993 auf höherem Niveau bewegen, da sie 
sich auf das gesamte Bundesgebiet beziehen; auch gibt es keinen einheitlichen 
Trend: Während unter den quantitativ wichtigsten Gruppen einerseits die ge-
fährliche und schwere Körperverletzung stetig steigt, hat andererseits der 
Raub seit 1997 abgenommen. Insbesondere die steigende Zahl gefährlicher 
und schwerer Körperverletzungen gilt als Beleg für die zunehmende Gewalt-
bereitschaft junger Männer. Differenziert man nämlich nach dem Alter, so 
zeigt sich, dass insbesondere die jugendlichen und heranwachsenden Gewalt-
täter zahlenmäßig zunehmen. Dabei ist auffallend, dass auf Opferseite eine pa-
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rallele Entwicklung stattfindet, was dafür spricht, dass die Gewaltdelikte vor-
nehmlich innerhalb derselben Altersgruppe stattfinden. 

Von kriminologischer Seite wird freilich die Frage gestellt, ob es sich bei dem 
Anstieg polizeilich registrierter Gewaltkriminalität um ein reales Anwachsen 
handelt oder ob dieser vielmehr dem Umstand geschuldet ist, dass das Dunkel-
feld stärker ausgeschöpft wird. Letzteres nimmt der 2. Periodische Sicher-
heitsbericht 200628 an, indem er unter Einbeziehung von Dunkelfeldstudien 
und versicherungsstatistischer Materialien feststellt, dass in einem Klima 
„stärkerer Sensibilisierung für und Ablehnung von Gewalt auch eine erhöhte 
Aufmerksamkeit für derartige Phänomene zu erwarten" sei, dass also Gewalt-
vorfälle heute häufiger als früher auch zur Anzeige gebracht würden. 

Die allgemeinen Zahlen zu Körperverletzungen sagen allerdings noch nichts 
darüber aus, ob diese Taten im privaten Raum stattfinden. Hier lassen sich nur 
wenige Daten aus der polizeilichen Kriminalstatistik entnehmen. Zum einen 
geht es um die Misshandlung von Schutzbefohlenen (siehe Abbildung 2) . Die 
Polizei unterscheidet hier Opfer bis unter 6 Jahre und solche zwischen 6 und 
14 Jahren. Bezüglich beider Opfergruppen zeigt sich ein massiver Anstieg, 
freilich bei vergleichsweise geringen absoluten Zahlen. Dieser Anstieg ist um 
so beachtlicher, wenn man berücksichtigt, dass zugleich die Kinderzahl in der 
Bevölkerung insgesamt abnimmt. 

Auch hier stellt sich die Frage, ob es sich um einen realen Anstieg oder um 
eine stärkere Ausschöpfung des Dunkelfelds handelt. Hierzu bestehen m. W. 
keine repräsentativen Untersuchungen. Allerdings ist plausibel anzunehmen, 
dass die verstärkte öffentliche Aufmerksamkeit eine entscheidende Rolle 
spielt. Ein erhellendes Beispiel ist die Kindesmisshandlung. Nachdem der Fall 
Kevin aus Bremen eine hohe Medienöffentlichkeit erfahren hatte, wurden die 
Jugendämter fast lawinenartig mit entsprechenden Hinweisen aus der Bevöl-
kerung auf Kindesmisshandlung versorgt. Allein in Göttingen registrierte das 
Jugendamt, das bisher pro Jahr 80 bis 100 Hinweise erhalten hatte, pro Tag bis 
zu 30 entsprechende Verdachtshinweise. Ansteigende Zahlen sind also nicht 
unbedingt ein Indiz für eine sich verschlechternde Realität, sie können vielmehr 
als ein gutes Zeichen begriffen werden - nämlich als Auswirkung einer ver-
schärften öffentlichen Kontrolle des Phänomens. 

28 2. Periodischer Sicherheitsbericht, Bundesjustizministerium und Bundesinnenministerium, Ber-
lin 2006, S. 354 ff. ( 400) . 
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Abbildung 2: Misshandlung von Schutzbefohlenen 1993 - 2006 
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Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik der jew. Jahrgänge, hrsg. vom Bundeskriminalamt 
Wiesbaden, Tab. 91 

Eine Annäherung an der Phänomen der Gewalt im privaten Raum ist auch 
möglich, wenn man nach der polizeilichen Kriminalstatistik Angehörige als 
Opfer von Gewaltdelikten untersucht. Zwei Drittel der Opfer sind weibliche 
Angehörige (10.825 Frauen von 16.284 Personen= 66 %). Da Gewalt außer-
halb des sozialen Nahraums vornehmlich zwischen männlichen Tätern und 
männlichen Opfern geübt wird, dürfte es sich bei diesen weiblichen Angehö-
rigen zumeist um Opfer in Partnerbeziehungen handeln. Allerdings ist keine 
Kombination mit dem Alter der Opfer möglich, so dass sich darunter auch ein 
unbekannter Anteil weiblicher Kinder befinden wird. Auch hier lässt sich über 
die Jahre hinweg ein deutliches Wachstum der polizeilich registrierten Fälle 
erkennen, und auch hier wird man dies weitgehend einer stärkeren Aufhellung 
des Dunkelfelds zuschreiben können. Seit den bahnbrechenden Arbeiten von 
Steffen et al. 29 aus den 1980er-Jahren hat die Polizei dazu gelernt, nämlich bei 
Partnergewalt nicht zu beschwichtigen, sondern strafrechtliche Verfolgungs-
maßnahmen einzuleiten. Im Übrigen werden heute standardmäßig Schutz-
maßnahmen nach dem Gewaltschutzgesetz angeboten. Neu ist - wie Steffen 

29 Steffen, Alltägliche Gewalt in der Polizeipraxis: Gewalt gegen Frauen, in: BKA (Hrsg.), Was ist 
Gewalt? Auseinandersetzung mit einem Begriff. Wiesbaden 1989, S. 115-125. 
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schreibt - nicht das Ausmaß der Gewalt gegen Frauen, neu ist, dass diese Ge-
walt nicht mehr hingenommen, sondern problematisiert, angegriffen, neu be-
wertet und abgelehnt wird. 
Zuletzt seien noch die Gewalttäter betrachtet. Hier liegen inzwischen reprä-
sentative statistische Daten vor, was die strafrechtliche Belastung von Gewalt-
tätern angeht. Die sog. Rückfallstatistik30 untersucht einen kompletten Jahr-
gang aus dem Bundeszentralregister daraufhin, ob binnen 4 Jahren neuerliche 
Verurteilungen aufgetreten sind und welche Art von Voreintragungen bestan-
den haben. Wenn man nun nach Gewalttätern differenziert, so lassen sich de-
ren kriminelle Karrieren im Sinne der Registereintragungen nachzeichnen (s. 
Abbildung 3). 

Abbildung 3: Rückfallstatistik 
Kriminelle Karrieren von Gewalttätern 
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Quelle: Harrendorf, S. (2004): Rückfälligkeit und kriminelle Karrieren von Gewalttätern. In: 
W. Heinz & J.-M. Jehle (Hrsg.), Rückfallforschung. KrimZ; Wiesbaden, S. 289 ff. 

30 Jehle/Heinz/Sutterer. Legalbewährung nach strafrechtlichen Sanktionen. Eine kommentierte 
Rückfallstatistik. Mönchengladbach 2003. 
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Das Schaubild zeigt, dass mehr als ein Drittel aller Gewalttäter ausschließlich 
mit dem abgeurteilten Gewaltdelikt aufgefallen sind (Einmaltäter), d. h. weder 
eine Vorstrafe noch ein Rückfalldelikt aufweisen. Diese Gruppe ist bei den 
Tötungsdelikten am größten (fast jeder 2. Fall), und am kleinsten bei den 
Raubdelikten (nicht einmal ein fünftel). Rund ein weiteres Drittel aller Ge-
waltdelikte weist daneben noch andere Delikte, aber kein weiteres Gewaltde-
likt auf (Gelegenheitstäter). Etwa ein Drittel der Gewalttäter hatte eine weitere 
Vorstrafe oder eine spätere Verurteilung wegen eines oder mehreren Gewalt-
delikten (in der Abbildung: Einsteiger, Aufsteiger, Serientäter). Man kann also 
etwa ein Drittel als Wiederholungstäter bezeichnen - in dem Sinne, dass sie 
mehrfach ein Gewaltdelikt, nicht notwendig immer dasselbe - verübt haben. 
Den harten Kern mit mindestens drei Verurteilungen wegen Gewaltdelikten 
(Serientäter) bildet eine kleine Minderheit von rund 6 % der Verurteilten. 
Folglich gilt auch für die Gewalttäter, was für die Straftäter insgesamt zutrifft: 
Die große Mehrheit bilden die Einmal- bzw. die Gelegenheitstäter. Mit der 
Rückfallstatistik lässt sich allerdings nichts über die Opfer aussagen, so dass 
sich Gewalt im privaten Raum hier nicht differenzieren lässt. 

V. Zusammenhänge zwischen früherer Gewalterfahrung und 
späterer Gewalttätigkeit 

Von besonderer Bedeutung für unser Thema ist die Frage, inwieweit erlittene 
Gewalt insbesondere im häuslichen Milieu im Sinne eines Kreislaufs der Ge-
walt zu späterer eigener Gewalttätigkeit der Betroffenen führt. Zunächst sei 
aber auf einige allgemeine Zusammenhänge zwischen häuslichem Milieu und 
Straffälligkeit aufmerksam gemacht. Seit den klassischen Untersuchungen von 
Glueck und Glueck31 konnten Täterforschungen einen entsprechenden Zusam-
menhang immer wieder bestätigen. So hat etwa in Deutschland die Tübinger 
Jungtäter-Vergleichsuntersuchung32 ein Syndrom familiärer Belastungen her-
ausgearbeitet, das mit einer hohen kriminellen Gefährdung einhergeht. Hierbei 
treffen zusammen: Die Zugehörigkeit zur Unterschicht und/oder längerfristiger 
Aufenthalt in unzureichenden Wohnverhältnissen und/oder längerfristiges Le-
ben von öffentlicher Unterstützung zusammen mit sozialer und/oder strafrecht-
licher Auffälligkeit einer Erziehungsperson sowie dem Umstand, dass der Pro-
band nicht unter ausreichender Kontrolle steht oder sich dieser aktiv entzieht. 
Es handelt sich also um ein Zusammentreffen von schwierigen sozioökonomi-
schen Verhältnissen verbunden mit persönlichen Defiziten oder Überforderung 
der Erziehungspersonen. 

31 Glueck/Glueck, Unravelingjuvenile delinquency, 3rd ed. Cambridge/MA 1957. 

32 Göppinger, Der Täter in seinen sozialen Bezügen, Berlin 1983. 
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Ähnliche Risikofaktoren hat auch die Cambridge Study in Delinquent Deve-
lopment von West und Farrington herausgearbeitet:33 „lower family income 
and !arge fami ly size", d. h. schwierige ökonomische Verhältnisse, ,,poor pa-
renting (inadequate supervision, erratic discipline)", d. h. defizitäre elterliche 
Sorge; ,,parent having a criminal record", d. h. strafrechtliche Auffälligkeit der 
Eltern; hinzu kommt noch die niedrige Intelligenz des Betroffenen. Die be-
troffenen Untersuchungspersonen, die drei und mehr Faktoren aufwiesen, wa-
ren mehrheitlich strafrechtlich in Erscheinung getreten, dagegen waren Unter-
suchungspersonen mit weniger Faktoren zu weniger als einem Drittel straffäl-
lig geworden. Hier zeigt sich insgesamt, dass schwierige familiäre Verhältnis-
se das Risiko für Straffälligkeit deutlich erhöhen. Freilich zeigen die Zahlen 
aber auch, dass solche Faktoren nicht zwangsläufig zu einer kriminellen Kar-
riere führen; vielmehr sind hier auch Schutzfaktoren zu beachten, die trotz der 
Belastungsfaktoren präventiv wirken.34 

Eine Belastung besonderer Art sind sicher erlittene Misshandlungen in der 
Kindheit. Hierzu hat die berühmte Dunedin-Kohortenstudie35 wichtige Er-
kenntnisse geliefert. Im Rahmen dieser Langzeitstudie wird eine repräsentati-
ve Geburtskohorte von mehr als 1.000 Kindern des Jahrgangs 1972/73 in ei-
nem neuseeländischen Bezirk von Geburt an bis ins 4. Lebensjahrzehnt ver-
folgt. Die Studie versucht, körperliche, psychische und soziale Umstände der 
Untersuchungspersonen möglichst vollständig zu erfassen. Im Hinblick auf 
spätere Gewalttätigkeit haben Moffitt et al. 36 herausgefunden, dass sowohl er-
littene Misshandlungen als auch eine bestimmte genetische Belastung (,,low 
activity level", das eine neuropsychologische Dysfunktion hervorrufen soll) 
das Risiko späterer Gewalttätigkeit erhöhen. So sind unter den männlichen 
Probanden ohne frühere Misshandlung und ohne genetische Belastung 10 bis 
15 % mit Gewalttaten auffällig geworden; solche, die Misshandlungen erlitten 
haben, wurden zu 35 % straffällig und zu 20 % gewalttätig; schließlich solche, 
die zusätzlich zu den erlittenen Misshandlungen auch noch eine genetische 
Belastung aufwiesen, wurden zu 80 % straffällig und zu 30 % gewalttätig . Die 
durchaus umstrittenen genetischen Befunde einmal beiseite gelassen, zeigen 
die Ergebnisse jedenfalls, dass frühere Gewalterfahrungen das Risiko späterer 

33 West/Farrington, The delinquent way oflife : third report of the Cambridge Study in Delinquent 
Development, London 1977. 

34 lösel/Bender, Protective factors and resilience, in Farrington/Coid (eds.), Early prevention of 
adult antisocial behavior. Cambridge 2003, S. 130 ff. 

35 Silva/Stanton (eds.), From child to adult: the Dunedin Multidisciplinary Health and Develop-
ment Study, Oxford 1997. 

36 Moffitt, Life-course persistent and adolescene-limited anti-social behavior, in: l ahey/Moffitt/Caspi 
(eds.), Causes of conduct disorder and juvenile delinquency. New York 2003, S. 49-75. 
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Gewalttätigkeit deutlich erhöhen; zugleich ist festzuhalten, dass die Mehrzahl 
der kindlichen Opfer gleichwohl später nicht straffällig bzw. gewalttätig wird. 
Auch in Deutschland gibt es eine Reihe von Untersuchungen, die auf die Fol-
gen elterlicher Gewalt für Gewalteinstellungen und -handlungen junger Men-
schen hinweisen.37 

In diesem Zusammenhang wird auf die besondere Belastung der Migranten-
kinder aufmerksam gemacht. Dies gilt bereits für die allgemeine strafrechtli-
che Auffälligkeit. So hat eine Sonderuntersuchung der Forschungsgruppe der 
Bayerischen Polizei38

, welche die Daten der polizeilichen Kriminalstatistik 
mit denen aus den Einwohnermelderegistern abgeglichen hat, herausgearbei-
tet, dass die Tatverdächtigenbelastungsziffern unter den nichtdeutschen fast 
doppelt so hoch sind wie diejenigen der deutschen Jugendlichen zwischen 14 
und 17 Jahren. Dieser Unterschied wächst noch, wenn man ausschließlich auf 
Gewaltdelikte abstellt. Die verstärkte Belastung ist freilich nicht eine Frage 
des Passes; so sind sog. Russlanddeutsche ebenfalls hoch belastet. Ganz of-
fensichtlich steht die vermehrte Straffälligkeit im Zusammenhang mit den 
Umständen, die sich aus der Migrationssituation ergeben. 

Entsprechende Erkenntnisse lassen sich auch mit Dunkelfeldforschungen ge-
winnen. So haben sich in der aktuellen KFN-Schülerbefragung (2005)39 die 
Erkenntnisse einer früheren Befragung bestätigt. Beispielsweise ergab die Be-
fragung in Stuttgart, dass die Schüler, die angaben, im letzten Monat geschla-
gen zu haben, bei den Türken mit 19,1 % deutlich über den Raten der Deut-
schen mit 12,8 % lagen. Für die ausgeübte Jugendgewalt spielt die Leidenser-
fahrung schwerer innerfamiliärer Gewalt (körperliche Züchtigung bzw. Miss-
handlung) eine wichtige Rolle. Im Vergleich der verschiedenen ethnischen 
Gruppen sind Deutsche generell am wenigsten von schweren körperlichen 
Züchtigungen und Misshandlungen betroffen. Aber immerhin sind dies in 
Stuttgart bei den Deutschen 17,5 % der Kinder und Jugendlichen, während bei 
den Türken 33,1 % betroffen sind. Auch wenn diese Zahlen nicht repräsenta-
tiv sind, so finden sich doch ähnliche Tendenzen auch in anderen Städten. 

Bringen wir nun erlebte Gewalt in der Erziehung und eigene Gewalttätigkeit 
zusammen, so zeigt sich ein deutlicher Zusammenhang: Erlittene Gewalt stei-
gert das Risiko eigener Gewalttätigkeit. Aber nicht jedes Gewaltopfer wird 

37 1. Periodischer Sicherheitsbericht, Bundesjustizministerium und Bundesinnenministerium, Ber-
lin 2001. 

38 Steffen, Streitfall „Ausländerkriminalität": Ergebnisse einer Analyse der von 1983 bis 1994 in 
Bayern polizeilich registrierten Kriminalität ausländischer und deutscher Tatverdächtiger. Be-
währungshilfe 42 (1995), 133-154. 

39 Baier/Pfeiffer, Gewalttätigkeit bei deutschen und nichtdeutschen Jugendlichen: Befunde der 
Schülerbefragung 2005 und Folgerungen für die Prävention. Hannover 2007. 
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später zum Gewalttäter. Dies gilt insbesondere auch für Migrantenkinder. Of-
fensichtlich müssen weitere Faktoren hinzutreten, dass es zu Gewalttätigkeit 
kommt. Einer dieser verstärkenden Faktoren ist das, was Pfeiffer als Teil der 
Medienverwahrlosung identifiziert hat, nämlich den übermäßigen Konsum 
von gewalthaltigen Medien (s . dazu Mößle et al. in diesem Band). 

VI. Schlussbemerkung 
Innerfamiliäre oder häusliche Gewalt bzw. Gewalt im privaten Raum bildet 
einen wichtigen Ausschnitt der Gewaltkriminalität, die wiederum in einem 
komplexen Zusammenhang mit allgemeiner Straffälligkeit und sozialer Ab-
weichung steht. Um freilich Handlungsmöglichkeiten im Sinne von präventi-
ven und repressiven Maßnahmen auszuloten, muss man verschiedene Gewalt-
formen unterscheiden, die in unterschiedlichen Kontexten auftauchen. Der 
vorliegende Tagungsband fokussiert sich auf besonders vulnerable Opfer-
gruppen: Lebenspartner, Kinder und pflegebedürftige ältere Menschen, be-
fasst sich speziell mit Gewalt in Zuwandererfamilien und greift als neue ge-
waltnahe Form das Stalking auf. Darüber hinaus werden praktische Präven-
tionseinsätze diskutiert, wobei explizit die Stärkung des Erziehungsgedankens 
angesprochen sowie Perspektiven für die Prävention, die sich aus der Wir-
kungsforschung bezüglich medialer Gewalt ergeben, aufgezeigt werden. 





Gewalt in der Partnerschaft 
Jens Luedtke 

1. ,,Gewalt in der Partnerschaft" als Thema 
Die Gewaltdebatte erlebt immer wieder „neue" Themen und Diskurse um diese 
als „neu" bezeichneten Themen. Aufgrund der stark negativen Konnotationen, 
die in sog. modernen Gegenwartsgesellschaften mit der Zuschreibung der Quali-
tät „Gewalt" verbunden sind, sind die Diskurse anfällig für Moralisierungen und 
Ideologisierungen interessierter Gruppen bzw. für öffentlich-politische Skanda-
lisierungen (Cremer-Schäfer 1995). Dies gilt auch für Gewalt in der Partner-
schaft. 
Dass die Anwendung von körperlichem und psychischem Zwang zur Durchset-
zung eigener Interessen gegen den Intimpartner auf Gesellschaftsebene als Gewalt 
definiert wird, ist in Deutschland jüngeren Datums. Zwar wurde seitens der Frau-
enbewegung längstens seit Anfang der l 970er-Jahre Gewalt von Männern gegen 
ihre Partnerinnen moniert, auch im Kontext der Einrichtung der ersten Frauenhäu-
ser. Seit Anfang bis Mitte der 1980er-Jahre nahm sich die Wissenschaft des Ge-
genstandes Gewalt in der Ehe bzw. in der Partnerschaft langsam an (so z. B. 
Schneewindetal. 1983; Honig 1986; Metz-Göckel & Müller 1987; Habermehl 
1989, Habermehl 1994). Auch der Bericht der Gewaltkommission der Bundesre-
gierung von 1990 behandelte Gewalt in der Familie als Thema (Schneider 1990; 
Honig 1990). 
Makrogesellschaftlich relevante, formal-rechtliche Reaktionen setzten dagegen 
erst später, gegen Ende der l 990er-Jahre, ein: das Recht auf sexuelle Selbstbe-
stimmung in der Ehe, das nach ersten (nicht erfolgreichen) Bemühungen Anfang 
der l 970er-Jahre erst 1997 gesetzlich festgehalten wurde; seither sind Vergewal-
tigung und sexuelle Nötigung inner- und außerhalb der Ehe als Straftatbestand 
gleichgestellt (§ 177 StGB). 1999 wurde die Initiative der Bundesregierung zum 
besseren Schutz der Frauen vor häuslicher Gewalt mit dem Ziel einer „gesamt-
gesellschaftlichen Prävention" gestartet, die Frauen wirksam vor Männergewalt 
schützen soll (BMFSFJ 1999: 11). Die jüngste Entwicklung zur Kontrolle des 
körperlichen Zwangs in Partnerschaften bildet das sog. ,,Gewaltschutzgesetz" 
(Gesetz zum zivilrechtlichen Schutz vor Gewalttaten und Nachstellungen), das 
es geschlagenen bzw. verletzten Partnern ermöglichen soll, zumindest für eine 
begrenzte Zeit ohne den schlagenden Partner in der gemeinsamen Wohnung 
weiter leben zu können. Das Instrument dafür ist die Möglichkeit, gegen gewalt-
aktive Partner einen polizeilichen Platzverweis auszusprechen, um diese damit 
aus der gemeinsamen Wohnung zu entfernen, und diesen Platzverweis bei Wi-
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derstand auch mit Gewalt durchzusetzen. Außerdem kann ein Kontaktverbot 
verhängt werden. Darüber hinaus wird Stalking durch § 238 StGB neuerdings 
Gegenstand eines Straftatbestands. 
Ab Mitte der 1990er-Jahre wurde zunächst verhalten, dann auch offener nicht 
nur nach der geschlagenen Frau, sondern vorsichtig auch nach dem von seiner 
Partnerin geschlagenen Mann gefragt (Gemünden 1995; Lenz 1996, siehe auch: 
2000, 2004; siehe weiter die Beiträge in Lamnek & Boatcii 2003). In den USA 
wird diese erweiterte Fragestellung (wenn auch nicht unangefochten) bereits seit 
Mitte/Ende der 1970er-Jahre in den Studien von Straus und Mitarbeitern ge-
stellt. Sie bedeutet(e) einen Tabubruch, denn die dominierende, politisch korrek-
te Wahrnehmung ging von einer eindeutigen Täter-Opfer-Rollenverteilung aus: 
der Mann ist der Täter, die Frau das Opfer; ist die Frau Täterin, geht dem Ge-
walt des Mannes voraus, d. h. : sie wendet legitimerweise Gewalt an. 1 

Die Zielsetzungen des Beitrags sind einmal, den Diskurs über Gewalt in der 
Partnerschaft, den Hintergrund für die sozialen Konstruktionen über die Ge-
schlechter und ihr Gewaltverhalten, zu behandeln sowie aus methodischer Sicht 
auf die Möglichkeiten und Grenzen von empirischen Aussagen über Gewalt in 
der Partnerschaft eingehen, ausgewählte (internationale) Ergebnisse hauptsäch-
lich zur körperlichen Gewalt in der Partnerschaft kurz vorzustellen (mit Blick 
auf Prävalenz, Intensität, Folgen und Ursachen) und abschließend für den deut-
schen Raum einige noch offene Forschungsfragen anzusprechen. 

2. ,,Gewalt in der Partnerschaft" als (Mikro-)Phänomen 
Gewalt in einer Partnerschaft bedeutet: in einer Konflikt- bzw. Streitsituation 
wendet ein Partner verbal-psychischen oder körperlichen Zwang gegen den an-
deren an, um sich bzw. seine Position durchzusetzen und die Situation in seinem 
Sinne zu definieren. Das umfasst Gewalt in heterosexuellen Partnerschaften 
(Gewalt von Männern gegen Frauen, Gewalt von Frauen gegen Männer) sowie 
Gewalt in gleichgeschlechtlichen Partnerschaften (Männer gegen Männer, Frau-
en gegen Frauen). 
Dass (Intim-)Partnerschaften von Gewalt betroffen sind, lässt sich mit der lnter-
aktionshäufigkeit und vor allem mit dem antizipierten Maß an emotionaler Nähe 
begründen: Die „ganz unverhältnismäßige Heftigkeit, zu der sich sonst durchaus 
beherrschte Menschen manchmal gerade ihren Intimsten gegenüber fortreißen 
lassen" beruht gerade auf der Enge der Bindung, darauf, dass wir als „ganze 
Menschen" erfasst sind (Simmel 1992: 313). Es ist der empfundene „Verstoß" 
gegen die antizipierte „Einheit" und „Einigkeit", der die heftige Aktion gegen 

l Bock (2003: 184) geht von einer regelrechten Koalition von Medien, Politik und Experten aus, die 
dieses Muster reproduzieren. 
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den Partner bzw. die Partnerin auslöst. Für den Akteur ist es wichtig, das, was 
er/sie als Einigkeit im Inneren einer Beziehung sieht, wieder herzustellen. Gera-
de körperliche Gewalt ermöglicht es, eine als gefährdend empfundene Austra-
gung des Konfliktes von vorneherein zu unterbinden und zügig scheinbar ein-
deutige Verhältnisse zu erzeugen. 
Konflikte, die nicht auf die Zerstörung des Gegenübers ausgerichtet sind, haben 
eine sozialisierende Wirkung (Simmel 1992: 296). Das zeigt die Entwicklung 
der Rollenverteilung bei der Partnergewalt. Wenn eine Person typischerweise 
dominiert, die andere typischerweise unterliegt, verfestigen sich die Konfliktrol-
len, eine zunächst einmalige Definition der Situation wird dauerhaft: Gewalt 
hierarchisiert (unten Abschnitt 6). 
Da der Umgang von (Ehe-)Partnern miteinander eine relativ große Regelmäßig-
keit, Dauer sowie räumliche Nähe aufweist, müssen aber auch Dynamik und Es-
kalation von Partnergewalt einbezogen werden, sowohl quantitativ als auch qua-
litativ. Daher gilt es, neben körperlicher Gewalt die psychische bzw. verbal-
psychische Gewalt zu berücksichtigen. 
Das berührt den wissenschaftsintemen Diskurs um die Gewaltdefinition, der ge-
rade in Richtung einer engen Gewaltdefinition geht. Es lassen sich analytisch 
Differenzen zwischen psychischer und physischer Gewalt ausmachen, die es 
schwer erscheinen lassen, beides unter ein Konstrukt zu fassen; erwähnt sei nur 
die Frage nach der unterschiedlichen Zeitlichkeit der Wirkung - unmittelbar 
oder verzögert - oder nach dem Angewiesensein des Täters auf das „Mitwirken" 
des Opfers bei psychischer Gewalt (Nunner-Winkler 2004). Gerade bei engen 
sozialen Bindungen ist dieses „Mitwirken" durch das Betroffensein des Opfers 
in erheblichem Maße gegeben. Allerdings ist physische Gewalt derartig hetero-
gen in ihrer Erscheinung, dass es schwer fällt, hier eine praktisch-empirisch 
verwertbare Vereinheitlichung vorzunehmen - es sei denn, der Zugang wird auf 
die in ihren körperlichen Auswirkungen (sehr) gravierenden Formen begrenzt. 
Letztlich geht es auch im wissenschaftsinternen Diskurs um die Frage, ob es eine 
,,eigentliche", eine „wirkliche" Gewalt gibt. Nachdem aber die Gewaltfrage - ma-
nifest oder latent - nicht geschlechterneutral behandelt wird (Meuser 2003),2 be-
steht das Risiko, dass sich der wissenschaftliche Diskurs um einen analytisch rei-
nen Gewaltbegriff letztlich auch nur innerhalb des gesellschaftlichen Diskurses 
bewegt, in den ideologische Vorstellungen über die Konstruktion von Geschlecht 
hineinspielen. 

2 Dies ze igen auch die theoretischen Überlegungen von Foucau/t (1979) zur Milderung staatlichen 
Strafens bzw. von Elias (1991) zur Zivi lisierung des Subjekts: Es ist im Wesentlichen der männli-
che Körper, der mit den Disziplinierungen angesprochen wird, es ist das männliche Subjekt, das 
die Selbst- und Affektkontrolle lernen muss. 



42 Jens Luedtke 

3. ,,Gewalt in der Partnerschaft": der gesellschaftliche Diskurs 
In den Diskurs über „Gewalt in der Gesellschaft" fließen gesellschaftliche Bil-
der, Vorstellungen und Stereotype über die Geschlechter und ihr Verhalten ein. 
Dabei war das Gewaltthema zunächst „geschlechtsblind". ,,Mit der( ... ) Fokus-
sierung auf die gegen Frauen gerichteten Männergewalt ist die Geschlechts-
blindheit( .. . ) zur Hälfte aufgehoben; der Blinde wird gewissermaßen zu einem 
Einäugigen" (Meuser 2003 : 37). Um ihn vollständig sehend zu machen, wären 
zwei weitere „Halbaugen" nötig: Eines erfasst die Gewalt als ordnungsstiftendes 
Prinzip unter Männern (Meuser 2003); dies findet sich theoretisch begründe bei 
Cannell (1999) in der „hegemonialen Männlichkeit", Bereswill (2004; 2003 ; 
1999) führt es am homosozialen Milieu im Gefängnis vor,3 Smaus (2003) disku-
tiert es an der Bedeutung von Mann-zu-Mann-Vergewaltigungen im Gefängnis, 
die gerade dazu dienen sollen, dem Mann sozial wirksam das Mannsein zu neh-
men und sozial zur „Frau" zu machen. Weitaus weniger Ergebnisse liegen vor 
zu homosexuellen Partnerschaften. Das zweite fehlende „Halbauge", das poli-
tisch immer noch sehr inkorrekt ist, heißt: Frauen als körperliche Gewalttäterin-
nen, als aktiv Handelnde im Gewaltgeschehen - und nicht nur als sich wehrende 
Opfer oder als andere schlagen Lassende. 

Die Wahrnehmung und Definition von Gewalt dient mit dazu, die soziale Kon-
struktion der Zweigeschlechtlichkeit zu unterstützen (Papp 2003). Vor allem 
körperliche Gewalt gilt in der allgemeinen Wahrnehmung als „männlich". Durch 
körperliche Gewalt wird eine Hierarchie bzw. eine Ordnung hergestellt und da-
mit Macht ausgeübt. Gewalt von Männern, auch in Intimpartnerschaften, ist ei-
nerseits illegal, auf gesamtgesellschaftlicher Ebene illegitim. Auf der anderen 
Seite spiegelt sie ein Geschlechter- und Gesellschaftsbild, das von einer schein-
bar unhinterfragbaren, gleichsam „natürlichen" Dominanz des Mannes ausgeht, 
die im tradierten Muster des „Machtmannes" (Döge 2000) ihren Niederschlag 
gefunden hat. Häusliche Gewalt zur fast alleinigen Angelegenheit männlicher 
Täter zu erklären, knüpft an dieser Haltung an, nur wendet es sie gegen den 
,,Machtmann". 

In den aktuellen Diskurs über (körperliche) Gewalt in der Partnerschaft spielen 
neben dem empirisch Nachweisbaren stets soziale Konstruktionen von Ge-
schlecht bzw. vom Geschlechterverhältnis hinein. ,,Auch im Kontext von Ge-
walt wird Gleiches offenbar nicht gleich bewertet und begründet" (Papp 2003: 
207). Nach den immer noch angewandten Geschlechtsrollenstereotypen ist ge-
rade körperliche Gewalt von Frauen, weiblichen Jugendlichen und Mädchen in 

3 Allerdings erklären sich „aus der biographischen Perspektive ( . . . ) Gewalt und Geschlecht ( . .. ) 
nicht gegenseitig" (Bereswi/1 2003 : 128). Gewalt ist keine „bewusst gewählte Männlichkeitsres-
source", sondern Bestandteil eines konflikthaften, von Widersprüchen durchzogenen Entstehens 
einer biographischen Identität (als Mann) (2003: 129). 
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mehrfacher Hinsicht illegitimes Handeln, besonders, wenn es sich noch gegen 
Männer, Jungen oder männliche Jugendliche richtet. ,,Weibliche Gewalt [lässt 
sich] als ,abweichende' Abweichung, d. h. als doppelter Normbruch - dem 
Strafrecht wie ,der Weiblichkeit' gegenüber" (Boatcii 2003) begreifen. Sie ist in 
besonderer Weise illegitim, weil sie die Vorstellung von der Geschlechterhierar-
chie in Frage stellt: Die, die von der stereotypen Wahrnehmung her machtlos ge-
halten werden sollen, praktizieren unmittelbare „Aktionsmacht" (Popitz 1992). 
Eine zuschlagende Frau fällt daher mit der Reaktion ihres Körpers aus dem ge-
dachten normativen Rahmen für Partnerschaft, weitaus mehr als der Mann, denn 
sie macht das Unerwartete. 
Mit diesem Rahmenbruch muss auf gesellschaftlicher wie auf privater Ebene 
umgegangen werden. Bock (2003: 179) sieht dabei „Faktenresistenz und Immu-
nisierungsstrategien" wirken. Typisch ist der unterschiedliche gesellschaftliche 
Umgang mit den Geschlechtern: gewalttätige Männer werden kriminalisiert, 
Frauen, die gewalttätig sind, dagegen psychiatrisiert (Kips 1991 ). Auf die „nor-
male", ,,natürliche" Aktionsmacht des Mannes muss mit staatlicher Gewalt ge-
antwortet werden, wogegen der „widernatürlichen" Aktion der Frau mit Ent-
mündigung zu begegnen ist - zumal es eigenständige physische weibliche Ge-
walt in der öffentlichen Wahrnehmung gar nicht geben kann. 
Andere „Auswege" aus dem Dilemma sind das Ignorieren, Bagatellisieren und 
Entschuldigen gerade körperlicher weiblicher Gewalt (als Gegenwehr bzw. 
Selbstschutz).4 Sie wird als relativ folgenlos bzw. nicht als „richtige" Gewalt 
dargestellt: Die meisten geschlagenen Männer reagieren nicht auf die Schläge 
der Partnerin, ,,weil es nicht weiter schlimm war" (Lamnek & Luedtke 2005; 
Lamnek et aL. 2006). 
Eine Form der Neutralisierung ist das Absprechen der Weiblichkeit, wie Campbell 
(1984) in der Untersuchung einer weiblichen Jugendgang zeigt. Es sind qua Defi-
nition keine „richtigen" Frauen, die zuschlagen: ,,richtige" Frauen machen das 
nicht. Der Kreis des (bzw. der) Bedrohlichen wird auf Ausnahmen begrenzt; diese 
wiederum werden durch ambivalente, sowohl „respektvolle" wie auch abwertende, 
Etikettierung exkludiert: Sie zählen nicht mehr zum Kreise derer, mit denen Part-
nerschaften vollzogen werden. 
Dies gilt es für die jungen Frauen zu vermeiden. Gerade stark gewaltaktive jun-
ge Frauen sehen sich nicht als „mann-ähnlich", sondern vertreten ein hierarchi-
sches Geschlechterverständnis. Durch ihre relativ schlechte Kapitalausstattung 
(Bildung, Berufsausbildung) stehen sie unter dem Druck, eine (Versorgungs-) 

4 In der Untersuchung von Carrado et al. (1996) über Partnergewalt in England zeigt sich dagegen, 
dass Gewalt gegen den Partner auch bei Frauen nur in einer Minderheit der Fälle auf Gegenwehr 
bzw. Selbstverteidigung zurückzuführen war und dass dieser Anteil sogar unter den untersuchten 
Männern größer war als unter den untersuchten Frauen (27 % gegenüber 21 %). 
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Partnerschaft einzugehen. Dazu müssen sie anschlussfähig an die Erwartungen 
der jungen Männer ihres Milieus bleiben (Fuchs et al. 2003; Fuchs & Luedtke 
2003: 106). 
Eine weitere Strategie ist, die Gewalt ins Lächerliche zu ziehen. Die Ehefrau mit 
dem Nudelholz, die ihren vom Wirthaus heimkehrenden Gatten erwartet, war ein 
beliebtes Karikaturmotiv. Humor und Lachen sind Mittel zum Umgang mit dem 
offensichtlichen Rahmenbruch; sie stellen Distanz her und rücken das „falsche" 
Ereignis in die Feme. Das Lachen „über mangelhaft orientiertes Verhalten" setzt 
voraus, ,,die Stimmigkeit des normalen Verhaltens in vollem Umfang erkannt [zu] 
haben und darin nichts Lächerliches gefunden (zu] haben" (Goffman 1980: 50) -
Lachen setzt voraus, zu wissen, wie es „eigentlich" sein sollte. Die Karikaturen 
verweisen auf gesellschaftliches Wissen, dass dieser Rahmenbruch stattfindet, 
obgleich es ihn nicht geben sollte. 
Bei der Frage, wie die Gewalt der Geschlechter in der Partnerschaft behandelt 
wird, darf auch gesellschaftliche Macht als Hintergrundfaktor nicht außen vor 
gelassen werden; letztlich geht es darum, bestimmen zu können, was legitim und 
was nicht legitim, was Wirklichkeit ist und was nicht. So argumentiert Kelly 
(2005: 79) bei der Frage nach dem Umgang mit dem „unerwarteten" Ereignis 
weiblicher Gewalt, dass Gewalt, die originär von Frauen ausgeht, die zentralen 
Annahmen in Frage stellt, auf denen der Feminismus seinen Kampf gegen die 
männliche Dominanz in der Gesellschaft aufbaut. Der Feminismus kontrolliere 
häusliche Gewalt „from the theoretical definition ( ... ) to the practical treatment 
of arrest, prosecution, punishment and victim services" (Kelly 2003 : 851 ). 
Es ist der unzweifelhaft große Verdienst der feministischen Bewegung, das 
Thema Gewalt gegen Frauen in Partnerschaften zum Thema gemacht und damit 
gesellschaftlich zum Bewusstsein und zur Wirklichkeit gebracht zu haben, dass 
diese Handlungen ebenso strafbar und abzulehnen sind, wenn sie hinter und 
nicht vor verschlossenen Türen stattfinden. Dies gilt auch für die Gesetzgebung 
der l 990er-Jahre, die sich aus diesen Bestrebungen heraus ergeben hat. Es wäre 
aber für die Wissenschaft wie auch die Gesellschaft sehr bedauerlich, wenn aus 
Macht-, Ideologie- oder auch aus Finanzkalkülen heraus - denn es geht letztlich 
auch um die Frage nach der Verteilung von knappen Mitteln, z. B. für For-
schungsvorhaben oder Beratungsstellen - die von Meuser (2003) angesprochene 
Geschlechterblindheit nicht aufgehoben werden sollte. 5 

5 Eine Strategie, die das Thema we iblicher Gewalt in Partnerschaften umgeht, ist die Differenzie-
rung nach viktimogenen Orten und damit verbundenen typischen Tätern. Männer gelten als typi-
sche Gewaltopfer im öffentlichen Raum durch die Gewalthandlungen andere Männer, Frauen da-
gegen typischerweise als Opfer der Gewalt durch Männer im häuslichen Bereich (Kavemann 
2002). 
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4. Gewalt als empirisch erfasste Interaktionsform in Intim-
partnerschaften 

Welche Aussagen über Partnergewalt lassen sich aber aus den vorliegenden Da-
tenquellen gesichert ziehen, wo liegen jeweils die Grenzen der Aussagekraft? 
Auch bei Gewalt in Partnerschaften bieten sich mehrere Datenquellen: Die Heil-
feldzahlen der Polizeilichen Kriminalstatistiken, wissenschaftliche Dunkelfeld-
studien, Statistiken von Vereinen, Verbänden, Interessengemeinschaften (z. B. 
die Statistiken von Frauenhäusern, Partnerschaftsberatungsstellen, Opferbera-
tungsstellen, Krankenhäusern). 6 

Die Polizeilichen Kriminalstatistiken geben das Heilfeld der erfassten bzw. poli-
zeilich bekannten Abweichung und Kriminalität wieder. Ihre Zahlen hängen von 
der Anzeige- und Meldebereitschaft der Bevölkerung bzw. der Geschädigten ab, 
dann von Veränderungen der Rechtslage (z. B. dem Gewaltschutzgesetz) und 
der jeweiligen Strafverfolgungsintensität (z. B. durch neu eingerichtete Dezerna-
te). Sie können daher nicht als Abbild der „wahren" Kriminalität oder als Schät-
zer dafür gesehen werden (Albrecht 2001; Kunz 2006). Dagegen sprechen auch 
die unterschiedlichen, delikttypischen Relationen zwischen Hell- und Dunkel-
feld, die auf delikttypische Anzeigebereitschaft und Verfolgungsintensität zu-
rückgehen. Ebenso wenig lässt sich daher von der Entwicklung der Heilfeldzah-
len auf die „wahre" Delinquenzentwicklung in einer Bevölkerung schließen, 
denn die Veränderung von Anzeigebereitschaft und Strafverfolgungsintensität 
kann über die Zeit delikttypisch erfolgen. 
Gerade bei Gewalt im sozialen Nahraum muss von einer geringen Melde- und 
Anzeigebereitschaft und damit von einem erheblichen Dunkelfeld ausgegangen 
werden. Dafür gibt es mehrere Gründe wie das Entschuldigen der Gewalt durch 
das Opfer, die Angst vor dem gewalttätigen Partner, die Befürchtung, dass eine 
Anzeige nutzlos ist und an der Lage nichts Wesentliches ändert, die Befürchtung 
des Opfers, ihm werde nicht geglaubt. 
Mit der Veränderung der Gesetzeslage (Gewaltschutzgesetz) sollten diese Be-
fürchtungen abgebaut werden und Opfer ermutigt werden, ihr Recht in An-
spruch zu nehmen. Durch den geänderten öffentlich-politischen Diskurs steigt 
die Wahrscheinlichkeit, dass weibliche Opfer von häuslicher Gewalt vermehrt 
bereit sind, die Gewalt der Polizei zu melden. Männer, die (fortwährende) kör-
perliche Gewalt von ihren Partnerinnen erfahren, werden aufgrund stereotyper 
Vorstellungen vom Verhalten der Geschlechter Hemmschwellen haben, dies öf-
fentlich zu machen: 

6 Die Ausführungen beschränken sich hier auf den engen Gewaltbegriff, um eine begrenzte Ver-
gleichbarkeit zu haben; verbal-psychische Gewaltformen werden in den amtlichen Daten nicht er-
hoben. 
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• Ein Mann, der Opfer weiblicher Gewalt ist, schämt sich, dies zuzugeben, 
weil er damit auch seine Männlichkeit gefährdet sieht (Straus 1999). 

• Einern Mann, der Opfer weiblicher Gewalt ist, wird nicht geglaubt - auch 
nicht von der Polizei; entsprechende Hinweise darauf finden sich z. B. bei 
Steffen (2005). 

• Ein Mann, der Opfer weiblicher Gewalt ist, wird lächerlich gemacht (In-
dividualisierung von Verantwortung). 
Die Gewalt einer Frau wird öffentlich neutralisiert als Gegengewalt 
und/oder vom Mann privat entschuldigt als „nicht so schlimme" Gewalt. 

Daher ist mit großer Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass das Dunkelfeld 
bei der Frau-Mann-Gewalt relativ gesehen deutlich größer sein wird als bei der 
Mann-Frau-Gewalt. 
Weil „Gewalt in der Partnerschaft" inzwischen als Gewaltthema anerkannt ist, 
sieht sich auch der Staat aufgerufen, ihr zu begegnen; Gewalt in der Partner-
schaft gilt als Verstoß gegen die zivilisatorische Forderung nach Gewaltverzicht 
des Bürgers im Binnenverhältnis der Gesellschaft (Elias 1991), ist damit - ähn-
lich wie auch die Gewalt in der Erziehung - öffentliche und nicht mehr nur „pri-
vate" Angelegenheit, die „behind closed doors" (Straus et al. 1980) stattfindet. 
Durch die Ausweitung des staatlichen Gewaltmonopols auf den familialen Be-
reich hat die Polizei ein neues Betätigungsfeld übernommen bzw. zugewiesen 
bekommen, nämlich die Krisenintervention bei Gewalt in Partnerschaften.7 Dies 
wirkt auch auf das Selbstbild: sie sieht sich inzwischen als Institution, die bei 
einem Vorfall von „häuslicher Gewalt" Erstintervention betreibt bzw. betreiben 
muss. Selbstwahrnehmung und Strategie. Haben sich damit deutlich verändert, 
denn Ende der l 970er-Jahre fühlten sich Polizeibeamte bei so genannten „Fami-
lienstreitigkeiten" nicht zu Sanktionen verpflichtet, inzwischen hat sich die Poli-
zei die Verhinderung weiterer Gewalttaten im häuslichen Bereich auf die Fah-
nen geschrieben (für Bayern: Steffen 2005 : 18); ihre Arbeit wird als „Vorausset-
zung für weitere nachhaltige Beratungs- und Interventionsmaßnahmen durch 
andere Stellen, vornehmlich den eingerichteten Beratungs- und Interventions-
stellen" bewertet (Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport). Diese 
Ausweitung polizeilicher Arbeit lässt jedoch die Fallzahlen (weiter) steigen und 
führt dazu, dass neben der Melde- und Anzeigebereitschaft ein weiterer, verzer-
render Faktor auf die Zahlen der Polizeilichen Kriminalstatistik einwirkt. 

7 Das schlägt sich auch in den polizeibezogenen Veröffentl ichungen über Verbreitung und besonders 
über den Umgang mit diesem Phänomen nieder; vgl. z. B. der Sammelband von Schröder & Pezo!t 
(2004) über (inter)nationale polizeiliche Erfahrungen mit der praktischen Anwendung von Interven-
tionsmaßnahmen und Gewaltschutzgesetzen oder den von Feltes ( 1997) herausgegebenen Band zur 
Frage, ob Gewalt in der Familie ein polizeiliches Problem bildet. 
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Im internationalen Vergleich der Heilfeldzahlen besteht ein eindeutiges Mann-
Frau-Gefälle bei den gemeldeten bzw. zur Anzeige gebrachten Fällen: So waren 
2000 in Schottland 92,1 % der Fälle Mann-Frau-Gewalt, 7,2 % Frau-Mann-
Gewalt (Gadd et al. 2002: 14). Die männlichen Opfer waren im Durchschnitt 
älter als die weiblichen (38 bzw. 34 Jahre). Unter den Frauen sind Jugendliche 
und Heranwachsende bzw. die Alterskategorien bis 40 Jahre stärker vertreten. 
Vorerfahrungen mit häuslicher Gewalt kommen bei weiblichen Opfern häufiger 
vor: etwa 1/5 der männlichen, aber knapp drei Zehntel der weiblichen Opfer be-
richten davon. In Deutschland wird „häusliche Gewalt" bislang nur über Son-
derauszählungen der Landeskriminalämter erfasst, die allerdings nicht für alle 
Bundesländer vorliegen. 

Abbildung 1: Fallzahlen bei „Häuslicher Gewalt" in verschiedenen 
Bundesländern 
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Die vorliegenden Zahlen verdeutlichen eine Zunahme der Fallzahlen. Mit gro-
ßer Wahrscheinlichkeit steht dahinter aber eine stärkere Ausschöpfung des 
Dunkelfeldes durch eine erhöhte Sensibilisierung und eine gestiegene Anzei-
gebereitschaft interpretiert (LKA Hessen 2005). An den Wochenendtagen er-
folgen dabei relativ mehr Anzeigen als unter der Woche (Land Brandenburg 
2004): die Partner verbringen mehr Zeit miteinander. Die Geschlechterrelation 
der aufgenommenen Fälle entspricht dem internationalen Vergleich : In etwa 
vier fünftel bis neun Zehntel der von der Polizei aufgenommenen Fälle war 
der Mann der Täter; in Niedersachsen kam es in 5,1 % der Fälle zur Frauen-
gewalt gegen den Partner, in weiteren 5,4 % war es Mann-Mann-Gewalt unter 
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Verwandten (Löbmann & Herbers 2004: 122).8 Nichtdeutsche Konfliktparteien 
sind mit Anteilen zwischen einem Viertel und etwa einem Drittel deutlich über-
repräsentiert. 
Allerdings sind die Zahlen auch aufgrund uneinheitlicher Definitionen nur be-
dingt miteinander vergleichbar, denn Registrierungspraxis und Definition von 
häuslicher Gewalt können zwischen den Polizeidirektionen und damit auch lan-
desintem variieren, nicht zuletzt aufgrund der Kooperation mit Beratungsein-
richtungen. So führen Löbmann & Herbers (2004: 121) die vergleichsweise ho-
hen Zahlen für Hannover „auf die langjährige Existenz von HAiP und PPS" zu-
rück, ,,die zu einer besonderen Sensibilisierung der Polizei im Stadtgebiet Han-
nover geführt haben dürfte". 
Im Heilfeld der angezeigten und polizeilich erfassten Fälle von Gewalt in Part-
nerschaften überwiegen damit Männer eindeutig als Täter. Da eher die gravie-
renden Fälle zur Anzeige gebracht werden, in denen es zu Verletzungen kam 
(Straus 1999), ließe sich die starke Überrepräsentation von Männern im Heilfeld 
darauf zurückführen, dass sie mehr folgenreiche Handlungen begehen als Frau-
en. Dies deckt sich teilweise mit Ergebnissen aus der Dunkelfeldforschung. 
Alle der Polizei nicht, aber Forschem bekannten kriminellen Handlungen bilden 
das Dunkelfeld. Dunkelfeldstudien untersuchen mittels (Täter- und Opfer-) 
Selbstbericht ausgewählte Bevölkerungskreise auf ihre Devianzbelastung und 
können diese Ergebnisse auch mit Heilfelddaten vergleichen. Voraussetzung 
dafür sind repräsentative Samples, trennscharfe, präzise Deliktitems, die alle 
relevanten juristischen Annahmen einschließen und eine Begrenzung des (retro-
spektiv) erfassten Zeitraums auf maximal 12 Monate, da ansonsten Verzerrun-
gen durch Erinnerungsfehler auftreten können (Albrecht et al. 1988: 5). Ihr prin-
zipielles Manko ist dagegen, dass Risikopopulationen bzw. stark belastete Be-
völkerungsgruppen wahrscheinlich unterrepräsentiert sind, konformes und in 
geringerem Maße abweichendes Verhalten dagegen relativ überrepräsentiert. 
Die Frage, wer wen wie oft in der Partnerschaft schlägt, ist ein Politikum und in 
der öffentlichen Diskussion stark weltanschaulich unterlegt. Daher liegt bei den 
Dunkelfeldstudien ein zentrales Problem immer noch in der dominierenden For-
schungsrichtung: Gewalt gegen Frauen in Partnerschaften wurde bislang intensi-

8 Zur Einordnung und zum besseren Vergleich wären Häufigkeitszahlen (noch besser: Tatverdächti-
genbelastungszahlen) geeigneter. Für Niedersachsen und Brandenburg waren Häufigkeitszahlen 
zu finden: 89 auf 100.000 Einwohner für Niedersachsen (2004) - zum Vergleich: bei allen Roh-
heitsdelikten und Straftaten gegen die persönliche Freiheit beträgt sie für Niedersachsen 773 (Nie-
dersächsisches Minis teriumjiir Inneres und Sport 2005: 7)- 96 auf 100.000 Einwohner für Bran-
denburg. Von 2003 auf 2004 sind die Zahlen in Brandenburg landesweit deutlich gestiegen (Land 
Brandenburg 2005: 8 f.), was Ausdruck einer gest iegenen Anzeigebereitschaft bei den Betroffe-
nen bzw. Interventionsbereitschaft bei der Polizei sein kann. 
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ver und umfassender untersucht als das Gegenstück (Lupri 2004: 6). ,,Das empiri-
sche Basiswissen zur geschlechtsbezogenen Gewalt entstammt in Deutschland 
vorwiegend einer frauenzentrierten Praxis, die wissenschaftlich begleitet wurde" 
(Hagemann-White 2002: 131 ). Für Deutschland zeigt sich das u. a. daran, dass 
Gewalt gegen Frauen im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend mit einer groß angelegten, differenzierten, repräsentativen 
deutschlandweiten Studie erhoben wurde, die Untersuchung zur Gewalt gegen 
Männer sich dagegen auf eine kleine Pilotstudie beschränkte.9 

Um den ideologisch hinterlegten Diskussionen zu begegnen, sollte das Gewalt-
verhalten in und außerhalb von Partnerschaften für beide Geschlechter repräsen-
tativ erhoben werden mittels Längsschnittuntersuchungen, ähnlich wie es in den 
USA erfolgt. Anders als in Deutschland werden dort regelmäßig Wiederho-
lungsbefragungen durchgeführt zur Gewaltbelastung in Familien und zur Opfer-
belastung in der Bevölkerung, der „National Family Violence Survey" und der 
„National Crime Victimisation Survey". In England bzw. Schottland leisten die 
regelmäßigen „Crime Surveys" dieselbe Aufgabe. Doch die bisherigen Dunkel-
feldstudien zur Gewalt in Partnerschaften weisen neben den prinzipiellen Ein-
schränkungen, die bevölkerungsrepräsentative Erhebungen beim Themenbereich 
„abweichendes Verhalten" haben, weitere Restriktionen auf. Dunkelfeldstudien 
zur Gewalt in Partnerschaften fallen wegen ihrer z. T. deutlich divergierenden 
Ergebnisse auf, die im Wesentlichen in zwei Richtungen gehen: 

• Männer sind im Wesentlichen die Täter, Frauen die Opfer (T]aden & Thoennes 
2000; Kavemann 2002). 

• Männer und Frauen treten in etwa ähnlichen Anteilen als Täter bzw. Opfer 
auf(Straus et al. 1980, 1985; Straus 2001). 

Diese Diskrepanz wird in Teilen nachvollziehbar, wenn die Methode bzw. Erhe-
bungstechnik und die Art der Fragestellung(en) einbezogen werden - sie 
bestimmen mit über die Ergebnistendenz. Beginnen wir mit der ersten Aussage, 
welche in die Richtung der Daten aus den polizeilichen Kriminalstatistiken der 
verschiedenen Länder (Deutschland, USA, England, Schottland) geht. Nach den 
Ergebnissen, die T]aden & Thoennes (2000) mit der National Violence against 
Women-Studie (NVAW) herausfanden,10 erlebten in den USA 25,5 % der Frau-
en, aber nur 7,9 % der Männer im Laufe des Lebens Viktimisierungen in Intim-
partnerschaften (bei „körperlichen Attacken" waren es 22,1 % der Frauen bzw. 
7,4 % der Männer). Bei der 12-Monatsprävalenz sank die Relation von gut 3: 1 

9 Aktuell findet sich bei Schwithal (2005) eine Zusammenschau von internationalen Forschungser-
gebnissen, in der gerade die Frage nach der weiblichen Gewalt bearbeitet wird. 

10 Es handelt sich dabei um eine standardisierte telefonische Befragung von je etwa 8.000 Männern 
und Frauen aus zufällig nach dem RDD-Verfahren ausgewählten Haushalten. Die Stichprobenge-
nerierung erfolgte getrennt für beide Teilsamples. 
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auf knapp 2: 1 (1,8 % zu 1,1 %). Von den körperlich Attackierten wurde ein 
Viertel der Männer und zwei Fünftel der Frauen verletzt (Tjaden & Thoennes 
2000: 25 ff.). Gegenüber dieser Studie hebt Straus (1999) hervor, dass von der 
Intention her „crime" erhoben wird, also die gravierende, strafrechtlich relevante 
Seite der häuslichen Gewalt. 11 Die erfasste Richtung ähnelt damit der aus den 
Kriminalstatistiken. 

Abbildung 2: ,,Domestic violence" bei Männern und Frauen ab 
16 Jahren (Walby & Allen 2004: 12) 
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Für England und Wales liegen 200ler-Zahlen aus dem British Crime Survey vor 
(Walby & Allen 2004). Deutlich mehr Frauen als Männer erfuhren seit ihrem 17. 
Lebensjahr ökonomische und emotionale Nötigung, Gewaltandrohung oder Ge-
walt (ein Viertel gegenüber einem Sechstel). Bei ausschließlicher Gewaltanwen-
dung liegen die Opferwerte für Frauen mit 18,6 % knapp doppelt so hoch wie die 
der Männer. Damit war das Risiko für Frauen deutlich größer, wenngleich auch 
Männer einem merklichen Gewaltrisiko in der Partnerschaft ausgesetzt sind. 
Strukturell ähnliche Ergebnisse finden sich in einer japanischen Untersuchung, 
die 2002 vom Büro des Kabinetts für Gleichberechtigung von Mann und Frau 
durchgeführt wurde: die 12-Monatsprävalenz für physische, psychische (Schaden 
androhen) und sexuelle Gewalt (Zwang zu sexuellen Handlungen) betrug bei 
Frauen ein Fünftel, bei Männern ein Zehntel. Die deutlichsten Unterschiede be-

11 „1 classified the Nationa l Yiolence Against Women (NVA W) study as a crime study because it 
was presented to respondents as a study of ' personal safety ' and that term is used repeatedly. In 
addition, the second question in the survey was ' Do you think violent crime is more or less of a 
problem formen today tban previously.' This question, at the very start ofthi s study, can signal to 
respondents that the study is about crime" (Straus 1999: 26). 



Gewalt in der Partnerschaft 51 

standen bei der Viktimisierung durch mehrere Gewaltformen (Yoshida 2006: 
174 f.). 

In Deutschland bietet eine Repräsentativstudie im Auftrag des Bundesfamilienmi-
nisteriums (BMFSFJ) zumindest für die Lage von Frauen einen allgemeinen Über-
blick. Erhoben wurden die Gewalterfahrungen von 16- bis 85 Jährigen. Das Erhe-
bungsinstrument lehnt sich an die Conflict Tactics Scales der US-amerikanischen 
Forschungsgruppe um Murray Straus an. Etwa 86 % aller Befragten (n = 8.862) 
haben aktuell eine Partnerschaft oder im Leben bereits eine Partnerschaft gehabt. 12 

Gut ein Viertel von ihnen gab an, durch den aktuellen oder einen früheren Partner 
bereits Gewalt erlitten zu haben. Mehrheitlich - bei knapp einem fünftel - war ein 
früherer Partner gewalttätig gewesen, ein Zehntel berichtete von Gewalt des aktuel-
len Partners; bei 3 % bestanden dabei Überschneidungen, also Gewalt in einer frü-
heren und der aktuellen Partnerschaft. Türkische Frauen (38,3 %) haben eine deut-
lich höhere Viktimisierungsrate in Partnerschaften als deutsche Frauen; osteuropäi-
sche Frauen unterscheiden sich dagegen nicht wesentlich von deutschen Frauen 
(BMFSFJ2004: 121). 13 Die Pilotstudie zur Gewalt gegen Männer brachte bei sehr 
kleiner Datenbasis (190 Fälle) für die Frau-Mann-Gewalt folgende Ergebnisse: Im 
gesamten Leben hatte bisher gut ein fünftel der Männer Gewalt in der Partner-
schaft erfahren, in den zurückliegenden 12 Monaten waren es 6,9 % gewesen 
(BMFSFJ2004a: 197). 

Um die Ergebnisse der Selbstberichtstudien einordnen zu können, muss zusätzlich 
die Methode bzw. die Datenerhebungstechnik einbezogen werden. In der Haupt-
untersuchung des Scottish Crime Survey, die als mündlich-persönliche Befragung 
durchgeführt wurde, gaben 0,25 % der Männer und 1,28 % der Frauen an, in den 
vergangenen 12 Monaten häusliche Gewalt erfahren zu haben; Gewaltkriminalität 
gegen Frauen erwies sich zu 64 % als „häuslich". Die Teilstichprobe, die zusätz-
lich einen Selbstausfüller-Fragebogen beantwortete, brachte andere Ergebnisse. In 
dieser „anonymeren" Variante berichteten deutlich mehr Männer und Frauen, Op-
fer häuslicher Gewalt geworden zu sein: Drohungen bzw. Gewalt erlitten dem-
nach jeweils 5 % der Frauen bzw. 2 % der Männer, 4 % der Frauen bzw. 2 % der 

12 Ein methodisches Problem ist jedoch, dass aufgrund der Art der Auswertung bei vielen Fragestel-
lungen letztlich nur ein sehr begrenzter Hypothesentest möglich ist: Erfasst werden in weiten Tei-
len nur die Strukturunterschiede zwischen aktuell gewaltbelasteten und den aktuell nicht gewaltbe-
lasteten Beziehungen. Daraus kann aber kein Umkehrschluss gezogen werden. Mit diesem Vorge-
hen kann die eigentlich interessierende Frage nicht beantwortet werden, die da wäre: Wie groß ist 
die Wahrscheinlichkeit, das es bei Vorliegen bestimmter Merkmale auf Individualebene (beim 
Mann bzw. der Frau) zur Gewalt in der Partnerschaft kommt? 

13 Gewalt gegen Partnerinnen findet sich in allen sozialen Statusgruppen. Die Ergebnisse der im 
Auftrag des BMFSF J durchgeführten Studie über die Lage der Frauen zeigt für Deutschland, dass 
- gemessen am Bildungsniveau - statusniedrige Männer mit zwei Fünftein die größte Gruppe 
stellten, höher Gebi ldete aber mit etwa gut einem Viertel ebenfalls deutlich vertreten waren. Al-
lerdings erfahren Frauen aus statusniedrigen Gruppen intensiver und häufiger körperliche Gewalt. 
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Männer erlebten beides in den vergangenen 12 Monaten. Das zweite Resultat: in 
der Männer-Frauen-Relation geben zwar weiterhin mehr Frauen an, Opfer gewor-
den zu sein, aber das Verhältnis hat sich gegenüber der face-to-face-Erhebung 
angeglichen; es sank von 1: 5 auf 1: 2 ( Gadd et al. 2002: 16 f., 21 ). 

In einer „privaten" Erhebungssituation, in der nicht durch die Antwortgabe an den 
Interviewer oder die Interviewerin „Öffentlichkeit" hergestellt wird, sind damit 
„ehrlichere" Antworten zu erwarten, denn die Sanktionswirkung des Interviewers 
entfällt, die Befragten müssen sich nicht, um die Terminologie von Goffinan zu 
nehmen, auf einer Bühne inszenieren und stigmatisierende Merkmale möglichst 
verheimlichen. Dass verdeutlicht, dass Fragestellung und Erhebungstechnik den 
„Zielbereich" der Ergebnisse in bestimmtem Maße präjudizieren können, so dass 
für die Bewertung der Resultate stets diese Faktoren zu beachten sind. 

Die zweite Aussage - Männer und Frauen treten in etwa gleichen Anteilen als 
Täter/innen auf - ist zunächst eng mit der Forschungsgruppe um Murray Straus 
verbunden, die sich als eine der ersten intensiv und systematisch mit der Thema-
tik befasst hat. Steinmetz ( 1978) zeigte auf, dass die Gewaltraten von Männern 
und Frauen gegenüber dem jeweiligen Partner bei beinahe allen Gewaltformen 
gleich hoch sind. Die erste groß angelegte Studie in den USA zur Gewalt in 
Partnerschaften von Straus, Geiles & Steinmetz (1980) ergab für 1975 jeweils 
ein Achtel Männer und Frauen, die Formen körperlicher Gewalt gegen den Part-
ner bzw. die Partnerin anwendeten. Etwas mehr Frauen als Männer (4,6 % zu 
3,8 %) übten nach eigener Angabe schwere körperliche Gewalt aus. Die Ergeb-
nisse widersprachen damit gängigen Vorstellungen, die den Mann sozialisato-
risch bedingt als durchsetzungsfähig, risikobereit und aggressiv, die Frau dage-
gen als fürsorglich, sozial und angepasst wahrnehmen. 

• Nach dem Family Violence Survey wandten in den USA Ende der 1990er-
Jahre je etwa ein Achtel der Männer bzw. Frauen Formen körperlicher Gewalt 
gegen ihre (Ehe-)Partner an, zwischen 3-6 % sogar schwere Gewalt. In insge-
samt einem Sechstel der Partnerschaften kam es in den vergangenen 12 Mona-
ten zu körperlichen Übergriffen (Straus 2001: 5; 2000: 982). Die relativ ähnli-
che Gewalthäufigkeit von Männern und Frauen (bzw. Partnern und Partnerin-
nen) besteht auch bei einseitiger Gewalt: Je etwa ein Drittel der Männer bzw. 
Frauen waren gewaltaktiv gegen eine Partnerin bzw. einen Partner, die/der ih-
rer- bzw. seinerseits keine Gewalt ausübte. Interessant ist die Entwicklung 
über die Zeit: Der Anteil ohrfeigender bzw. schlagender Ehemänner halbierte 
sich zwischen 1968 und 1994 auf l O %, der Vergleichsanteil von Frauen blieb 
relativ konstant um 22 % herum (Straus et al. 1997: 12). 14 

14 Verwendet wurden die Daten des Nationa l Violence Survey (1968), des National Family Violence 
Survey (1985), des National Alcohol and Family Violence Survey (1992) und des Gallup Survey 
( 1994) (St raus et al. 1997: 5). 
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Abbildung 3: Körperliche Gewalt in Familien (Straus 2001: 6) 
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„These findings show that regardless of whether the analysis is based on all 
assaults or is focused on dangerous assaults, about as many women as men 
attacked spouses who had not hit them during the one-year reference period" 
(Straus 1997: 214). Das gilt se lbst bei schwereren Gewaltformen, die (einsei-
tig) von 3 % der Männer bzw. 5 % der Frauen ausgingen (Straus 2001: 7). Bei 
(sehr) schweren Formen körperlicher Gewalt, z. B. Tötungsdelikten gegen den 
Partner, war dagegen die Rate bei Frauen nur etwa die Hälfte bis zwei Drittel 
so groß wie die der Männer (Straus 1997). Unterschiede bestehen auch bei der 
Verletzungsintensität: bei körperlicher Gewalt von Männern gegen Frauen war 
die Verletzungsrate sechsmal so groß wie umgekehrt (Straus 1997: 211; Stein-
metz 1978). In einer Meta-Analyse kommt Archer (2000: 667 ff.) zu dem Er-
gebnis, dass bei den Personen mit wahrgenommenen Verletzungen der Frauen-
anteil - gut drei Fünftel - den Männeranteil überwiegt; einschränkend ist festzu-
halten, dass einmal bei der Datenbasis Jugendliche und Heranwachsende über-
wiegen und zum anderen die wahrgenommenen Folgen erhoben wurden. Das 
jedoch fördert Antworten, die sich im Falle der (jungen) Männer an stereotypen 
Geschlechtsrollenvorstellungen orientieren und dabei weibliche Gewalt ignorie-
ren bzw. bagatellisieren. 

Den Ergebnisse aus der ersten nationalen Familiengewaltstudie folgte ein andau-
ernder Streit um die Methode bzw. das Instrument, nämlich die Conflict Tactics 
Scales (CTS) bzw. ab 1996 die CTS 2, die von Straus und Mitarbeitern entwi-
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ekelt, seit 1972 angewendet und Mitte der 1990er-Jahre überarbeitet wurden. 
Ausgangsfrage ist, wie sich die Partner in Beziehungen verhalten, wenn es zu 
Konflikten in der Partnerschaft kommt; d. h.: das Verhalten in der Konfliktsituati-
on wird zum Gegenstand. Dazu werden auch beide Partner erfasst, weil davon 
ausgegangen wird, dass die Reaktionen nicht unabhängig voneinander sind. Die 
CTS schließen sowohl schwere Formen (z. B. Treten, Zusammenschlagen, 
Verbrennungen zufügen) wie auch leichte Formen körperlicher Gewalt (z. B. 
Wegschubsen, mit der flachen Hand schlagen, mit Gegenständen nach dem Part-
ner werfen, die Verletzungen verursachen können) ein (vgl. Tabelle 1). 

Tabelle 1: CTS 2: Schwere und leichte Formen körperlicher 
Gewalt in Partnerschaften (Straus et al. 1996: 309) 

Subskala Item 

leicht ,,Threw something at my partner that could hurt" 

leicht ,,Twisted my partner's arm or hair" 

leicht ,,Pushed or shoved my partner" 

leicht ,,Grabbed my partner" 

leicht ,,S lapped my partner" 

leicht ,,Used a knife or gun on my partner" 

leicht ,,Punched or hit my partner with something that could hurt" 

schwer ,,Choked my partner" 

schwer ,,Slammed my partner against a wall" 

schwer ,,Beat up my partner" 

schwer ,,Bumed or scalded rny partner on purpose" 

schwer ,,Kicked rny partner" 

Die CTS wurden zwar in etlichen Studien zur Gewalt in Partnerschaften einge-
setzt, aber z. T. deutlich kritisiert: So würden der Kontext und die Gewaltfolgen 
(Schwere der Verletzungen) nicht einbezogen; außerdem würden die „leichten" 
mit den schweren Gewaltformen zusammengenommen, was das Bild verzerre. 
Außerdem werde nur auf das Verhalten in Konfliktsituationen abgehoben, nicht 
dagegen Gewalt in der Familie als gezielte Strategie zur Unterwerfung erfasst. 
Schließlich werde der soziale bzw. kulturelle Kontext nicht angemessen berück-
sichtigt (Dobash & Dobash 2002: 924). 
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Straus (1999) räumt ein, dass die Familienkonfliktstudien als allgemeine Unter-
suchung von Haushalten mehr die weniger gravierenden Formen erfassen, da die 
kleinen Populationen mit den schweren Problemen in der Masse der „Friedliche-
ren" wenig zur Geltung kommen. Allerdings halten Straus et al. (1996: 285) 
fest, dass selbst die Kritiker meist nur geringfügig modifizierte Skalen einsetz-
ten; z. T. sei die größte Form der Veränderung gewesen, Gewalt von Frauen 
nicht mehr zu erheben. 

5. Die Folgen von Gewalt in der Partnerschaft 
Die Folgen von Gewalt in der Partnerschaft können auf mehreren Ebenen lie-
gen: auf der körperlichen Ebene sind es Verletzungen, auf der psychischen Ebe-
ne Probleme mit dem Selbstwertgefühl, der Selbstschätzung, mit Ängsten, Zu-
sammenbrüchen oder Suizidgedanken, auf der sozialen Ebene Rückzug bzw. die 
soziale Isolierung durch den Abbruch von Kontakten. Die Folgen von (verbal-
)psychischer Gewalt werden von den Opfern - Frauen wie Männern! - nicht sel-
ten als schlimmer erlebt als die Folgen körperlicher Gewalt (Brogden & Harkin 
2000; Follingstad et al. 1990; zusammenfassend: Schwithal 2005). (Auch) die 
Folgen von Gewalt in der Partnerschaft wurden bislang eher im angelsächsi-
schen Raum untersucht - sowohl mit Blick auf Frauen als auch auf Männer -, 
wogegen für Deutschland einigermaßen verlässliche Überblicksaussagen bislang 
nur zur Lage von geschlagenen Frauen möglich sind; Männer wurden als Opfer 
(vor allem körperlicher) Gewalt in Partnerschaften bislang nicht repräsentativ 
untersucht. 
In der BMFSFJ-Studie gaben zwei fünftel der weiblichen Opfer körperliche 
Folgen an. Mit Abstand am häufigsten (bei neun Zehnteln) kam es zu blauen 
Flecken und Prellungen. Allgemeine Schmerzen hatte ein Viertel, immerhin ein 
fünftel erlitt „offene Wunden" und gut ein Sechstel „Kopfverletzungen". Die 
Mehrheit der Opfer (drei fünftel) trug mehr Folgen davon als nur blaue Flecken. 
Knapp zwei fünftel der Opfer hatten nach eigener Aussage Angst, vom (Ex-) 
Partner schwer verletzt zu werden (BMFSFJ 2004: 236). 
Hellbernd et al. (2003) befragten Frauen, die in der Erste-Hilfe-Station der Ber-
liner Universitätsklinik aufgenommen wurden, zur Gewalt in Partnerschaften 
und den Folgen. Die Ergebnisse sind daher nicht verallgemeinerbar. Die mit Ab-
stand häufigste psychische Auswirkung war Angst vor weiteren körperlichen 
Angriffen (bei etwa einem Drittel). Beziehungsängste und allgemeine psychi-
sche Belastungen (Misstrauen, Vorsicht, Stressempfinden) wurden von immer-
hin einem Zehntel genannt. Erschwerend können psychische und soziale Folgen 
miteinander einhergehen: ein reduziertes Selbstbewusstsein kann zu vermehrtem 
sozialen Rückzug führen . 
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Der Vergleich zwischen Männern und Frauen ist für Deutschland nur begrenzt ...:::...-----möglich. Die erwähnte Pilotstudie er M.,_dasS-di~ehrhei-r dergesc!Tiagenen 
-----cMänner(zwei-n rntelfeine Verletzungen durch die Schläge erlitt. 15 Kam es da-

zu, wurden Blaue Flecken und Prellungen am häufigsten (von einem fünftel) 
genannt (BMFSFJ2004a: 196 f.). 

Tabelle 2: Verletzungsraten für Männer und Frauen durch Gewalt 
in Partnerschaften in% (Walby & Allen 2004: 34) 

Frauen Männer 

seit 16. mind. 4 Vikti- seit 16. mind. 4 Vikti-
Lebens- misierungen seit letztes Lebens- misierungen se it 

Verletzungen jahr 16. Lebensjahr* Jahr jahr 16. Lebensjahr* 

keine 25 3 28 50 13 

emotionale 
Probleme 37 60 31 10 37 

leichtere 48 62 46 35 63 
- leichterer 

Bluterguss, 
,,blaues Auge" 42 52 40 20 36 

- Kratzer 12 20 13 20 50 

- andere 
körperliche 7 15 4 3 9 

mittlere 26 50 20 15 44 

- schwerer 
Bluterguss 21 43 15 5 2 1 

- blutende II 20 8 12 36 
Wunde 

schwere 8 17 6 2 7 
- innere 2 4 2 1 3 

- Knochenbruch 7 14 6 1 5 

N (ungewichtet) 2744 892 525 982 111 

* Viktimisierung durch den Täter oder die Täterin be im grav ierendsten Vorfall 
Die Daten stamm en aus dem British C rime S urvey 200 1 (nur gü ltige Antworten). 
Mehrfachnennungen waren möglich ; daher übersteigen die Summen 100 %. 

letztes 
Jahr 

49 

9 

41 

2 1 

25 

3 

14 

5 

II 

1 
1 

< l 

217 

Differenzierte Vergleiche gestattet der British Crime Survey von 2001. Erhoben 
wurden die Verletzungen, die sich Männer und Frauen bei den schlimmsten Vor-

15 Allerdings tendieren Männer auch häufiger als Frauen dazu, erlittene Verletzungen nicht als so l-
che zu thematisieren, zuzugeben oder wahrzunehmen. 
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kommen von Gewalt in der Partnerschaft zugezogen haben. Frauen werden da-
nach häufiger verletzt: der Anteil an Männern, die keine Verletzungen davontru-
gen, liegt rund doppelt so hoch wie bei den Frauen. Deutlich mehr Frauen als 
Männer geben psychische Probleme an. Frauen haben deutlich häufiger leichte 
Blutergüsse und „blaue Augen", häufiger andere leichtere Verletzungen, häufi-
ger schwerere Blutergüsse, aber auch häufiger schwere Verletzungen (Knochen-
brüche, ausgeschlagene Zähne) als Männer. Bei Männern kommt es häufiger zu 
Kratzern und blutenden Wunden. Diese Struktur zeigt sich im Wesentlichen bei 
allen drei Opferkategorien. Einschränkend gilt hier: es handelt sich um die gra-
vierendste Verletzung, d. h. , um schwerwiegendere Ereignisse. 
Nach den vorliegenden Ergebnissen sind insgesamt gesehen Männer bei den 
schwerwiegenden, strafrechtlich relevanten Formen häufiger als Täter vertreten, 
Frauen bei den weniger gravierenden (mit Ausnahme der Tritte). Männer wen-
den auch häufiger Gewalt mit Verletzungsfolgen an als Frauen. Mit dem Ver-
weis auf die Verletzungsraten und „andere Formen von emotionalen und psy-
chologischen Schäden" sehen Dobash & Dobash (2002: 925) daher als „das we-
sentliche soziale Problem bei der Gewalt in heterosexuellen Partnerschaften die 
fortgesetzte Gewalt gegen Frauen", gehen also von einer deutlichen Asymmetrie 
im Gewaltverhältnis der Geschlechter aus. Die Ergebnisse können noch anders 
interpretiert werden, denn sie zeigen zweierlei : zum einen, dass Gewalt von 
Männern gegen Frauen in Beziehungen ein ernsthaftes soziales Problem dar-
stellt, dem die Gesellschaft unbedingt begegnen muss. Sie zeigen aber auch, 
dass die Annahme von der nur friedlichen Frau nicht zutrifft - es gibt sehr wohl 
Männer, die von ihren (Ehe-)Partnerinnen z. T. auch massiv körperlich traktiert 
werden. Allgemein lässt sich sagen: ,,Es gibt nicht ,die' häusliche Gewalt und es 
gibt nicht ,das" Opfer" (Heljferich 2005: 312) - daher gilt es aus wissenschaftli-
cher Sicht, dem Phänomen in seiner gesamten Breite nachzugehen und keine 
bewussten blinden Flecken aufkommen zu lassen. 

6. Warum kommt es zur Gewalt in Partnerschaften? 
Diese Frage lässt sich nicht einfaktoriell beantworten, denn Partnergewalt als 
Handlungsoption auf der Mikroebene steht in Zusammenhang mit Faktoren auf 
der Meso- und der gesellschaftlichen Makroebene: sie bilden den Rahmen für 
das Gewalthandeln bzw. den Gewaltverzicht. Zudem muss der Täter auf der 
Mikroebene in seinem sozialen Kontext (Familie, Netzwerkkontakte, Nachbar-
schaft) betrachtet werden.16 

16 Die Annahme einer „natürlichen" Aggress ivität des Mannes findet keinen Platz, weil es sich beim 
Verhalten, wenn überhaupt, dann stets um kulturell überformte „Natur" handelt. 
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Der Makrorahmen entsteht durch strafrechtliche Bestimmungen wie das Gewalt-
schutz- und das Anti-Stalkinggesetz. Der Zusammenhang mit der Mikroebene ist 
eher marginal, denn Strafrechtsnormen weisen nur eine sehr geringe generalprä-
ventive Wirksamkeit auf, vor allem, was die Abschreckung angeht. Das höchste 
Maß an Rechtstreue bewirkt die moralische Missbilligung einer Handlung durch 
die Gesellschaft (Kunz 2006: 319). Das lässt sich auch auf Partnergewalt 
übertragen: Wer Gewalt gegen den (Ehe-)Partner anwendet, handelt nur begrenzt 
zweckrational, sondern eher wertrational und/oder wird aus der Situation heraus 
motiviert. Auf der Mesoebene sind vor allem soziokulturelle Milieufaktoren 
wichtig wie Männlichkeitsmuster, damit verbunden die Vorstellungen von Ge-
schlechterhierarchien und dem Verhalten in Konfliktsituationen. Das kann sich 
auch räumlich niederschlagen, wenn Quartiere eine lokale Bevölkerung mit eher 
ähnlichen Problemlagen und ähnlichem Problem(bearbeitungs)verhalten aufwei-
sen. Die Mikroebene umfasst lebensgeschichtliche Einflüsse (familiale Sozialisa-
tion, Partnerschaftskarriere), Familie und Netzwerkkontakte, Persönlichkeitsfak-
toren (Dominanz- und Kontrollstrategien, Pathologien)-sow.i.e-situat-i-vt:-Faktere,--1----
(Alkoholumgang, Konflikteskalation). Oft hängen diese Faktoren zusammen, ver-
stärken einander und lassen damit regelrechte Risikopartnerschaften entstehen. 

Zwei Aspekte werden im Folgenden besonders vorgestellt: zum einen geht es 
um Gewalt als milieutypischen Bestandteil von „doing gender", als Ausdruck 
einer gedachten Geschlechterhierarchie und als Mittel zur Kontrolle des Part-
ner(in)verhaltens im Alltag. Zum anderen wird darauf eingegangen, dass Part-
nergewalt auf Verhaltens- und Einstellungsmuster zurückgeht, die Täter und Op-
fer im Rahmen der primären Sozialisation erworben haben. 

Nicht eingehender ausgeführt wird die Bedeutung des Alkoholumgangs. Part-
nergewalt geht häufig mit (gesteigertem) Alkoholkonsum einher. Die Auswer-
tung eines Hellfeld-Samples in 2001 ergab, dass ein Drittel der Täter alkoholi-
siert waren und 4,4 % unter anderen Drogen standen (Fantuzzo et al. 2007: 336). 
Carrado et al. ( 1996) belegen, dass körperliche Angriffe von Männern häufiger 
unter Alkoholeinfluss erfolgen als die Angriffe der Frauen: 35 % der körperlich 
gewalttätigen Männer, aber nur 13 % der Frauen gaben an, Alkohol sei im Spiel 
gewesen. In der BMFSFJ-Studie gab ein Viertel der Frauen, die häufig Partner-
gewalt erlebten, an, während einer oder mehrerer Gewaltsituationen selber unter 
Alkohol gestanden zu sein; dagegen waren nach Angabe der Frauen drei Viertel 
der schlagenden Partner alkoholisiert (2004: 263). 17 

17 Wenn es bei freundschaftlichen Treffen zu sexueller Nötigung und Vergewaltigung kommt, sind 
in der Hälfte der Fälle Täter und/oder Opfer alkoholi siert. Alkohol steigert das Risiko gerade für 
junge Frauen. Allerdings wirkt die Erwartung an die Wirkung des Alkohols - Erleichterung des 
sozialen Austauschs, Erleichterung sexueller Kontakte - förderlich darauf, auch größere Mengen 
zu trinken (Pumphrey-Gordon & Gross 2007). 
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Dennoch kann die Droge nur bedingt als ursächlich für die Gewalt gesehen wer-
den. Zwar steigert die Substanzwirkung die Gewaltbereitschaft und damit auch 
das Risiko von Partnergewalt. Damit es aber zur Gewalt kommt, muss die Ge-
waltanwendung für den schlagenden Partner eine legitime Handlungsoption 
sein. Das ist aber vorrangig das Ergebnis von Milieueffekten und Sozialisations-
erfahrungen (Kantor & Straus 1990). Allerdings wird der Alkoholgebrauch von 
Täter und Opfer durchaus auch im Sinne einer Kausalargumentation als Ent-
lastungs-, Neutralisierungs- und Legitimationsstrategie verwendet: die Person, 
die schlägt, wäre „eigentlich" gar nicht so, wie sie es ist - der Alkohol habe die 
Steuerung übernommen. 

6.1 Männlichkeit, Geschlechterhierarchie, Kontrollstrategie 
(Partner-)Gewalt kann Bestandteil gesellschaftlich vermittelter Männlichkeitsmo-
delle sein. Mit der industriegesellschaftlichen Modeme setzten sich zwei Männ-
lichkeitsmuster durch: der „Arbeitsmann" und der „mächtige Mann" (Döge 
2000). Für den „mächtigen Mann", der sich durch Dominanz, Risikobereitschaft, 
Unabhängigkeit und eine reduzierte Emotionalität (Empathiemangel) auszeichnet, 
bildet Gewalt eine Handlungsoption, sowohl gegen Andere (Frauen bzw. Männer) 
als auch gegen sich selber (Suizid, Vernachlässigung, Unfälle, Krankheit). Das 
Problem für dieses Männlichkeitsbild liegt in Alltagserfahrungen wie Arbeitslo-
sigkeit, sozialer Abstieg, soziale Exklusion, die im Widerspruch zum Bild des 
,,mächtigen Mannes" stehen und vielmehr auf eine „fragile Männlichkeit" hin-
weisen (Döge 2000). 18 

Dieses Muster wird milieutypisch adaptiert. Wie Möller (200 l) deutlich ge-
macht hat, liegt weniger eine Ziel- als eher eine Mitteldiskrepanz vor: Härte, 
Konkurrenz- und Durchsetzungsfähigkeit sind auch Bestandteile berufsorien-
tierter Mittelschichtmännlichkeiten. Mit dem Milieu variieren aber die Vorstel-
lungen von der „legitimen" Konfliktbewältigung und die Haltung zum Gewalt-
einsatz als Mittel zur Durchsetzung; in eher traditionalen Milieus darf sich 
Männlichkeit auch durch Gewalt bestätigen. 
Wird dem „Familienvater" das „Sanktionsrecht" zugebilligt, darf er ein Verhal-
ten, das er als „Fehlverhalten" wahrnimmt, auch unter Einsatz körperlicher Ge-
walt sanktionieren. Die Gewalt des Mannes kann damit wertrational legitimiert 

18 Conne/1 ( 1998) geht - nicht unumstritten - davon aus, dass diese „alten" hegemonialen Männlich-
keiten im Rahmen der Globalisierung durch ein transnationales Muster abgelöst werden, das sich 
am Modell des Geschäftsmannes (individualistisch, Macht durch Marktbeherrschung) orientiert. 
Internationale Ergebnisse machen jedoch deutlich, dass dies lokal und regional differenziert be-
trachtet werden muss, weil durchaus traditionale Muster wieder neue Geltung erlangen ( Wedg-
wood & Conne/1 2004); (Mittel-)Osteuropa weist Anze ichen des Widererstarkens des mächtigen 
Mannes, des „Kriegers", auf, auch in der Politik. 
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bzw. motiviert werden. In Mittelschichtgruppen, die Gewalt zumindest auf der 
normativen Ebene stärker ablehnen, hat der gewalttätige Partner einen höheren 
Legitimationsbedarf oder wird versuchen, Stigma-Management (Gojfman 1971) 
zu betreiben - körperliche Gewalt gilt hier als Ausdruck der ma rginalisierten , 
sozial entwerteten Männlichkeit, als Symbol für Männer, denen andere Mög-
lichkeiten fehlen (Connell 1999). Das gilt umso mehr, wenn der gesetzliche 
Rahmen Gewalt gegen den Partner gesellschaftsweit als illegal und illegitim de-
finiert. 

Auch in Partnerschaften kann Gewalt instrumentell zur Herstellung einer Hie-
rarchie bzw. zur Durchsetzung einer Ordnung eingesetzt werden (Smaus 2003: 
117). Körperliche und sexuelle Gewalt gegen Frauen ist damit auf deren soziale 
Identität bezogen und soll ihre Unterwerfung unter den Mann bestätigen. Wert-
vorstellungen, die den männlichen Dominanzanspruch begründen, machen es 
leichter, körperliche Gewalt gegen die Partnerin zu legitimieren. Die Behaup-
tung, der Gewalteinsatz diene dazu, die Partnerin im Sinne des Mannes zu „er-

-----zte· hert'7_---&mzmtk el al. 2006--,--;tsfebenso Bestandteil es ominanzverhaltens. 

Hierarchische Beziehungen sind daher häufiger von Gewalt begleitet als egalitä-
re. In einer Untersuchung in bayerischen Familienhaushalten trat in Partner-
schaften, die nach Aussage des Befragten eine paritätische Entscheidungsfin-
dung betreiben, relativ am wenigsten Partnergewalt (5 ,2 % [59]) auf; gab der 
Befragte an, er träfe die wichtigen Entscheidungen meist alleine, lag der Anteil 
mit gut einem Sechstel (17,9 % [19]) deutlich höher (Lamnek & Luedtke 2005; 
Lamnek et al. 2006). Das korrespondiert mit Annahmen, die in der soziale Un-
gleichheit einen Risikofaktor sehen: vermutet wird, dass Männer bei einer Sta-
tusdifferenz innerhalb einer Partnerschaft häufiger Gewalt anwenden (Appelt et 
al. 2001: 17) - einmal, um sich gegenüber der Frau zu behaupten, wenn sie sel-
ber einen fonnal niedrigerem Status haben; wenn sie einen höheren Status ha-
ben, kann dies ein Ausdruck von Macht sein oder der Versuch, Fügsamkeit bei 
der Frau zu erreichen. 

Daraus können regelrechte Gewaltverhältnisse entstehen. Sie sind durch eine 
Kombination aus „Isolation, Erschöpfung, Behinderung, Beschimpfungen, Abwer-
tungen, Demonstrationen von Macht, Drohungen, Erzwingen trivialer Handlungen, 
gelegentliche Zuwendung, Verzerrung der Wahrnehmung durch falsche Informati-
onen" (Appell et al. 2001: 26) gekennzeichnet. Medeiros & Straus (2006) halten 
fest, dass Gewalt als Teil von Dominanz- und Kontrollstrategien von Männern und 
Frauen angewendet wird. ,,Instead, the default assumption needs to be that partner 
violence is predominantly mutual violence other kinds of mutual mistreatrnent, and 
that the risk factors are mostly the same formales and females" (2006: 22). 

Umgekehrt wird auch Frau-Mann-Gewalt teilweise über Vorstellungen legiti-
miert, hinter denen die Stereotype vom mächtigen und dominanten Mann sichtbar 
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werden: eine Frau, die ihren Mann schlägt, brauche nicht zu befürchten, ihm 
wirklich weh zu tun, da sich Männer selber schützen können (Fiebert & Gonzales 
1997). Daneben wird auf die Geschlechtergleichheit verwiesen: wenn Männer 
und Frauen gleich sind, können auch Frauen ihrem Ärger über Männer körperlich 
Luft machen. Auf die eher ausbleibenden Folgen bezieht sich das Argument, dass 
Männer meist nicht zurückschlagen (Corry et al. 2002: 2). Letzteres könnte mit 
erklären, warum gerade in Untersuchungen über dating violence, die unter Studie-
renden durchgeführt wurden, der Anteil schlagender Frauen z. T. größer ist (z. B. 
bei Straus 2006; 2001a; Straus & Ramirez 2002) - die „Ritterlichkeitsnorm" 
(Lamnek et al. 2006) des nicht Zurückschlagens ist unter Studenten möglicher-
weise stärker ausgeprägt. 
Körperliche Gewalt und gesteigerte Kontrollbedürfnisse des Mannes - auch als 
Bestandteil seiner Unsicherheit - hängen zusammen. Die BMFSFJ-Studie zeigt, 
dass der Anteil an Frauen, die sich Dominanz- und Kontrollpraktiken ihres 
(ehemaligen) Partners ausgesetzt sehen bzw. sahen, größer ist, wenn körperliche 
(und sexuelle) Gewalt in der Partnerschaft vorliegt: 3,1 % der Frauen aus phy-
sisch gewaltlosen Beziehungen geben Einschüchterungsversuche bei Meinungs-
verschiedenheiten an, unter aktuell gewaltbelasteten Partnerschaften sind es gut 
ein Fünftel. Die höchsten Raten (etwa drei Zehntel) bestehen, wenn nach der 
letzten gewaltbelasteten Partnerschaft gefragt wird. Ein ähnliches Bild besteht 
bei Versuchen des Partners, die Kommunikations- und Sozialkontakte der Frau 
zu kontrollieren oder zu unterbinden (BMFSFJ 2004: 267). 
Hier gibt es aber Übergängen zu pathologischen Mustern, ähnlich denen von 
Stalkem. Appell et al. (2001: 16) halten folgende Typen fest: den besitzergrei-
fenden, eifersüchtigen Gewalttäter (krankhafte Eifersucht, Terrorisierung der 
Partnerin), den sadistischen Gewalttäter (Macht- und Rachsucht, Persönlich-
keitsstörung), den extrem gewalttätigen Misshandler (hohe Gewaltbereitschaft 
bei sehr leicht infrage gestellter Männlichkeit, grenzenlos). 
Eine spezifische Form der Dominanz ist Gewalt, die durch traditionale Ehrvor-
stellungen motiviert und legitimiert wird und die in Europa im vergangenen Jahr-
zehnt stärker zum Vorschein kam (Kvinnoforum 2005). 19 Hier dominieren kollek-
tive und partikulare Norm- und Wertevorstellungen (Familienehre, traditionale 
Normen- und Wertesysteme) die individuellen Rechte von Personen, die auf der 

19 Einen allgemein interessanten Hinweis auf die Bedeutung von Werten gibt eine Studie von Hermann 
(2003). Darin wurde versucht, geschlechtsspezifische Unterschiede bei der Gewaltkriminalität über 
die unterschiedliche Normakzeptanz und unterschiedliche Wertehaltungen zu erklären. Sog. ,,mo-
derne idealistische Werte" - wie Freundschaft, Partnerschaft, Toleranz, Eigenverantwortung, innere 
Ruhe, Emotionalität, Unabhängigkeit, Kreativität, Hilfsbereitschaft - bewirken eine höhere Normak-
zeptaaz, die wiederum ein geringeres Maß an Gewaltkriminalität nach sich zieht. Bei Frauen sind 
diese Werte deutlich stärker ausgeprägt als bei Männern. Es wäre herauszuarbeiten, inwieweit dieses 
Modell auch auf die Gewalt in Partnerschaften übertragbar ist. 
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Gesellschaftsebene bestehen. Wenngleich auch Männer Opfer werden können 
(durch Zwangsehen, Partnerschaftsverbot, bei Homosexualität, durch Blutra-
che),20 hat Gewalt als Ergebnis von „Ehrvorstellungen" - durch Verhaltensbe-
schränkungen (Zwangsverhäuslichung), Drohungen, Zwangsehen, Genitalver-
stümmelungen, Morde - doch wesentlich die Disziplinierung der Frauen und ih-
res Verhaltens zum Ziel (Ter-Nedden 2005 : 152; Kvinnoforum 2005: 17). Ver-
lässliche Zahlen liegen aber für Deutschland bislang nicht vor. 

6.2 (Lern-)Effekte aus der Sozialisation 
Die Kompetenzen und Fertigkeiten, die das Subjekt hat bzw. sich zuschreibt, re-
duzieren oder erweitern die Möglichkeiten für die Auseinandersetzung mit dem 
schlagenden Partner, dafür, auf den Partner einzuwirken bzw. Konflikt- und Ge-
waltsituationen bewältigen zu können. Wenn sich aber die Frau als wirkungs-
schwach erfährt - da sie sich z. B. aus Mangel an Möglichkeiten und Ressourcen, 
aus Angst vor negativen Folgen nicht zutraut, Gegenmaßnahmen zu ergreifen 
oder sie nicht konsequent genug ergreift - verinnerlicht sie die Rolle als wehrlo-
ses Opfer, der schlagende Partner dagegen eine Rolle als wirkungsmächtig und 
dominant. Relevante lebensgeschichtliche Einflüsse dahinter sind die Sozialisati-
on in der Herkunftsfamilie und die Erfahrungen in den bisherigen bzw. in der ak-
tuellen Partnerschaft: konformes wie auch abweichendes Verhalten wird an Mo-
dellen und/oder durch (differentielle) Verstärkung erlernt (Sutherland 1968). 
Seligman (1974) bzw. Mil/er & Seligman (1975) sprechen in dem Zusammenhang 
von der „erlernten Hilflosigkeit" aufgrund der (scheinbar nicht abwendbaren) 
schwerwiegenden bzw. traumatischen Folgen der Partnergewalt (Buchwald & 
Kilian 1997). 
Daher bleibt die beobachtete und selber erfahrene Gewalt in der Herkunftsfami-
lie sozial und psychisch nicht folgenlos; sie erhöht die Wahrscheinlichkeit, spä-
ter selber Gewaltopfer oder Gewalttäter zu werden, sowohl innerhalb als auch 
außerhalb der Familie. Misshandelte Frauen haben daher auch doppelt so oft ein 
gewaltbelastetes Elternhaus wie nicht misshandelte. wobei die Gewalt zu einem 
instabilen und schwachen Selbstwertgefühl führt, dass die Frauen „leichter zu 
Opfern von Gewalt [macht] , die geringere Möglichkeiten haben, sich dagegen 
zu wehren" (Appelt et al. 2001 : 16). Auswertungen der National Family Violen-
ce Surveys ergaben, dass beobachtete Elterngewalt mit einer um die Hälfte bis 
zweimal höheren Rate an Gewalt gegen den Ehepartner zusammenhängt, wobei 
die Quote unter Männern (18-22 %) um 4-6 %-Punkte höher lag als die unter 
Ehefrauen (Straus 2001: 10). Bei Familien in Bayern trat Partnergewalt häufiger 

20 In einer qualitativen Studie über junge türkische Männer sieht Toprak (2005) diese durchaus als 
„schwaches Geschlecht", da sie aufgrund der Ehrvorstellungen sich nicht oder nur begrenzt gegen 
die Praxis der Zwangsverheiratung durch die Eltern zur Wehr setzen (können) . 
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auf, wenn mindestens einer der Partner bereits Gewalt zwischen den eigenen 
Eltern erlebte: Unter gewaltlos Aufgewachsenen waren es 4 %; kam es dagegen 
zur Gewalt zwischen den eigenen Eltern (auch in Kombination mit Eltern-Kind-
Gewalt), stieg der Anteil auf ein Fünftel an (Lamnek & Luedtke 2005 : 54). 
Dabei kann auch mit der eigenen Partnerschaft an Erfahrungen aus dem Eltern-
haus „angeknüpft" werden: eine gewaltbelastete Partnerschaft ist „anschlussfä-
hig" an ein gewaltbelastetes Elternhaus. Wenn dort bereits Gewalt zwischen den 
Partnern stattfand, lernen die Kinder zum einen, dies als „normalen" Bestandteil 
von Partnerschaftsverhalten wahrzunehmen und zum anderen kann das elterliche 
Rollenverhalten für sie zum Verhaltensmodell werden. In der BMFSFJ-Studie 
gaben gut ein Viertel der Frauen mit einer häufiger gewaltbelasteten Partner-
schaft an, gewaltförmiges Partnerverhalten „sei etwas, das in Paarbeziehungen 
manchmal passieren kann" (2004: 278). Außerdem können Erfahrungen aus der 
bisherigen Partnerschaftsbiographie weitertransportiert werden zur nächsten 
Partnerschaft, sowohl vom Täter als auch vom Opfer. Auch dies trägt zur Re-
produktion einer Gewaltwirklichkeit bei. 
Wenn sich körperliche Gewalt gegen den Partner bzw. die Partnerin dadurch in 
einem Wohnquartier konzentriert, erfahren die dort wohnenden Täter/innen eine 
Bekräftigung, normative „Absicherung" und wertegebundene „Legitimation" 
ihres Verhaltens - möglicherweise sogar eine normative Forderung, zur Sankti-
onierung körperlich gewalttätig gegenüber der eigenen Partnerin zu sein. Die 
dort lebenden Opfer lernen möglicherweise, die Gewalt als ungeliebte oder ge-
fürchtete „Normalität" hinzunehmen - zumal, wenn sie selber wenig Optiemen 
haben, ihre Situation zu ändern. Es gibt einfach zu wenig „erfolgreiche" Model-
le, die andere Strategien vorleben oder zeigen, dass es möglich ist, sich diesem 
Milieu zu entziehen. Erschwerend kommt die soziale Isolierung hinzu, die als 
Folge der Gewalt auftreten kann und vom Täter z. T. herbeigeführt und verstärkt 
wird (Schneider 1990; Geiles 1987). Für das Opfer bedeutet das, (fast) keine 
eigenen Netzwerkressourcen zu haben, damit vom schlagenden Partner verstärkt 
abhängig zu sein und sich der Situation alleine nicht entziehen zu können. 

7. Ausblick: was wissen wir noch nicht? 
Diese (unvollständige) Zusammenschau zur Gewalt in der Partnerschaft macht 
Mehreres deutlich. Auf der einen Seite wird niemand leugnen, dass Gewalt von 
Männern gegen ihre Partnerinnen ein schwerwiegendes soziales Problem dar-
stellt, das unbedingt gelöst werden muss, auch mit Blick auf mögliche „Opfer 
durch Nähe" (Kieselbach 1988), nämlich Kinder. 21 Darüber darf nicht vergessen 

21 Heilfelddaten eines US-amerikanischen county ergaben, dass in gut zwei fünftel der Fälle von 
häuslicher Gewalt Kinder involviert waren (Fantuzzo et al. 2007: 336). 
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werden, dass in Partnerschaften auch Gewalt von Frauen gegen Männer stattfin-
det und dass es hier ebenfalls Opfer gibt. Verlässliche Zahlen hierzu stehen für 
Deutschland aber immer noch aus; bereits Schneider (1990: 513) wies im Ge-
waltbericht der Bundesregierung auf diese Forschungsleerstelle hin. 
Es geht nicht darum, damit Gewalt von Männern gegen ihre Partnerinnen verbal 
zu minimieren oder zu neutralisieren. Es geht darum, den Blick möglichst offen 
auf das gesamte Phänomen zu richten. Die „andere" Frage - nämlich die, ob es 
in Partnerschaften neben der „männlichen" Gewalt auch eine originäre „weibli-
che" Gewalt gibt - darf nicht qua Definition ausgeblendet bleiben. Denkverbote 
derart, dass bestimmte Themen als Themen nicht behandelt werden dürfen aus 
ideologischen Gründen, sollten in der Wissenschaft keinen Platz haben. Außer-
dem gibt es aber noch weitere offene Forschungsfragen und -themen: 

• Ganz oben steht - gleichsam als Generalforderung - , dass Deutschland sei-
nen Forschungsrückstand gegenüber anderen Ländern wie den USA, Eng-
land, Schottland oder Kanada, aufholen muss, sowohl, was repräsentative 
Querschnittsbetrachtungen für beide Geschlechter angeht, als auch, was die 
Langzeitbeobachtung des Phänomens häusliche Gewalt betrifft. Es gilt wei-
ter, auch den Populationen besondere Aufmerksamkeit zu schenken, die sich 
in den bisherigen Analysen als Risikopopulationen erwiesen haben wie z. B. 
Migrantinnen und Frauen in (Nach-)Trennungs- bzw. Scheidungssituationen, 
gerade mit Blick auf wirksame Präventionsmaßnahrnen. 

• Wir wissen zu wenig über den Prozess der Gewalt, über die Eskalationsdy-
namiken. Wir wissen nicht, wann und warum Gewaltverhältnisse vom Ver-
bal-Psychischen zum Körperlichen eskalieren und von welcher Konfliktseite 
aus sie eskalieren. Es gilt, die (wechselseitigen) Eskalationsprozesse inner-
halb von Partnerschaften zu erfassen. Daher darf der Blick nicht auf körper-
liche Gewalt beschränkt bleiben, sondern die anderen Formen von Zwang 
und Erniedrigung eines Lebenspartners müssen ebenfalls untersucht werden. 

• Wir wissen Einiges über die Mann-Frau-Gewalt, aber immer noch viel zu 
wenig über die Gewalt von Frauen gegen ihre Partner. Das betrifft nicht nur 
die „harten", also die körperlichen Formen, sondern gerade die „weicheren", 
die verbal-psychischen Muster. Wir können vermuten, müssen aber Daten 
haben, um diese Vermutungen zu prüfen. Die gesamte Gewaltwirklichkeit 
muss angemessen erfasst werden. 

• Wir wissen noch zu wenig, welche Wege das Opfer aus einer gewaltbelaste-
ten Beziehung herausführen und dabei seiner Sicherheit und seinem Wohlbe-
finden dienen (vgl. dazu die Längsschnittuntersuchung von Bell et al. 2007 
unter US-amerikanischen Frauen). 

• Das Wissen um die Wirksamkeit von Präventionsmaßnahmen ist immer noch 
zu ausschnitthaft. Die Evaluationen z. B. für das Gewaltschutzgesetz, Anti-
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Stalking-Maßnahmen oder Beratungsmaßnahmen müssen daher fortgesetzt 
werden. 
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Stalking: Unerwünschtes Belästigen und 
Verfolgen aus psychologischer Sicht 

Hans-Georg W Voß 

Definition von Stalking 

Ich gehe auf niemanden mehr zu, geh ' nicht mehr alleine raus und schließe mich 
zuhause ein, verriegele die Türen und Fenster, kontrolliere vor jeder Fahrt mein 
Auto genau, habe Angst, in den Briefkasten zu sehen, fühle mich ständig verfolgt, 
da er gedroht hat: ,,Wenn ich mit dir fertig bin, kannst du nicht mehr normal 
leben." (Äußerung einer Betroffenen) 

Der Begriff „Stalking", der aus der Sprache der Jäger stammt und soviel wie 
„sich anpirschen" bedeutet, tauchte zuerst in der amerikanischen Presse in den 
1980er Jahren im Zusammenhang mit dem Nachstellen, Belästigen und Be-
drohen einiger Personen des öffentlichen Lebens, so genannter Prominenten, 
auf. Im Anschluss an mehrere Mordfälle wurde das Thema Stalking auch un-
ter dem Gesichtspunkt eines besseren Schutzes tatsächlicher und potentieller 
Opfer diskutiert. Stalking bezeichnete alsbald nicht mehr nur das Verhalten 
von lästigen Fans, sondern wurde als ein Muster der Verfolgung, des Bedro-
hens und der Belästigung mit der möglichen Konsequenz eines tödlichem 
Ausgangs gesehen. Zugleich begann sich Stalking durch zunehmende Ver-
wendung in Gesetzestexten und wissenschaftlichen Artikeln auch als Fach-
begriff zu festigen. Der Schwerpunkt einer wissenschaftlichen Beschäftigung 
mit Stalking liegt heute noch in Ländern wie den USA, England und Austra-
lien, in denen bereits Anfang der 1990er Jahre erste Gesetze zur Abwehr von 
Stalking erlassen wurden und das Thema dementsprechend deutlicher in das 
Bewusstsein der Öffentlichkeit gerückt war. 
In Deutschland wurde das Thema erstmalig im Jahr 2000 durch ein Buch mit 
dem Titel „Liebeswahn" der Journalistin Susanne Schumacher populär und 
hatte eine Welle von Zeitschriftenartikeln und Fernsehbeiträgen zur Folge, in 
denen zunächst über eher spektakuläre Einzelfälle berichtet wurde. 
Auf wissenschaftlicher Seite stand zunächst auch die Frage im Vordergrund, 
wie sich der Begriff Stalking am besten in das Deutsche übertragen ließe, be-
ziehungsweise ob ein solcher Versuch überhaupt sinnvoll sei. Im Rahmen von 
ersten Forschungsarbeiten zu Stalking, die ab dem Jahre 1999 von einer 
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Arbeitsgruppe an der Technischen Universität Darmstadt vorgenommen wur-
den, wurde alsbald deutlich, dass Übersetzungen wie „Verfolgen", ,,Nachstel-
len" oder „Belästigen" kaum ausreichten, um die komplexe Natur des Phäno-
mens in befriedigender Weise zu umschreiben (der§ 238 StGB lautet nunmehr 
„Nachstellung"). Es erschien somit ratsam, bei der englischen Fassung des 
Phänomens zu bleiben, auch, um den Anschluss an die internationale, fast aus-
nahmslos englischsprachige Forschung herzustellen. 
Die eingangs wiedergegebene Äußerung einer betroffenen Person enthält be-
reits alle wesentlichen Elemente einer Definition von Stalking als 

das willentliche, wiederholte Verfolgen oder Belästigen einer Person, 
deren physische und psychische Unversehrtheit und Sicherheit da-
durch bedroht wird. 

In ähnlicher Weise wurde Stalking in einem der ersten wissenschaftlichen De-
finitionsversuche überhaupt als ein „obsessives und fortwährendes Muster der 
Bedrohung und Belästigung, welches sich gegen ein bestimmtes Individuum 
richtet", umschrieben (Zona, Sharma und Lane, 1993). 
Stalking lässt sich somit wissenschaftlich zunächst allgemein als ein Kon-
strukt bezeichnen, dem sich bestimmte, untereinander korrelierende Verhal-
tensweisen zuordnen lassen. Dabei wird zugleich der Versuch unternommen, 
dem Erfordernis eines konkreten Nachweises der schädigenden Handlungen 
im Einzelfall zu genügen und damit auch eine strafrechtliche Bewertung und 
Verfolgung zu ermöglichen, wie sie erst in jüngster Zeit mit der Verabschie-
dung des § 238 StGB ihren Ausdruck gefunden hat - mit allerdings noch un-
gewissem Erfolg. So definierten Pathe und Mullen ( 1997) Stalking als eine 
Handlungskonstellation, bei der eine Person eine andere wiederholt belästigt 
beziehungsweise versucht, Kontakt aufzunehmen und nannten markante Ver-
haltensbeispiele hierfür wie Verfolgen, Beobachten oder wiederholte Amufe, 
zugleich verzichteten sie jedoch bewusst auf eine abschließende Auflistung, 
da sie die Vielzahl möglicher Stalkinghandlungen für quasi unüberschaubar 
hielten. Westrup (1998) führte zusätzlich eine subjektive Komponente in die 
Definition ein, indem sie die emotionale Reaktion auf Stalking mit heranzog, 
nämlich in der Form, dass das grenzverletzende Verhalten dazu geeignet ist, 
Angst oder Besorgnis beim Opfer auszulösen. Der Versuch, Stalkinghandlun-
gen zu quantifizieren, erfolgte schließlich durch Mullen , Pathe, Purcell und 
Stewart (1999), die mindestens zehn Verhaltensweisen über einen Zeitraum 
von mindestens vier Wochen als Grenzwert für die Annahme von Stalking 
vorschlugen. Dreßing, Kühner und Gass (2005) gaben als Kriterium für Stal-
king in ihrer Studie an 2.000 aus der Einwohnermeldedatei der Stadt Mann-
heim ausgewählten und postalisch befragten Personen die Auftretensdauer 
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von mindestens zwei Wochen von mindestens zwei unterschiedlichen Stal-
kinghandlungen an. 

Betrachtet man die verschiedenen Definitionsversuche, so liegt eine der 
Hauptschwierigkeiten vor allem in der Abgrenzung von sozial noch tolerier-
barem zu nicht mehr tolerierbarem Verhalten einerseits und der Gewichtung 
von subjektiven, auf der Seite des Geschädigten zu lokalisierenden Beein-
trächtigungen vor allem psychischer Art, wie Angst, Panikattacken, perma-
nente Unruhe, Verfolgungsgedanken, Depression usw. 

Prävalenz und Phänomenologie des Stalking 
Nachdem Stalking zunächst vor allem als Problem von Personen des öffentli-
chen Lebens begriffen worden war, wurde mit den Jahren immer deutlicher, 
dass es sich hier um ein Massenphänomen handelt, von dem ein nennenswer-
ter Anteil der Gesamtbevölkerung betroffen ist. 

In einer der bisher umfangreichsten Studien zur Auftretenshäufigkeit von 
Stalking wurden Telefoninterviews mit 16.000 Personen in den USA Geweils 
zur Hälfte Männer und Frauen) ausgewertet (Tjaden & Thoennes, 1998). 
Schweres Stalking, zusätzlich definiert durch ein Gefühl der Angst, dass man 
selbst oder dass nahe stehende Personen körperlich gefährdet sind, erfuhren 
demzufolge etwa 8 Prozent aller Frauen und 2 Prozent aller Männer einrpal in 
ihrem Leben. Wurde eine weitere Definition von Stalking zu Grunde gelegt, 
bei der lediglich ein leichtes Gefühl der Beunruhigung als Schwellenwert für 
Stalking diente, stiegen die Zahlen auf 12 Prozent bei den Frauen und 4 Pro-
zent" bei den Männern. 

In Großbritannien untersuchten Budd und Mattinson (2000) an einer repräsen-
tativen Stichprobe von nahezu 10.000 Personen die Prävalenz von Stalking. 
Demnach sind rund 12 Prozent der Bevölkerung einmal davon betroffen wor-
den, etwa 16 Prozent aller Frauen und 7 Prozent aller Männer. Da die 
Operationalisierung von Stalking hier mit „andauernder und unerwünschter 
Aufmerksamkeit" relativ breit gefasst war, und da keinerlei Gefühl von Furcht 
notwendig war, ist es nicht überraschend, dass die Zahlenwerte höher ausfie-
len als in der amerikanischen Erhebung. 

Eine weitere repräsentative Studie wurde in Australien von Purcell, Pathe und 
Mullen (2002) durchgeführt. Sie befragten 1.800 über das Wählerverzeichnis 
ausgewählte Personen schriftlich. Ihre Definition orientierte sich an der austra-
lischen Anti-Stalking-Gesetzgebung und legte als Untergrenze mindestens zwei 
belästigende Verhaltensweisen fest, die Angst bei der betroffenen Person aus-
lösten. Die generelle Stalking-Rate war mit 23 Prozent vergleichsweise hoch, 
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der Anteil weiblicher Betroffener lag sogar bei 32 Prozent, der Anteil männli-
cher Opfer betrug 13 Prozent. 
Auf den ersten Blick scheinen die Ergebnisse der verschiedenen Studien aus-
einander zu klaffen. Gleicht man jedoch deren Definitionen an, die etwa in der 
Frage nach dem subjektiven Angstgefühl der Betroffenen oder in der Dauer der 
Stalking variieren, ergeben sich durchaus vergleichbare Zahlen. Vor dem Hin-
tergrund, dass repräsentative Untersuchungen von drei verschiedenen Kontinen-
ten definitionsbereinigt ähnliche Prävalenzraten aufweisen, vermutete Hoffmann 
(2003) allgemein für westliche Länder - und damit auch für Deutschland - eine 
entsprechende Verbreitung in der Bevölkerung. 

In der Untersuchung von Dreßing et al. (2005) gaben 12 Prozent der Befragten 
an, schon einmal eine solche Erfahrung gemacht zu haben. Die Schwellendefi-
nition muss hier jedoch als extrem niedrig angesehen werden, da die Prävalenz-
rate ein knappes Drittel niedriger ausfallen würde, wenn man die Fälle ausge-
schlossen hätte, die weniger als einen Monat andauerten. Auch bleibt die Frage, 
ob eine Erhebung in einer Großstadt wie Mannheim als wirklich repräsentativ 
für ganz Deutschland angesehen werden kann. 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass es empirisch ein relativ klares Bild 
darüber gibt, wie viele Menschen unter einer Stalking-Erfahrung zu leiden 
hatten. Schweres Stalking, welches über längere Zeit anhält und bei dem aus 
Sicht der Opfer die eigene Sicherheit ernsthaft bedroht ist, erleben etwa 5 Pro-
zent in der Bevölkerung einmal in ihrem Leben, leichtere Formen, bei denen 
keine Angst vorherrscht oder die Dauer relativ kurz ist, erleben etwa 12 bis 23 
Prozent der Bevölkerung. Dabei wird zudem deutlich, dass Stalking weit 
überwiegend von Männern ausgeübt wird und dass etwa mit gleicher Häufig-
keit Frauen die Geschädigten sind. In der Internetstudie der Arbeitsgruppe 
Stalking an der TU Darmstadt waren etwa 83 Prozent der Täter männlich und 
dementsprechend 86 Prozent der Opfer weiblich (Voß, Hoffmann & Wondrak, 
2006). Die durchschnittliche Dauer der schweren Belästigung und Verfolgung 
betrug 28 Monate, davon etwa ein Viertel währte länger als ein Jahr und die 
Streubreite betrug einen Monat bis dreißig Jahre. Interessant ist hier auch die 
Häufigkeit, mir der einzelne Akte von Stalking innerhalb eines bestimmten 
Zeitintervalls auftraten: ,,einige Male" 4 %, ,,mehrmals im Monat" 12 %, 
,,mehrmals in der Woche" 26 %, ,,täglich" 12 % und „mehrmals täglich" 46 % 
(insgesamt 550 befragte Personen, die angaben, mindestens einmal Opfer von 
Stalking geworden zu sein). 
Stalking ist zudem ein Phänomen, von welchem in nahezu der Hälfte aller 
Fälle nach Trennung oder Scheidung der ehemalige lntimpartner - hier in der 
Regel die Frau - betroffen ist. Die Ergebnisse der Darmstädter Studie stehen 
bezüglich der Häufigkeitsangaben, der Dauer des Stalking und der Bezie-
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hungskonstellationen zwischen Opfer und Täter gut mit anderen, internationa-
len Studien im Einklang. In einer Metaanalyse wertete Spitzberg (2002) mehr 
als einhundert internationale Studien zu Stalking aus, wobei die Daten von 
annähernd 70.000 untersuchten Personen Berücksichtigung fanden . Dabei 
dauerte Stalking im Durchschnitt knapp 23 Monate an. Das Geschlechterver-
hältnis auf Seiten der Opfer bestand zu genau drei Vierteln aus Frauen und 
entsprechend zu einem Viertel aus Männern. Etwa die Hälfte aller Fälle resul-
tierte aus einer auseinander gegangenen intimen Beziehung, in 18 Prozent war 
der Stalker ein Fremder und in dem restlichen Anteil gab es irgendeine Form 
früherer Kontakte privater oder beruflicher Natur. 

Eine weitere Erkenntnis: Stalkinghandlungen treten so gut wie nie isoliert auf. 
So variierten in internationalen Untersuchungen (z. B. für Australien Mullen 
et al., 1999, für die Niederlande Blaauw, Winkel & Arensman, 2000, für 
Großbritannien Budd & Mattinson, 2000) die Anzahl der unterschiedlichen 
Stalkingverhaltensweisen pro Fall zwischen zwei und sechs, wobei ein 
Schwerpunkt von etwa fünf verschiedenen Aktionen pro Fall festzustellen 
war. Als häufigste Einzelhandlungen traten Telefonanrufe und physische An-
näherungen auf, auch dies ein Ergebnis, welches sich recht konstant in ver-
schiedenen Studien fand (Sheridan, Blaauw & Davies, 2003). 

Auswirkungen 
Die seit der zweiten Hälfte der 90er Jahre unternommenen Studien haben ein 
differenziertes Bild von den Auswirkungen des Stalkings bei den betroffenen 
Personen gezeichnet. Die am häufigsten genannten Nachwirkungen bei den 
Opfern waren ein Gefühl der inneren Unruhe (82 %), Nervosität und Schreck-
haftigkeit (72 %), Angst (72 %), Misstrauen gegenüber anderen Personen all-
gemein (69 %), Wut, erhöhte Reizbarkeit und Aggressivität (68 %), Depressi-
onen (49 %) und Panikattacken (33 %); ,,keine besonderen Auswirkungen" 
gaben nur etwa 2 % der Befragten an (Mehrfachnennungen möglich; Voß et 
al., 2006). 

In einer internationalen Literaturübersicht fassten Sheridan, Blaauw und Da-
vies (2003) unterschiedliche empirische Ergebnisse zusammen. Demnach er-
leiden viele Opfer finanzielle Einbußen oder berufliche Nachteile dadurch, 
dass ihre Arbeitsleistung sinkt bzw. sie weniger Stunden erwerbstätig sind 
(23-53 %) oder sie Geld für Sicherheitsmaßnahmen an ihrer Wohnung oder 
ihrem Auto ausgeben (22-73 %). Um weiteren Kontakt mit dem Stalker zu 
unterbinden, beantragen Betroffene häufig Geheimnummern (64-81 %) oder 
meiden bestimmte soziale Aktivitäten (63-82 %). 
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In einer weiteren Opfer-Befragung in Deutschland werteten Hoffmann, Özsöz 
und Voß (2004) unter anderem Erfahrungen hinsichtlich der Auswirkungen 
von Stalking aus. Die insgesamt 75 Betroffenen, die sich aktiv für die Unter-
suchung meldeten und deshalb vermutlich eher schwereren Fällen von Stal-
king ausgesetzt waren, berichteten über eine erhebliche Symptomatik. ,,Das 
Ausmaß der psychischen Belastung ist mit einem Anteil von 58,7 % der Be-
troffenen, die nach DSM-IV die Diagnosekriterien für die posttraumatische 
Belastungsstörung erfüllen, beträchtlich. Die häufigsten Belastungssymptome, 
die im Zusammenhang mit Stalking von den Teilnehmern berichtet werden, 
sind vor allem eine erhöhte Wachsamkeit gegenüber Umweltereignissen 
(91 %) und eine erhöhte Ängstlichkeit (89 %). Insgesamt 28 Prozent der 
Opfer berichteten über Suizidgedanken und knapp 43 Prozent konnten die 
Belastungen nicht allein bewältigen und begaben sich in psychologische oder 
psychiatrische Therapie (Hoffmann et al., 2004, S. 44). 

Stalkertypologien 
Einer Durchsicht der einschlägigen Forschungsliteratur zufolge entwarf Meloy 
folgendes modales Portrait des obsessiven Verfolgers: ,,Der typische Stalker 
ist ein arbeitsloser oder unterbeschäftigter Mann im vierten Lebensjahrzehnt. 
Er ist alleinstehend oder geschieden und hat eine Vorgeschicht~ von kriminel-
len und psychiatrischen Auffälligkeiten sowie von Alkohol- oder Drogen-
missbrauch. Er verfügt über eine höhere Schulbildung und ist intelligenter als 
andere Kriminelle." (Meloy, 1999, S. 86). 
Zugleich wurde in der systematischen Erforschung des Phänomens jedoch be-
reits früh deutlich, dass es nicht nur einen, sozusagen prototypischen Stalker 
gibt, sondern dass vielmehr Stalker aufgrund der jeweiligen Situation und Mo-
tivlage in unterschiedliche Kategorien einzuordnen sind. Zu den am häufigs-
ten zitierten Typologien gehört die von Paul Mullen und Mitarbeitern genann-
te . Sie unterschieden fünf Typen von Stalkem aufgrund unterschiedlicher Mo-
tivationslagen, psychischer Auffälligkeiten und Persönlichkeitsstrukturen 
(Mullen, Pathe & Purcell, 2002): 

Der zurückgewiesene Sta/ker (rejected stalker) 

Bei diesem Typus handelt es sich gewöhnlich um den Ex-Partner, gelegentlich 
aber auch um Familienmitglieder oder enge Freunde. Es bestand zuvor immer ei-
ne enge Beziehung, deren Beendigung von dem Stalker als ungerecht und willkür-
lich oder als unerklärlicher Irrtum empfunden wird. Motive für die Stalkinghand-
lungen können etwa der Wunsch nach Versöhnung und der Wiederherstellung der 
Beziehung sein, aber auch Rache aufgrund der erfahrenen Zurückweisung. Häufig 
existieren beide Motive parallel, was sich in einem andauernden Wechsel aus Zu-
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neigungsbekundungen und aggressiven Handlungen gegenüber dem Opfer aus-
drücken kann. 

Der intimitätssuchende Stoiker (intimacy seeker) 

Dieser Stalkertypus versucht eine romantische Beziehung herzustellen. Das Opfer 
wird dabei stark idealisiert. Häufig sind die Stalker davon überzeugt, dass ihre 
Wünsche und Hoffnungen eines Tages in Erfüllung gehen, wenn sie nur hartnä-
ckig genug bleiben. Ihnen fehlt es zumeist an sozialer Kompetenz und sie leben 
nicht selten zurückgezogen und einsam. Schwerwiegende psychische Erkrankun-
gen, wie etwa Liebeswahn, treten in dieser Gruppe gehäuft auf. 

Der inkompetente Verehrer (incompetent suitor) 

Die inkompetenten Stalker suchen ebenfalls eine Beziehung. Sie sind durch 
Selbstüberschätzung und mangelndes Einfühlungsvermögen in die Perspektive 
anderer Menschen charakterisiert. Von ihrer eigenen Attraktivität und ihrem 
Charme überzeugt, kommt es ihnen gar nicht in den Sinn, dass das Gegenüber ih-
re Avancen nicht teilen könnte. Viele dieser Stalker zeigen regelrechte Macho-
attitüden. Die Stalkingdauer ist vergleichsweise kurz: Findet das Bemühen des 
inkompetenten Verehrers keinen Erfolg, wendet er sich einem anderen Opfer zu. 

Der ärgergetriebene Stoiker (resentfal stalker) 

Stalker dieser Kategorie streben es an, mit ihrem Verhalten beim Opfer Angst und 
Terror hervorzurufen. Sie beabsichtigen dadurch, sich für ein von ihnen wahrge-
nommenes Unrecht zu rächen. Ihre Opfer sind Personen, die etwa für persönliche 
Misserfolge verantwortlich gemacht werden oder auch symbolisch für verhasste 
Organisationen oder Bevölkerungsgruppen stehen. Bei einem nicht unbeträchtli-
chen Anteil dieser Gruppe beginnt das Stalking am Arbeitsplatz. Betroffen sind 
häufig Personen aus übergeordneten Positionen. Weitere potenziell gefährdete 
Opfer können Menschen in helfenden Berufen sein, wie Ärzte, Psychotherapeuten 
und Psychologen. 

Der Jagdstalker (predatory stalker) 

Diese letzte Kategorie stellt quantitativ zwar die kleinste Gruppe dar, besitzt jedoch 
das größte Gefahrenpotential. Stalking dient hier der Vorbereitung eines Überfalls 
auf das Opfer, der meist sexueller Natur ist. Dem Angriff - das eigentliche Ziel der 
ausschließlich männlichen Täter - gehen oft Verfolgungs- und Beobachtungshand-
lungen über Wochen und Monate voraus. Dabei achtet der Stalker sorgfältig darauf, 
vom Opfer unbemerkt zu bleiben. Stalking dient in diesem Fall hauptsächlich als 
Vorbereitung für ein Sexualverbrechen, kann aber durch die Befriedigung von 
Macht- und Kontrollbedürfnissen über das Opfer in Folge des Ausspähens dessel-
ben verstärkt werden. 

81 
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Obgleich die Typologie der australischen Forscher mittlerweile fast schon als 
Standardmodell gilt, ist sie auch auf Kritik gestoßen (vgl. die Übersicht bei 
Hoffmann, 2005). So gilt es etwa als fragwürdig, ob (1) der Typus des 
Jagdstalkers und der des inkompetenten Verehrers tatsächlich genuin dem 
Phänomen Stalking zuzuordnen sind, (2) ob die Typologie tatsächlich immer 
zwischen unterschiedlichen Stalkergruppen differenziert oder eher unter-
schiedliche Stadien in der Entwicklung eines Stalkingfalles charakterisiert und 
(3) ob die Kategorie des zurückgewiesenen Stalkers nicht zu umfassend ist, 
beschreibt sie doch eine Spannbreite von gewalttätigen Ex-Partnern bis hin zu 
enttäuschten Geschäftsfreunden. Schließlich ist zu berücksichtigen, dass die 
Typologie vor allem anhand von bereits auffällig gewordenen Tätern gewon-
nen wurde, die häufig im Rahmen eines Klinikaufenthaltes befragt und klassi-
fiziert worden waren. Sie dürften den „Normalfall" des Stalkers an pathologi-
schen Merkmalen übertroffen haben. In der Studie von Voß et al. (2006), in 
der ein breit gestreutes Potential an Stalker-Persönlichkeiten zur Verfügung 
stand, ließen sich lediglich die narzisstisch Gekränkten und Gewalttätige 
(64 %), Obsessive (16,5 %), solche mit Liebeswahn und „schicksalhafter Bin-
dung" (16,5 %), sowie allgemein Realitätsferne (3 %) klassifizieren. 

Nach einer Auswertung der unterschiedlichen typologischen Systeme in der 
Stalkingliteratur arbeitete Hoffmann (2005) insgesamt vier Motivationskate-
gorien heraus, die sich in unterschiedlichen Modellen immer wieder fanden: 

,,Der abgewiesene oder verlassene Stalker, oftmals der Ex-Partner nach einer in-
timen Beziehung, kommt mit der Trennung nicht zurecht und versucht, die Bezie-
hung wieder herzustellen oder durch die Ausübung von Psychoterror seine Ohn-
macht in Macht zu verwandeln ... 

Der beziehungssuchende Stalker strebt eine persönliche Bindung an, die nicht in-
timer Natur sein muss, sondern auch in anderen Formen, wie etwa in einer ge-
wünschten Freundschaft Ausdruck finden kann ... 

Der wahnhafte Stalker glaubt, dass zwischen ihm und dem Opfer eine Beziehung 
besteht. Ursache hierfür ist eine psychotische Erkrankung, wie beispielsweise die 
Erotomanie. Aber auch andere Wahninhalte können eine Rolle spielen, wie die 
Vorstellung, dass ein Prominenter dem Stalker über die Medien geheime Zeichen 
zukommen lässt... 

Der rachemotivierte Stalker möchte es dem Opfer heimzahlen, von dem er glaubt, 
Unrecht erfahren zu haben. Dabei soll das Stalking dienlich sein, in dem es die 
Zielperson in Angst und Schrecken versetzt und somit leiden lässt... " (Hoffmann , 
2005a) 
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Narzisstische Persönlichkeitsstörung 
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Hinsichtlich psychischer Störungen wird von Laien nicht selten vermutet, dass 
Stalker per Definition psychisch krank sind. Dies geschieht meist in Folge eines 
gedanklichen Zirkelschlusses: Wer so etwas tut, muss psychisch krank sein und 
er tut dies aus dem Grund, weil er psychisch krank ist. Vielfach wird davon 
ausgegangen, dass die meisten Stalker unter dem sog. Liebeswahn (Erotoma-
nie) leiden, d. h. der wahnhaften Vorstellung, von einer andere Person geliebt 
zu werden. Der Wahn bezieht sich meist eher auf eine idealisierte romantische 
Liebe und seelische Verbundenheit als auf sexuelle Anziehung und die Person, 
von der dies mit Überzeugung angenommen wird, ist gewöhnlich von höherge-
stelltem Status (z. B. eine berühmte Person oder ein Vorgesetzter; APA, 1998, 
S. 353). Obgleich ausschließlich in Extremsamples gewonnen (konkret in fo-
rensischen, psychiatrischen und polizeilichen Stichproben) und damit vom 
Ausmaß her in der generellen Population überschätzt, liegt die Rate von Stal-
kem mit einer Diagnose der Erotomanie bei etwa nur zehn Prozent (Zona et al. , 
1993; Mullen et al., 1999). 

Klinisch-pathologische Einordnungen von Stalkem erfolgten bisher vor allem 
auf der Grundlage des Diagnostischen und Statistischen Manuals Psychischer 
Störungen (DSM-IV, 1998). Danach ließe sich etwa die Erotomanie als ein 
fortgeschrittenes Stadium der Realitätsverzerrung der Achse II (paranoide, 
schizoide Typen, antisoziale, histrionische und narzisstische Typen, vermei-
dende, abhängige und zwanghafte Typen, Fälle von Borderline-Erkrankungen) 
zuordnen. Douglas und Dutton (2001) ordneten den Ex-Partner-Stalker in eine 
besondere Gruppe von (nach-)häuslicher, zyklisch missbrauchender und emoti-
onal instabiler Gewalttäter ein, der sog. Cluster-B-Persönlichkeitsstörungen. 
Eine besondere Untergruppe bilden hierbei Personen, die dem Bild der sog. 
Borderline-Störung entsprechen, da diese aufgrund der engen und pathologi-
schen Partnerbindung besonders anfällig sind für Beziehungsstörungen; die 
Partnerbindung wird zur Stütze des Selbst gebraucht und so kommt es bei 
Trennung oder bereits bei Trennungsabsichten des Partners zu einer Bedrohung 
des „fragilen Selbst" mit dem Ergebnis heftiger Reaktionen wie unmäßige For-
derungen, Wut, Hassgefühle und eventuell (sexuellem) Missbrauch. Die beson-
dere Bedeutung der narzisstischen Persönlichkeitsstörungen bei der Genese 
von Ex-Partner-Stalking ergibt sich somit aus dem Umstand, dass eine Zu-
rückweisung von Beziehungswünschen oder gar der Abbruch der intimen Be-
ziehung durch die Partnerin eine Verletzung des Selbst nach sich zieht, welche 
wiederum eine Reihe von Handlungen mit dem Ziel einer Kompensation der 

1 Ich folge hier weitgehend den Ausführungen in Voß und Küken (2006). 



84 Hans-Georg W Voß 

Kränkung und der „Errichtung und Verteidigung eines Wunsch-Selbst" (Morf 
& Rhodewalt, 2006) zur Folge hat. Stalkinghandlungen haben hier instrumen-
tellen Charakter, indem sie die Mittel sind, um Stabilität und personale Integri-
tät in der Beziehung - allerdings in pathologischer Vereinigung mit dem Bezie-
hungspartner - wiederzuerlangen. 
Die Entwertung und Kontrolle des Beziehungspartners verdeckt somit die 
Minderwertigkeit des eigenen Selbst und begleitet eine „ständige Angst vor 
einem Zusammenbrechen des narzisstischen Selbstbildes" (Rudolf, 1996, 
S. 177). 

Pathologische Bindung 
Die Häufigkeit, mit der ehemalige Intimpartner Opfer von Stalking werden 
- insgesamt etwa die Hälfte aller Fälle - , legt die Vermutung nahe, dass Stal-
king in der Nachtrennungsphase als eine Fortsetzung von Kontrolle, Zwang 
und Unterdrückung in der zuvor wenigstens formal noch aufrechterhaltenen 
Beziehung gesehen werden kann (Kurth, 1995). Häusliche Gewalt wurde von 
etwa 40 Prozent aller Frauen erfahren, die auch nach der Trennung von ihrem 
Partner von diesem verfolgt und belästigt wurden (Voß et al. , 2006). Aus die-
sem Blickwinkel betrachtet erscheinen beide Phänomene - häusliche Gewalt 
und Stalking - als Manifestationen von pathologischen Bindungs- oder Bezie-
hungsmustern auf der Verhaltensebene und somit in gewisser Weise als eine 
Fortsetzung früher Erfahrungen mit den primären Bindungspersonen. Stalking 
ließe sich demnach als die späte Manifestation einer frühen Form von Protest 
bei Trennung von der primären Bezugsperson oder auch nur einem potentiell 
erfahrenen Verlust (Bowlby, 1980) sehen. Physischer Gewalt und Eifersuchts-
handlungen nach Beendigung einer Beziehung stehen oftmals in Zusammen-
hang mit Bindungsstörungen und emotionaler Abhängigkeit vom Partner wäh-
rend der Beziehung (Simpson , 1990). Bindungsstile wie „ängstlich", ,,vermei-
dend" und „verwickelt" sind je nach den spezifischen Begleitumständen in 
partnerschaftlichen Beziehungen in einem gewissen Rahmen modifizierbar. In 
einer Untersuchung an 282 College-Studenten zum Auftreten von „ungewollter 
Verfolgung und Belästigung" (unwanted pursuit behaviors) durch den Ex-
Partner, konnten Langhinrichsen-Rohling, Palarea, Cohen und Rohling (2002) 
drei Prädiktoren für das Auftreten dieses Verhaltensmusters herausarbeiten. So 
kam es signifikant häufiger zu unerwünschter Verfolgung, wenn (1) die vor-
mals bestehende Beziehung durch abhängige und besitzergreifende Liebe und 
weniger durch Freundschaft charakterisiert war, (2) der spätere Ex-Partner sich 
bereits während der Beziehung eifersüchtig und missbrauchend verhalten hatte 
und (3) der Bindungsstil des Ex-Partners als ängstlich eingestuft wurde. 
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Stalking ließe sich somit als ein dysfunktionales Verhaltensmuster zur Regu-
lation von interpersonellen Konflikten einordnen. Bindungstheoretische An-
sätze haben die Bedeutung des frühkindlichen Beziehungsaufbaues zu den 
primären Betreuungspersonen für Partnerschaftsbeziehungen im späteren Le-
ben hervorgehoben. Der Kerngedanke der Bindungstheorie lässt sich mit 
Bowlby (1977) als „die natürliche Tendenz des Menschen [umschreiben], 
starke emotionale Bindungen (bonds) mit bestimmten anderen Personen" her-
zustellen" (S. 201, Übertragung durch den Autor). Bindungsverhaltensweisen 
dienen somit dazu, in Gefahren- oder Bedrohungssituationen die Nähe des 
Kindes zur Pflegeperson herzustellen bzw. eine Zeitlang aufrecht zu erhalten. 
Bindung wird schließlich als ein beständig wirkendes System gesehen, wel-
ches dem Kind ein Gefühl von Sicherheit gibt, so dass es dadurch in die Lage 
versetzt wird, seine Umwelt zu erkunden (Ainsworth, Blehar, Waters, & Wall, 
1978; Sroufe & Wafers, 1977). Von grundlegender Bedeutung ist die Annah-
me, dass die früh erworbenen Bindungsbeziehungen über die gesamte Lebens-
spanne eines Menschen von Bedeutung sind. Kinder internalisieren mit der 
Zeit die mit den Bezugspersonen gemachten Interaktionserfahrungen und sol-
che frühen Bindungsbeziehungen werden allmählich zu einem Prototyp für 
spätere Beziehungen außerhalb der Herkunftsfamilie. Bowlby (1973) um-
schrieb zwei zentrale Komponenten eines solchen „Arbeitsmodells" für Bin-
dung: ,,(a) ob die Bindungsperson als eine Person gesehen wird, die allgemein 
auf einen geäußerten Wunsch nach Unterstützung und Schutz reagiert oder 
nicht; [ und] (b) ob man selbst sich als eine Person sieht, der eine andere Per-
son und besonders die Bindungsperson Hilfe gewähren wird" (S. 204, Über-
setzung durch den Autor). 
Versuche, die Bindungsklassifikation der frühkindlichen Eltern-Kind-Beziehung 
auf der Ebene von Erwachsenenbeziehungen zu replizieren, wurde von Hazan 
und Shaver (1987; Shaver, Hazan & Bradshaw, 1988) und Bartholomew und 
Horowitz (1991) unternommen. Ausgangspunkt der Überlegungen waren Ähn-
lichkeiten zwischen der Liebesbeziehung unter Erwachsenen und der (liebe-
vollen) Eltern-Kind-Beziehung, insbesondere Übereinstimmungen in den Ge-
fühlsäußerungen und Reaktionen beispielsweise beim Wiedersehen nach 
Trennung (Freude), in Gefahrensituationen (Angst, Nähesuchen), bei Auflö-
sung der Beziehung (Trauer). Für bestimmte Bindungstypen des Erwachse-
nenalters ergaben sich ähnliche Prävalenzraten wie im Falle der frühkindli-
chen Bindung. Etwas mehr als die Hälfte der befragten Personen wurde in die 
Gruppe der sicher gebundenen Erwachsenen eingeordnet. Sie bewerten emo-
tionale Nähe zu einer anderen Person als positiv, drücken Vertrauen in andere 
und sich selbst aus, sehen ihren Partner als unterstützend und liebenswert, sind 
wenig ängstlich in Bezug auf Zurückweisung und Scheitern der Beziehung 
und können Nähe gut aushalten. Der vermeidende Bindungstyp, der etwa ein 
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Viertel der Fälle ausmacht, bleibt in Liebesbeziehungen mehr auf Distanz, 
spielt den Wert solcher Beziehungen herunter, zeigt wenig Vertrauen und 
glaubt eher nicht an die Dauerhaftigkeit von intimen Beziehungen. Schließlich 
beschrieben Hazan und Shaver den ambivalenten Typ (knapp ein fünftel der 
Fälle), der sich besonders durch ein starkes Verlangen nach „Verschmelzung" 
mit dem Liebespartner bei gleichzeitiger Angst, nicht genügend Zuwendung 
zu bekommen und verlassen zu werden, sowie durch heftige Gefühle wie Ei-
fersucht und sexuelle Anziehung auszeichnet. Hazan und Shaver berichteten 
auch direkte Zusammenhänge mit den Sichtweisen der befragten Personen, 
die sie gegenüber ihren Eltern äußerten. Danach berichteten sicher gebundene 
Erwachsene über eine liebevolle und durch Wärme charakterisierte Beziehung 
ihrer Eltern, vermeidende Personen bezeichneten ihre Mutter vor allem als 
kalt und zurückweisend und ambivalente Personen ihren Vater als ungerecht 
oder unfair (Hazan & Shaver, 1987). 
In ähnlicher Weise unterschieden Bartholomew und Horowitz ( 1991) vier 
Bindungstypen bei Erwachsenen, die sich zunächst theoretisch aus einer 
Kombination positiver und negativer Einstellungen gegenüber der eigenen 
Person (dem Selbst) und anderer Personen ableiten ließen. Von besonderer 
Bedeutung für Stalking erscheinen hier der „besitzergreifende" (preoccupied) 
und der „ängstliche" Typ; ersterer hat ein negatives Selbstbild und ein positi-
ves Fremdbild, letzterer verfügt nur über eine negative Sicht auf sich selbst 
und auf andere Personen. 
Die Herleitung der verschiedenen Stalking-Typen aus unterschiedlichen Bin-
dungsrepräsentationen bei Erwachsenen erscheint vorläufig eher hypothetisch, 
da empirische Studien zu Überprüfung eines Zusammenhanges noch eher selten 
sind (wohl aufgrund der Schwierigkeiten, Täter für eine Untersuchung zu ak-
quirieren). Die wenigen Studien zeigen, dass dem Stalking häufig konfliktrei-
che oder gescheiterte Beziehungen vorausgegangen sind (Harmon, Rosner & 
Owens, 1995) und dass Stalker in der gerade aktuellen Phase von Verfolgung 
selten in einer intimen Beziehung leben. Die Ähnlichkeit im Verhalten von 
Stalkem und Angehörigen des preoccupied Bindungstypus wurde beispielswei-
se von Meloy (1996) hervorgehoben, da besitzergreifende Stalker sich selbst 
häufig abwerten, andere Personen jedoch positiv sehen, mit der Folge, dass sie 
deren Nähe und Selbstbestätigung suchen. Das entsprechende Bindungsmuster 
steht hierbei in Zusammenhang mit unstabilen Affekten und Zwangsgedanken 
in Bezug auf das Opfer, in schwereren Fällen zeigt sich das Profil der Border-
line-Störung. Solche Personen haben den Wunsch nach einer intimen Bezie-
hung, die zunächst der Stabilisierung der eigenen personalen Integrität dient, 
im Falle des Scheiterns der Beziehung jedoch zu einer Eskalation von Ärger 
aufgrund der Verletzung des Selbst und der damit einhergehenden projektiven 
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Abwehr in Form von Schuldvorwürfen gegenüber der anderen Person einher-
geht (Dutton, 1995). Kienlen, Birmingham, Solberg, 0 'Regan und Meloy 
(1997; Kienlen, 1998) zeigten in einer Studie an nichtpsychotischen Stalkem, 
dass bei diesen extreme Ärgerreaktionen und Feindseligkeit gegenüber dem 
Opfer mit der Projektion von Schuld einherging. In einem Fall ermordete ein 
Stalker seine zuvor verfolgte und verängstigte Freundin und beschuldigte sie, 
dafür selbst verantwortlich gewesen zu sein, da sie seine Annäherungsversu-
che zurückgewiesen hatte (Kienlen et al. , 1997). Das Beispiel zeigt, dass die 
allgemein gegebene Empfehlung, sich vom Verfolger zu distanzieren bzw. 
diesen offen zurückzuweisen mit einer unmittelbaren Erhöhung des Gefahren-
potentials verbunden sein kann und zumindest in der ersten Zeit danach be-
sondere Schutzmassnahmen und Vorsicht erfordert. Auch bezüglich der bei-
den anderen unsicheren Bindungsmuster - dem ängstlichen und dem zurück-
weisenden Typus - zeigen sich Parallelen zu bestimmten Formen des Stal-
king. Ähnlich wie der besitzergreifende Typus verfügt der ängstliche Typus 
über kein positives Selbstbild und empfindet permanente Angst, zurückgewie-
sen oder abgewertet zu werden. Ängstlich gebundene Individuen sehen die 
andere Person als nicht vertrauenswürdig und nicht unterstützend. Solche Per-
sonen sind hin und her gerissen zwischen dem Wunsch nach einer engen Be-
ziehung und einem tiefen Misstrauen bzw. der Angst, zurückgewiesen zu 
werden (Bartholomew, 1990). Jeder Zurückweisung folgt somit der noch stär-
kere Wunsch nach Nähe. Das bevorzugte Verhaltensmuster solcher Personen 
lässt sich als eine Ambivalenz zwischen Annäherung und Vermeidung um-
schreiben - mit einer möglichen Gewalteskalation aufgrund wiederholter Zu-
rückweisung. 

Die hier berichteten Ergebnisse legen es nahe, Stalking und zwanghaftes Be-
lästigen als Fortsetzung einer gestörten Beziehung oder eines misslungenen 
Beziehungsaufbaus in der frühen Kindheit anzusehen. Meloy (1992, 1996) 
spricht hier von „pathologischer Bindung" und erklärt deren Entstehung mit-
tels eines sechsstufigen Prozessmodells, das Annahmen der Objektbesetzungs-
theorie (Mahler 1979) mit solchen der Theorie der narzisstischen Persönlich-
keitsstörungen (Kohut, 1972) verknüpft. Die Sequenz beginnt mit der Ideali-
sierung der verfolgten Person: sie wird geliebt und bewundert und häufig als 
schicksalhaft auserwählt gesehen. Die narzisstische Phantasie entspricht ei-
nem Bedürfnis, der Person nahe zu sein mit dem Folge, zurückgewiesen zu 
werden. Die reale Zurückweisung steht in eklatantem Widerspruch zur Phan-
tasie und verursacht eine tiefe „narzisstische Wunde", die sich mit Gefühlen 
der Herabwürdigung und der Scham verbindet und mit „narzisstischer Wut" 
abgewehrt wird. Die geliebte Person wird nun zum Opfer, welches abgewehrt, 
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verletzt, dominiert oder mit dem Tode bedroht wird. Ist schließlich die Ver-
folgung erfolgreich und die Zielperson genügend abgewertet, führt dies zu 
einer Restaurierung der narzisstischen Beziehungsphantasie beim Verfolger. 
Die Realität wirkt nicht weiter störend auf die sich wiederholenden Größen-
phantasien, die häufig als selbstbefriedigend und erotisch belohnend erlebt 
werden. Dutton und Galant (1995) beschrieben Fälle von extremer Abwertung 
der Zielperson im Wechsel mit Idealisierung bei Männern, die ihre Frauen 
missbraucht hatten, folgendermaßen : ,,Wenn das Gefühl, nicht geliebt und ab-
gelehnt zu werden sich einmal aufgebaut hat, kommen Aspekte des wütenden 
Selbst zum Vorschein (abgespalten von der Realität oder außerhalb des Be-
wusstseins) und die Wahrnehmung der Ehefrau wird zunehmend negativ. 
Nachdem sich die Spannung infolge des Missbrauchs gelegt hat, beginnt er 
seine Partnerin zu idealisieren und sich selbst abzuwerten" (S. 104). Die Un-
fähigkeit des Erwachsenen, Phasen des Alleinseins - wie etwa nach einer 
Trennung oder Scheidung - zu tolerieren, lässt sich so als eine Folge der miss-
lungenen Integration von ambivalenten Gefühlen gegenüber der primären Be-
zugsperson in der frühen Kindheit auffassen. Als eine andere Folge nennen 
Dutton und Galant (1995) das Gefühl der Ausweglosigkeit, wenn sowohl Nä-
he als auch Distanz (Trennung) mit Ängsten verknüpft sind (vgl. auch Voß, 
2004, 2006). 

Prävention und Management von Stalking 
Nach dem bisher Gesagten erscheint Stalking als ein facettenreiches Phäno-
men, welches sowohl in der Beziehungsgeschichte des Individuums als auch 
in den jeweils aktuell bestehenden Beziehungskonstellationen unter Intim-
partnern, unter eher oberflächlich bekannten Personen (etwa Arbeitskollegen, 
Freunde) oder gar unter fremden Personen wurzelt. Mitglieder der letztge-
nannten Personengruppen werden nicht selten eher zufällig Opfer von Stal-
king, wenn sich dem beziehungssuchenden oder dem „Jagdstalker" Gelegen-
heit dazu bietet. Aufgrund des breiten Spektrums unterschiedlicher Stalker-
typen , wie auch aufgrund der Vielzahl an situativen Besonderheiten, unter de-
nen Belästigungsszenarien auftreten, dürften Hoffnungen auf einen Maßnah-
menkatalog, der einen umfassenden Schutz vor Verfolgung garantiert, nicht 
zu erfüllen sein. Wie auch in anderen Fällen von Kriminalität erfordert ein 
wirksamer Schutz eine differenzierte Analyse des einzelnen Falles und seiner 
besonderen Umstände. Prävention umfasst hierbei sowohl die Vermeidung der 
Gefahrensituation als auch die Eindämmung bzw. Entschärfung und Beendi-
gung von bereits vorhandener Verfolgung und Belästigung (Management von 
Stalkingfällen). 
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Eine Vermeidung von Stalking kommt vor allem in solchen Fällen infrage, bei 
denen zwischen Täter und Opfer bereits eine Vorbeziehung bestanden hat 
bzw. noch besteht. Der hohe Antei l von häuslicher Gewalt - als ein Vorläu-
ferphänomen für Stalking - rechtfertigt ein frühes Eingreifen in die Dynamik 
der Beziehung noch während der Zeit des Zusammenlebens der Partner. In 
dem von Ba/dry (2002) dargestellten Phasenmodell für häusliche Gewalt führt 
der Versuch des Opfers, sich aus der Beziehung zu lösen (Phase 4), häufig zur 
Ausübung phys ischer und/oder sexueller Gewalt auf Seiten des Täters, mit der 
Trennung erscheint das Stalking als eine Form der Fortsetzung dieser Gewalt 
(Dutton, van Ginkel & landholt, 1996). Ein modifiziertes Modell geht von 
einer Parallelität des dem Stalking und der häuslichen Gewalt zuzurechnenden 
Prozessgeschehens aus. So zeigt der Stalker in der Phase des Spannungsauf-
baus (häusliche Gewalt) vermehrt intrusives, kontrollierendes und bedrohli-
ches Verhalten (beispielsweise Telefonanrufe und schriftliche Drohungen), in 
der Bedrohungs- und Angriffsphase fallen physische Angriffe für beide Phä-
nomene zusammen und in der Reuephase ändert sich Stalking qualitativ, in-
dem jetzt häufiger unerwünschte Geschenke zugesandt werden (Douglas & 
Dutton, 2001). Unterschiede sehen Douglas und Dutton (2001) im Ausmaß 
der Obsession, mit der das Opfer verfolgt wird (höher bei Stalkem) und in der 
Häufigkeit, mit der Phasen relativer Ruhe mit solchen intensiver Beeinträchti-
gung abwechseln (höher bei den emotional instabilen häuslichen Gewalttä-
tern; vgl. auch Küken, Hoffmann & Voß, 2006). 

Gibt es somit kein generelles „Rezept" zur Vorbeugung und Behandlung von 
Stalking, so lassen sich doch einige Empfehlungen geben, die - bei sonst 
günstigen Randbedingungen - die Wahrscheinlichkeit einer Eindämmung von 
Stalkinghandlungen dienen können. Im einzelnen sind zu nennen (hierzu auch 
Hoffmann, 2006): 

Konsequente Kontaktvermeidung. Erforderlich ist eine einmalige, klar formulierte 
und möglichst vor Zeugen abgegebene Erklärung des Opfers, keinerlei weitere 
Kontakte mehr zum Täter zu wollen. Obwohl eigentlich selbstverständlich, geben 
viele Opfer immer wieder dem Drängen des Täters nach in der Hoffnung, durch 
ein Gespräch (das „letzte Treffen") eine „Einsicht" bei diesem herzustellen. Auch 
die wütende Reaktion oder eine Gegenbedrohung stellt eine Reaktion dar und 
wird meist vom Stalker als Bekräftigung seines Verhaltens gewertet. 

lückenlose Dokumentation. Das Aufzeichnen von Telefonanrufen, das Aufbe-
wahren von Briefen oder sonstigem schriftlichen Material , selbst hergestellte Pho-
tographien und das Sammeln sonstiger Beweismittel wie etwa beschädigtes 
Eigentum erhöht die Wahrscheinlichkeit, bei einer polizeilichen und juristi schen 
Würdigung des Falles zum Erfolg zu kommen. 
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Öffentlichkeit schützt. Erfahrungen mit Stalkingfällen zeigen, dass ein offensiver 
Umgang mit der Bedrohung Erfolg haben kann, wenn Freunde, Bekannte, Nachbarn 
und Arbeitskollegen entsprechend informiert sind. Die Hemmschwelle des Opfers, 
über häufig recht private und intime Vorgänge im Zusammenhang mit der Bedro-
hung zu berichten, ist hierbei ein verbreitetes Hindernis; sie gilt es zu überwinden. 

Professionelle Hilfe und Unterstützung. Als solche kommt vor allem eine Kon-
taktaufnahme mit der örtlichen Polizeibehörde infrage, im weiteren Verlauf die 
staatsanwaltschaftliche Ermittlung und schließlich eine Verurteilung des Täters 
oder die Androhung von Strafmaßnahmen. Mit der Verabschiedung des „Anti-
Stalkinggesetzes" (Nachstellung, § 238 StGB) hat sich die Lage für Stalkingopfer 
zweifellos verbessert. Stellte schon das sog. Gewaltschutzgesetz aus dem Jahre 
2001 einen gewissen Schutz vor Verfolgung und Belästigung dar (beispielsweise 
konnte ein Kontaktverbot ausgesprochen werden), so wurde erst mit der Veranke-
rung des Deliktes im Strafrecht (zuvor zivile Gerichtsbarkeit) eine Entlastung des 
Opfers bei der Verfolgung des Deliktes - insbesondere auch unter dem Kostenge-
sichtspunkt - herbeigeführt. 

Die zuletzt angeführte Möglichkeit, Stalking im strafrechtlichen Rahmen zu 
verfolgen, stellt zweifellos einen wichtigen Baustein in einer umfassenden 
Strategie des Managements von Stalkingfällen dar. Die Frage ist hier zu-
nächst, ob etwa die Einschaltung von Polizei und Justiz jenen Erfolg ver-
spricht, wie er etwa vergleichsweise in anderen Fällen kriminellen Verhaltens 
zu verzeichnen ist. Auch hier lautet die Antwort zumeist, dass ein Erfolg poli-
zeilicher Maßnahmen sehr von deren konsequenter Einhaltung und von der 
Entschlossenheit im Agieren des jeweiligen Polizeibeamten abhängt. Fehlt 
dieses, so führt die Maßnahme eher zu einer Intensivierung der Stalkinghand-
lungen, da der Täter die Erfahrung gemacht hat, dass sein Verhalten für ihn 
keine besonderen Konsequenzen nach sich zieht (Hoffmann, Özsöz & Voß, 
2004). Ein weiterer Gesichtspunkt, der hierbei mit ausschlaggebend ist, be-
trifft den Stand der Ausbildung bei Polizei und Justiz, soweit es sich dabei um 
spezielles Wissen und um Handlungsmöglichkeiten zur Behandlung und zur 
Abwehr von Stalking handelt. Ähnlich dem an vielen Polizeidirektionen be-
reits ansässigen Opferschutzbeauftragten bedarf es der Implementierung von 
Stalking-Einheiten (vergleichbar der Stalking-Task-Forces in den USA) oder 
einem speziell dafür ausgebildeten Personal an den örtlichen Polizeidienststel-
len (vgl. Bettermann, 2006). 
Empirische Studien zur Überprüfung polizeilicher Maßnahmen sind bisher 
eher in Bezug auf die Wirksamkeit einer gerichtlich verfügten Kontaktsperre 
bzw. des Annäherungsverbots unternommen worden. Sie erbrachten eher ein 
geringes Vertrauen in diese Maßnahme. So wurde das Gebot in etwa 70 Pro-
zent der Fälle vom Täter missachtet (Tjaden & Thoennes , 1998) und in der 
Studie von Özsöz (2004), in der 75 Betroffene von Stalking befragt wurden, 
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hielten sich nur etwa 20 Prozent der Täter an das Annäherungsverbot. Spitz-
berg (2002) zeigte in einer Metaanalyse von Untersuchungen zum Kontakt-
verbot aus dem Bereich von häuslicher Gewalt und Stalking, dass knapp 40 
Prozent der Täter das Verbot missachteten und in etwa jedem fünften Fall sich 
die Lage für das Opfer noch verschlimmerte. So ist auch bei Annäherungs-
und Kontaktverboten weitere Vorsicht geboten: beispielsweise zeigten Lang-
ford, Isaac und Adams (2000) in einer Untersuchung mit Männern, die ihre 
Partnerin getötet hatten, dass etwa 30 Prozent der Täter in ihrer kriminellen 
Vorgeschichte bereits mindestens einmal mit einem Annäherungs- und Kon-
taktverbot belegt worden waren und dass bei 15 Prozent die gleiche Maßnah-
me zum Zeitpunkt der Tat noch in Kraft war. In ähnlicher Weise berichtete 
Campbell (2005), dass ein Viertel der Frauen, die von ihrem Partner oder Ex-
partner getötet oder mit tödlicher Absicht attackiert worden waren, eine 
einstweilige Anordnung gegen den Täter erwirkt hatten (vgl. Hoffmann , 
2006). Was die Wirkung polizeilicher Interventionen und der Justiz anbetrifft, 
so scheinen hier vor allem in solchen Fällen, die eine Vorbeziehung zum Op-
fer unterhielten - nicht aber in Fällen pathologischer Defekte - informelle An-
sprachen seitens der Polizei (Verwarnungen, Gefährderansprache) etwas ef-
fektiver zu sein, als förmliche Interventionen (Festnahme, Verurteilung). Aus 
den Ergebnissen der National Violence Against Warnen Studie in den USA 
geht hervor, dass etwa 15 Prozent der Opfer berichten, das Stalking sei been-
det worden, nachdem der Täter von der Polizei verwarnt worden war (vgl. 
Wagner, 2006). 

Wirksame Managementstrategien erfordern eine an den speziellen Fall ange-
passte Abstimmung unter den verschiedenen Institutionen, die einen engeren 
inhaltlichen Bezug zur Stalkingproblematik aufweisen. In diesen Rahmen fällt 
sowohl die Forderung eines Stalking-Beauftragten bei der Polizei, als auch 
eine Verbesserung des Kenntnisstandes bei der Polizei und Justiz allgemein. 
Die Sichtbarmachung von effektiven Eingriffsmöglichkeiten - etwa im Rah-
men der verbesserten Gesetzeslage -, wie der institutionellen Strukturen zur 
Bekämpfung von Stalking, wird auch die Möglichkeit einer Gefahrenabwehr 
für potentielle Stalkingopfer weiter verbessern. Eine Praxis der Verbrechens-
bekämpfung und Prävention in einem Bereich, der sich durch eine hohe Dun-
kelziffer auszeichnet und zudem in das private Leben vieler Menschen ein-
greift, wird in besonderem Masse auf einen Erkenntnisfortschritt angewiesen 
sein, welcher von den Grundlagenwissenschaften der Psychologie und der 
Kriminologie erst in den Anfängen geleistet wurde. Wir verfügen derzeit noch 
nicht über eine umfassende Theorie des Stalking, Erklärungsversuche sind 
vorläufig noch eher bruchstückhaft und somit nur bedingt in ein Konzept 
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praktischen Handelns zu überführen. Es ist dies jedoch kein Grund, die Opfer 
alleine zu lassen, sondern vielmehr als Aufforderung zu verstehen, das Phä-
nomen Stalking auf verschiedenen Wegen - in der Praxis und in der For-
schung - zu verfolgen und die dabei entstehenden Synergien zu nutzen. 
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Frühe Vernachlässigung und Gewalt an Kindern 
Heinz Kindler 

1. Einleitung 
Kinder, die aufgrund von Vernachlässigung oder Misshandlung zu Schaden 
oder gar zu Tode gekommen sind, haben in den letzten Jahren die Öffentlich-
keit in Deutschland nachhaltig beschäftigt. Dies hat dazu beigetragen, dass 
intensiver als zuvor über die Weiterentwicklung des Kinderschutzsystems in 
der Bundesrepublik diskutiert wird. Aus der Politik kommen verschiedene 
Initiativen, die darauf abzielen den Schutz von Kindern insbesondere in den 
ersten Lebensjahren zu verbessern. Beispielhaft sei auf das Bundesprogramm 
„Frühe Hilfen für Eltern und Kinder und soziale Frühwarnsysteme" und die 
von den Landesregierungen Nordrhein-Westfalen und Hamburg vorgelegten 
Handlungskonzepte hingewiesen (MGFFI NRW 2007, Bürgerschaft der Frei-
en und Hansestadt Hamburg 2006). Weitere Bundesländer, wie etwa Hessen, 
das Saarland oder Brandenburg, haben Konzepte für einen besseren Schutz 
von Kindern vor früher Vernachlässigung und Gewalt angekündigt oder Qua-
lifizierungsinitiativen gestartet. 
Nun hat sich allerdings im Bereich der Prävention und Intervention bei Ver-
nachlässigung bzw. Misshandlung gezeigt, dass konzeptuell gut entwickelte, 
in empirischer Grundlagen- und Wirkungsforschung verwurzelte Handlungs-
konzepte in der Regel mehr erreichen können als Vorgehensweisen, die auf 
eine Anbindung an Forschung und Theorie verzichten (für Forschungsüber-
sichten siehe Kind/er im Druck, Kind/er & Spangler 2005). Im Handlungsfeld 
„Kinderschutz" bestätigen sich damit Erfahrungen, die generell im Bereich 
der Präventions- und Interventionsforschung gemacht wurden (siehe bei-
spielsweise die Forschungsübersicht von Nation et al. 2003). Mit Einschrän-
kungen lässt sich dies auch über unmittelbar anwendbare Handlungskonzepte 
hinaus für strukturelle Gesichtspunkte der Konstruktion des Kinderschutzsys-
tems sagen. Auch hier lässt sich der Nutzen des Einbezugs empirischer For-
schung aufzeigen, beispielsweise im Hinblick auf nicht nachweisbare Vorteile 
weitgehender gesetzlicher Meldepflichten bei Hinweisen auf Gefährdung 
(z. B. Ainsworth 2002) oder im Hinblick auf den belegbaren Nutzen von Fort-
bildung und guten organisationellen Rahmenbedingungen im Kinderschutz 
(z. B. Carter et al. 2006). Gerade in Deutschland mit seiner sehr empiriefer-
nen Jugendhilfe und einem weitgehend im „Blindflug" befindlichen Kinder-
schutzsystem (Kind/er & Lillig 2006) ist es wichtig für eine stärker an empiri-
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scher Evidenz ausgerichtete Kinderschutzdebatte zu werben. Aufgabe dieses 
Beitrags ist es einige grundlegende Informationen für die politische Diskussi-
on um einen verbesserten Schutz von Kindern vor Vernachlässigung oder 
Misshandlung in der frühen Kindheit aufzubereiten und zur Verfügung zu 
stellen. Der Beitrag beginnt hierbei mit der Erörterung unseres Wissensstan-
des zur Häufigkeit und Verbreitungsmerkmalen (Epidemiologie) früher Ver-
nachlässigung bzw. Misshandlung. Im zweiten Schritt wird der Forschungs-
stand zu Folgen früher Vernachlässigung oder Misshandlung zumindest ge-
streift, bevor im dritten Schritt einige Befunde zu Entstehungsmechanismen 
(Ätiologie) vorgestellt werden. Abschließend werden Perspektiven der Risi-
koeinschätzung und Hilfe bei drohender oder bereits eingetretener Kindes-
wohlgefährdung in der frühen Kindheit diskutiert. 

2. Epidemiologie früher Vernachlässigung und Misshandlung 
Über die Epidemiologie früher Vernachlässigung oder Misshandlung lässt sich 
nicht unabhängig von Definitionsfragen sprechen. Die größte gesellschaftliche 
Relevanz entfalten zweifellos rechtlich verankerte Definitionen, die das Han-
deln großer institutioneller Akteure prägen. Im Hinblick auf die Anzahl der Be-
troffenen und den Umfang der eingesetzten Mittel kommt dabei in nahezu allen 
entwickelten Ländern Normen aus dem Jugendhilferecht und dem Familien-
recht eine sehr viel größere Bedeutung zu als Normen aus dem Strafrecht. Ver-
glichen mit anderen Bereichen der gesellschaftlichen Diskussion um Gewalt 
und Grundrechtsverletzungen ist dies ein bedeutsame Besonderheit. 

In Deutschland zieht der familienrechtliche Begriff der „Kindeswohlgefähr-
dung" in § 1666 BGB eine wichtige Grenze. Eine gesetzliche Definition des 
Begriffs „Kindeswohlgefährdung" existiert bislang nicht. Auch bei der anste-
henden Reform des § 1666 BGB konnte keine Definition im Referentenent-
wurf verankert werden. Zumindest aber hat sich die höchstrichterliche Recht-
sprechung um eine Begriffsklärung bemüht. In einer wegweisenden Entschei-
dung hat der Bundesgerichtshof Kindeswohlgefährdung definiert als „eine 
gegenwärtige, in einem solchem Maße vorhandene Gefahr, dass sich bei der 
weiteren Entwicklung eine erhebliche Schädigung mit ziemlicher Sicherheit 
voraussehen lässt " (BGH FamRZ 1956, 350). Wird die Schwelle zur Kindes-
wohlgefährdung überschritten, sehen wir uns als Gesellschaft zu einem schüt-
zenden Eingreifen berechtigt und verpflichtet, sofern die Eltern als Sorgebe-
rechtigte nicht selbst zur Abwendung der Gefahr bereit oder in der Lage sind. 
Aufgrund seiner handlungsleitenden Funktion für Jugendämter und Familien-
gerichte strahlt der Begriff der Kindeswohlgefährdung weithin aus und prägt 
in weiten Teilen unser Verständnis von Vernachlässigung bzw. Misshandlung, 
die beide als Unterformen von Kindeswohlgefährdung gesehen werden. Die 
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spezielle Unterscheidung zwischen Vernachlässigung und Misshandlung er-
gibt sich hierbei aus der Form der „gegenwärtigen Gefahr" . Bei Vernachlässi-
gung resultiert die gegenwärtige Gefahr aus einem Unterlassen notwendigen 
Fürsorgehandelns. Bei der Misshandlung entsteht die Gefahr aus einem schäd-
lichen, gewaltförmigen Einwirken auf das Kind. Von „früher" Vernachlässi-
gung oder Misshandlung wird häufig und auch im vorliegenden Beitrag dann 
gesprochen, wenn diese Formen der Kindeswohlgefährdung bereits vor dem 
Kindergartenalter einsetzen. 

Natürlich lässt sich das Verständnis von Vernachlässigung und Misshandlung 
auch an andere Kriterien als an den familienrechtlichen Begriff der Kindes-
wohlgefährdung und die darin enthaltenen Maßstäbe anbinden. Für bestimmte 
Handlungs- oder Forschungszusammenhänge ist dies auch notwendig bzw. 
sehr viel praktikabler. In der medizinischen Literatur und Praxis werden bei-
spielsweise als Kriterien häufig bestimmte Verletzungen herangezogen. In 
einem anderen Beispiel, der Befragungsforschung, erfolgt eine Anbindung an 
spezifische Handlungen oder Unterlassungen der Eltern (z. B. ,,Haben Ihnen 
die Eltern genügend zu Essen gegeben?" als Frage in einem Survey zu Ver-
nachlässigungserfahrungen). Diese Handlungen oder Unterlassungen werden 
dann unabhängig von ihren Wirkungen abgefragt. Wie die Begriffe „Vernach-
lässigung" und „Misshandlung" gefasst werden, hat unzweifelhaft Einfluss 
auf epidemiologische Zahlen. Für das politische Fachpublikum in der Bundes-
republik ist es hierzu momentan aus meiner Sicht vor allem wichtig zu wissen, 
dass in fast allen größeren Industrienationen regelmäßig erhobene Informatio-
nen darüber, wie viele Kinder im Sinne der jeweils geltenden familien- und 
jugendhilferechtlichen Maßstäbe Vernachlässigung bzw. Misshandlung erfah-
ren, als unverzichtbarer Bestandteil der Sozialberichterstattung über Kinder 
angesehen werden (z.B. Department for Education and Skills 2006, US De-
partment of Health & Human Services, Administration for Children and Fa-
milies, Children's Bureau 2006, Australian Institute of Health and Welfare 
2006, Minister of Public Works and Government Services Canada 2005). Re-
levant für die politische Steuerung werden epidemiologische Informationen 
vor allem dann, wenn vier Fragen beantwortet werden können: 

• Wie viele Kinder erleben Vernachlässigung oder Misshandlung? 

• Wie zuverlässig werden betroffene Kinder durch die Jugendhilfe erkannt? 

• Wie gut gelingt es dann durch Interventionen weitere Misshandlungen 
bzw. Vernachlässigungen zu verhindern und eine positive Entwicklung zu 
fördern? 

• Wie verändert sich die Anzahl der von Vernachlässigung oder Misshand-
lung betroffenen Kinder über die Jahre hinweg im Zusammenhang mit so-
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zialpolitischen Maßnahmen (z.B. einer aktivierenden Arbeitsmarktpolitik 
oder dem Ausbau früher Hilfen)? 

Zu keiner dieser vier Fragen liegen in der Bundesrepublik momentan belastba-
re Zahlen vor. Öffentlich geäußerte Schätzungen zur Häufigkeit früher Ver-
nachlässigung und Misshandlung schwanken zwischen 650.000 und 48 .000 
(für eine Übersicht siehe Pothmann 2006) und sind allesamt kaum als fundiert 
anzusehen. Im Hinblick auf die Rate bekannt werdender Gefährdungen und 
die Wirksamkeit dann einsetzender Schutzmaßnahmen, sowie über Entwick-
lungslinien im Bereich der Gefährdung fehlen selbst Schätzungen. Vielmehr 
zirkulieren nur Behauptungen und Spekulationen. 
Die in Deutschland bestehenden Informationslücken im Kinderschutz haben 
nichts damit zu tun, dass Antworten auf die genannten Fragenwissenschaft-
lich unerreichbar sind. Mit allerdings teilweise erheblichem Einsatz betriebene 
Untersuchungen aus den Jugendhilfesystemen anderer Länder zeigen, dass 
dies nicht der Fall ist (z. B. Trocme et al. 2005, Dartington Social Research 
Unit 2003, Fluke & Hollinshead 2002, Sedlak 2001 ). 
Wenngleich nicht unbedingt politisch oder fachlich gewollt, ist die ziemliche 
„Blindflugsituation" des Kinderschutzsystems in Deutschland doch sicher 
selbst verschuldet. Wenn zentrale steuerungsrelevante Informationen fehlen, 
so hat dies Folgen für die politische Kinderschutzdiskussion, von denen vor 
allem drei zu benennen sind: 

• In der Fläche bestehende Probleme und sich eventuell verschärfende Her-
ausforderungen für den Kinderschutz bleiben lange unerkannt. Sie geraten, 
wenn dann, nur in Form (zu Recht oder zu Unrecht) skandalisierter Einzel-
fälle ins öffentliche Bewusstsein. 

• In einer solchen Situation ist es dann für die Politik kaum möglich, die 
Umstände des Einzelfalls in der Öffentlichkeit in ein relativierendes Ge-
samtbild einzubetten und auf die Leistungen des mit hohem öffentlichem 
Finanzaufwand betriebenen Jugendhilfesystems hinzuweisen. 

• Die Entwicklung einer tragfähigen und in ihren Wirkungen überprüfbaren 
Strategie zur Verbesserung des Kinderschutzsystems ist ganz erheblich er-
schwert. Politische Konzepte geraten erratisch oder sind anfällig für Ver-
suchungen durch „Ersatzhandlungen". 

Dabei deuten einige Problemanzeigen darauf hin, dass eine durchdachte Ge-
samtstrategie zur Weiterentwicklung im deutschen Kinderschutzsystem drin-
gend erforderlich ist. Zu diesen Problemanzeigen gehört beispielsweise der 
Befund einer anhaltend hohen Verunsicherung der Fachkräfte in Gefährdungs-
fällen, die sich in ihrer Not in systemfremder Weise an den Haltungen der zu-
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ständigen Familiengerichte orientieren, die ihrerseits aber gar nicht über eige-
ne Sachkunde verfügen, sondern umgekehrt eigentlich auf Orientierung durch 
die Soziale Arbeit angewiesen wären (Münder et al. 2000). Dies wiederum 
bedeutet beispielsweise, dass einige Gruppen gefährdeter Kinder (z.B . emoti-
onal vernachlässigte Kinder) häufig ohne den erforderlichen Schutz bleiben, 
da sich bei ihnen zwar die Gefährdung wissenschaftlich belegen lässt (für For-
schungsübersichten siehe Kind/er 2006a, Kaplan et al. 1999), aber für Laien 
aufgrund einer schleichenden, kumulativen Wirkungsweise weniger gut er-
kennbar ist. Weiterhin zeigt sich, dass die Bundesrepublik im internationalen 
Vergleich, trotz ihres Wohlstandes und ihres enorm teuren Jugendhilfesys-
tems, im Hinblick auf die Anzahl misshandlungsbedingter Todesfälle bei Kin-
dern nur im Mittelfeld rangiert ( Unicef 2003). Zudem stehen in Deutschland 
bei bekannt werdender Gefährdung kaum ambulante Interventionen zur För-
derung der Erziehungsfähigkeit mit belegter Wirksamkeit zur Verfügung 
(Kind/er & Spangler 2005), so dass im internationalen Vergleich sehr häufig 
zum außerordentlich massiven Mittel dauerhafter Fremdunterbringung gegrif-
fen werden muss (Thrum & Kind/er, in Vorb.). 

Auch wenn wir also in der Bundesrepublik bislang nicht über dringend benö-
tigte tragfähige Zahlen zur Verbreitung früher Vernachlässigung und Miss-
handlung verfügen, können wir aber doch aus epidemiologischen Befunden, 
die in mehreren anderen Ländern übereinstimmend gefunden wurden, einige 
für uns nützliche Arbeitshypothesen ableiten. Drei Punkte möchte ich hierbei 
besonders hervorheben: 

• In allen Jugendhilfesystemen, die bislang hierzu Daten vorgelegt haben, 
stellt Vernachlässigung im Verhältnis zu Misshandlung bzw. sexuellem 
Missbrauch die am häufigsten auftretende Gefährdungsform dar. Wir wissen 
über Vernachlässigung aber deutlich weniger als etwa über sexuellen Miss-
brauch (Behl et al. 2003) und haben nur sehr wenige Fachkräfte, die in die-
sem Bereich spezialisiertes Wissen erworben haben. Aufgrund dieser Situa-
tion wurde in einigen Jugendhilfesystemen weltweit massiv investiert um 
mehr über Vernachlässigung zu lernen und um besser hierauf eingehen zu 
können. Beispielsweise wurde in den USA der so genannte Longscan Pro-
jektverbund gegründet, in dessen Rahmen mehrere Längsschnittstudien die 
frühe Entwicklung von Vernachlässigung und die Wirkung von Hilfen un-
tersuchen. Ich meine, auch uns hier in Deutschland stände die Gründung ei-
nes Forschungsverbundes und Kompetenznetzwerkes „Kindesvernachlässi-
gung" gut an. 

• Zweitens zeigen epidemiologische Befunde aus verschiedenen Teilen der 
Welt relativ übereinstimmend hohe Überlappungsraten zwischen verschie-
denen Formen der Gefährdung. Beispielsweise hat eine über mehr als vier 



102 Heinz Kind/er 

Jahre andauernde Längsschnittstudie von Johnson-Reid et al. (2003) ge-
zeigt, dass substanzielle Anteile vernachlässigter Kinder nachfolgend Miss-
handlung oder sexuellen Missbrauch erfahren. Hinter diesen Zahlen stehen 
negative Entwicklungs- und Eskalationsprozesse etwa dergestalt, dass ver-
nachlässigte Kinder Verhaltensauffälligkeiten ausbilden, die dann die ohne-
hin bereits wenig erziehungsfähigen Eltern noch mehr überfordern und zu 
Misshandlungen führen. Auch kann Vernachlässigung Kinder in einem emo-
tional „ausgehungerten" Zustand zurück lassen, so dass sie emotionale Zu-
wendung auch in wenig angemessenen oder sogar schädlichen Beziehungen 
suchen. Wenn Kindern und Familien solche akkumulierenden Belastungser-
fahrungen erspart bleiben sollen, ist es erforderlich möglichst fiüh und mit 
umfassenden Ansätzen zur Förderung der Erziehungsfähigkeit zu intervenie-
ren. 

• In die gleiche Richtung deuten Befunde zu einem dritten Punkt, nämlich 
zur Rate wiederholter Gefährdungsereignisse. Hier zeigen die vorliegenden 
Studien, dass es in der Mehrheit der Fälle von Vernachlässigung und in ei-
nem substanziellen Anteil der Fälle von Misshandlung zu wiederholten 
Gefährdungsereignissen kommt. In einer Längsschnittstudie über 5 Jahre 
von DePanfilis & Zuravin (1999) lag die Rate wiederholter Gefährdungs-
ereignisse bei Vernachlässigungsfällen beispielsweise bei 60 % und bei 
Misshandlungsfällen bei 40 %. Für die Jugendhilfe bedeutet dies, dass ein 
kompetentes, auf das Wiederholungsrisiko abstellendes Risikomanagement 
für betroffene Kinder und Familien von existenzieller Bedeutung sein 
kann. Dies ist einer der Gründe, warum der Entwicklung von Risikoein-
schätzungsverfahren, auf die ich etwas später noch detaillierter eingehen 
werde, derzeit international soviel Aufmerksamkeit gewidmet wird. 

3. Folgen früher Vernachlässigung und Misshandlung 
In manchen Fällen, etwa bei einem schwerwiegend mangelversorgten Kind 
oder einem Kind, das durch Misshandlungen Knochenbrüche erlitten hat, sind 
schädliche Folgen von Vernachlässigung oder Misshandlung mehr als evident 
und es bedarf nicht unbedingt ausgeklügelter Forschung, um Fachkräfte und 
Öffentlichkeit hiervon zu überzeugen. Trotzdem ist es ausgesprochen sinnvoll 
sich über klar erkennbare unmittelbare Folgen hinaus wissenschaftlich mit 
weniger gut sichtbaren unmittelbaren Effekten und mit langfristigen Folgen 
früher Vernachlässigung und Misshandlung zu beschäftigen. Tatsächlich hat 
das hier mittlerweile gesammelte Wissen (für Forschungsübersichten siehe 
Kind/er 2006a, 2006b, 2006c) einige bemerkenswerte Fortschritte ermöglicht. 
Beispielsweise können Verletzungen, die durch ein gewaltsames Schütteln 
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von Säuglingen und Kleinkindern entstehen (Schütteltrauma), inzwischen re-
lativ sicher diagnostiziert werden (z. B. Herrmann 2005). Auch ist unser Ver-
ständnis der langfristigen Auswirkungen früher Vernachlässigung und Miss-
handlung auf die psychische Gesundheit und die Fähigkeit zur Lebensbewäl-
tigung betroffener Menschen ganz erheblich gewachsen. Letzteres verdanken 
wir ganz überwiegend mehreren Langzeitstudien, die die Lebenswege betrof-
fener Kinder bis ins Erwachsenenalter hinein begleitet haben. Die nachfolgen-
de Tabelle 1 zeigt ausschnitthaft Ergebnisse aus einer dieser Studien und zwar 
aus der Minnesota-Hochrisiko-Längsschnittstichprobe (z.B. Egeland 1997). 

Tabelle 1: Ergebnisse der jugendpsychiatrischen Untersuchung im Alter 
von 17 Jahren (Minnesota-Mutter-Kind-Hochrisikolängsschnitt) 

Frühe körperliche Misshandlung 

Frühe körperliche Vernachlässigung 

Frühe emotionale Vernachlässigung 

Kontrollgruppe (ohne Gefährdung) 

Mehr als 1 Störung 

60% 
54 % 

73 % 

30% 

Die an dieser Stichprobe teilnehmenden Kinder mussten durchgängig in Ar-
mut und unter schwierigen sozialen Umständen aufwachsen. Aber bei weitem 
nicht alle mussten Erfahrungen mit Kindeswohlgefährdung machen. Als Kin-
der mit und ohne Erfahrungen von Misshandlung bzw. Vernachlässigung im 
Alter von 17 Jahren kinder- und jugendpsychiatrisch untersucht wurden, zeig-
ten sich sehr deutliche Unterschiede. Obwohl eine Kindeswohlgefährdung, 
wenn sie von den Wissenschaftlern festgestellt wurde, immer zu einer Ein-
schaltung der Jugendhilfe führte, hatten von früher Vernachlässigung bzw. 
Misshandlung betroffene Kinder in ihrer Mehrzahl bis ins Jugendalter hinein 
mehrere psychiatrisch relevante Störungen entwickelt, wobei „mehr als eine 
psychiatrische Störung" als grober Indikator für eine deutlichere Beeinträchti-
gung der Fähigkeit zur eigenständigen und gelingenden Lebensgestaltung 
fungierte . Bei der Kontrollgruppe aus sehr schwierigen sozialen Verhältnissen 
aber ohne Erfahrungen mit Kindeswohlgefährdung war dies klar erkennbar 
überwiegend nicht der Fall. Diese beeindruckenden Zahlen zeigen sehr deut-
lich, warum wir Vernachlässigung und Misshandlung über unmittelbare Schä-
digungsrisiken hinaus als Kindeswohlgefährdung betrachten. Besonders her-
vorzuheben ist dabei aus meiner Sicht das von Laien häufig unterschätzte 
Schädigungspotenzial früher emotionaler Vernachlässigung. 
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Frühe Vernachlässigung oder Misshandlung birgt aber nicht nur Gefahren und 
Belastungen für betroffene Kinder, sondern stellt auch eine Hypothek für die 
Enkelgeneration dar, insofern Eltern, die unter Umständen von Vernachlässi-
gung bzw. Misshandlung aufwachsen mussten, ein deutlich erhöhtes Risiko 
tragen eigene Kinder ebenfalls zu vernachlässigen bzw. zu misshandeln. Zwar 
muss nachdrücklich davor gewarnt werden, diesen generationenübergreifen-
den Zusammenhang allzu deterministisch zu deuten. Die Befundlage zeigt 
aber klar substanziell erhöhte Risiken an, wobei die derzeit besten Befunde 
aus Langzeitstudien stammen, von denen nach unserer letzten Zählung für den 
Bereich der Misshandlung 5 Studien und für den Bereich der Vernachlässi-
gung 3 Studien vorliegen (für eine allerdings bereits etwas ältere Forschungs-
übersicht siehe Ertem et al. 2000). In der Summe zeigen diese Studien bei 
selbst in der Kindheit misshandelten Eltern ein 3-6fach erhöhtes Misshand-
lungsrisiko und bei selbst in der Kindheit vernachlässigten Eltern ein 2-3fach 
erhöhtes Vernachlässigungsrisiko. Die Angaben zum Ausmaß der Risikoerhö-
hung wurden jeweils im Vergleich zu Eltern aus Kontrollgruppen ohne Erfah-
rung von Misshandlung bzw. Vernachlässigung in der Kindheit kalkuliert. 
Durch eine Reihe vertiefender Studien (z. B. Milan et al. 2004) können wir 
mittlerweile auch einiges dazu sagen, wie die Erhöhung des Misshandlungs-
und Vernachlässigungsrisikos zustande kommt. Die wichtigsten bislang be-
kannten Mechanismen der Vermittlung scheinen hierbei negativ verzerrte oder 
deutlich verarmte innere handlungsleitende Bilder von Fürsorge und Bezie-
hung, sowie Schwierigkeiten im Bereich der Selbstkontrolle bei selbst miss-
handelten Eltern zu sein. Bei beiden dieser Vermittlungsmechanismen können 
wir mit präventiven Maßnahmen ansetzen und damit versuchen generationen-
übergreifende Teufelskreise zu unterbrechen. 

4. Ätiologie früher Vernachlässigung und Misshandlung 
Mit dem Hinweis auf generationenübergreifende Muster der Weitergabe von 
Vernachlässigung oder Misshandlung ist bereits der nächste Punkt angespro-
chen, auf den zumindest kurz eingegangen werden soll. Dieser Punkt betrifft 
unser gegenwärtiges Verständnis der Ätiologie, also der zu Vernachlässigung 
bzw. Misshandlung führenden Mechanismen. Generell wird in den Sozialwis-
senschaften hierzu ein äquifinalistisches, multifaktorielles und probalistisches 
Modell vertreten (z. B. Cicchetti et al. 2000, Belsky 1993). ,,Äquifinalistisch" 
bedeutet, dass mehrere unterschiedliche Entwicklungswege zu Vernachlässi-
gung bzw. Misshandlung führen können. Von „multifaktoriell" wird gespro-
chen um auszudrücken, dass in der Regel mehrere Ursachen beim Entstehen 
von Vernachlässigung und Misshandlung zusammenwirken. Als „proba-
listisch" werden unsere Vorstellungen schließlich deshalb bezeichnet, weil die 



Frühe Vernachlässigung und Gewalt an Kindern 105 

bekannten Risikomechanismen die Wahrscheinlichkeit von Vernachlässigung 
oder Misshandlung zwar erhöhen, betroffene Eltern aber nicht zwangsläufig 
ihre Kinder vernachlässigen bzw. misshandeln, so dass kein Determinismus 
aufgezeigt werden kann. 

Innerhalb dieses Rahmens wurden Risikofaktoren für Vernachlässigung und 
Misshandlung auf der Ebene von Familien und Familienmitgliedern in sehr 
verschiedenen Bereichen gesucht, vor allem 

• in der Lebensgeschichte, Persönlichkeit und den Fürsorgestrategien der 
Eltern, 

• ihrer psychischen Gesundheit und Intelligenz, 

• ihrer Lebens- und Familiensituation, 

• der Eltern-Kind-Beziehung und 

• der vom Kind gestellten Erziehungs- und Fürsorgeanforderungen. 

Dabei ist unbestritten, wenngleich hier zunächst nicht im Mittelpunkt stehend, 
dass auch Merkmale jenseits der Familie, also etwa des Wohnviertels, der 
Gemeinde und der gesellschaftlichen Situation - einschließlich politisch ges-
talteter Programme (z. B. aktivierende Arbeitsmarktpolitik) - mittelbar Ein-
fluss nehmen (z.B. Paxon & Waldfogel 2003 , Coulton et al. 1995). Ebenso 
spielen situationale Faktoren beim Zustandekommen von Vernachlässigung 
bzw. Misshandlung unbestreitbar eine Rolle (für eine Forschungsübersicht 
siehe Reinhold & Kind/er 2006a). Die relativ deutliche Betonung von Risiko-
faktoren auf der Ebene von Familien und Familienmitgliedern hat aber mehre-
re pragmatische Gründe. Sie soll vor allem dabei helfen (a) Risikofamilien 
präventiv zu erkennen, (b) nach Vorfällen von Vernachlässigung bzw. Miss-
handlung anhand des Wiederholungsrisikos das erforderliche Maß an Hilfe 
und Kontrolle bestimmen zu können und (c) richtige Ansatzpunkte für wirk-
same Hilfen zu finden . 

Methodisch zeichnen sich die aussagekräftigsten Studien zu Risikofaktoren 
für Vernachlässigung oder Misshandlung durch einen längsschnittlichen An-
satz und möglichst große, unausgelesene Stichproben aus. Bedeutsam ist auch 
die Bestätigung von Befunden in mehreren unabhängigen Studien, wobei es 
für Deutschland angesichts des weitgehenden Fehlens eigener Forschung 
wichtig ist, inwieweit aufgrund der Übereinstimmung von Ergebnissen in ver-
schiedenen Kulturen eine Übertragbarkeit der Befunde auf die deutsche Situa-
tion vermutet werden kann . Als Ergebnis der vorliegenden Forschung sind 
eine ganze Reihe von kulturübergreifend validierten, d. h. kulturübergreifend 
bestätigten Risikofaktoren für Vernachlässigung bzw. Misshandlung bekannt 
geworden (für Forschungsübersichten siehe Reinhold & Kind/er 2006b, 2006c), 



106 Heinz Kind/er 

die sich in ihrer Vorhersagestärke grob in drei Gruppen (schwach, moderat 
und stark vorhersagekräftig) einteilen lassen. 
Zu den schwach vorhersagekräftigen Risikofaktoren für Vernachlässigung 
zählt beispielsweise der Faktor „relative Armut". Im Mittel der vorliegenden 
Studien kommt es bei Familien mit relativer Armut verglichen mit nicht ar-
men Familien etwa 1,5 bis 2,5mal häufiger zu bedeutsamen Vernachlässi-
gungsereignissen. In der Sprache der Statistik entspricht dies einem sogenann-
ten „Risk Ratio" (RR) von 1,5-2,5. Teilweise wird die Vorhersagekraft des 
Risikofaktors „relative Armut" in der Öffentlichkeit deutlich überschätzt, da 
fast alle vernachlässigenden Familien arm sind und Armut daher das Bild ver-
nachlässigender Familien prägt. Tatsächlich gelingt es aber den meisten ein-
kommensarmen Familien unter Aufbietung aller Kräfte noch relativ gut für 
ihre Kinder zu sorgen. ,,Relative Armut" ist allerdings aufgrund der Anzahl 
betroffener Kinder und der unstrittig ungünstigen Auswirkungen auf die Ent-
wicklung von Kindern (für eine Forschungsübersicht siehe McLoyd 1998) ein 
sozialpolitisch ausgesprochen bedeutsames Thema. Nur ist der prädiktive Zu-
sammenhang zu Beeinträchtigungen, die die Schwelle zur Kindeswohlgefähr-
dung übersteigen, eher schwach. 
Als Beispiel für einen moderat vorhersagestarken Risikofaktor kann der Fak-
tor „klinisch bedeutsame Depression" beim hauptsächlich betreuenden Eltern-
teil im Hinblick auf das Misshandlungsrisiko dienen. Dieses Risiko ist beim 
Vorliegen einer Depression im Mittel der vorliegenden Studien etwa 3-4fach 
erhöht (RR 3-4). Dies erklärt sich vor allem aus dem Umstand, dass Men-
schen, die an einer Depression leiden, nicht nur in ihrem Antrieb herabgesetzt 
sind, sondern häufig auch unter einer erhöhten Reizbarkeit bis hin zu Ärgerat-
tacken leiden, so dass die Gefahr impulsiver Überreaktionen bei Konflikten 
und Störungen bedeutsam anwächst. 
Ein Beispiel für einen eher stark vorhersagekräftigen Risikofaktor wäre 
schließlich im Hinblick auf das Risiko von Kindesmisshandlung der Faktor 
,,Partnerschaftsgewalt". Im Mittel der vorliegenden Studien geht Partner-
schaftsgewalt mit einer 6- l 2fachen Erhöhung des Risikos für Kindesmiss-
handlung einher (RR 6-12). Damit zählt Partnerschaftsgewalt zu den stärksten 
bekannten Risikofaktoren für Kindesmisshandlung. Zudem zeigt sich ein 
deutlicher Dosiseffekt, d. h. je häufiger und je schwerwiegender Vorfälle von 
Partnerschaftsgewalt sind, desto wahrscheinlicher wird es auch, dass in der 
Familie lebende Kinder Misshandlung erleben müssen. 
Risiken lassen sich im Rahmen statistischer Auswertungen isoliert betrachten, 
so wie dies in den vorangegangenen Absätzen erfolgt ist. Damit lassen sich 
zwar nützliche Informationen gewinnen, zugleich sind einzelne Risiken aber 
in der Regel von nur beschränkter Aussagekraft und in der Wirklichkeit kön-
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nen meist, etwa bezogen auf eine Familie, mehrere Risiken gleichzeitig in den 
Blick genommen werden. Eine Reihe von Studien hat sich daher mit der Wir-
kung kumulierter Risiken, also mehrerer vorliegender Risikofaktoren, be-
schäftigt (z. B. Wu et al. 2003, Sidebotham et al. 2002). Wie auch in anderen 
Feldern der humanwissenschaftlichen Risikoforschung (z. B. Landy & Kwan 
Tarn 1998) zeigte sich dabei nahezu durchgängig ein mit zunehmender Anzahl 
vorliegender Risikofaktoren immer mehr ansteigendes Risiko. Häufig fiel die-
ser Anstieg ab drei oder vier vorliegenden Risiken deutlicher aus, als er bei 
einem bloßen Zusammenzählen der Effektstärken für die einzelnen Risikofak-
toren zu erwarten gewesen wäre, d. h. der Anstieg verlief ab einer bestimmten 
Schwelle eher exponential denn linear. Obwohl es damit angesichts der Be-
fundlage eine Vereinfachung und Vergröberung darstellt, lassen sich in der 
Praxis allerdings oft bereits mittels einer einfachen Addition der Anzahl vor-
handener Risiken einigermaßen aussagekräftige Risikoeinschätzungen errei-
chen. 
Wie es scheint liegen in der Mehrzahl aller bekannt werdenden Fälle von frü-
her Vernachlässigung oder Misshandlung multiple Risiken vor. Dies lässt sich 
auch dann zeigen, wenn Risikofaktoren vorab, beispielsweise zum Zeitpunkt 
der Geburt, erhoben werden und der weitere Verlauf dann verfolgt wird (z. B. 
Wu et al. 2003). Die angeführten Befunde belegen, dass im Hinblick auf die 
Erforschung der Ätiologie von früher Vernachlässigung und Misshandlung 
bereits einiges erreicht wurde. Trotzdem bleibt noch viel zu tun. Beispielswei-
se ist häufig noch unklar, welche ursächlichen Risikomechanismen hinter den 
statistischen Risikofaktoren stehen. Für einige Faktoren sind vermittelnde 
Mechanismen zumindest teilweise aufgeklärt, beispielsweise für die Risiko-
faktoren „eigene Misshandlungserfahrungen in der Kindheit" und „relative 
Armut" . Für andere Risikofaktoren trifft dies noch nicht zu oder die Befunde 
sind widersprüchlich (z. B. für den Risikofaktor „soziale Isolation"). Da das 
Verständnis von Risikomechanismen für Interventionen von großer Bedeu-
tung sein kann, ist es wichtig hier weiterzuarbeiten. Ebenso ist im Hinblick 
auf die mögliche Rolle so genannter protektiver, d. h. schützender Faktoren 
noch ein großer Forschungsbedarf zu erkennen. Schließlich gehört zu einem 
angemessenen ätiologischen Verständnis auch die Beantwortung der Frage 
nach Untergruppen vernachlässigender bzw. misshandelnder Eltern. Die Un-
terscheidung von Untergruppen mit verschiedenen Ätiologien und Merkmalen 
könnte etwa für die Auswahl geeigneter Hilfe- oder Präventionsstrategien von 
Bedeutung sein. Zwar liegen in diesem Bereich schon einzelne, auf klinische 
Erfahrung bzw. erste empirische Arbeiten gestützte Vorschläge auf dem Tisch 
(z. B. Crittenden 1999), von einer umfassenden Aufklärung kann aber noch 
keine Rede sein. 
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5. Risikoeinschätzung bei drohender oder bereits eingetretener 
Kindeswohlgefährdung 

Auf der Grundlage des mittlerweile erreichten Wissensstandes über Risikofak-
toren und -mechanismen bei früher Vernachlässigung bzw. Misshandlung 
wurden eine Reihe von Einschätzungshilfen entwickelt, die Fachkräften in 
konkreten Einzelfällen helfen sollen, Ausmaß und Art gegenwärtig und mittel-
fristig vorhandener Gefahren im Hinblick auf Vernachlässigung und Miss-
handlung zu beurteilen. Eingesetzt werden solche Einschätzungshilfen, die 
teilweise als detailliert ausgearbeitete Instrumente, teilweise als bloße Emp-
fehlungen bezüglich zu beachtender Faktoren vorliegen, vor allem im Rahmen 
von zwei Aufgabenstellungen: 

• dem Risikoscreening als Teil der Primärprävention von Vernachlässigung 
bzw. Misshandlung und 

• der Risikoeinschätzung im engeren Sinne nach belegbaren oder wahr-
scheinlichen Gefährdungsereignissen in der Vorgeschichte. 

Beim Risikoscreening steht das Erkennen von Risikofamilien im Mittelpunkt, 
denen dann präventiv, also vor dem erstmaligen Entstehen von Gefährdungen, 
Hilfen angeboten werden (für eine Forschungsübersicht siehe Kind/er & Lillig 
2005). Ein Screening macht meist nur Sinn, wenn größere Gruppen einbezo-
gen werden, ähnlich wie etwa bei den deutschen ärztlichen Kindervorsorgeun-
tersuchungen. Bei der Risikoeinschätzung im engeren Sinne ist das Bild an-
ders. Hier geht es, nach intensiver Exploration eines Einzelfalls, um Entschei-
dungen bezüglich der erforderlichen Intensität von Hilfe und Kontrolle nach 
belegbaren bzw. wahrscheinlichen Gefährdungsereignissen (für eine For-
schungsübersicht siehe Kind/er 2005). Verfahren aus beiden Anwendungsbe-
reichen stützen sich weitgehend auf das gleiche Grundlagenwissen und ziehen 
aus der Vorgeschichte, sowie der gegenwärtigen Lebenssituation eines Kindes 
bzw. einer Familie die für die Wahrscheinlichkeit von Misshandlung bzw. 
Vernachlässigung wichtigsten Faktoren heraus, die dann zu einer Gesamtein-
schätzung zusammengefasst werden. Jedoch stellen sich in jedem der beiden 
Anwendungsfelder etwas andere Anforderungen, z.B. steht beim Screening in 
der Regel sehr viel weniger Zeit pro Fall zur Verfügung, verglichen mit der 
Risikoeinschätzung im engeren Sinne. Weiterhin herrschen unterschiedliche 
messtheoretische Ausgangsbedingungen (z. B. sehr viel niedrigere Grundraten 
an Risikofaktoren beim Screening) . Daher unterscheiden sich Verfahren zum 
Screening und zur Risikoeinschätzung im Aufbau und in den einbezogenen 
Faktoren in der Regel etwas. Sowohl die Aussagekraft von Screeningverfah-
ren als auch von Verfahren zur Risikoeinschätzung im engeren Sinne wurde in 
einer Reihe von Studien überprüft. 
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Für Screeningverfahren liegen derzeit etwa ein Dutzend Studien vor (für For-
schungsübersichten siehe Peters & Barlow 2003, Nygren et al. 2004). Im Er-
gebnis wurden mit den untersuchten Instrumenten Familien, in denen Kinder 
später Vernachlässigung oder Misshandlung erleben mussten, relativ zuverläs-
sig, d. h. im Mittel der Studien in mehr als 80 % der Fälle, erkannt. Familien, 
in denen im weiteren Verlauf keine Vernachlässigung bzw. Misshandlung be-
kannt wurde, wurden zu einem ähnlichen Prozentsatz zutreffend als Fälle mit 
geringem Risiko eingestuft. Angesichts dieser Befundlage ist klar, dass Scree-
ningverfahren dazu eingesetzt werden können, um geeignete Familien für be-
sondere, freiwillige Unterstützungsangebote zu finden. Tatsächlich gibt es 
mehrere Länder, die genau dies um den Zeitpunkt der Geburt herum flächen-
deckend tun oder die dabei sind, entsprechende Systeme aufzubauen. Auf der 
anderen Seite muss ganz klar betont werden, dass Eltern in der Hochrisiko-
gruppe zwar mehr Belastungen und Risiken als andere Eltern tragen, sie aber 
- auch ohne präventive Hilfen - keinesfalls zwangsläufig ihr Kind vernachläs-
sigen oder misshandeln werden. 
Auch im Hinblick auf Risikoeinschätzungsverfahren im engeren Sinn lässt 
sich mittlerweile mit guten Gründen behaupten, dass verschiedene Risikoni-
veaus zumindest grob unterschieden werden können. Darauf deuten jedenfalls 
die Ergebnisse von mehreren Längsschnittstudien hin (vgl. Tabelle 2), in de-
nen bei eingehenden Gefährdungsmeldungen - unabhängig von der ansonsten 
ganz normal laufenden Sozialarbeit - Risikoniveaus eingeschätzt wurden und 
einige Zeit später (meist zwei Jahre) überprüft wurde, inwieweit es zu neuen 
Misshandlungen oder Vernachlässigungen gekommen war. Als Anhaltspunkt 
für eine erneute Vernachlässigung bzw. Misshandlung wurden verschiedene 
Kriterien verwandt, die vom Auftreten einer misshandlungs- oder vernachläs-
sigungsbedingten behandlungsbedürftigen Verletzung im Untersuchungszeit-
raum über eine gerichtlich angeordnete Fremdunterbringung des Kindes im 
Untersuchungszeitraum bis zum Eingang erneuter Gefährdungsmeldungen 
reichten. Welche Indikatoren in welcher Untersuchung verwandt wurden, ist 
in Tabelle 2 aus der Legende und den hochgestellten Buchstaben am Ende der 
Autorennamen zu ersehen . Bei mehreren angegebenen Indikatoren werden die 
Ergebnisse in der angegebenen Reihenfolge von oben nach unten dargeste llt. 
Die Anzahl der teilnehmenden Familien ist in der zweiten Spalte wiedergege-
ben. Insgesamt wurden mehr als 10.000 Familien einbezogen. Basierend auf 
der Anzahl der vorliegenden Risikofaktoren wurden die Familien jeweils zu 
Beginn der Untersuchung in eine von vier Risikogruppen (geringes, mittleres, 
hohes, sehr hohes Risiko) eingeteilt. Die Prozentwerte in den Spalten vier bis 
sieben geben wieder, bei welchem Prozentsatz der jeweiligen Risikogruppe im 
Untersuchungszeitraum die erhobenen Anzeichen für eine Misshandlung oder 
Vernachlässigung festgestellt wurden. 



Tabelle 2: Längsschnittstudien zur Vorkommenshäufigkeit von Anzeichen für Misshandlung bzw. Ver-
nachlässigung im Untersuchungszeitraum getrennt nach anfänglich gebildeten Risikogruppen 

Studie N Laufzeit 
Monate gering 

Squadrito, Neuenfeldt & Fluke (1995)" 1000 24 6% 

Neuenfeldt, & DeMares ( 1995)" b 215 24 6% 
0% 

Johnson ( 1996)" 295 24 8% 

W ood ( l 997)°d 409 24 4 % 
1 % 

Bell & Wagner (1999)° 1014 24 7% 

Johnson & Scott ( l 999)"br 2511 24 8% 
4 % 
1 % 

Meyer & Wagner ( 1999)" 776 18 5% 

Baird et al. (2003 )" 6544 24 8% 

a: Kriterium belegbar aufgetretene Kindeswohlgefährdung im follow-up Zeitraum; 
b: Kriterium bebandlungsbedürftige Verletzung im follow-up Zeitraum; 
c: Kriterium belegbare Misshandlung im follow-up Zeitraum; 
d: Kriterium belegbare Vernachlässigung im follow-up Zeitraum; 
e: Kriterium erneute Gefährdungsmeldung im follow-up Zeitraum; 
f: Kriterium Fremdunterbringung im follow-up Zeitraum. 

Risiko wurde eingeschätzt als 
moderat hoch sehr hoch 

23 % 39% 63 % 

10 % 36% 52% 
0 % 11 % 29 % 

17 % 33% 63 % 

5% 14 % 20% 
5% 7% 12 % 

17 % 28% 45 % 

14 % 32 % 44 % 
7% 14 % 23 % 
6% 20% 28% 

16 % 34% 51 % 

13 % 26 % 37% 

0 
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C' ;:s 
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Bei einer Betrachtung der einzelnen Zeilen ergibt sich für jede Studie von 
links nach rechts, also mit zunehmendem vorab eingeschätzten Risikoniveau, 
ein linearer Anstieg der Prozentzahl derjenigen Kinder, bei denen erneut An-
zeichen einer Misshandlung bzw. Vernachlässigung festgestellt wurden. Dies 
ist ein grober, aber deutlicher Indikator für die Aussagekraft der Skalen. Er-
staunlicherweise war diese prognostische Aussagekraft trotz der geleisteten 
Kinderschutzarbeit in den an den Studien teilnehmenden Familien nachweis-
bar, obwohl auch hier die handelnden Fachkräfte sicherlich versucht haben, 
sich mit ihren Hilfe- und Schutzmaßnahmen am wahrgenommenen Risikoni-
veau in der Familie auszurichten. 
Aus der belegbaren Aussagekraft einiger Risikoeinschätzungsverfahren in den 
angeführten Studien lässt sich natürlich nicht folgern, dass alle Verfahren, die 
sich unter der Überschrift „Risikoeinschätzungsverfahren" tummeln, aussage-
kräftig sind. Tatsächlich haben einige Verfahren, die sich weniger auf empi-
risch belegte Risikofaktoren, sondern nur auf einen Konsens erfahrener Prak-
tiker gestützt haben, ihre Bewährungsprobe nicht bestanden. Schlimmstenfalls 
können solche nicht aussagekräftigen Verfahren aufgrund des Anscheins be-
stehender Objektivität sogar besonderen Schaden anrichten. Aus meiner Sicht 
ist es deshalb auch so beunruhigend, dass in der Bundesrepublik zahlreiche 
Verfahren entwickelt und ohne umfassende Prüfung in der Praxis eingesetzt 
werden (für eine Übersicht über Qualitätsindikatoren für Verfahren in der So-
zialen Arbeit siehe Kind/er & Lillig 2006). Solide entwickelte und überprüfte 
Verfahren können jedoch einen wirklichen Beitrag zur Verbesserung des Kin-
derschutzes leisten und Sozialarbeit in Gefährdungsfällen für alle Beteiligten 
sicherer zu gestalten. Sehr unterstützt wird die Entwicklung von Risikoein-
schätzungsverfahren in Deutschland durch die Einfügung des § 8a in das So-
zialgesetzbuch VIII, da hier ausdrücklich die Verpflichtung zu einer expliziten 
Risikoeinschätzung in Fällen einer möglichen Kindeswohlgefährdung festge-
schrieben wurde. Zudem haben einzelne Kommunen erhebliche Mittel in die 
Entwicklung von Risikoeinschätzungsverfahren im engeren Sinne investiert. 
So wurde etwa von den Landeshauptstädten Stuttgart und Düsseldorf ein in 
passgenau verwendbaren Modulen organisierter Kinderschutzbogen entwi-
ckelt, der seit Frühjahr 2007 in einer Validierungsstudie überprüft wird. Im 
Bereich des Risikoscreenings wurde die systematische und valide Erfassung 
von Risiken von der Bundesregierung zu einem der Qualitätsprüfsteine für die 
im Rahmen des Programms „Frühe Hilfen für Eltern und Kinder und soziale 
Frühwarnsysteme" zu fördernden Projekte gemacht. Auf dieser Grundlage 
wird etwa im Verbundprojekt „Guter Start ins Kinderleben" der Bundesländer 
Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, Rheinland-Pfalz und Thüringen ein In-
strument zum Risikoscreening entwickelt. 
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6. Wie gut kann die (wiederholte) Vernachlässigung oder Miss-
handlung eines Kindes durch ambulante Hilfen verhindert 
werden? 

Nach der belegbaren oder wahrscheinlichen Vernachlässigung bzw. Miss-
handlung eines Kindes sieht sich die Jugendhilfe vor die schwierige Aufgabe 
gestellt, zusammen und manchmal auch gegen die Sorgeberechtigten einen 
Plan zu entwickeln und mit weiteren Akteuren (z. B. dem Familiengericht) 
abzustimmen, wie zukünftig die Sicherheit des Kindes gewährleistet und gute 
Chancen für seine oder ihre weitere Entwicklung geschaffen werden können. 
In manchen dieser Fälle wird eine dauerhafte Trennung des Kindes von den 
Eltern, trotz der damit für das Kind verbundenen zusätzlichen Belastungen, 
unumgänglich sein. In weniger schwerwiegenden Fällen werden aber auch 
ambulante Hilfemaßnahmen, gekoppelt mit einem angemessenen Ausmaß an 
Kontrolle, mit Aussicht auf Erfolg versucht werden können. Ambulante Hil-
fen sind nach unserer Rechtsordnung aufgrund des Grundsatzes der Verhält-
nismäßigkeit sogar zu bevorzugen, soweit sie erfolgversprechend erscheinen. 
Deshalb ist es für die Hilfeplanung ungemein wichtig zu wissen, ob und gege-
benenfalls in welcher Form der Ausgestaltung ambulante Hilfen nach einer 
belegbaren oder wahrscheinlichen Vernachlässigung bzw. Misshandlung 
wirksam sein können. Auch für Maßnahmen der frühen Prävention von Ver-
nachlässigung und Misshandlung stellt sich die Frage nach der Wirksamkeit. 
Zwar ist hier ein akuter Handlungsdruck oft (noch) nicht so drängend wahr-
nehmbar, da ja noch keine Gefährdung aufgetreten ist. Zugleich sind die für 
die Prävention zur Verfügung stehenden Ressourcen begrenzt. Es wäre daher 
unverantwortlich, sich bei der Vergabe dieser Mittel allein auf schön klingen-
de Präventionskonzepte zu verlassen und keinen Wirknachweis zu verlangen. 
Natürlich lässt sich Wirksamkeit grundsätzlich nur in Bezug auf vorab erklärte 
Ziele beschreiben. Im Hinblick auf ambulante Hilfen nach Misshandlung oder 
Vernachlässigung lassen sich mindestens vier grundlegende Zielvorstellungen 
formulieren: 

• Betroffene Kinder, sowie weitere von den beteiligten Eltern versorgte Kin-
der, sollen keinen weiteren Kindeswohlgefährdungen ausgesetzt werden. 

• Eine positive Erziehung und Versorgung, vorrangig durch die Eltern, soll 
gefördert werden. 

• Eventuell bereits eingetretene Entwicklungsbeeinträchtigungen bei Kin-
dern sollen soweit als möglich ausgeglichen werden. 
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• Beteiligte Eltern und, ihren Fähigkeiten entsprechend, auch Kinder sollen 
bei der Auswahl und Durchführung der Hilfen einbezogen und mit dem 
Ergebnis subjektiv möglichst zufrieden sein. 

Eine gegebene Wirksamkeit lässt sich demnach vor allem für solche ambulan-
ten Maßnahmen annehmen, die das Auftreten weiterer Kindeswohlgefährdun-
gen möglichst gut verhindern können, eine positive Erziehung fördern, bereits 
eingetretene Entwicklungsbelastungen bei Kindern möglichst gut ausgleichen 
und eine positive Beteiligung und Zufriedenheit bei Eltern und Kindern errei-
chen. 
Im Rahmen einer an der Universität Erlangen durchgeführten Literaturrecher-
che (Kind/er & Spangler 2005) haben wir den verfügbaren Wissensstand zu 
Wirkungen ambulanter Hilfen nach Misshandlung oder Vernachlässigung im 
Hinblick auf diese vier Erfolgskriterien analysiert. Dabei konnten wir auf 
mehr als 60 bislang veröffentlichte Interventionsstudien zurückgreifen. Auf 
dieser Grundlage lassen sich einige Schlussfolgerungen für eher erfolgreiche 
ambulante Hilfekonzepte ziehen. 

Im Hinblick auf Kindesmisshandlung waren dies folgende drei Folgerungen: 

• Belegbar wirksame Interventionen legen einen doppelten Schwerpunkt, 
und zwar auf eine intensive Unterstützung und Anleitung der Eltern bei der 
angemessenen Bewältigung von Konfliktsituationen in der Erziehung und 
auf die positive Beziehungsgestaltung mit den Kindern. 

• Die Familie allgemein entlastende oder die Familienbeziehungen bzw. das 
familiäre Netzwerk allgemein fördernde Maßnahmen lassen sich zwar als 
wichtige Ergänzung ansehen, zeigen für sich genommen jedoch - zumin-
dest in bisherigen Evaluationen - eher geringe bzw. wechselnde Wirkun-
gen. 

• Wenngleich nur selten explizit untersucht, wird in der Forschungsliteratur 
doch häufig zusätzlich darauf hingewiesen, dass die Möglichkeit zur Hinzu-
ziehung von Spezialdiensten in besonderen Einzelfällen ein wichtiges Quali-
tätsmerkmal eher erfolgreicher Hilfekonzepte darstellt. Ein solch besonderer 
Einzelfall liegt vor allem bei bestehenden Suchterkrankungen oder Partner-
schaftsgewalt vor, da diese Umstände zum einen Kindesmisshandlungen 
begünstigen und zum anderen eher schwer zu verändern sind, so dass in der 
Regel Fachkräfte mit spezialisierten Kenntnissen eingeschaltet werden soll-
ten. Die bedarfsgerechte Möglichkeit zur Vernetzung von Hilfen ist daher 
als drittes Merkmal eher erfolgreicher ambulanter Hilfekonzepte bei Kin-
desmisshandlung anzusehen. 
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Werden die empirischen Anhaltspunkte zumindest zum ersten Punkt der Auf-
zählung aufgelistet, so lassen sich mehrere Studien anführen, in denen eine 
zielgerichtete und intensive Unterstützung der Eltern bei der angemessenen 
Bewältigung von Konfliktsituationen in der Erziehung und bei der positiven 
Beziehungsgestaltung mit den Kindern miteinander verbunden wurde. Im wei-
teren Verlauf wurde dann überprüft, inwieweit es nach dem Einsatz entspre-
chender Hilfen zu weiteren Misshandlungen kam (z. B. Gershater-Molko et 
al. 2002, Honig & Marin 2001 , Wesch & Lutzker 1991). Auch über lange fol-
low-up-Zeiträume von mehreren Jahren traten hier bei mindestens zwei Drittel 
der beteiligten Familien keine weiteren Hinweise auf Misshandlungen auf. 
Auch liegen zu zwei der drei weiteren Prüfkriterien positive Befunde einer 
gegebenen Wirksamkeit vor, die zudem wiederholt bestätigt wurden. Dies be-
trifft die Förderung einer positiven Erziehung (z. B. Wolfe et al. 1988) und die 
positive Bewertung durch beteiligte Eltern und Kinder (z. B. Taban & Lutzker 
2001). Für das Kriterium eines Abbaus bereits eingetretener Entwicklungsbe-
lastungen bei betroffenen Kindern sind die Befunde gemischt und scheinen 
davon abzuhängen, welche Entwicklungsbelastungen betrachtet werden und 
inwieweit die eingesetzten Hilfen zielgerichtet auch an der Befähigung der 
Eltern zur Entwicklungsförderung und dem Abbau von Verhaltensstörungen 
ansetzten. Genaue Beschreibungen einzelner Programme finden sich unter 
anderem bei Kolko & Swenson (2002) sowie Lutzker & Bigelow (2002). 
Für ambulante Hilfen nach Vernachlässigung liegen zwar zunehmend mehr 
ausgearbeitete Konzeptionen vor, die Anzahl empirischer Wirksamkeitsprü-
fungen wächst jedoch nur allmählich. Nach den bisherigen Befunden, die vor 
allem die ersten drei Zielkriterien abdecken, zeichnen sich wirksame Formen 
ambulanter Hilfe bei Vernachlässigung besonders durch folgende vier Merk-
male aus: 

• eine Dauer von deutlich mehr als einem halben Jahr, meist ein bis einein-
halb Jahren; 

• eine zumindest in Teilen aufsuchende Arbeitsweise; 

• eine alltagsnahe, detaillierte und geplante Anleitung und Unterstützung der 
Eltern bei der angemessenen Versorgung und Erziehung vorhandener Kin-
der und 

• die Möglichkeit zur bedarfsgerechten Ergänzung der Hilfe durch weitere 
Dienste, wie etwa Krisenintervention, Bereitschaftspflege in Krisensituati-
onen, sozialpsychiatrische Dienste und Suchtberatung. 

Bei umfassenden Interventionen, entsprechend den beschriebenen Kriterien, 
lagen die Raten einer weiterhin als hoch eingeschätzten Gefährdung nach Ab-
schluss der Maßnahme in der Literatur bei 20 bis 30 % (z. B. Thoburn et al. 
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2000, de Paul & Arruabarrena 2003, Donohue 2004). Angesichts ansonsten 
überwiegend chronischer Verläufe bei Vernachlässigung und einigen recht 
deutlichen Fehlschlägen in der Interventionsliteratur bei Vernachlässigung 
(z. B. Cohn & Daro 1987) ist dies ein beeindruckender Erfolg. Zudem wurden 
nahezu durchgängig bedeutsame und konkrete Verbesserungen der elterlichen 
Fürsorge beschrieben (z.B. Gershater-Molko et al. 2003, Donohue 2004). 
Mehrheitlich konnten im Mittel auch positive Veränderungen bei Verhal-
tensauffälligkeiten und Entwicklungsrückständen betroffener Kinder erreicht 
werden (z. B. de Paul & Arruabarrena 2003). Zur Zufriedenheit und Beteili-
gung betroffener Eltern und Kinder scheinen bislang jedoch keine veröffent-
lichten Befunde vorzuliegen. 
Belegbar wirksame Hilfekonzepte sind möglich. Dieser ermutigende Befund 
wiederholt sich im Hinblick auf Maßnahmen der frühen Prävention von Ver-
nachlässigung oder Misshandlung. Verschiedene Forschungsgruppen haben 
sich der Thematik mit aussagekräftigen Forschungsdesigns, d. h. vor allem 
mit randomisierten Kontrollgruppenstudien oder quasiexperimentellen Stu-
dien, angenommen. Mittlerweile liegen Ue nach Zählweise) 20 bis 40 ein-
schlägige Studien vor. Die Ergebnisse wurden in mehreren Forschungsüber-
sichten und sogenannten Meta-Analysen zusammengefasst (z.B. Lundahl et 
al. 2006, Biluka et al. 2005, Geeraert et al. 2004, Sweet & Applebaum 2004). 
Aus dem gegenwärtigen Forschungsstand ergibt sich zumindest im Hinblick 
auf drei Punkte ein einigermaßen stimmiges Bild: 

• Gut durchdachte frühe Präventionsprogramme gegen Vernachlässigung 
und Misshandlung erreichen bei den teilnehmenden Familien mit mehrfa-
chen Belastungen und Einschränkungen im Mittel zumindest moderate 
Verbesserungen in verschiedenen Bereichen, etwa im Bereich der Eltern-
Kind-Beziehung oder im Bereich der Qualität der häuslichen Anregung für 
das Kind. Dies ist ein großer Erfolg angesichts der Tatsache, dass die ein-
bezogenen Risikofamilien in der Regel schwer zu erreichen sind und die 
Anzahl der vorhandenen Belastungen zunächst oft entmutigend wirkt. Die 
beobachteten breit gestreuten positiven Wirkungen sind zudem politisch 
bedeutsam, da die evaluierten Programme intensiv und teuer sind und da-
her nicht ohne Umschichtungen in den Jugendhilfeetats finanziert werden 
können. Weiterhin sind die Befunde wichtig, um positive und daher attrak-
tive Ziele für die genannten Programme formulieren zu können, wie etwa 
eine Stärkung der Erziehungsfähigkeit und eine möglichst gute Förderung 
einbezogener Kinder. 

• Im Zielbereich der Verhinderung von Vernachlässigung und Misshandlung 
ergibt sich im Mittel aller vorliegenden Studien eine Verringerung um etwa 
40 %, d. h. im Vergleich mit passend ausgewählten Kontrollgruppen sinkt 
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bei Familien, denen qualitativ gute Präventionsmaßnahmen angeboten 
wurden, die Häufigkeit bekannt werdender Fälle von Vernachlässigung 
und Misshandlung in etwa dieser Größenordnung. Möglicherweise ist die 
tatsächliche Wirkung sogar noch stärker, da bei Familien, die an Präventi-
onsprogrammen teilnehmen, aufgrund häufiger Hausbesuche und Bera-
tungsgespräche gravierende Belastungsereignisse eher bekannt werden als 
bei Kontrollgruppen. Auch in diesem Bereich sind die besten verfügbaren 
Präventionsprogramme also als zumindest moderat erfolgreich zu beurtei-
len. 

• Schließlich ist aber auch festzustellen, dass Erfolge im Bereich der frühen 
Prävention nicht einfach zu erreichen sind. In mehreren Fällen konnten 
Programme mit gut und überzeugend wirkendem Konzept keinen Effekt 
nachweisen. Wie es gegenwärtig scheint, haben nur umfassende, gut 
durchdachte, um Hochrisikofamilien intensiv werbende und durch Super-
vision kontrollierte Präventionskonzepte die Chance, Hochrisikofamilien 
tatsächlich zu erreichen, zu halten und positiv zu beeinflussen. Angesichts 
der Deutschland im Moment überwiegend vorhandenen Präventionsansätze 
bedeutet diese Befundlage vermutlich, dass wir uns auf eine längere Zeit 
des Lernens einstellen müssen, in der wir durch kontrollierte Prüfungen zu 
allmählichen Verbesserungen unserer Präventionskonzepte gelangen. 

Die in diesem Abschnitt berichteten Befunde stammen nahezu durchgängig 
aus dem Ausland. Ihre Übertragbarkeit auf die Situation in der Bundesrepu-
blik ist nicht wirklich gesichert. Eine Übertragbarkeit lässt sich nur deshalb 
plausibel vermuten, weil die Mehrzahl der Befunde in verschiedenen Ländern 
und kulturellen Gruppen bestätigt werden konnte. Für Deutschland muss trau-
rigerweise berichtet werden, dass im Hinblick auf Interventionen nach Ver-
nachlässigung oder Misshandlung keinerlei tragfähige Daten dazu vorzulie-
gen, welche Hilfen betroffenen Familien in der Regel angeboten werden und 
wie diese wirken. Keine einzige aussagekräftige Evaluation hat sich bislang 
hierzulande mit der Wirksamkeit von Hilfen und Präventionsmaßnahrnen ge-
gen Vernachlässigung und Misshandlung beschäftigt, geschweige denn, dass 
wir bereits systematisch an einer Verbesserung unserer Hilfe- und Präventi-
onskonzepte arbeiten würden. Das heißt nicht, dass unsere Hilfekonzepte ge-
nerell vermutlich wirkungslos sind. Die breite Verankerung aufsuchender Ar-
beitsweisen stellt beispielsweise im Licht der internationalen Befunde wahr-
scheinlich eine Stärke hier etablierter Hilfeformen dar. Trotzdem: Wären 
Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe kleine weiße Pillen, die gegen 
ernsthafte Gesundheitsprobleme verabreicht werden sollen, so würde kein po-
litisch Verantwortlicher ihrer Verteilung zustimmen. Es ist höchste Zeit, dass 
wir damit beginnen unsere Unkenntnis zu vermindern. Zumindest im Bereich 
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der Wirksamkeit präventiver Maßnahmen gibt es hierbei ermutigende Ansätze 
in Form einer bereits laufenden und weiterer in Planung befindlicher Wirk-
samkeitsstudien. 

7. Schluss 
In der Gesamtschau lässt sich feststellen, dass Politik und sozialer Arbeit in 
Deutschland bislang wichtige Informationen fehlen, die vorhandene Bemü-
hungen um einen besseren Schutz von Kindern vor Vernachlässigung und 
Misshandlung vorantreiben und fundieren könnten. Im internationalen Ver-
gleich zeigt sich, dass Verbesserungen im Kinderschutz zwar erreichbar sind, 
aber im Wege kritischer Prüfung und allmählicher Weiterentwicklung hart 
erarbeitet werden müssen. Dies kann vermutlich nur erreicht werden, wenn 
Wissenschaft und Wissenschaftsförderung in Deutschland wesentlich stärker 
für diesen Bereich interessiert werden können. Ministerielle Projektförderung 
und einzelne Praxisprojekte sind wichtig, aber allein völlig unzureichend. 
Niemand käme auf die Idee, dass medizinischer Fortschritt, Schulentwicklung 
oder die Verminderung des Energieverbrauchs ohne eine starke Beteiligung 
qualitativ guter Forschung organisiert werden könnten. Auf jeden Fall ist 
nachdrücklich vor voreiligen Gewissheiten und einer kurzschlüssigen „Wir-
tun-ja-was"-Emphase bezogen auf einzelne Projekte zu warnen. Nötig ist 
vielmehr eine breiter und langfristiger angelegte Forschungs- und Praxisent-
wicklungsstrategie. Vielleicht ist die Chance, die politisch Verantwortlichen 
von einem solchen Vorgehen zu überzeugen, so groß wie lange nicht mehr. 
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Misshandlung und Vernachlässigung älterer 
Menschen in privaten Pflegebeziehungen 

Thomas Görgen 

Einleitung 
Opferwerdungen in häuslichen Settings sind in den vergangenen Jahrzehnten 
in den Blickpunkt kriminologischer und viktimologischer Forschung gerückt. 
Dabei konzentriert sich das Interesse zumeist auf Gewalt in Partnerschaften 
und auf die Misshandlung von Kindern durch Eltern und Erziehungspersonen. 
Dass es auch „Gewalt in der Pflege" geben kann, wird in den Medien und in 
verschiedenen Fachöffentlichkeiten (vor allem in Gesundheitsberufen, primär 
in der Pflege selbst) erst seit Mitte der l 990er-Jahre in wahrnehmbarem Maße 
diskutiert. Das mediale Interesse richtet sich stark auf einzelne Skandale (vor 
allem in Einrichtungen der stationären Altenhilfe); der in Gesundheits- und 
Pflegeberufen zu beobachtende Diskurs nimmt vor allem den Aspekt der Be-
und Überlastung von Pflegenden und der Gewaltprävention via Entlastung in 
den Blick. Dass die Thematik in der Forschung eine eher randständige Positi-
on einnimmt, hat auch mit der Problematik empirischer Zugänge zu tun; 
zugleich handelt es sich um ein für die Praxis schwieriges Feld, welches spe-
zifisch zugeschnittene Formen der Prävention und Intervention benötigt. 

Grundmerkmale der heutigen pflegerischen Versorgung älterer 
Menschen 
Die Pflege älterer und hochbetagter Menschen ist heute unter anderem durch 
folgende Merkmale gekennzeichnet. 
1. Pflege ist eine gesellschaftliche Wachstumssparte: Im Zuge des demo-

graphischen Wandels wächst mit der Zahl älterer und hochaltriger Men-
schen auch die Zahl der Pflegebedürftigen. Nach den Prognosen der so 
genannten Rürup-Kommission wird sich die Zahl der Pflegebedürftigen 
in der sozialen Pflegeversicherung (d. h. unter den nicht privat Versicherten) 
von derzeit 1,95 Mio. 2020 bereits auf2,64 Mio. und 2030 auf3,09 Mio. 
erhöht haben (Bundesministerium für Gesundheit, 2006b, S. 8). 

2. Pflege findet überwiegend in der privaten Häuslichkeit statt: Im 
Gegensatz zu manchen klischeehaften Vorstellungen ist keineswegs das 
Heim, sondern die Privatwohnung der alltägliche Lebensraum der weit 
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überwiegenden Zahl älterer Menschen. Ca. 93,1 % der 65-Jährigen und 
Älteren in Deutschland leben in Privathaushalten, 1,6 % in speziellen 
Altenwohnungen (z. B. ,,Betreutes Wohnen") und nur rund 5,3 % in stationä-
ren Altenhilfeeinrichtungen (vgl. Bundesministerium fiir Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend, 2001 ; Oswald, 2002). Auch pflegebedürftige Ältere 
werden bislang meist in der häuslichen Umgebung gepflegt, sei es durch An-
gehörige, durch ambulante Dienste oder durch Kombinationen privater und 
professioneller Pflege. Von der Gesamtzahl der 2,07 Mio. Leistungsbezieher 
der Pflegeversicherung entfallen 1,39 Mio. (oder 67 %) auf den ambulanten 
Bereich (Bundesministerium fiir Gesundheit, 2006b, S. 1). Selbst von den 
als schwerstpflegebedürftig geltenden Personen (insgesamt ca. 275 .000) 
wird nahezu die Hälfte im häuslichen Bereich gepflegt. Von den Leistungen 
der Pflegeversicherung entfielen im Jahr 2005 rund 51 % auf den stationären 
und 49 % auf den ambulanten Sektor. Leistungsbezieher im häuslichen Be-
reich können grundsätzlich wählen zwischen dem Bezug von Pflegegeld, ei-
ner Pflegesachleistung durch professionelle Dienste oder einer Kombination 
beider Leistungsarten. 2005 hatte die Geldleistung an diesen drei Leistungs-
arten einen Anteil von 71,8 %; der überwiegende Teil häuslicher Pflege 
wird ohne regelmäßige Unterstützung durch professionelle Dienste von 
Angehörigen geleistet (Bundesministeriumfiir Gesundheit, 2006a). 

3. Pflege ist ein überwiegend weiblich geprägter Lebensbereich: In der 
Pflege dominieren auf Seiten der Pflegenden wie der Pflegebedürftigen die 
Frauen. Rund 2/3 der Leistungsbezieher der Pflegeversicherung sind weib-
lich; bei den über 80-Jährigen ist das Verhältnis Männer : Frauen ca. 1 : 4,5 
(Wagner, Brüggemann, Brucker & Fleer, 2005). Im Jahr 2002 waren etwa 
73 % der familialen Hauptpflegepersonen Frauen; der Anteil der Männer 
war damit seit 1991 von 17 % auf immerhin 27 % gestiegen (Schneekloth, 
2005, S. 77; vgl. auch Mayer, 2004). Familiale Pflege wird in erster Linie 
durch die Ehepartner geleistet'; fehlen diese oder sind nicht in der Lage 
dazu, übernehmen vor allem Töchter und Schwiegertöchter die Pflege. 

4. Pflege ist mit Belastungen verbunden: Die Pflege eines Angehörigen 
bringt vielfältige Belastungen mit sich. Einschlägige Studien beschreiben 
vor allem negative Konsequenzen für die Gesundheit der Pflegenden (er-
höhte Infektanfälligkeit, Herz-Kreislauf-Erkrankungen), ihr Wohlbefinden 
(erhöhte Depressivität) und ihre Sozialkontakte. Die amerikanische Care-
giver Health Effects Study (Schulz & Beach, 1999) fand bei familialen 
Pflegepersonen eine gegenüber vergleichbaren Personen ohne Pflegeauf-

Dies impliziert, dass die familial Pflegenden vielfach selbst der älteren Generation zuzurechnen 
sind. 63 % der familialen Hauptpflegepersonen waren 2002 mindestens 55 Jahre alt; das Durch-
schnittsa lter lag bei 59 Jahren (Schneekloth, 2005, S. 77). 
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gaben deutlich erhöhte Sterblichkeit. Recht eindeutig erscheint die Befund-
lage auch im Hinblick darauf, dass nicht allein die gesundheitliche Verfas-
sung des Pflegebedürftigen und der Zeitaufwand für die Pflege die Belas-
tungsintensität determinieren. Pflegende erleben besondere Belastungen, 
wenn die Beziehung zu der gepflegten Person bereits vor Übernahme von 
Pflegeverantwortung problematisch war (Hamet et al. , 1990), wenn sie 
sich schuldig fühlen oder ihre Lebenssituation als außerhalb ihrer Kontrolle 
liegend erleben, wenn sie ungeeignete Bewältigungsstrategien wie Alkohol-
konsum, Rauchen und übermäßiges Essen wählen, wenn die pflege-
bedürftige Person sich ihnen gegenüber aggressiv und gewalttätig verhält 
(Quayhagen, Quayhagen, Patterson, lrwin, Hauger & Grant, 1997). 

5. Familiale Demenzpflege ist ein hochspezifisches Problemfeld: In der 
Forschung herrscht weitgehend Einigkeit darüber, dass die Pflege demen-
ziell erkrankter älterer Menschen gegenüber der Pflege „nur" körperlich 
eingeschränkter Personen besondere Probleme und Belastungen mit sich 
bringt (vgl. z. B. Coyne, 2001; Gräßel, 1998). Mit Demenzerkrankungen 
gehen Persönlichkeits- und Verhaltensveränderungen einher, damit nahezu 
unausweichlich auch gravierende Veränderungen der Beziehung zwischen 
der pflegenden und der pflegebedürftigen Person. Demenzkranke zeigen 
zum Teil aggressives, aus der Perspektive des Pflegenden unkooperatives 
Verhalten und sind primär auf Argumente setzenden Strategien der Verhal-
tensbeeinflussung kaum zugänglich. Aus einer kriminologischen Perspek-
tive bringt die Demenzerkrankung eines Pflegebedürftigen vielfältige Tat-
begehungs- und Tatverdeckungsmöglichkeiten mit sich. 

Zum Konzept der Misshandlung und Vernachlässigung in der 
familialen Pflege 
Wenn von „domestic eitler abuse and neglect", ,,Misshandlung und Vernachläs-
sigung in der Pflege", oft auch von „Gewalt in der Pflege" die Rede ist, wird in 
der Regel ein sehr weit gefasster, Handlungen wie Unterlassungen einschlie-
ßender Begriff zu Grunde gelegt, der körperliche Gewaltanwendung und sexu-
elle Übergriffe ebenso umfasst wie verbal aggressives Verhalten, die miss-
bräuchliche Anwendung verschiedener freiheitsentziehender oder -einschrän-
kender Maßnahmen, grobe Mängel in der grund- und behandlungspflegerischen 
Versorgung, zum Teil auch psychosoziale Vernachlässigung (z. B. fehlende 
Ansprache, Zuwendung, Tagesstrukturierung); in manchen Begriffsbestim-
mungen werden auch Eigentums- und Vermögensdelikte darunter gefasst, ins-
besondere wenn sie aus Vertrauensbeziehungen heraus begangen werden (vgl. 
hierzu u. a. Dieck, 1987; Görgen, 2003 ; Panel to Review Risk and Prevalence 
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of Eider Abuse and Neglect, 2003; Tatara & Kuzmeskus, 1999; Wolf & Pille-
mer, 1989). Das US-amerikanische Panel to Review Risk and Prevalence of 
Eider Abuse and Neglect (2003, S. 40) fasst abuse und neglect unter dem Kon-
zept des „elder mistreatment" zusammen und definiert den Begriff - die beiden 
Komponenten wiederum aufgreifend - in dem Sinne, dass 

- entweder eine intentionale Handlung vorliegt, die für eine vulnerable ältere 
Person eine Schädigung oder ein gravierendes Schädigungsrisiko durch ei-
nen Pflegenden oder eine andere Person, zu der eine Vertrauensbeziehung 
besteht, mit sich bringt ( die Schädigung selbst muss hierbei nicht intendiert 
sein) oder 

- eine pflegende Person ihrer Verantwortung, grundlegende Bedürfnisse des 
älteren Menschen zu befriedigen bzw. ihn vor Schaden zu bewahren, nicht 
gerecht wird. 

Zu beachten ist, dass dieses Konzept von „elder mistreatment" sich nicht auf 
alle Menschen jenseits einer bestimmten Altersgrenze bezieht, sondern auf 
ältere Personen, die aufgrund weiterer Merkmale (zu denen insbesondere ge-
sundheitliche und funktionale Einschränkungen und daraus resultierende Ab-
hängigkeiten von Dritten gehören) als über das normale Maß hinausgehend 
vulnerabel betrachtet werden; zudem umfasst das Konzept lediglich solche 
Verhaltensweisen, die innerhalb von Pflege-, Hilfe- und Vertrauensbeziehun-
gen ausgeführt werden. 

Probleme des empirischen Zugangs zum Forschungsfeld 
Belastbare Daten zur Verbreitung von Gewalthandlungen familial Pflegender 
gegenüber Pflegebedürftigen liegen kaum vor. Polizeiliche und strafjustizielle 
Heilfelddaten haben in einem Deliktsbereich, in dem von einer sehr geringen 
Entdeckungs- und Anzeigewahrscheinlichkeit auszugehen ist, wenig Aussa-
gekraft2. In einigen Ländern, die flächendeckend über Einrichtungen zum 
Schutz besonders vulnerabler Erwachsener verfügen (in den USA in der Regel 
als Adult Protective Services - APS - bezeichnet, vgl. u. a. Bergeron, 1999; 
Day ton, Anetzberger & Matthey, 1997; Teaster, Dugar, Mendiondo, Abner, 
Cecil & Otto, 2006), ist die Hellfeld-Datenlage relativ besser; auch dort bilden 
die bekannt gewordenen Fälle aber lediglich einen kleinen Ausschnitt des ge-
samten Deliktsaufkommens ab (so die Befunde der National Eider Abuse ln-
cidence Study, welche den Anteil des APS-Hellfeldes am gesamten De-
liktsaufkommen auf ca. ein Sechstel veranschlagt; vgl. National Center on 

2 So beläuft sich die Zahl bundesweit jährlich von der Polizei registrierter Opfer von vollendeten 
Fällen der Misshandlung Schutzbefohlener(§ 225 StGB) im langjährigen Mittel auf weniger als 
150 Personen ab 60 Jahren (vgl. Görgen, 2004). 
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Eider Abuse, 1998). Mit Blick auf Dunkelfelddaten ist festzuhalten, dass re-
präsentative Opferwerdungsbefragungen bei Pflegebedürftigen kaum möglich 
sind und insbesondere demenziell Erkrankte dadurch nicht erreicht werden. 
Bei älteren Menschen, die in der häuslichen Umgebung gepflegt werden, han-
delt es sich um ein markantes Beispiel dessen, was in der Literatur hard to 
reach populations oder hidden populations genannt wird (vgl. dazu u. a. Elliott, 
Watson & Harries , 2002; Faugier & Sargeant, 1997; Groger, Mayberry & 
Straker, 1999; Petersen & Valdez, 2005). Dabei liegen die zentralen Probleme 
nicht alleine in der Identifikation der Grundgesamtheit und im Sampling. 
Selbst wo dies gelingt, steht die empirische Forschung vor nahezu unüber-
windbaren Barrieren hinsichtlich der Befragbarkeit potenzieller Opfer; ver-
gleichbare Probleme stellen sich ansonsten vor allem im Hinblick auf Säug-
linge und Kleinkinder sowie - unabhängig vom Alter - auf Menschen mit 
ausgeprägten intellektuellen Behinderungen und Beeinträchtigungen. So ge-
nannte Proxy-Befragungen sind angesichts der spezifischen Thematik der Vik-
timisierung in engen sozialen Beziehungen nur beschränkt einsetzbar, da die in 
Frage kommenden Informanten im Wesentlichen mit den potenziellen Täterln-
nen 
identisch sind. 
Die besondere Problematik der Opferforschung in Bezug auf Hochaltrige und 
Pflegebedürftige besteht darin, dass im hohen Alter Merkmale vermehrt auf-
treten, welche mutmaßlich zugleich 
- die Angreifbarkeit und Verletzbarkeit einer Person vergrößern, 
- die Wahrscheinlichkeit von Tatentdeckung, Strafverfolgung und Hilfe ver-

mindern und 
die Befragbarkeit der Person im Rahmen von Dunkelfeldstudien em-
schränken. 

Wird die in der Gerontologie verbreitete konzeptuelle Differenzierung zwi-
schen einem dritten und einem vierten Lebensalter aufgegriffen (einem vierten 
Lebensalter, welches durch mannigfaltige Einschränkungen und Verluste, 
durch eine stark ansteigende Wahrscheinlichkeit von Multimorbidität, Pflege-
bedürftigkeit und Demenzerkrankungen gekennzeichnet ist; vgl. u. a. M Baltes, 
1998; P. Baltes, 1997a; 1997b; Baltes & Smith , 2003), stellt sich die Altersvik-
timologie bislang vor allem als eine Opferforschung des dritten Lebensalters 
dar. Diese Viktimologie des dritten Lebensalters zeichnet insgesamt ein eher 
undramatisches Bild der Kriminalitäts- und Gewaltrisiken im Alter, doch kön-
nen die vornehmlich an „Jungsenioren" gewonnenen Daten nicht ohne Weiteres 
auf Hochaltrige und Pflegebedürftige extrapoliert werden. 
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Empirische Forschung im Bereich „domestic elder abuse": 
methodische Zugänge und Befunde 
Im Bereich der empirischen Forschung zu „domestic elder abuse" dominieren 
bislang Befragungsstudien an kleinen, nicht repräsentativen Stichproben. Der 
Anteil qualitativer Studien ist hoch. Befragt werden Pflegende wie Pflegebe-
dürftige, z. T. wird die Befragung beider Gruppen auch innerhalb von Untersu-
chungsdesigns kombiniert (so genannte Dyadenbefragungen; vgl. u. a. Beach, 
Schulz, Williamson, Miller, Weiner & Lance, 2005; Fulmer et al., 2005). Hinzu 
kommen Befragungen von Expertinnen aus unterschiedlichen Berufsfeldern, 
insbesondere aber von Pflegekräften sowie Dokumentenanalysen, selten aus 
dem Bereich der Strafverfolgung, sondern vor allem aus dem medizinisch-
pflegerischem Sektor. Wo - wie in den USA mit den dortigen Adult Protective 
Services - spezialisierte Institutionen existieren, werden auch deren Daten zu 
Forschungszwecken genutzt. 

Exemplarisch sollen einige Befunde zur Prävalenz und Inzidenz der Miss-
handlung und Vernachlässigung in Privatwohnungen lebender Älterer be-
trachtet werden: 

- Lachs, Williams, O'Brien, Hurst & Horwitz ( 1996; 1997) glichen im Rah-
men einer prospektiven epidemiologischen Studie ihre Daten mit denen 
von Adult Protective Services ab. Bei Personen ab 65 Jahren fanden sie für 
einen Neunjahres-Zeitraum eine Prävalenz von 1,6 % für bestätigte Fälle 
der Vernachlässigung, Misshandlung und finanziellen Ausbeutung. 

- Die so genannte National Eider Abuse Incidence Study (National Center 
on Eider Abuse, 1998) schätzte die jährliche Zahl der Opfer häuslicher 
Misshandlung und Vernachlässigung in der Altersgruppe ab 60 Jahren in 
den USA auf rund 450.000, von denen rund 1/6 den Adult Protective Ser-
vices (APS) bekannt werden. Bei diesen bekannt gewordenen Fällen waren 
die Misshandlungsopfer zu mehr als 70 % Frauen, ca. 60 % der Opfer wa-
ren demenziell erkrankt. Die Täter waren zu fast 90 % Familienmitglieder, 
vor allem erwachsene Kinder (47 %), Ehepartner (19 %) und Enkel (9 %). 

- Eine neuere Studie aus den USA (Daly, lagerst, Brinig & Dawson, 2003; 
lagerst, Daly, Brinig, Dawson, Schmuch & Ingram , 2003) veranschlagt die 
Zahl der Meldungen über Misshandlung und Vernachlässigung an Adult 
Protective Services auf 8,6 jährlich pro 1.000 Personen der Altersgruppe 
60+. Von den APS untersucht werden 5,9 Fälle pro 1.000 Personen, von 
denen 2,7 hinsichtlich des Ausgangsverdachts Bestätigung erfahren. 

- In Deutschland wurden im Rahmen der so genannten LEANDER-Studie 
(vgl. Thoma, Schacke & Zank, 2004; Zank, Schacke & Leipold, 2005) 
pflegende Angehörige von Demenzkranken vornehmlich nach ihren Betas-
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tungen gefragt. Die Befragungen schlossen einige Items zu problemati-
schem Verhalten gegenüber Pflegebedürftigen ein. 20,9 % der Befragten 
gaben an, gegenüber ihren pflegebedürftigen Angehörigen oft oder sehr oft 
,,lauter zu werden" ; 2,5 % berichteten von häufigen Drohungen oder Ein-
schüchterungen, 1,0 % der Befragten gaben an, den Pflegebedürftigen oft 
bzw. sehr oft „härter anzufassen" . 

- In einer Bevölkerungsbefragung im Rahmen der KFN-Studie „Kriminalität 
und Gewalt im Leben alter Menschen" (vgl. Görgen, Herbst & Rabold, 
2006) wurden die Untersuchungsteilnehmer befragt, ob sie innerhalb der 
letzten 5 Jahre in Folge von Krankheit oder Behinderung Pflege, Hilfe und 
Unterstützung benötigt hatten und wenn ja, ob sie von den dafür zuständi-
gen Personen schlecht behandelt worden waren. 6,0 % der 40- bis 59-
Jährigen und 13,7 % der 60- bis 85-Jährigen gaben an, in diesem Sinne 
Hilfe, Pflege oder Unterstützung erhalten zu haben. Unter den über 60-
Jährigen sind dies 241 Personen, zu 59 % Frauen; das Durchschnittalter be-
trägt 74 Jahre. Abbildung 1 zeigt die berichtete Prävalenz der Viktimisie-
rung über 60-Jähriger durch Pflege-/Unterstützungspersonen, bezogen auf 
Personen mit entsprechendem Bedarf in den letzten 5 Jahren. Rund 15 % 
berichten problematisches Verhalten von Pflege- und Betreuungspersonen, 
vor allem verschiedene Formen der Missachtung von Autonomie und 
Würde (13 %) und der pflegerischen Vernachlässigung (6 %). Natürlich 
kann ein derartiger Survey nur eine unter Gesundheitsgesichtspunkten sehr 
positive Selektion von aktuell oder früher pflegebedürftigen Personen er-
reichen. Prävalenzraten können daher (im vorliegenden Fall auch wegen 
des geringen Stichprobenumfangs) nicht auf Pflegebedürftige im Allge-
meinen hochgerechnet werden. Die Daten zeigen aber, dass sich auch unter 
jenen Personen, die nur bis zu einem gewissen Grad oder nur vorüberge-
hend auf die Hilfe Anderer angewiesen sind, in nennenswertem Umfang 
solche finden , die von eben diesen Helfern schlecht behandelt wurden. 
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Die Befunde der verschiedenen Studien lassen sich im Hinblick auf die Unter-
schiedlichkeit der methodischen Zugänge nur schwer aufeinander beziehen. 
Vor dem Hintergrund der skizzierten Zugangsprobleme sind die berichteten 
Prävalenz- und Inzidenzdaten in erster Linie als Indikatoren der Größenord-
nung eines sozialen Problems zu verstehen. Die wissenschaftlich gestützte 
Entwicklung von Präventions- und Interventionskonzepten ist weniger auf 
exakte Prävalenzdaten angewiesen als vielmehr auf gezielte Untersuchungen 
zu Auftretens- und Erscheinungsformen und zu Wirkungs- und Bedingungs-
zusammenhängen sowie auf Evaluationsstudien der Wirksamkeit von Inter-
ventionen. 

Risikofaktoren der Misshandlung und Vernachlässigung 
Pflegebedürftiger in privaten Pflegebeziehungen 
Kontrovers diskutiert wurde und wird die Frage, welcher Stellenwert Be- und 
Überlastung der Pflegenden als gewaltinduzierendem Faktor zukommt. Nach 
einer weit verbreiteten (anfangs vor allem von Steinmetz, 1988, vertretenen) 
These nimmt die Wahrscheinlichkeit der Misshandlung Pflegebedürftiger mit 
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der von Pflegenden erlebten Belastung zu. Pflegebeziehungen bringen - so die 
Argumentation - für Pflegende eine Vielzahl an Frustrationen mit sich. Das 
Machtgefälle zwischen den beteiligten Personen gibt dem Pflegenden die 
Möglichkeit, derartigen Frustrationen relativ gefahrlos auch in aggressiver 
Weise Ausdruck zu verleihen. Demgegenüber gibt es auch Argumente und 
empirische Belege dafür, dass psychisch gestörte, auch in anderen Lebensbe-
reichen zu Devianz neigende Angehörige, die zudem oftmals von dem Pflege-
bedürftigen finanziell oder in sonstiger Weise abhängig sind, weitgehend un-
abhängig von erlebter pflegerischer Belastung bestehende aggressive Hand-
lungstendenzen auch gegenüber diesem Familienmitglied ausagieren (vgl. 
Greenberg, McKibben & Raymond, 1990; Pillemer, 1993; Pillemer & Finkelhor, 
1988, 1989). Beide Thesen schließen einander nicht aus, haben vielmehr je 
spezifische Fallkonstellationen und Erscheinungsformen von familialer Ge-
walt gegen Ältere zum Bezugspunkt. 
Relativ unabhängig von diesen beiden Ansätzen hat die Forschung inzwischen 
eine Reihe von Risikofaktoren für Gewalt von familial Pflegenden gegenüber 
Pflegebedürftigen herausgearbeitet: 
- Ein gemeinsamer Haushalt von pflegebedürftiger und pflegender Person 

ist ein statistischer Risikofaktor, der sicherlich auch vor dem Hintergrund 
von Tatgelegenheiten, vor allem aber von Konfliktpotenzialen und von 
Möglichkeiten, Abstand zu nehmen, gesehen werden muss (Lachs & Pillemer, 
2004). 

- Aggressives und gewaltförmiges Verhalten des Pflegebedürftigen ist ein 
deutlicher Risikofaktor für entsprechendes Handeln der familialen Pflege-
person (Pillemer & Suitor, 1992). 

- Demenzkranke haben einigen Studien (z. B. Fulmer et al., 2005 ; Hughes , 
1997; Yan & Tang, 2004) zufolge ein gegenüber anderen Pflegebedürftigen 
erhöhtes Gewaltrisiko. Empirisch noch nicht abschließend geklärt ist die 
Frage, inwieweit die Demenzerkrankung als solche oder das damit oft, aber 
nicht bei jedem Kranken in gleicher Intensität und Frequenz einhergehende 
aggressive Verhalten das wesentliche risikoerhöhende Moment ist (vgl. 
Coyne, 2001 ; Panel to Review Risk and Prevalence of Eider Abuse and 
Neglect, 2003). 

- Suchtmittelabhängigkeit der Pflegeperson stellt einen Risikofaktor dar, 
ebenso psychische Störungen und Erkrankungen, insbesondere depressive 
Symptomatiken, die ein klinisches Niveau erreichen oder diesem nahe 
kommen (Paveza et al. , 1992; Williamson & Shajfer, 2001). Vereinzelte 
Befunde (Campbell Reay & Browne, 2002) weisen darauf hin, dass diese 
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Faktoren vor allem für das Risiko aktiver Misshandlung, nicht so sehr für 
(passive) Vernachlässigung ausschlaggebend sind. 

- Pflegende, die sich als sozial isoliert erleben und die soziale Unterstützung 
durch Dritte als unzureichend wahrnehmen, sind in größerer Gefahr, Gewalt 
gegenüber der pflegebedürftigen Person anzuwenden ( Compton, Flanagan & 
Gregg, 1997). 

- Die Qualität der Beziehung vor Eintritt der Pflegebedürftigkeit ist von 
entscheidender Bedeutung. Familiale Settings, die bereits vor Übernahme 
von Pflegeverantwortung durch Gewalt und ein hohes Ausmaß an Kon-
flikten geprägt waren, haben ein erhöhtes Risiko, dass sich dies in die 
Phase der Pflege hinein fortsetzt (vgl. u. a. Hughes, 1997; No/an, 1997; 
Sadler, Kurrle & Cameron, 1995; Saveman, Hallberg & Norberg, 1996). 
Ergebnisse aus Befragungsstudien (z. B. Williamson & Shajfer, 2001) 
weisen darauf hin, dass die prämorbide Beziehungsqualität das Ausmaß 
determiniert, in dem Pflegende die aktuelle Beziehung als belohnend 
wahrnehmen und diese Wahrnehmung sich wiederum zur Abschätzung 
des Risikos problematischer Verhaltensweisen eignet. Als besonders kri-
tisch können Konstellationen gelten, die zugleich als unbefriedigend, un-
fair und unentrinnbar wahrgenommen werden. 

Unklar ist die Befundlage bislang im Hinblick auf den Grad der Pflegebedürf-
tigkeit und die gesundheitlichen Einschränkungen als Risikofaktor. Einige 
Studien fanden keine Zusammenhänge zwischen funktionalen Einschränkun-
gen und Viktimisierungsrisiko (z. B. Compton, Flanagan & Gregg, 1997; 
Reis & Nahmiash, 1998), andere Autoren (z.B. Beach et al., 2005; Fulmer et 
al. , 2005; Lachs et al. , 1997; Yan & Tang, 2004) berichten eine risikoerhö-
hende Wirkung gesundheitlicher Defizite. Die Situation wird unter anderem 
dadurch kompliziert, dass manche Delikte (insbesondere Vernachlässigung) 
nur an in beträchtlichem Maße auf Hilfe angewiesenen Personen begangen 
werden können bzw. die Tatgelegenheiten und potenziellen Tatanlässe mit 
dem Grad der Pflege- und Hilfebedürftigkeit zunehmen. 

Erste Befunde einer Interviewstudie in häuslichen 
Pflegebeziehungen 
Im Rahmen der vom Kriminologischen Forschungsinstitut Niedersachsen ge-
meinsam mit dem Deutschen Zentrum für Altersfragen und der Universität 
Hildesheim durchgeführten, durch das Bundesministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend geförderten Studie „Kriminalität und Gewalt im Le-
ben alter Menschen" wurden im Zeitraum zwischen November 2005 und Juni 
2006 in drei Regionen im Norden und Osten Deutschlands leitfadengestützte 
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Interviews mit pflegenden Angehörigen, Pflegebedürftigen und ambulanten 
Pflegekräften geführt. Insgesamt wurden dabei in 178 Interviews und 4 Grup-
pengesprächen 201 Gesprächspartnerinnen erreicht. In ca. 47 % der Fälle ging 
es um die Pflege kognitiv bedeutsam beeinträchtigter (meist demenziell er-
krankter) Personen. Der Zugang zu den Befragten erfolgte über Presseveröf-
fentlichungen sowie über eine Zufallsauswahl ambulanter Dienste, in geringe-
rem Maße auch über einschlägige Beratungs- und Hilfeeinrichtungen. 

Einige der die Interviews insgesamt prägenden Themenfelder und Motive sol-
len hier kurz benannt werden (vgl. für eine detailliertere Darstellung Görgen, 
Herbst & Rabold, 2006): 

- Der Eintritt von Pflegebedürftigkeit bei einem Familienmitglied und die 
dadurch notwendig werdende Entscheidung des familialen Systems, wie 
mit dieser Veränderung umgegangen werden soll, können stets als Krise 
und stressreiches Ereignis betrachtet werden. Auch in den Fällen, in denen 
Pflegebedürftigkeit nicht plötzlich und unerwartet beginnt, sondern lang-
sam und vorhersehbar eintritt, ist sie immer zugleich eine Herausforderung 
für die Innovationsfähigkeit einer Beziehung und der sie tragenden und 
konstituierenden Personen. Familiale Pflege erfordert von den Beteiligten 
vielfältige Lernprozesse. Dies betrifft keineswegs nur pflegerische Techni-
ken, sondern vor allem neue Ebenen des Umgangs miteinander, insbeson-
dere zwischen Eltern und erwachsenen Kindern auch neue (bzw. erneut 
und unter veränderten Vorzeichen zu konstituierende) Formen von Intimi-
tät und eine umfassende Nähe-Distanz-Regulation. 

- Familiale Pflege kann nur vor dem Hintergrund der Beziehungsgeschichte 
der daran beteiligten Personen verstanden werden. Diese Beziehungsge-
schichte prägt die Entscheidung für oder gegen die Übernahme von Pfle-
geverantwortung ebenso wie die Pflegebeziehung in ihrem Verlauf. Ihre 
Bedeutung für das Misshandlungs- und Vernachlässigungsrisiko in der fa-
rnilialen Pflege beschränkt sich nicht auf den Aspekt der Stabilität etwai-
gen prämorbiden gewaltförmigen Verhaltens über den Eintritt von Pflege-
bedürftigkeit hinaus. Als gefährdet müssen etwa Pflegekonstellationen be-
trachtet werden, in denen die Beziehung von der nunmehr pflegenden Per-
son bereits vor Eintritt von Pflegebedürftigkeit so empfunden wurde, dass 
Aufwand und Ertrag für sie in keinem günstigen Verhältnis standen. Wenn 
diese subjektive Bilanz durch die Übernahme von Pflegeverantwortung 
stärker ins Negative kippt und zugleich keine Strategie zur Auflösung des 
Ungleichgewichts erkennbar ist, kann Gewalt gegen Pflegebedürftige in 
den Bereich des Möglichen rücken - dies sowohl expressiv (z. B . Aus-
druck von Wut, Ärger, erlebter Unfairness) als auch instrumentell moti-
viert (z. B. auf kurz- oder mittelfristige Beendigung der Pflegebeziehung 
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abzielend). Als problematisch erscheinen auch Pflegekonstellationen, die 
dem von Lüscher (u. a. Lüscher 2004; 2005) beschriebenen Beziehungs-
modus der „Kaptivation" entsprechen oder ihm ähnlich sind. Dieser Modus 
ist gekennzeichnet durch erlebte Divergenz und Konflikthaftigkeit bei 
gleichzeitiger Betonung der als schicksalhafte Verbundenheit erlebten Fa-
milienzusammengehörigkeit. 

- Die Pflege demenziell Erkrankter weist in mehrfacher Hinsicht spezifische 
Merkmale auf. Die Erkrankung verändert die Beziehung zwischen Pflege-
bedürftigen und Pflegenden in starkem Maße. Typische von Pflegenden als 
belastend erlebte Verhaltensweisen treten bei demenziellen Erkrankungen 
gehäuft auf. Insbesondere in der Pflege eines fortgeschritten demenziell er-
krankten Ehepartners setzt das Bewahren von Nähe zugleich Innovation in 
dem Sinne voraus, dass der gesunde (oder relativ gesündere) Partner die 
Beziehung zu der pflegebedürftigen Person neu definiert. Demenzpflege 
erfordert die Fähigkeit, zu aggressivem und problematischem Verhalten 
des Pflegebedürftigen auf Distanz zu gehen, ihn für sein Verhalten nicht 
verantwortlich zu machen. ,,Ambiguous losses" (vgl. Boss, 1999; 2004; 
2006) kennzeichnen in besonderem Maße die Pflege von Demenzkranken: 
Die pflegebedürftige Person ist nicht wirklich „verloren" im Sinne von 
„nicht mehr existent"; sie ist aber für den Pflegenden (und für das familiale 
System insgesamt) nicht mehr in der Weise vorhanden, wie dies vor dem 
Eintritt von Pflegebedürftigkeit der Fall war. Untersuchungen (Boss, Caron, 
Horbal & Mortimer, 1990) weisen darauf hin, dass die Wahrnehmung des 
Pflegebedürftigen als körperlich präsent und zugleich psychisch abwesend 
mit erhöhter Depressivität familialer Pflegepersonen einhergeht. 

Familiale Pflege aus kriminologischer Perspektive: 
,,Paradiesische Tatgelegenheiten" 
Unter einer Tatgelegenheitsstrukturperspektive (vgl. u. a. Clarke, 1997; Cor-
nish & Clarke, 2003; Felson & Clarke, 1998; Hochstetler, 2001; Kube, 1990; 
Wortley, 1998) stellen sich häusliche Pflegesettings aufgrund einer Kombi-
nation mehrerer Merkmale zunächst einmal als geradezu „ideale" Tatsettings 
dar: 
- Familiale Pflege vollzieht sich im privaten, den Blicken der Öffentlichkeit 

weitgehend entzogenen Raum. 
- Bei den potenziellen Opfern handelt es sich um pflege- und hilfebedürftige 

Personen, die zu einer Gegenwehr nicht oder nur eingeschränkt in der Lage 
sind (und - vor allem soweit es um Eigentums- und Vermögensdelikte 
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geht - die Viktimisierung möglicherweise nicht bemerken bzw. nicht ein-
deutig als solche erkennen). 

- Potenzielle Täter können die Taten aus einer vom Opfer wie von der sozia-
len Umwelt so erlebten Vertrauensbeziehung heraus begehen. 

- Pflege impliziert körperliche Nähe; diese wiederum schafft Tatgelegenhei-
ten. 

- Im Bereich der Gewaltdelikte (bis hin zu Tötungen) sind Täter tendenziell 
dadurch geschützt, dass Deliktsfolgen von Folgen der - oftmals multip-
len - Erkrankungen sowie von Folgen nicht gewaltbedingter Verletzungen 
bisweilen nur schwer zu unterscheiden sind. Gegenüber hochaltrigen und 
pflegebedürftigen Opfern besteht die Erwartung, dass sie gesundheitlich, 
intellektuell oder funktional eingeschränkt sind, dass es ihnen im Verlauf 
der Zeit schlechter gehen wird und dass sie sterben werden. Potenzielle 
Viktimisierungsfolgen liegen somit innerhalb dieses durch die Konzepte 
,,Krankheit, Pflegebedürftigkeit, Leiden, Tod" aufgespannten Bezugsrah-
mens. 

- Das Risiko des Täters, dass seine Tat Dritten (sei es das private Umfeld des 
Opfers, seien es relevante Institutionen) bekannt wird und er deshalb Sank-
tionen erfährt, ist gering. Insbesondere demenziell erkrankte Personen 
dürften kaum in der Lage sein, entsprechende Maßnahmen zu initiieren. 

Tatgelegenheiten und Tatmotive 
In einem über die Feststellung „aus Tätersicht grundsätzlich paradiesischer 
Tatgelegenheiten" hinausgehenden gedanklichen Schritt erscheint die Anwen-
dung eines Tatgelegenheitsstrukturkonzeptes auf familiale Pflegebeziehungen 
problematisch. Tatgelegenheitsstrukturmodelle setzen das Vorhandensein ei-
nes Motivs für deliktisches Handeln im Grunde voraus. Im Hinblick auf das 
hier in Frage stehende Handlungsfeld muss von einem prinzipiellen Antago-
nismus zwischen den für Pflegebeziehungen konstitutiven Motiven der Für-
sorge, der Hilfe, der Pflege, des Schutzes einerseits und für deliktische Hand-
lungen charakteristischen Motiven andererseits ausgegangen werden. Es stellt 
sich daher die Frage, wie Schädigungsmotive in einer Pflegebeziehung exis-
tieren und dort handlungswirksam werden können. Hier sind mehrere Konstel-
lationen denkbar: 
- Fälle, in denen die pflegerische Motivation vorgeschoben oder jedenfalls 

nicht durchgängig vorhanden ist, in denen es dem Akteur zumindest auch 
darum geht, sich zu bereichern oder die pflegebedürftige Person zu schädi-
gen und die Bedingungen, welche sich in der häuslichen und familialen 
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Pflege bieten, als günstiges Tatsetting vorgefunden oder sogar aufgesucht 
bzw. hergestellt werden; 

- Fälle, in denen Pflegemotiv und Schädigungsmotiv sich auf jeweils unter-
schiedliche Bereiche beziehen (insbesondere: Person versus Vermögen); 
das Ergreifen einer sich bietenden Gelegenheit, sich zu bereichern, steht 
nicht zwingend im Widerspruch zu einer dominierenden pflegerischen, um 
das - zumindest körperliche - Wohlbefinden der Person besorgten Motiva-
tion; 

- Fälle, in denen sich im Rahmen einer „originär echten Pflegebeziehung" 
im Verlauf der Zeit oder zumindest zu einem bestimmen Zeitpunkt ein 
Motiv entwickelt, die pflegebedürftige Person zu schädigen bzw. ihr Leid 
oder Schmerzen zuzufügen; 

- Fälle, in denen Emotionen und Motivstruktur einer Person gegenüber ei-
nem konkreten Pflegebedürftigen oder auch gegenüber Pflege, Pflegebe-
dürftigkeit und pflegebedürftigen Personen insgesamt durch ein hohes Maß 
an Ambivalenz und Widersprüchlichkeit gekennzeichnet sind, in denen 
daher das Handlungsziel „Pflege" und das Handlungsziel „Schädigung" 
nebeneinander bestehen können; 

- schließlich Fälle, in denen die dominierende Pflegemotivation kurzfristig 
zu Gunsten des Bestrebens zurücktrit!, die pflegebedürftige Person zu ver-
letzen oder in anderer Weise zu schädigen. 

Misshandlung und Vernachlässigung Pflegebedürftiger: eine vorläufige 
Ereignistypologie 
Unter einer Vielzahl von Gesichtspunkten erscheint es erforderlich, im Hin-
blick auf das Konzept „Misshandlung und Vernachlässigung in der familialen 
(bzw. häuslichen) Pflege" Fallgruppen zu unterscheiden. Eine mögliche Form 
der Differenzierung geht von folgenden Fragen aus: 

(1) Liegt so etwas wie ein Motiv des Täters vor, das Opfer zu schädigen bzw. 
sich auf seine Kosten einen Vorteil zu verschaffen? 

(2) Wenn ja, handelt es sich um ein Motiv, das nur in einer sehr speziellen si-
tuativen Bedingungskonstellation Bedeutung gewinnt oder existiert es - in 
zumindest potenziell handlungsrelevanter Ausprägung - auch darüber hinaus? 

Eine Klassifikation anhand dieser Merkmale legt eine Unterscheidung von 
drei Ereignistypen nahe, die sich folgendermaßen umschreiben lassen: 
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- Typus 1: ,,Nicht auf Schädigung des Betroffenen abzielendes problemati-
sches Verhalten gegenüber Pflegebedürftigen im häuslichen Umfeld" 
Typische Beispiele für diesen Falltypus wären etwa Vernachlässigung ei-
nes Pflegebedürftigen aus Unwissenheit oder aus völliger Überforderung 
(möglicherweise gepaart mit motivationalen Hemmnissen, Hilfe von Drit-
ten anzunehmen), die Zufügung körperlicher Schmerzen, um den Wider-
stand des Pflegebedürftigen gegen als notwendig erachtete Pflegehandlun-
gen zu überwinden oder Einschränkungen der Bewegungsfreiheit des Pfle-
gebedürftigen mit dem Ziel, diesen dadurch vor Selbst- oder auch Fremd-
gefährdungen zu schützen. 

- Typus 2: ,,Viktimisierungen Pflegebedürftiger im häuslichen Umfeld mit 
situationsgebundener Intention bedeutsamer Schädigung des Opfers" 
Hierzu gehören insbesondere Fälle, bei denen in einer bestimmten emotio-
nal sehr aufgeladenen Situation der Wunsch entsteht, die pflegebedürftige 
Person zu verletzen, sie zu demütigen, ihr Schmerzen zuzufügen, im Ex-
tremfall sogar sie zu töten. Ein Beispiel wäre etwa der pflegende Angehö-
rige, der von der demenzkranken pflegebedürftigen Person zum wiederhol-
ten Male körperlich attackiert wird und ihr schließlich in einer Art von 
„überschießender Reaktion" einen Schlag versetzt. Im Unterschied zum 
ersten Typus ist hier im Moment des Handelns ein Schädigungsmotiv vor-
handen; dieses Motiv entsteht aber erst in der konkreten Situation (bzw. 
wird in ihr manifest) und besteht nicht fort (bzw. wird wieder latent), 
nachdem diese Situation vorüber ist. 

- Typus 3: ,,Viktimisierungen Pflegebedürftiger im häuslichen Umfeld mit 
situationsübergreifender Intention bedeutsamer Schädigung des Opfers". 
Die konkreten Fallgestaltungen können hier sehr heterogen sein. Gemein-
sam ist ihnen, dass das Handeln des Akteurs über eine spezifische Situation 
hinaus von dem Bestreben geleitet und getragen ist, die pflegebedürftige 
Person zu schädigen, ihr Schmerzen zuzufügen, sie in ihrer Würde, ihrer 
Identität, ihrem Selbstwertgefühl zu beeinträchtigen oder sich auf ihre Kos-
ten zu bereichern. 
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Abb. 2: Klassifikationskriterien einer ereignisbezogenen Typologie von 
Viktimisierungen Pflegebedürftiger im häuslichen Bereich 

Ill!.!!tl: Nicht auf Schädigung 
des Betroffenen abzielendes 
problematisches Verhalten 
gegenüber Pflegebedürftigen 

Ist ein Schädigungsmotiv vorhanden? 
.i! 

Ist das Motiv situationsüberdauernd vorhanden 
und handlungswirksam? 

Typus 2: Viktimisierungen 
Pflegebedürftiger mit 
situationsgebundener 
Intention bedeutsamer 
Schädigung des Opfers 

.i! 

Typus 3: Viktimisierungen 
Pflegebedürftiger mit 
situationsübergreifender 
Intention bedeutsamer 
Schädigung des Opfers 

Abbildung 2 stellt die Klassifikationskriterien und die resultierenden Ereignis-
typen noch einmal dar. Derartige Typen zu unterscheiden, ist keineswegs nur 
von akademischem Interesse. Die Maßnahmen, die jeweils möglich, hilfreich 
und geboten erscheinen, unterscheiden sich beträchtlich voneinander. 

- Bei Typus 1 bieten sich Präventionsansätze vor allem im Bereich der In-
formation, Beratung und Schulung der Pflegenden, der Entlastung durch 
ambulante Dienste, Tagespflegeangebote etc., auch einer pflegegerechten 
und daher stressreduzierenden Gestaltung der räumlichen Umwelt an. Hier 
geht es um Pflegende, die prinzipiell „das Beste" für ihren Angehörigen 
wollen, bei denen die Umsetzung aber nicht oder zumindest nicht rei-
bungslos funktioniert. 

- Für Typus 2 - den situativ vorhandenen Wunsch oder wenigstens Impuls, 
den Pflegebedürftigen zu schädigen - lässt sich Ähnliches sagen: Präventi-
on kann über Beratung (auch psychotherapeutischer Art) erfolgen, sowie 
wiederum über Trainings- und Unterstützungsmaßnahmen. Insgesamt ist 
hier eine Aufarbeitung der konkreten Vorfälle wichtig, weil sie grundsätz-
lich ein Eskalationspotenzial in sich tragen können. 

- Bei Typus 3 - Fällen mit situationsübergreifend vorhandener Schädigungs-
intention - zielen die sich anbietenden Maßnahmen vor allem auf die Tren-
nung von Täter und Opfer ab und schließen die Möglichkeit strafrechtlicher 
Verfolgung ein. Es mag Fälle geben, in denen eine solche Konstellation et-
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wa durch eine psychotherapeutische Intervention „entschärft" werden kann. 
Vorrang müssen aber Maßnahmen haben, die für eine für das Opfer sichere 
Pflege-Umgebung Sorge tragen. 

Die vorgeschlagene Klassifikation erhebt nicht den Anspruch, alle denkbaren 
und realen Fälle der Viktimisierung Pflegebedürftiger im häuslichen Bereich 
abzubilden und zweifelsfrei zuordnen zu können. Vielmehr geht es darum, 
bedeutsame und deutlich voneinander verschiedene Fallgruppen zu skizzieren 
und ihre jeweils spezifische Zugänglichkeit für Forschungsmethoden sowie 
für Ansätze der Prävention und Intervention herauszuarbeiten. Der Vorschlag 
einer Fallklassifikation gründet sich auf konzeptuelle Überlegungen (häusli-
che Pflege als aus Tätersicht günstiges Tatsetting; Bedeutsamkeit motivationa-
ler Faktoren für die Frage, ob aus einer „abstrakt vorhandenen Tatgelegen-
heit" eine „konkrete Tatgelegenheit" wird) und eine vorläufige Sichtung in 
den Interviews berichteter Misshandlungs- und Vernachlässigungsvorkomm-
nisse. 

Perspektiven der Prävention und Intervention 
Abschließend sollen Handlungsperspektiven im Hinblick auf Maßnahmen der 
Prävention und Intervention skizziert werden. Angesichts der Breite und in-
haltlichen Heterogenität des in Frage stehenden Phänomenbereichs kann sich 
gewaltpräventives Handeln nicht auf eine einzelne Strategie beschränken. Als 
weitere Grundbedingungen sind zu nennen: (a) Strategien der Misshandlungs-
und Vernachlässigungsprävention können sich allenfalls in sehr beschränktem 
Maße an die aktuellen oder potenziellen Opfer richten, müssen vielmehr pri-
mär andere Adressaten in den Blick nehmen; (b) Prävention und Intervention 
können nicht in erster Linie über Strafverfolgungsinstanzen erfolgen; Hand-
lungsstrategien sollen diese Institutionen zwar einschließen, setzen aber einen 
breiteren Zugang voraus. 
Drei Wege der Prävention und Intervention erscheinen aus einer notwendi-
gerweise über ein enges Verständnis von Kriminalprävention hinausgehenden 
Perspektive in besonderem Maße Erfolg versprechend. 

(1) Prävention durch Beratung, Unterstützung, Entlastung pflegender 
Familienangehöriger 
In diesem Bereich erscheinen vor allem folgende Maßnahmen und Hand-
lungsansätze sinnvoll: 
- fachkundige Aufklärung pflegender Angehöriger über Merkmale und Ver-

läufe von Erkrankungen; dies gilt insbesondere für die familiale Demenz-
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pflege, aber auch körperliche Erkrankungen können - vor allem wenn sie 
plötzlich und ohne erkennbare längere Krankheitsvorgeschichte manifest 
werden - Pflegende mit ungewohnten Symptombildern konfrontieren, die 
sie nicht einordnen und mit denen sie nicht umgehen können; Informati-
onsmaterial kann z. B. über Pflegedienste und Pflegekassen verteilt wer-
den; 

- Beratung bereits im Vorfeld der Pflegeübernahme; Pflegebedürftige wie Per-
sonen, welche die Übernahme von Pflegeverantwortung erwägen, sollten 
möglichst gut darüber informiert werden, worauf sie sich einlassen und wel-
ches die Alternativen zu dem ins Auge gefassten Pflegearrangement sind; 

- umfassende Information pflegender Angehöriger über vorhandene Hilfe-
angebote; von besonderer Bedeutung ist hier, dass die Beratung trägemeut-
ral , d. h. nicht mit ökonomischen Interessen des Beratenden verknüpft ist; 

- partielle Neuausrichtung von Pflegekursen für Angehörige im Sinne einer 
Schwerpunktsetzung auf den Umgang mit problematischen Situationen und 
auf Deeskalationsstrategien bei aggressivem Verhalten Pflegebedürftiger; 

- Ausbau von (bezahlbaren) Entlastungsangeboten für pflegende Familien-
angehörige (Tages- und Kurzzeitpflegeangebote, flexible und an Nutzerbe-
dürfnissen orientierte Unterstützung durch ambulante Dienste, Ausbau von 
Hilfe- und Besuchsdiensten im Rahmen bürgerschaftlichen Engagements, 
professionell geleitete Gesprächskreise für pflegende Angehörige etc.); 

- anonyme telefonische Beratungsangebote für pflegender Angehörige; diese 
niedrigschwellige Angebotsform gibt Rat- und Hilfesuchenden gerade in 
akuten Krisensituationen die Möglichkeit, Hilfe in Anspruch zu nehmen, 
ohne sich sogleich als Person zu erkennen geben zu müssen. 

(2) (Frühzeitige) Identifikation von Viktimisierungen bzw. Gefährdungs-
situationen 
Da Pflegebedürftige allenfalls in beschränktem Maße direkte Adressatlnnen 
von Maßnahmen sein können, muss der Zugang zu Opfern bzw. Gefährdeten 
zum einen über die (potenziellen oder tatsächlichen) Täter (d. h. bei der hier in 
Frage stehenden Konstellation: die pflegenden Angehörigen) erfolgen oder 
über Personen, die regelmäßigen Kontakt mit älteren Menschen haben. Ange-
sichts der Verletzbarkeit der Opfer und der dauerhaften Exposition gegenüber 
dem potenziellen Täter kommt einer frühen Erkennung von Viktimisierungen 
und Gefährdungen besondere Bedeutung zu. Folgende Maßnahmenbereiche 
seien besonders hervorgehoben: 
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- Entwicklung von Screening-Instrumenten, die von entsprechend ausgebil-
deten und geschulten Personen (insbesondere professionell Pflegenden und 
Ärzten) gehandhabt werden können; in den letzten Jahren waren u. a. von 
Seiten der Weltgesundheitsorganisation einschlägige Initiativen zu ver-
zeichnen (zu Screening-Instrumenten im elder abuse-Bereich vgl. u . a. 
Anetzberger, 2001; Erlingsson, Carson & Saveman, 2003; Fulmer, Gua-
dagno, Dyer & Connolly, 2004; Meeks-Sjostrom, 2004; Nelson, Nygren, 
McJnerney & Klein, 2004) 

- Gute Screening- und Interventionsmöglichkeiten bestehen grundsätzlich 
bei allen häuslichen Pflegearrangements, in denen Leistungen nach SGB 
XI (Pflegeversicherungsgesetz) bezogen werden. Soweit Geldleistungen in 
Anspruch genommen werden (d. h. die Pflege ohne regelmäßige Unterstüt-
zung durch ambulante Pflegedienste erfolgt), bieten sich besonders die Be-
ratungseinsätze nach § 37 Abs. 3 SGB XI hierfür an. Zu diesem Zweck 
müssen die in diesem Bereich tätigen Pflegekräfte entsprechend geschult 
werden; auch eine finanzielle Aufwertung dieser Beratungseinsätze er-
schiene hilfreich. 

- Ärzten kommt vor dem Hintergrund der Regelmäßigkeit und Enge des Kon-
takts, der vertrauensvollen Beziehung zum Patienten und der Möglichkeit 
der körperlichen Inaugenscheinnahme besondere Bedeutung bei der (Früh-) 
Erkennung von Gewaltgefährdungen zu (vgl. u. a. McGreevey, 2005; Panel 
to Review Risk and Prevalence of Eider Abuse and Neglect, 2003). Im Hin-
blick auf diese Berufsgruppe sind über das bislang erreichte Niveau hinaus 
Maßnahmen der Sensibilisierung und Schulung in Bezug auf Viktimisie-
rungsrisiken in der familialen Pflege erforderlich. Verbesserungen der ärzt-
lichen Leichenschau und Todesursachenfeststellung können dazu beitragen, 
das Dunkelfeld von Tötungsdelikten im hohen Alter zu reduzieren (vgl. zu 
dieser Problematik u. a. Brinkmann, 1997; Brinkmann et al., 1997; Karger, 
Lorin De La Grandmaison, Bajanowski & Brinkmann, 2004). 

- Der Themenkomplex „MisshandlungNemachlässigung in der Pflege" be-
darf einer stärkeren Einbeziehung in die pflegerische Aus- und Fortbil-
dung. Dabei sollte auch das Konfliktmanagement in der Beziehung zu An-
gehörigen Ausbildungsgegenstand werden. Den Pflegedienstleitungen 
kommt im Hinblick auf den Umgang mit der Problematik entscheidende 
Bedeutung zu. 
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(3) Viktimisierungsprävention/Opferhilfe durch Instanzen formeller So-
zialkontrolle 
Misshandlungen und Vernachlässigungen in der Pflege eignen sich unter einer 
Vielzahl von Gesichtspunkten nur begrenzt für Maßnahmen durch Instanzen 
der formellen Sozialkontrolle; die Entdeckungs- und Nachweismöglichkeiten 
sind begrenzt, die in Frage stehenden Probleme zudem nur zum Teil durch 
polizeiliche oder justizielle Interventionen zu beeinflussen. 

Auf der Ebene der Polizei ist es im Hinblick auf das (möglichst frühzeitige) 
Erkennen von Fällen der Viktimisierung hochaltriger und pflegebedürftiger 
Personen sowie auf polizeiliche Intervention und Ermittlungstätigkeit in derar-
tigen Fällen erforderlich, entsprechende Leitlinien zu erarbeiten und wirksam 
zu implementieren; konkrete Fälle legen den Schluss nahe, dass sich Polizei-
beamte bislang im Umgang mit hochaltrigen und pflegebedürftigen Opfern 
vielfach schwer tun, Sachverhalte nur begrenzt einschätzen können, mögli-
cherweise den Aussagen von (als Tätern in Frage kommenden) Personen aus 
dem Umfeld eines Gewaltopfers übermäßig viel Bedeutung beimessen. 
Niedrigschwellige Informationsangebote der Polizei (z.B . an Senioren gerich-
tete Informationsveranstaltungen mit Schwerpunkt auf Eigentums- und Ver-
mögensdelikten) sollten - über seit langem im Fokus polizeilicher Aufklä-
rungsarbeit stehende Delikte wie Wohnungseinbruch, Handtaschenraub, 
Trickdiebstahl und Betrug hinaus - auch die Thematik von Gefährdungen im 
pflegerischen Bereich aufgreifen. 

Auf der Ebene der Strafjustiz erscheint ein Ausbau von Sonderzuständigkeiten 
auf Verfahrensebene sinnvoll (Dezernate für Straftaten an Seniorinnen bzw. 
schutzbedürftigen Erwachsenen). Darüber hinaus sollten die keineswegs auf 
das Strafrecht beschränkten Möglichkeiten der Kontrolle via Recht stärker als 
bislang genutzt werden. Zu denken wäre an die Möglichkeit einer ausdrück-
lichen gesetzlichen Gewährleistung eines Rechts auf gewaltfreie Pflege, ver-
gleichbar § 1631 Abs. 2 BGB, der ein Recht des Kindes auf gewaltfreie Er-
ziehung postuliert. Insbesondere kann hier aber wohl dem Familienrecht Be-
deutung zukommen (vgl. Zenz, 2003; siehe auch Deutscher Familienge-
richtstag e. V , 20053), da es über Instrumente verfügt, mit denen die Inan-

3 Ln den Empfehlungen des Vorstands des 16. Deutschen Familiengerichtstages heißt es: ,,Für die 
zunehmende Zahl der - überwiegend hochbetagten - versorgungsabhängigen Menschen, die im 
häuslichen Bereich gepflegt werden, soll der Gesetzgeber den verfassungsmäßig gebotenen 
Schutz vor Gewalt gewährleisten. Um die Situation von Pflegenden und Pflegebedürftigen zu 
erleichtern und Gewalt zu begegnen, bedarf es einer Überprüfung der Möglichkeiten familien-
und sozialrechtlicher Normen, Verfahren und lnstitutionen, wie sie in jüngerer Zeit zum Schutz 
von Frauen und von Kindern entwickelt wurden. Dabei muss dem Spannungsverhältnis zwi-
schen Autonomie und Schutzbelangen mündiger alter Menschen besondere Aufmerksamkeit 
gewidmet werden." (Deutscher Familiengerichtstage. V. , 2005, S. 8). 
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spruchnahme von Hilfen erzwungen werden kann. Denkbar wäre etwa, dass 
Länder oder Kommunen geeignete Beratungsstellen für den Bereich der häus-
lichen Pflege einrichten, die auch aufsuchend tätig werden und bei Anhalts-
punkten für eine Gefährdung der pflegebedürftigen Person durch Misshand-
lung oder Vernachlässigung verpflichtet sind, das Familiengericht anzurufen. 
Das Gericht würde die Einleitung eines Verfahrens prüfen, in dessen Rahmen 
Ermittlungen geführt würden und Hilfevermittlung, Mediation und sonstige 
Maßnahmen zur Abwendung der Gefahr stattfinden könnten. Unter bestimm-
ten Voraussetzungen müssten Maßnahmen - in der Regel in Verbindung mit 
Einrichtung einer Betreuung - auch gegen den Willen der betroffenen Person 
erfolgen. 

Abschließende Bemerkungen 
Es ist deutlich geworden, dass die Problematik der Misshandlung und Ver-
nachlässigung älterer Pflegebedürftiger im häuslichen Bereich besondere Her-
ausforderungen für Forschung und Praxis mit sich bringt. Zwar ist die häusli-
che Pflege nach allen vorliegenden Erkenntnissen nicht der „Abgrund an Ge-
walt", der sie unter Tatgelegenheitsgesichtspunkten sein könnte, doch handelt 
es sich zugleich um ein Feld, in dem sowohl die Möglichkeiten der Prävention 
und Intervention via Kontrolle als auch die Perspektiven empirisch gestützter 
wissenschaftlicher Erkenntnis ungünstiger sind als in vielen anderen gesell-
schaftlichen Problembereichen. Pflegebedürftige sind eine „hard to reach po-
pulation", bei der Prävalenz- und Inzidenzdaten überhaupt nur unter großen 
Anstrengungen zu gewinnen sind; wo dies gelingt, können sie lediglich mit 
Vorbehalten und Einschränkungen beim Nennwert genommen werden. Es 
handelt sich zudem in vielfacher Hinsicht um einen atypischen Bereich delin-
quenten Verhaltens, der nicht primär durch Männer, sondern durch Frauen, 
nicht durch Jugendliche und Jungerwachsene, sondern durch Personen im 
mittleren und höheren Erwachsenenalter geprägt wird und der zudem zu wei-
ten Teilen auch in motivationaler Hinsicht nicht prototypischen Formen kri-
minellen oder gewaltförmigen Handelns entspricht; vielmehr handelt es sich 
zum Teil um Verhaltensweisen, die in durchaus „wohlmeinender" Absicht 
ausgeführt werden, jedoch unter dem Gesichtspunkt der Wirkungen auf die 
betroffenen Pflegebedürftigen als problematisch zu bezeichnen sind. Der Be-
reich ist für herkömmliche opferorientierte Strategien der Kriminalprävention 
weitgehend unzugänglich. Aussichtsreich und dem Erscheinungsbild der 
Problematik angemessen erscheinen vor allem primärpräventive Ansätze, die 
darauf abzielen, familiale Pflegebeziehungen so zu gestalten, dass Risikokons-
tellationen so weit wie möglich vermieden werden. Zugleich darf nicht über-
sehen werden, dass sich im Handlungsfeld „Pflege in häuslichen Settings" 
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auch Delikte ereignen, bei denen die besondere Verletzbarkeit und die fehlen-
de Widerstandskraft der pflegebedürftigen Opfer als Momente ausgenutzt 
werden, welche Tatbegehung wie Tatverdeckung erleichtern. Hier sind primär 
unterstützende und entlastende Strategien fehl am Platze; vielmehr ist eine 
Trennung von Täter und Opfer wesentlich und den Strafverfolgungsbehörden 
kommt durchaus Bedeutung bei der Bearbeitung des Problems zu. Auf in die-
sem Bereich bestehenden Spezialisierungs- und Qualifikationsbedarf wurde 
hingewiesen. 
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Bedingungen elterlicher Gewaltanwendung 
in türkischen Familien 1 

Ahmet Toprak 

1. Einführung 
Aktuelle Untersuchungen belegen deutlich, dass insbesondere die jungen 
Männer aus dem türkischen Kulturkreis im Bereich der Gewaltdelikte häufi-
ger auffallen als ihre deutschen Altersgenossen. Auch der Anteil der Gefange-
nen mit einem türkischen Pass in Jugendvollzugsanstalten ist überproportional 
hoch. Auf der anderen Seite belegt eine neue Untersuchung des Kriminologi-
schen Forschungsinstituts Niedersachsen, dass die jungen Migranten zwei- bis 
dreimal häufiger von elterlicher Gewalt betroffen sind als die deutschen Ju-
gendlichen (Pfeiffer & Wetzeis 2000). Jugendliche Migranten türkischer Her-
kunft werden oft in diesem Zusammenhang sowohl in der Fachöffentlichkeit 
als auch in den Medien zum Thema gemacht. Fundierte Analysen, die sich mit 
den Hintergründen und Motiven der elterlichen Gewaltanwendung beschäfti-
gen, sind rar. Elterliche Gewaltanwendung in türkischen Familien - größten-
teils ausgehend vom Vater - hat viele Gründe. Primär beschäftigt sich dieser 
Aufsatz mit der Situation der Eltem(-teile), die bei der Erziehung physische 
Gewalt (von einfacher Ohrfeige bis zur körperlichen Züchtigung) anwenden. 
Die Motive der Gewaltanwendung türkischer Eltern können in zwei Katego-
rien zusammengefasst werden: migrationsbedingte Aspekte und historisch-
traditionelle Gründe. 

2. Migrationsbedingte Aspekte 
Viele Familien in Deutschland - auch in der zweiten und dritten Generation -
haben eine große emotionale Bindung an die Türkei. Die Türkei wird insbeson-
dere bei denjenigen sehr stark idealisiert, die sich aufgrund der geringen Sprach-
kenntnisse und nicht vollständig geglückter Integrationsbemühungen (niedriges 
Bildungsniveau, schlecht bezahlte Arbeit bzw. schlechte Arbeitsbedingungen, 
Arbeitslosigkeit, beengte Wohnsituation, Sozialhilfe, etc.) in Deutschland nicht 
heimisch fühlen. Diese Gruppe artikuliert auch oft den Wunsch, für immer in die 
Türkei zurückkehren zu wollen. Wie aber die Erfahrungen zeigen, bleiben die 

1 Dieser Beitrag ist die erweiterte Form eines Aufsatzes, der in der Ausgabe 1 der Ze itschrift 
,,Theorie und Praxis der Sozialen Arbeit" im Jahre 2005 erschienen ist. 
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Familien aufgrund mangelnder Alternativen in der Türkei doch in Deutschland. 
Gerade bei dieser kleinen Gruppe ist die Anwendung von elterlicher Gewalt weit 
verbreitet. Folgende, zum Teil auch strukturelle Ursachen, die in diesen Familien 
erhöhte psychische Belastung hervorrufen, begünstigen die elterliche Gewaltan-
wendung. 

Die institutionellen Bedingungen: Auch wenn der Besuch einer qualifizier-
ten Schule bei türkischen Eltern ganz oben auf der Wunschliste steht, ist der 
Anteil der türkischen Jugendlichen an den Gymnasien und Realschulen, ver-
glichen mit deutschen und anderen ausländischen Jugendlichen, sehr gering 
(vgl. Beauftragte der Bundesregierung für Ausländer.fragen 2000). 

Die Berufsausbildung der Migrantenjugendlichen, vor allem aber die der tür-
kischen Jugendlichen, konzentriert sich auf einige wenige Berufe, deren Ver-
wertbarkeit auf dem Arbeitsmarkt als gering zu veranschlagen ist; es handelt 
sich vorwiegend um weniger zukunftsträchtige Branchen oder gering bezahlte 
Tätigkeiten. In Metallberufen erreicht die Ausbildungsbeteiligung der nicht-
deutschen Jugendlichen nahezu ihren Anteil an der Bevölkerung ihrer Alters-
gruppe. In den unter den Jugendlichen beliebten Berufen, wie z.B. Bank- oder 
Versicherungskaufmann, ist die Ausbildungsbeteiligung mit 2 - 3 Prozent weit 
unter dem Durchschnitt. Das heißt aber nicht, türkische Jugendliche würden 
sich nur für ganz wenige Berufe interessieren. Dieser Zustand hängt nicht al-
leine mit Interessen und Wünschen der Jugendlichen zusammen, sondern auch 
mit Möglichkeiten und Chancen, die ihnen nur in wenigen Berufen geboten 
werden. 

Die Diskrepanz bezogen auf die Bildungswilligkeit der Eltern kann einerseits 
damit begründet werden, dass die Eltern mit einer hohen Schul- und Be-
rufsausbildung der Kinder das individuelle Bedürfnis nach sozialem Aufstieg 
und das Erreichen gesellschaftlichen Ansehens stellvertretend von den Kin-
dern realisiert sehen möchten. Auf der anderen Seite gibt es einen historischen 
Aspekt, der bei türkischen Familien in Deutschland Vorbildcharakter hat. Die-
se historische Bedingtheit liegt in der Vergangenheit der Türkei. In den türki-
schen Schulbüchern werden die Erfolge der Osmanen mit Leistung und Leis-
tungsstreben der einzelnen Bürger des Osmanischen Reiches begründet. Wer 
lern- und leistungsbereit war, konnte ohne Rücksicht auf seinen sozialen Sta-
tus bis zu den höchsten Amtspositionen aufsteigen. Es gibt viele Beispiele da-
für, dass Diener mit Leistung und Fleiß bis zur Position eines Staatsministers 
aufgestiegen sind. Heute wird der Untergang des Osmanischen Reiches damit 
begründet, dass man bei der Besetzung der Ämter nicht mehr das Prinzip 
„Leistung" angewendet hatte. Der angeführte historische Faktor wird seit 
Gründung der Republik immer wieder hervorgehoben, um die armen Bevölke-
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rungsschichten zum Lernen und zur Leistung zu motivieren (vgl. Özkara, 
1988, S. 58). 

Wenn die Kinder der türkischen Migrantenfamilien im deutschen Bildungs-
system nicht das anvisierte Ziel - in der Regel ein Universitätsstudium oder 
eine prestigeträchtige Berufsausbildung - erreichen, wird dies als individuel-
les Versagen des Kindes gesehen, weil das Kind nicht den gewünschten Fleiß 
und die notwendige Lern- und Leistungsbereitschaft erbracht hat. Die Eltern, 
vor allem aber der Vater, setzen die Kinder unter Druck, konfrontieren sie 
immer wieder mit ihren (schlechten) schulischen Leistungen und machen u. a. 
den guten oder schlechten Ruf der Familie von der schulischen Leistung der 
Kinder abhängig. 

Rollenstruktur: In niedrigen sozio-ökonomischen Milieus wollen die Eltern 
auch in den Nachfolgegenerationen folgende Rollenstruktur beibehalten: Die 
Rangfolge in der Familie mit Kindern reicht vom Großvater als Oberhaupt, 
wenn er in der Familie lebt, zum Vater über die Mutter zu den Kindern, wobei 
ein erwachsener Sohn die Mutter von ihrer Position in der Hierarchie verdrän-
gen kann. Der Vater besetzt alle Entscheidungspositionen nach außen. Wenn 
eine Entscheidung gefällt werden soll, muss er keine Rücksprache mit seiner 
Frau oder mit anderen Familienmitgliedern halten, auch wenn diese Entschei-
dung von Familienmitgliedern in Frage gestellt werden könnte. Darüber hin-
aus ist die Erziehung zu Respekt, Gehorsam, Loyalität, Höflichkeit, Ordnung 
und gutem Benehmen insbesondere im traditionellen Bezugsrahmen von gro-
ßer Bedeutung - und die Kinder werden sehr früh, vor allem gegenüber ihren 
Eltern, ihren älteren Geschwistern sowie gegenüber anderen Verwandten, 
nach diesen traditionellen Wertvorstellungen unterwiesen. Die Kinder dürfen 
ihre Eltern, ältere Geschwister, Onkeln, Tanten etc. niemals mit dem Vorna-
men, sondern mit „anne" (Mutter), ,,baba" (Vater), ,,abla" (große Schwester), 
,,abi" (großer Bruder), ,,teyze" (Tante) sowie „amca" (Onkel) ansprechen. 
Darüber hinaus sollen die Kinder in Gegenwart der Eltern schweigen, den 
Höherstehenden nicht widersprechen sowie nicht rauchen und keinen Alkohol 
trinken. 
In der Migration können diese Autoritätsstrukturen nicht in dem Maße umge-
setzt werden, wie die Eltern sich das vorstellen. Denn die Kinder haben ihren 
Eltern gegenüber den großen Vorteil, sich in der hiesigen Gesellschaft besser 
auszukennen als ihre Eltern. Der überwiegende Teil der Kinder spricht besser 
Deutsch als ihre Eltern. Viele Kinder übersetzen und dolmetschen für ihre El-
tern, auch wenn es um die eigene Sache bei der Ausländerbehörde oder aber 
in der Schule geht. Die Eltern können in der Regel nicht überprüfen, ob die 
Kinder die Wahrheit sagen und müssen sich damit zufrieden geben, was sie 
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von ihren Kindern übersetzt bekommen. Auch beim Gang zu Behörden sind 
die Eltern auf ihre Kinder angewiesen, weil viele Eltern überhaupt nicht in der 
Lage sind, Formulare, wie z. B. für das Arbeitslosengeld, das Kindergeld oder 
die Sozialhilfe, auszufüllen. 
Auf der einen Seite stellen die Kinder die genannten Autoritätsstrukturen im-
mer öfter in Frage. Auf der anderen Seite ist die dargestellte Abhängigkeit der 
Eltern mit klassischen (gewünschten) Autoritätsstrukturen nicht vereinbar und 
setzt die Eltern unter enormen psychischen Druck. Dies kann unter anderem 
dazu führen , dass die Väter bei bestimmten Sachverhalten (Schulleistungen 
der Kinder, Schwierigkeiten mit der Ausländerbehörde oder Polizei) - aus ei-
nem Gefühl der Hilflosigkeit heraus - rigide entgegenwirken, die Kinder auch 
schlagen, um ihr verlorenes Prestige wieder herzustellen, weil sie glauben, 
ihre Autorität dadurch zu „stärken". 

Die sozialen und gesellschaftlichen Bedingungen: Unter sozialen und ge-
sellschaftlichen Bedingungen sind strukturelle Aspekte wie Ausländerstatus, 
Erwerbstätigkeit/ Arbeitslosigkeit und Wohnsituation zu verstehen, die genau-
er betrachtet werden sollen, weil sie auch als Indikatoren für gelungene bzw. 
nicht gelungene Integration der Migranten herangezogen werden können. 
Ausländerstatus: Es ist allgemein bekannt, dass die Migranten aus den klas-
sischen Anwerbeländem2 nach Deutschland geholt wurden, um die Nachfrage 
nach niedrig qualifizierten Arbeitskräften, die der deutsche Arbeitsmarkt nicht 
erfüllen konnte, teilweise zu stillen. Ziel der Anwerbung war es von Anfang 
an, die Arbeitskräfte mittels des Rotationsprinzips durch neue, junge und vor 
allem gesunde Arbeitskräfte zu ersetzen. Seit Inkrafttreten dieses Anwerbe-
prinzips ist die „Ausländerpolitik" der Bundesrepublik bis heute - unabhängig 
von temporären Diskussionen - von zwei sehr wichtigen Grundsätzen ge-
prägt: 

• Die „Ausländerbeschäftigung" ist von der Arbeitsmarktsituation und der 
wirtschaftlichen Lage abhängig, d. h. Arbeitsmarktinteressen stehen im 
Mittelpunkt. 

• Deutschland definierte sich bis vor Kurzem als Nicht-Einwanderungsland. 
Obwohl seit drei Jahrzehnten das Gegenteil der Fall war, hielt Deutschland im 
Gegensatz zu anderen Ländern (Schweden, USA, Australien und Neuseeland) 
daran fest, kein Einwanderungsland gewesen zu sein. Das Aufenthaltsgesetz 
sieht beispielsweise eine zwingende Ausweisung ausländischer Straftäter vor, 

2 Türkei, Ex-Jugoslawien, Itali en, Spanien, Portugal, Griechenland sowie Tunesien und Marokko. 
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wenn gewisse Bedingungen erfüllt werden, wie z. B. die rechtskräftige Verur-
teilung zu einer dreijährigen Freiheits- oder Jugendstrafe. 
Wichtig zu erwähnen ist, dass Kinder, die in Deutschland geboren und aufge-
wachsen sind, eine Aufenthaltserlaubnis beantragen müssen. Bis 1997 konnten 
Kinder unter 16 Jahren, deren Eltern oder Elternteile in Deutschland lebten, ohne 
Visum nach Deutschland einreisen und hier geborene Kinder ohne Aufenthalts-
erlaubnis in Deutschland leben. 
Nach dem neuen Staatsangehörigkeitsgesetz bekommen neugeborene Kinder 
seit 2000 neben dem Pass des Herkunftslandes automatisch auch die deutsche 
Staatsangehörigkeit, wenn mindestens ein Elternteil sich rechtsmäßig seit acht 
Jahren in Deutschland befindet. Da Deutschland die Mehrstaatlichkeit ver-
meiden will, müssen sich diese Kinder spätestens mit Erreichen des 23. Le-
bensjahres für eine Staatsangehörigkeit entscheiden(§ 29 I und II AufenthG). 
Neben der Aufenthaltserlaubnis gibt es eine weitere Reglementierung: Migran-
tenkinder müssen mit Erreichen des 16. Lebensjahres beim zuständigen Ar-
beitsamt eine Arbeitserlaubnis beantragen. Ohne die aufenthaltsrechtliche 
Zulassung darf in der Regel keine Arbeitserlaubnis erteilt werden. Für türkische 
Staatsangehörige besteht der Anspruch auf eine Arbeitsberechtigung, wenn sie 
vier Jahre ordnungsgemäß erwerbstätig waren. Ihre Kinder mit abgeschlossener 
Berufsausbildung in Deutschland haben auch diesen Anspruch, wenn ein 
Elternteil seit drei Jahren ordnungsgemäß beschäftigt ist. 

Erwerbstätigkeit/Arbeitslosigkeit: Die Erwerbstätigkeit der ausländischen 
Bevölkerung konzentriert sich nach wie vor überwiegend auf Segmente, die 
von der Industriearbeit, Schichttätigkeit, erhöhter Lärm- und Schmutzbelas-
tung, einfacher monotoner und körperlich-schwerer Tätigkeit geprägt sind. 
Die wichtigsten Arbeitsbereiche sehen im Einzelnen folgendermaßen aus: 

• Migranten arbeiten im Wesentlichen in der Industrie und dort in der Regel 
als angelernte Arbeiter. 

• Migranten sind unterproportional vertreten in den Bereichen Handel, Kre-
ditwesen, Versicherungswirtschaft und im staatlichen Sektor. 

• Innerhalb des verarbeitenden Gewerbes sind sie vor allem an Arbeitsplät-
zen beschäftigt, die mit schwerer körperlicher Arbeit, Dreck und Lärm 
verbunden sind. 

• Bei den Dienstleistungen sind Migranten vor allem in Gaststätten, Reini-
gungsunternehmen und bei der Eisenbahn, im Straßenbau und bei der 
Müllabfuhr beschäftigt. 
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• Frauen arbeiten schwerpunktmäßig in den Bereichen Elektrotechnik, Ei-
sen-, Blech- und Metallwaren. 

• In technologisch hochentwickelten Sektoren sind überproportional mehr 
deutsche Arbeitnehmer zu finden (vgl. Schlicher, 2002, S. 41-42). 

Darüber hinaus unterliegen Migranten einem deutlich höheren Risiko arbeits-
los zu werden als Deutsche. Die Gründe fasst Sante! wie folgt zusammen: 
,, Der gegenüber Deutschen höhere Anteil von un- und angelernten Arbeitern, 
der geringere Angestelltenanteil, der für Ausländer versperrte Zugang zum 
Beamtenstatus, das insgesamt geringere Ausbildungs- und Qualifikationsni-
veau machen sie verbunden mit latenten und offenen Diskriminierungen beim 
Ausbildungszugang und am Arbeitsplatz für konjunkturelle Krisen und rezes-
sive Entwicklungen besonders empfindlich." (Sante!, 2002, S. 29) 
Während die Arbeitslosenquote bei türkischen Migranten im Jahre 1980 bei 
5,9 Prozent lag, ist sie in 20 Jahren um das Vierfache gestiegen: die Quote 
betrug im Jahre 2000 21,2 Prozent. Es kann auch festgestellt werden, dass die 
Migranten türkischer Herkunft von der Arbeitslosigkeit am intensivsten be-
troffen sind, weil beispielsweise die Arbeitslosenquote bei Portugiesen ( 11,5 
Prozent), Italienern (15,2 Prozent), Griechen (16,2 Prozent), Jugoslawen (11 ,2 
Prozent) und Spaniern (11,7 Prozent) deutlich geringer ist (vgl. ebd.). 

Wohnsituation: Die Wohnverhältnisse haben nationalitätenübergreifend 
Auswirkungen auf die gesamte Lebenssituation von Jugendlichen. Sie haben 
Auswirkungen auf die Art und Weise des Zusammenlebens innerhalb des 
Haushaltes, auf die Erziehung der Kinder, die Erholung nach der Arbeit, die 
Pflege von Kontakten und das Freizeitverhalten. Darüber hinaus beeinflussen 
die Wohnverhältnisse den schulischen Werde gang, die Ausbildung und den 
Beruf. Zusätzlich hat die Wohnsituation von Migranten Auswirkungen auf die 
rechtliche Stellung, weil das Ausländerrecht das Vorhandensein ausreichen-
den Wohnraums3 für eine Familienzusammenführung vorschreibt; ausrei-
chender Wohnraum verfestigt auch den Aufenthaltsstatus der Migranten. Bei 
der Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis muss ein ausreichender Wohn-
raum, in der Regel mit einem gültigen Mietvertrag, belegt werden. Sollte die-
ser Beleg nicht vorliegen, wird ein Familiennachzug nicht gestattet und nur 
eine kurze Aufenthaltserlaubnis erteilt. 
Für türkische Migranten stehen im Allgemeinen nur bestimme Segmente des 
Wohnungsmarktes offen. Die allgemeine (Rechtsstatus) und individuelle 

3 Jedes Mitglied eines Haushaltes soll mindestens 12 qm Wohnfläche zur Verfügung haben. Bei 
Kindern zwischen 0-6 Jahren reichen 8 qm aus. 
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(Zahl der Kinder, Beruf der Paare sowie Einkommen) gesellschaftliche Positi-
onierung der türkischen Migranten steigern oder verringern deren Chancen, 
eine angemessene Wohnung in dem gewünschten Stadtteil zu finden . Allge-
mein kann festgestellt werden, dass die türkischen Migrantenfamilien in 
Wohnquartieren untergebracht sind, die eine schlechte Bausubstanz sowie ei-
ne schlechte Lage haben (Beauftragte der Bundesregierung für Ausländer/ra-
gen, 1997, S. 65 sowie 2000). 
Der Grund für die schlechten Wohnverhältnisse ist einerseits das geringe Ein-
kommen der türkische Familien, die die hohen Mieten für ihren großen Wohn-
raumbedarf nicht aufbringen können; andererseits werden die türkischen 
Migrantenfamilien von einigen Vermietern diskriminiert, sodass ihnen keine 
andere Wahl bleibt, als unattraktive Wohnquartiere zu beziehen (vgl. ebd.). 
Der Anteil der Haushalte mit einer Überbelegung liegt beispielsweise bei 
Migrantenfamilien in München über dem Fünffachen des entsprechenden 
Wertes für die deutschen Haushalte (Landeshauptstadt München, 1997, 
S. 78). 
Die Wohnsituation kann nicht nur Auswirkungen auf die rechtliche Lage der 
Migranten haben, sondern auch auf die Gesundheit und das familiäre Zusam-
menleben. In sehr vielen türkischen Familien können sich die Kinder aufgrund 
der beengten Wohnräume nicht zurückziehen und weder einen eigenen 
Wohnbereich noch eine Intimsphäre aufbauen. 
Viele familiäre Konflikte ergeben sich dadurch, dass den Kindern die Intim-
sphäre fehlt. Darüber hinaus mangelt es den Kindern und Jugendlichen an ei-
nem eigenen Zimmer oder zumindest an einem festen Platz, an dem sie ihre 
Schulaufgaben ungestört erledigen können. Viele Kinder und Jugendliche 
schlafen im Wohnzimmer, nachdem sich die anderen zurückgezogen haben. 
Häufig leiden die Leistungen in der Schule bzw. in der Berufsausbildung unter 
diesen Bedingungen. 

3. Historisch-traditionelle Gründe 
Ursprünglich stammen sehr viele Migranten türkischer Herkunft aus den Ge-
bieten der türkischen Provinzen, die wirtschaftlich sehr unterentwickelt waren 
und noch sind sowie aus den kleineren Dörfern aus dem Mittel-, Nord- und 
Südosten. In diesen Gebieten hat die Tradition nach neueren Untersuchungen 
immer noch einen großen Stellenwert inne (vgl. Kagitcibasi/Sunar, 1997, 
S. 154). Massenarbeitslosigkeit, Armut, Analphabetismus und unterentwickel-
te Infrastruktur prägen das alltägliche Leben dort auch heute noch. Untersu-
chungen in der Türkei haben darüber hinaus festgestellt, dass die physische 
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Bestrafung - insbesondere bei traditionell geprägten Familien - sehr verbreitet 
ist. Die Eltern diskutieren in den seltensten Fällen mit dem Kind, um das Kind 
mit Argumenten zu überzeugen und ihm zu erklären, was richtig und falsch 
ist. Dieser Erziehungsstil führt dazu, dass das Kind von der Außenkontrolle 
der Mutter oder anderer Erwachsener abhängig ist. Durch diesen Erziehungs-
stil überlässt das Kind die Kontrolle seines Verhaltens ständig anderen, und es 
wird sich selbst nach den Maßstäben und Einschätzungen anderer bewerten. 
Dadurch entwickelt sich die Selbständigkeit des Kindes nicht ausreichend. 
Eigenschaften wie Gehorsam, Verlässlichkeit, Loyalität und Rücksichtnahme 
anderen gegenüber, die für das Funktionieren einer in so enger Verbindung 
miteinander lebenden Familiengruppe unerlässlich sind, werden männlichen 
und weiblichen Kindern gleichermaßen beigebracht. In diesem Erziehungs-
kontext fallen zwei Komponenten ins Auge, die die Gewaltanwendung der 
Eltern begünstigen: restriktive Kommunikation und Bestrafung zum Diszipli-
nieren. 

Restriktive Kommunikation: Bei der Erziehung - spätestens während der 
Adoleszenz - beginnen Aspekte wie Autorität und Respekt die Beziehung, 
insbesondere zwischen den Kindern und dem Vater, zu prägen. Offene Zor-
nesäußerungen werden weder gegenüber Vätern noch gegenüber anderen Au-
toritätspersonen, wie z. B. Lehrern, toleriert. In der Adoleszenz besteht fast 
immer eine merkliche Distanz zum Vater; diese Distanz schlägt sich in der 
gegenseitigen Kommunikation nieder. In der weiteren Entwicklung des Kin-
des hat die Mutter eine Vermittlerrolle für das Verhältnis des Vaters zu seinen 
Kindern zu übernehmen. Wenn die Kinder sich überhaupt einem Elternteil 
anvertrauen, dann mit hoher Wahrscheinlichkeit der Mutter. Die Mutter ist 
auch diejenige, die im Streitfall beim Vater ein gutes Wort für das Kind ein-
legt. Außerdem überbringt die Mutter den Kindern Wünsche des Vaters, seine 
Anweisungen und sogar Strafen (vgl. Kagitcibasi & Sunar, 1997, S. 155 - 156). 

Diese Art von Kommunikation, in der die Mutter die Vermittlerin ist, verläuft 
nicht immer reibungslos, falls die Mutter entweder die Wünsche des Vaters 
falsch weitergibt oder interpretiert. Oft ist diese Kommunikation auch dadurch 
gestört, dass die Mutter die Kinder schützt und nicht alle Wünsche - vor allem 
aber die Strafen - des Vaters weitergibt. In diesem Falle, wenn die Kinder die 
Weisungen des Vaters nicht befolgen, ist die Autorität des Vaters beschädigt 
und wird oft mit physischer Bestrafung der Kinder wieder hergestellt. 

Neben dieser traditionellen Kommunikationsschwierigkeit gibt es noch einen 
Aspekt, der von immenser Bedeutung ist: Eltern in diesem Erziehungskontext 
sind aufgrund ihrer verbalen Fähigkeiten (mangelnde Schulbildung, geringe, 
einfache und überalterte Türkischkenntnisse) nicht in der Lage, ihren Kindern 
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Sachverhalte zu erklären und zu begründen. Viele Eltern lesen selbst nicht und 
können deshalb auch ihre Kinder nicht zum Lesen motivieren; in den seltens-
ten Fällen lesen sie dem Kind vor: Deshalb werden auch altersadäquate Bü-
cher und Gesellschaftsspiele, die den Horizont des Kindes erweitern würden, 
nicht gekauft. Meistens lernen die Kinder zunächst durch Beobachtung, dann 
durch direkte Imitation und später durch das Nachspielen. Wenn die Kinder 
hartnäckig nach einer Begründung fragen, gar diese in Frage stellen, reagieren 
die Eltern aufgrund mangelnder verbaler Fähigkeiten und Fertigkeiten mit 
Schlägen, um „rebellierende" Kinder zur Räson zu bringen bzw. zu diszipli-
nieren. 

Bestrafung zum Disziplinieren: In einer Untersuchung in der Türkei, bei der 
die Mütter danach gefragt wurden, welche Verhaltensweisen ihrer Kinder sie 
begrüßen würden, wurden folgende Ergebnisse erzielt: Während die Indikato-
ren „Mit anderen gut auskommen", ,,gehorsam sein" und „Nähe und Loyalität 
gegenüber den Eltern" 80 Prozent der Antworten ausmachen, finden die Ei-
genschaften „Individualismus" und „Selbstbewusstsein" nur bei 3,6 Prozent 

. der Mütter Resonanz (vgl. Kagitcibasi, 1996). Im Kontext von Armut und ma-
terieller Abhängigkeit von der Gemeinschaft entwickeln sich Wertvorstellun-
gen am besten, wenn die Familienmitglieder Loyalität, Gehorsam und eng ge-
knüpfte interpersonelle Bande untereinander für wichtig erachten. Gegenseiti-
ge Unterstützung ist, mehr als individuelles Fortkommen, die Norm in der tra-
ditionellen Familie. Bei der traditionellen Erziehung wird davon ausgegangen, 
dass sich die gehorsamen Kinder später ihren Eltern gegenüber loyal verhal-
ten, während unabhängige Kinder vielleicht eher eigene Interessen im Auge 
haben, wenn sie erwachsen geworden sind (vgl. Kagitcibasi & Sunar, 1997, 
S. 154). 
Das wichtigste Erziehungsprinzip in diesem Familientyp ist - wie auch oben 
erwähnt wurde - der Respekt vor Autoritäten. Kagitcibasi und Sunar be-
schreiben den Respekt vor Autoritäten folgendermaßen: 
,,Eine von den Eltern getroffene Entscheidung darf nicht angezweifelt werden. 
, Widersprechen ' wird als höchst aufsässiges Verhalten betrachtet. Erwachse-
ne Kinder sind aufgefordert, mit der Ehrerbietung und der Bezeugung von 
Respekt den Eltern und besonders dem Vater gegenüber fortzufahren und so-
gar wird von ihnen erwartet, daß sie ihre Eltern konsultieren, wenn eine wich-
tige Entscheidung ansteht. Die Sozialisationspraktiken, die das ehrerbietige, 
loyale, gehorsame Familienmitglied hervorbringen, bauen auf der Aufrecht-
erhaltung externer Kontrolle über die Person auf Das Kind wird ermuntert 
und aufgefordert, seinen Eltern zu gehorchen. Und auch die anderen erwach-
senen Verwandten und Mitglieder der Gemeinschaft erwarten Respekt und 
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Folgsamkeit. Diese an das Kind gestellten, immer präsenten Anforderungen, 
stellen zusammen mit der vom heranwachsenden Nachwuchs erwarteten 
Loyalität und Unterstützung der Familie eine schwer auf den Kindern lasten-
de Bürde dar." (Kagitcibasi & Sunar, 1997, S. 157.) 

Werden diese Anforderungen von den Kindern angezweifelt, in Frage gestellt 
und nicht befolgt, betrachten es Erwachsene aus den niedrigen sozio-
ökonomischen Milieus als legitim, die Kinder auch mit Hilfe von Schlägen zu 
disziplinieren. Zwei türkische Sprichwörter „Evladini dövmeyen dizini dö-
ver"4, beim Disziplinieren von Kinder in der Erziehung, und „Ögretmenin 
vurdugu yerde gül biter"5, die Rechtfertigung für den Lehrer6 bei Gewaltan-
wendung in der Schule, beweisen, dass die erwachsenen Bezugspersonen legi-
timiert werden, wenn es darauf ankommt, bei der Erziehung Gewalt anzuwen-
den, um die Loyalität und den Gehorsam der zu Erziehenden zu forcieren. 
Diese Gewaltanwendung seitens der Eltern und Lehrer gilt in der Gesellschaft 
als „erlaubt" und „rechtens", weil sowohl der Lehrer als auch die Eltern nur 
das Gute für das Kind wollen, damit dies im erwachsenen Alter zum ge-
wünschten Verhalten führt. 

4. Fazit 
Die Gewaltanwendungen seitens der Eltern entstehen meistens aus dem Ge-
fühl der Hilflosigkeit bzw. unter enormem seelischen Druck oder aus traditio-
nellen Wertvorstellungen heraus. Neuere Untersuchungen über die Migranten 
zeigen, dass bei höheren sozio-ökonomischen Milieus (keine Arbeitslosigkeit, 
hohes Einkommen, gute Arbeitsbedingungen - in der Regel Angestelltenver-
hältnis, optimale Wohnsituation, Erwerb des deutschen Passes, Universitäts-
bzw. Fachhochschulstudium etc.) die traditionellen Norm- und Wertvorstel-
lungen, wie sie oben beschrieben wurden, nahezu verschwunden sind; nicht 
Loyalität und Gehorsam stehen im Mittelpunkt, sondern Individualität und 
Selbstverwirklichung (vgl. Toprak 2002). Weiterhin wird in den neuen Unter-
suchungen festgestellt, dass in höheren sozio-ökonomischen Milieus beide 
Elternteile an der Erziehung der Kinder gleichermaßen beteiligt sind. Der Va-
ter steht nicht so sehr im Mittelpunkt, sondern bei wichtigeren Entscheidun-
gen, wie z. B. welche Schule das Kind besuchen soll, entscheiden die Eltern 
im Konsens mit dem Kind. Während Gewaltanwendung jeglicher Art in der 

4 Wer ni cht sein Kind schlägt, hat später das Nachsehen. 

5 Wo der Lehrer hinschlägt, wachsen Rosen. 

6 Traditionell ist der Lehrer in der Türkei - neben den Eltern - die wichtigste Person bei der 
Erziehung des Kindes. D. h. die Eltern erwarten von den Lehrern, dass sie den Erziehungsauf-
trag mit dem Eintreten des Kindes in die Grundschule übernehmen. 
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Erziehung kategorisch abgelehnt wird, betonen diese Eltern, dem Kind Gren-
zen zu setzen (vgl. ebd., S. 162 - 163). 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die physische Gewaltanwendung 
in türkischen Familien ein überwiegendes Phänomen der niedrigen sozio-
ökonomischen Milieus ist, das auch in deutschen Familien zu beobachten ist. 
Darüber hinaus ist belegbar, dass junge straffällige Migranten meistens aus 
niedrigen sozio-ökonomischen Milieus stammen, selbst Opfer von Gewalt 
sind (elterliche Gewalt, Peergroup etc.) und eine niedrige bzw. keine Schul-
und Berufsausbildung aufweisen. Es ist davon auszugehen, dass bei geglück-
ter Integration in die hiesige Gesellschaft die Gewaltanwendung in den türki-
schen Migrantenfamilien und die Gewaltanwendung seitens der türkischen 
Jugendlichen abnehmen wird. 
Es gibt viel zu tun: sowohl für die Politik als auch für die Sozialarbeit! Einige 
Vorschläge können wie folgt zusammengefasst werden: 

• Das neue Staatsangehörigkeitsrecht aus dem Jahre 2000 ging in die richtige 
Richtung. Das neue Recht gab den Migranten das Gefühl, in Deutschland 
wahrgenommen zu werden. Das anvisierte Zuwanderungsgesetz war auch 
ein gutes Zeichen, kam aber jahrelang nicht zustande; das neue Gesetz, das 
zum 01.01.2005 in Kraft getreten ist, ist nicht unbedingt „migranten-
freundlich" . 

• Elternabende in den Schulen müssen gezielt auch türkische Eltern anspre-
chen, denn auch in den Nachfolgegenerationen werden die Aufgaben der 
Schule falsch eingeschätzt. Darüber hinaus kennen sich die Eltern immer 
noch nicht im komplizierten Schulsystem aus. Diese Elternabende können 
auch mit Schwerpunktthemen (Erziehungsfragen, die Besonderheiten der 
Adoleszenz, Umgang mit Taschengeld und Konsumverhalten der Kinder 
etc.), wie sie z. B. in einigen Münchner Hauptschulen praktiziert werden, 
besetzt werden, um den Anreiz zu erhöhen: Denn die Eltern wollen nicht 
nur über die (schlechten) Leistungen ihrer Kinder diskutieren. 

• Um die Migranteneltern bei gezielten Erziehungsfragen adäquat beraten zu 
können, müssen soziale Fachkräfte bewusst geschult werden. Der Besuch 
eines Wochenendseminars im Bereich der „interkulturellen Kompetenz" 
geht zwar in die richtige Richtung, reicht aber nicht aus. 

• Die Eltern benötigen intensivere Unterstützung und Betreuung für ihre 
Kinder nach der Schule. In den Schulen gibt es kaum Förder- und Integra-
tionsmaßnahmen, die auf die spezifischen Bedürfnisse der türkischen 
Schüler ausgerichtet sind. Die Gründe für mehr Fördermaßnahmen sind 
wie folgt zusammenzufassen: 
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Die Mehrheit der Elternschaft ist nicht in der Position, die Kinder in schuli-
schen Fragen, wie z. B. bei den Hausaufgaben, zu unterstützen. Einerseits 
können sie den vielfältigen und komplizierten Fragen ihrer Kinder - u. a. auf-
grund des geringen Bildungsniveaus - nicht gerecht werden. Andererseits ge-
hen die Eltern häufig mehreren und von der Schichtarbeit geprägten Tätigkei-
ten nach, um das Familieneinkommen abzusichern, auch wenn einige von ih-
nen offiziell Hausfrau oder arbeits los gemeldet sind. Deshalb benötigen die 
meisten türkischen Schüler professionelle Hilfen von außen, wie z. B. 
Hausaufgabenbetreuung im Rahmen einer Arbeitsgemeinschaft in der Schule 
oder sozialpädagogisch betreute Maßnahmen unter der Zuständigkeit der Of-
fenen Kinder- und Jugendhilfe. 

Nicht alle Kinder haben die Gelegenheit, einen Kindergarten zu besuchen, um 
früher mit der deutschen Sprache in Berührung zu kommen. Die ersten Erfah-
rungen werden deshalb erst in der Grundschule gemacht. Um diese Defizite zu 
kompensieren, ist es zu empfehlen, sowohl in der Grundschule als auch in den 
weiterführenden Schulen Ergänzungsunterricht in Deutsch für die Zielgruppe 
anzubieten. 
Darüber hinaus müssen die Eltern mehr sensibilisiert werden, ohne die türki-
sche Sprache zu vernachlässigen, die Kinder im Vorschulalter intensiver in 
der deutschen Sprache anzusprechen, um ein Gefühl für die deutsche Sprache 
zu entwickeln. 
Den türkischen Eltern ist sensibel zu vermitteln, dass die Vorschulphase von 
immenser Bedeutung ist, weil die Kinder gerade in dieser Phase sehr viel ler-
nen und ihre Umwelt erforschen. Die Eltern nehmen in dieser Phase ihre Kin-
der nicht ernst und kommunizieren nicht mit ihnen. Die vorschulische Erzie-
hung besteht lediglich aus Verboten und Tadeln. 
Für die türkischen Eltern reicht es nicht mehr aus, zu sagen: ,,Unsere Kinder 
sind Ausländer, deshalb werden sie in eine Hauptschule empfohlen." Den El-
tern muss sensibel nahegelegt werden, dass sie sich viel intensiver mit den 
schulischen Belangen ihrer Kinder beschäftigen müssen, wenn sie den An-
spruch erheben, dass ihre Kinder ein Gymnasium besuchen sollen. Intensive 
Beschäftigung heißt nicht nur materielle Dinge besorgen und sporadisch fra-
gen, ob die Hausaufgaben erledigt wurden, sondern sich damit auseinander 
setzen, welche Schwächen und Stärken das Kind hat, ob sich das Kind in der 
Schule mit seinen Lehrern und Mitschülern versteht oder zu eruieren, ob das 
Kind Nachhilfeunterricht benötigt. Unabhängig von der Herkunft müssen die 
Eltern darüber hinaus akzeptieren lernen, dass nicht jedes Kind für ein Gym-
nasium geeignet ist. 
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Die Stärkung des Erziehungsgedankens als 
gesamtgesellschaftlicher Präventionsansatz 

Norbert Seitz 

Sehr geehrte Damen und Herren, 1 

herzlichen Dank für die Einladung und für die Möglichkeit, etwas aus der 
Sicht des Deutschen Forums für Kriminalprävention (DFK) beizutragen. Ich 
stehe hier nicht nur deshalb, weil Herr Prof. Egg Vorstandsvorsitzender des 
DFK ist und wir daher darauf bedacht sind, bei geeigneten Terminen auch ei-
nen Auftritt für das Forum vorzusehen. Vielmehr geht es im Rahmen der 
KrimZ-Jahrestagung darum, deutlich zu machen, dass wir ein gemeinsames 
Anliegen verfolgen, das in der breiten Öffentlichkeit leider nicht sehr bekannt 
ist und sich auch noch nicht durchgesetzt hat. 
Das DFK ist eine privatrechtliche Stiftung, deren Einrichtung auf eine Initiati-
ve der Innenministerkonferenz bereits im Jahre 1997 zurückgeht. 
Zur Kriminologischen Zentralstelle gibt es neben den inhaltlichen Aufgaben-
stellungen insbesondere insofern einen Unterschied, als wir nur einmal Ge-
genstand einer Ministerkonferenz waren und zunächst ohne größere Probleme 
2001 gegründet wurden. Allerdings begleiten uns bis heute „Gründungsdefizi-
te" und deshalb habe ich gestern sehr gerne das 20-jährige Jubiläum der 
KrimZ mitgefeiert, da für das DFK derzeit etwas unsicher ist - ungeachtet der 
Frage, ob ich das altersbedingt noch im aktiven Dienst erlebe - ob das Forum 
ein solches Jubiläum je feiert. 

Aber nun zum Inhaltlichen. 
Wir sind eine Stiftung die von ihren Aufgaben her eine, wie ich meine, sehr 
zentrale Funktion zu erfüllen hat. Es geht um die Förderung der gesamtgesell-
schaftlichen Kriminalprävention, wobei wir „Kriminal" gerne in Klammern 
setzen. Denn die Erwartung an Gesamtgesellschaftlichkeit bedeutet mehr als 
ein klassisches Verständnis von Kriminalprävention, mehr als anhand von Ri-
sikobildern, von einschätzbaren Gefahrensituationen über Präventionspro-
gramme bzw. Interventionsmodelle nachzudenken. 

l Der Vortragsstil wurde bei dieser Schriftfass ung beibehalten. 
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Gesamtgesellschaftlichkeit heißt für uns, inwieweit wir im wahrsten Wortsin-
ne zuvorkommend im Hinblick auf bestimmte Themenfelder reagieren können 
und, dass es gelingt, deutlich zu machen, was die Aufgabe der gesamten Ge-
sellschaft kennzeichnet. Denn die Betonung der Gesamtgesellschaftlichkeit in 
Bezug auf Kriminalprävention bewirkt für sich alleine relativ wenig. Ent-
scheidend ist, den Bürgerinnen und Bürgern zu sagen, wie die an sie gerichte-
te Erwartung lautet, was ihren Beitrag ausmacht. Und vielleicht müssen wir 
manchmal auch sagen, dass wir uns ohne diesen Beitrag bei dem einen oder 
anderen Phänomen, das uns Sorgen bereitet, an die Verhältnisse gewöhnen 
und lernen müssen, damit umzugehen. Politik, staatliche Interventionspro-
gramme, Polizei und sonstige Sicherheitsinstitutionen können nämlich alleine 
nur begrenzte Wirksamkeit entfalten. Das gehört im Zusammenhang mit 
Themen der Kriminalprävention aus meiner Sicht auch zur Wahrheit, wenn es 
um die Frage der Anforderungen an gesamtgesellschaftliche Kriminalpräven-
tion geht. Dies als Vorbemerkung zum Thema meines Vortrages. 

Ein zweiter Punkt hierzu: 
Man kann sich fragen , warum wird die Thematik im Zusammenhang mit die-
ser Jahrestagung der KrimZ aufgegriffen. Für den einen mag es als eine 
Selbstverständlichkeit erscheinen, dass Aspekte der Erziehung ganz entschei-
dend sind für Wirksamkeiten im Kontext der Kriminalprävention. Dann bleibt 
jedoch die Frage, warum wir diese in Deutschland nur in wenigen Bereichen 
konsequent verfolgen und vor allem nicht in der Kontinuität, die notwendig 
wäre, um vor allem regelmäßig die Akteure einzubinden, die in dem Themen-
feld der Erziehung und zu Fragestellung in diesem Kontext wesentlich pro-
funder und professioneller arbeiten könnten als es bisweilen heute geschieht. 
Vielfach werden heute Präventionsprogramme von Akteuren gestaltet, die un-
ter dem Gesichtspunkt fachlicher Kompetenz nicht erste Wahl sind, aber auch 
gar nicht sein können. Das sage ich gar nicht kritisch. Es ist durchaus lobens-
wert, wenn z. B. die Polizei im Rahmen ihrer Präventionsarbeit auch im Kin-
dergarten, etwa mit einem Poldi, Ansätze der Gewaltprävention vermittelt. 
Allerdings haben derartige Angebote ausschließlich Projektcharakter und 
daneben ist es unverzichtbar, bei solchen Maßnahmen auch pädagogische 
Komponenten deutlich stärker einzubinden und zur Wirkung zu bringen. 
Schließlich müsste auch an die jeweiligen Hauptverantwortlichen gedacht 
werden, wenn es darum geht, zuvorkommende Modelle und Ansätze langfris-
tig zu etablieren. 
Andere könnten fragen - was ich eben schon angedeutet habe - , was haben 
Erziehungsgedanke und gesamtgesellschaftliche Prävention gemeinsam? Was 
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hat Erziehung mit Prävention, konkret mit Gewalt - bzw. Kriminalprävention 
zu tun? 

Prävention um ihrer selbst Willen, Prävention als Selbstzweck kann eigentlich 
nicht unternommen werden. Das geschieht zwar offenbar zuweilen, jedoch 
darf es dann nicht verwundern, wenn es mit Wirksamkeitsnachweisen schwie-
rig wird. Prävention braucht einen Bezug, einen plausiblen Zurechnungszu-
sammenhang bezüglich des Anliegens (Gefahren, Risiken), dessen man sich 
präventiv annimmt, dem man sich vorbeugend zuwendet. Es muss schon zu 
benennen sein, wessen oder was vorgebeugt werden soll , welches Risiko, 
welche potentielle Gefahr Auslöser bzw. Gegenstand der präventiven Bemü-
hungen ist. 

Damit greife ich eine Diskussion auf, die aktuell von einzelnen Landespräven-
tionsräten, aber auch von kommunalen Räten geführt wird und sich mehr und 
mehr Bahn bricht. Hintergrund ist die Frage, ob denn immer die fachlich 
kompetenten Akteure eingebunden sind in die Bemühungen, die Anliegen und 
Interessen der Kriminalprävention zu befördern. Zudem wird die Diskussion 
an ganz praktischen bzw. konkreten Erwartungen festgemacht. Ein kommuna-
ler präventiver Rat, der ausschließlich auf Probleme reagiert, muss mögli-
cherweise nach einigen Jahren seiner Existenz der Auffassung entgegentreten, 
dass, nachdem es z. B. keine Drogenszene und auch sonst keine nennenswer-
ten Sicherheitsprobleme mehr gebe, seine Arbeit einzustellen sei. Eine solche 
Betrachtung wäre fatal und verhängnisvoll . Denn es gibt eine Reihe von Auf-
gaben, die sich dauerhaft stellen, unabhängig von konkreten Kriminalitätser-
scheinungen und wo insbesondere die Kommune der primäre Ansprechpartner 
ist. 

Deshalb geht es aus meiner Sicht bei dem Vortragsthema um eine ganz wich-
tige Fragestellung, weshalb das DFK hierzu Position bezieht. Schließlich hat 
das DFK vor geraumer Zeit im Auftrag des Bundesjustizministeriums ein Pro-
jekt durchgeführt, das sich mit den Möglichkeiten primärer Prävention im 
Kontext von Hasskriminalität, Vorurteilskriminalität befasst hat2

. 

Ausgangspunkt waren diverse Gewaltereignisse in einzelnen Bundesländern, 
Übergriffe etwa gegen Obdachlose oder Mitbürgerinnen und Mitbürger mit 
Migrationshintergrund - die Sachverhalte sind Ihnen noch präsent - . 

Des Weiteren haben die Ministerpräsidenten nach dem schrecklichen Ge-
schehnis am Gutenberg-Gymnasium in Erfurt im April 2002, das auch ich 
nicht als Amoktat bezeichnen möchte - Herr Prof. Egg hat das schon ange-
sprochen - ein umfassendes Programm zu dem Thema „Ächtung von Gewalt 

2 Projekt Primäre Prävention von Gewalt gegen Gruppenangehörige, Bd. 2. 
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und Stärkung der Erziehungskraft von Eltern und Schule" verabschiedet3
. 

Dieses Programm enthält ca. 170 Empfehlungen. Zwar hätte es auch passieren 
können, dass das Papier den Weg vieler politischer Programme geht. Aber in 
diesem Bericht steht sehr viel Wertvolles und vieles, was zwar schon bekannt 
war, jedoch hinsichtlich entschlossener Umsetzung nochmals hervorgehoben 
wurde, weshalb der konkrete Umsetzungsauftrag nur konsequent im Hinblick 
auf die inhaltlichen Forderungen ist. Offene Fragen betreffen die Finanzierung 
und Garantien hinsichtlich der langfristigen Ausrichtung von Maßnahmen. 
Insgesamt ist zu dem vorgelegten Konzept zu sagen, dass es insofern einen 
Durchbruch darstellt, als die Regierungschefs von Bund und Ländern das Pro-
gramm einstimmig beschlossen haben und Handlungsfelder aufgegriffen wur-
den, die mit einem solchen Nachdruck und in dieser Deutlichkeit zu dem 
Themenkomplex Gewalt bislang zumindest seitens der Politik nicht angespro-
chen wurden. 
Das gilt etwa für das Handlungsfeld Familie, für den Bereich der frühkindli-
chen Entwicklung, den Kindergarten, die Vorschule und Schule. Außerdem ist 
ein Kapitel aufgenommen, das sehr konkret die Rolle der Medien anspricht. 
Für Experten ist das sicherlich eher selbstverständlich. Aber die eben genann-
ten Handlungsfelder seitens der Politik so klar angesprochen und als Aktions-
feld reklamiert, fanden wir schon ausgesprochen bemerkenswert und deutlich 
entschlossener, als manche vorangegangenen Erklärungen und Appelle zur 
Thematik. Selbstverständlich spielen auch Polizei und Justiz in diesem Kon-
text eine wichtige Rolle und entsprechend sind ebenfalls sie bei den Empfeh-
lungen einbezogen worden. 
Aus diesen Arbeiten und natürlich auch aus Veranstaltungen mit unterschied-
lichsten Wissenschaftsprofessionen ist die Frage erwachsen, ob nicht das DFK 
Anliegen der Prävention im Kontext des Vortragsthemas vertieft aufarbeiten 
sollte, bis hin zu Erfordernissen, Begrifflichkeiten in diesem Zusammenhang 
zu schärfen. Nachzuspüren ist etwa, was möglicherweise als Gelingensbedin-
gungen für Prävention identifiziert werden kann, als zentrale Faktoren und 
dabei nicht lediglich risikobezogen, sondern auch im Sinne von Schutzfakto-
ren. Sie sollen Grundlagen schaffen, damit im Falle spezifischer Präventions-
ansätze eine Basis gefunden wird, auf der Präventionsangebote auch verfan-
gen und Wirksamkeit bzw. Nachhaltigkeit erzielen können. 
Wenn in Justizkreisen stellenweise beklagt wird, dass Maßnahmen der tertiä-
ren Prävention ins Leere gehen, weil zu beobachten sei, dass bei eine Reihe 
von Probanden Ansätze für Resozialisierung bzw. Prävention kaum mehr zu 

3 Ächtung von Gewalt und Stärkung der Erziehungskraft von Familie und Schule. Bericht der 
Arbeitsgruppe „Gewaltprävention". 2003. 
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finden seien, da sie allenfalls über ein marginal ausgeprägtes Werte- bzw. 
Normfundament verfügten, so ist das ein ernstes Alarmzeichen. Deshalb er-
scheint es dringend notwendig, die vorgenannten Fragestellungen zu vertiefen 
und zu versuchen, für die Präventionslandschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land Möglichkeiten verbesserter Basis- bzw. Grundlagenarbeit zum Nutzen 
der Kriminalprävention zu entwickeln. 
Die zentralen Empfehlungen aus den Projekten die ich angesprochen habe, 
sind alle - oder ganz maßgeblich - auf die Frage von Handlungs- und Inter-
ventionsmöglichkeiten im Zusammenhang mit der frühkindlichen Entwick-
lung gerichtet. Insbesondere der Empfehlungskatalog als Ergebnis des Projek-
tes Hass- bzw. Vorurteilskriminalität enthält vor dem Hintergrund der Frage 
nach „primären Präventionsansätzen" entsprechend frühe, zuvorkommende 
Vorschläge4

. Sie zeigen auf, worum es vor allem gehen muss, um solchen Er-
scheinungsformen von Kriminalität sehr frühzeitig entgegenzuwirken. Dabei 
wurden sehr gezielt auch die Möglichkeiten geprüft, mit auf Nachhaltigkeit 
angelegten Programmen und Angeboten hilfestellend, fördernd sowie interve-
nierend einzugreifen. Die Empfehlungen richten sich an den Bund, die Länder 
und differenzieren nach den relevanten Ansprechpartnern. Ich will sie nicht 
im Einzelnen vortragen, zumal ich mich bemühen will, den vorgesehenen 
Zeitrahmen einzuhalten. 
Vor dem Hindergrund dieser Empfehlungen haben wir uns die Aufgabe ge-
stellt, zu erheben, wie sich der Stand der einschlägigen Prävention in der Bun-
desrepublik Deutschland darstellt. Über die Ministerpräsidenten - wegen des 
Nachdrucks von ganz oben, damit auch geantwortet wird - haben wir uns im 
Wege einer sehr differenzierten Abfrage eine entsprechende Einschätzung ge-
ben lassen. Eine ganz zentrale Erkenntnis war, dass wir das Thema der Evalu-
ation stärken müssen, insbesondere die Frage der Wirksamkeit für die Ent-
wicklung von Programmen, den Einsatz der ohnehin knappen Ressourcen. 
Kurz- und zusammengefasst ergaben die Rückmeldungen aus allen Bundes-
ländern und seitens der Bundesressorts, dass den Empfehlungen bereits und 
durchaus erfolgreich entsprochen werde. Zu dem Thema Evaluation gab es 
indessen da und dort die Rückmeldung, dass es sich hierbei um eine Mode-
erscheinung handele, die auch wieder vorübergehe. Zwar waren dieser Auf-
fassung nur wenige der abgefragten Bereiche. Bemerkenswert fanden wir die 
Einschätzung dennoch, da es vor allem die Länder sind, die am meisten be-
klagen, dass wir in vielen Präventionsprojekten die Antwort schuldig bleiben, 
wie nachhaltig sie wirken und was man als Ertrag in die Fläche tragen kann5

. 

4 Projekt Primäre Prävention von Gewalt gegen Gruppenangehörige, Bd. 2. 

5 Vgl. hierzu auch: Rössner, D. , 2005. 
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Wir wollen die Einschätzungen zu den einzelnen Empfehlungen noch einmal 
an den Kreis der in den Projekten engagierten Wissenschaftler herantragen. 
Möglicherweise war die eine oder andere Forderung zu allgemein gehalten. 
Im Kern geht es uns darum zu klären, inwieweit im Wege von Modellen im 
Kindergarten , einhergehend mit der Qualifizierung von Kindergärtnerinnen 
und Kindergärtnern, im Bereich der Vorschule und Schule, wo man alle Kin-
der erreicht, die Anliegen der primären Prävention zur nachhaltigen Eindäm-
mung von Vorurteilskriminalität zu vermitteln sind. Im Vordergrund stehen 
dauerhafte Angebote, die die Förderung von Empathie, von Toleranz, sozialer 
Kompetenz, von Resilienz zum Ziel haben - sämtlich wichtige Bedingungen, 
wie in dem genannten Projekt zu Tage gefördert wurde. 
Heute hängt ein entsprechendes Engagement noch zu häufig vom Interesse 
von Schulleitern oder etwa der Leiterin im Kindergarten ab. Wenn sich in die-
sen verantwortlichen Funktionen etwas ändert, bedeutet das noch allzu oft 
auch das Ende eines Projektes. Darum, solche Ansätze und Angebote dauer-
haft zu etablieren, Konzeptionen, die deutschlandweit Geltung und Verbind-
lichkeit erlangen, in die Fläche zu tragen, bemüht sich das DFK. Denn die 
Problemlagen sind in Hamburg nicht so grundsätzlich anders als in Bayern. 
Wir verfolgen unsere entsprechenden Bemühungen mit großem Nachdruck. 
Allerdings gestaltet sich der Prozess extrem schwierig. Selbst auf Bundesebe-
ne bearbeiten wir insoweit ganz offenkundig ein schwieriges Feld. Es braucht 
noch einen langen Atem, die notwendigen Kooperationen und Koordinationen 
zu erreichen . Allerdings sind Fortschritte im Sinne von Synergiegewinnen un-
verzichtbar, wie Erfahrungen mit unterschiedlichen Projektansätzen zeigen. 
Dabei sind die Chancen, die eine nachhaltige Sicherung bewährter Programme 
bieten, gerade mit Blick auf deren Qualitätselemente und -standards von be-
sonderem Wert, etwa auch für die Frage einer Förderung mit Bundesmitteln. 
Statt über ein „Bauchgefühl" sollte im Wege von Qualitätskriterien über die 
Frage finanzieller Förderung entscheiden werden. Doch trotz insgesamt knap-
per werdender Haushaltsmittel gestalten sich Vernetzungen und Kooperatio-
nen immer noch schwierig. Die Hoffnung auf Fortschritte geben wir jedoch 
nicht auf. Allerdings fällt es nicht immer leicht zu akzeptieren, dass nahe lie-
gende Überlegungen zur Qualifizierung von Delinquenzprävention so müh-
sam zu vermitteln sind. 
Derzeit haben wir mit unserem Kuratoriumspräsidenten, dem Bundesinnen-
minister, Herrn Dr. Wolfgang Schäuble, erfreulicherweise wieder einen Politi-
ker an der Spitze, der dieses Thema entschlossen aufgreifen will , vor allem in 
den einschlägigen politischen Gremien. Möglicherweise hilft vorliegend in 
ganz besonderer Weise der „Zügel" der Finanzminister. Denn Finanzminister 
werden in der Regel sehr hellhörig, wenn man ihnen darstellt, wie man da und 
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dort im Wege der Qualitätssicherung eine nachhaltige und wirksame Präven-
tionsarbeit erreichen kann - ohne mehr Geld in die Hand nehmen zu müssen. 
Aber das wäre das letzte Mittel, sozusagen als ultima ratio. Vielleicht siegt ja 
die Vernunft und Einsicht, dass wir vor allem durch eine Konzentration der 
Kräfte besser und wirkungsvoller werden ketmen. 
Das zweite Projekt, das ich noch näher vorstellen möchte, betrifft die Empfeh-
lungen der Ministerpräsidenten zum Thema „Ächtung von Gewalt und Stär-
kung der Erziehungskraft von Eltern und Schule"6

. Ihnen ist ebenfalls zu ent-
nehmen, dass die Elternarbeit gestärkt werden muss, die Bildungsarbeit, Ju-
gendhilfe und dergleichen mehr, neben unverzichtbaren Interventionen durch 
Polizei und Justiz. 
Programme, die Eltern einbeziehen, wie z.B. das Olweus-Programm7 

- bieten 
bei diesem Thema entscheidende und nachgewiesenermaßen wirkungsvolle 
Ansätze. Es geht darum, Eltern in ihrer Erziehungsaufgabe zu unterstützen, 
Möglichkeiten einer akzeptierten Begleitung in dieser Aufgabe zu etablieren, 
Erziehungspartnerschaften zu organisieren, letztlich die frühkindliche Ent-
wicklung bestmöglich zu fördern. Elternarbeit, Kindergarten, Vorschule und 
Schule sind zur Effektivierung der Gewaltprävention stärker und entschlosse-
ner als bislang zu nutzen8

• Für uns steht die Frage im Raum, wie wir am Bei-
spiel der Gewaltprävention einen Ansatz etablieren können, der sich an einen 
anderen Kreis von Akteuren wendet als er bisweilen im Gros der Fälle ange-
sprochen wird und der insbesondere dem Gedanken des Zuvorkommens ent-
spricht. · 

Insbesondere die Definition von Vorurteilskriminalität zeigt, dass wir relativ 
wenige Möglichkeiten haben, auf der Opferseite präventiv wirksam zu wer-
den, weil die Frage der Opferwerdung eine relativ beliebige ist, der Täter die 
Definition seines Opfers sehr willkürlich und beliebig gestaltet9. Deshalb ist 
bei diesen Phänomenen der potentielle Täter in besonderer Weise Ansprech-
partner präventiver Maßnahmen und in der Art einzubinden, dass sich Ge-
waltbereitschaft, zumal so extrem, möglichst erst gar nicht entwickelt. 
Zentrale Einflussfaktoren sind in diesem Kontext Persönlichkeit, soziale Fak-
toren, situative Einflüsse, familiäre Faktoren 10

; Aspekte, die im Laufe der 

6 Unterrichtung über den Stand der Gewaltprävention, vorgelegt zur Sitzung der CdS am 20./ 
21.09.2006. 

7 Hanewinkel, R. & Knaack, R. 1997; Stoffel, W 2005. 

8 Bee/mann, A., 2006. 

9 Vgl. BMJ, 2006, S. 11. 

10 Vgl. hierzu Hawkins et al. , 1998; l öse/, F , 2004. 
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zweitägigen Veranstaltung in irgendeinem Zusammenhang bereits angespro-
chen worden sind. Deshalb will ich das hier nicht weiter vertiefen, aber noch 
einmal auf die ganz zentralen Ansätze hinweisen, die als Ergebnis unserer 
Projekte notwendig aufzugreifen sind, wenn wir im Themenfeld der Gewalt-
bzw. Vorurteilskriminalität Fortschritte erreichen wollen. 
Ich habe es wiederholt bereits angesprochen; die zentralen Schlussfolgerungen 
aus unseren Projektarbeiten für die Prävention betreffen eine enge Verknüpfung 
zwischen frühem sozialen Norm- bzw. Verhaltenlernen und klassischer delin-
quenzorientierter Prävention bei Vorliegen entsprechender Risikohinweise. 
Vorrangig interessieren die die Entwicklung beeinflussenden Faktoren, die 
Ausbildung von Toleranz, Empathie, Mitgefühl als wichtige Schutzfaktoren. 
Sie reichen in ihren zuvorkommenden Wirkungen weit über Phänomene von 
Gewalt- bzw. Vorurteilskriminalität hinaus. Damit wird ein zentrales Anliegen 
im Kontext von Prävention beschrieben, insbesondere im Hinblick auf Er-
scheinungsformen von Gewaltkriminalität ganz allgemein 11

• Zu erreichen ist 
die Einbindung aller Akteure, die mit Kindern und Jugendlichen Kontakt ha-
ben. Vor allem die professionellen Akteure sind wesentlich stärker einzubin-
den. 
Entsprechende Programme gibt es bereits, etwa das Programm Papilio12

, das 
neben der Arbeit mit Kindern auch darauf ausgerichtet ist, Kindergärtnerinnen 
und Kindergärtner zu qualifizieren, pädagogisch zu schulen, um die Nachhal-
tigkeit ihrer Arbeit zu fördern . Das Angebot erfolgt unabhängig von auffälli-
gen Erscheinungsformen bei den Kindern, da es nicht darum geht, bestimmte 
Risiken aufzuzeigen, denen vorgebeugt werden soll. Vielmehr geht es darum, 
Kompetenzen zu fördern, Schutzfaktoren auszubilden und insofern eigentlich 
das Rüstzeug zu geben, einigermaßen sozialverträglich und unbeschadet durch 
widrige Situationen zu kommen, die im Leben nicht erspart bleiben. 
Die Handlungsfelder der Ministerpräsidenten hatte ich erwähnt, insbesondere 
die dem klassischen Verständnis von Kriminalprävention vorgelagerten Be-
reiche, was wir entsprechend wohltuend aufgenommen haben. Denn ein Pa-
pier der Politik zur Gewaltproblematik hätte auch anders ausfallen können. 
Alle, die schon einmal im Zusammenhang mit politischen Programmen und 
Aufträgen gearbeitet haben, wissen das . Man kann ein Programm auch relativ 
schnell in Fachministerkonferenzen, z. B. Innen und Justiz, auf wenige Hand-
lungsfelder reduzieren. Das ist vorliegend nicht geschehen. Ein großes Ver-
dienst war in der Tat, dass die Ministerpräsidenten alle Fachkonferenzen, die 

11 Scheithauer et al. , 2004; Beelmann, A. , 2006. 

12 Scheithauer et al. , 2004. 



Erziehung und gesamtgesellschaflliche Prävention 175 

thematisch betroffen waren, eingebunden haben und dadurch ihr Programm 
als ein „abgestimmtes" verabschieden konnten. 
Bevor man Vorschläge für eine engere Vernetzung und Kooperation unter-
breitet, ist es von Vorteil, insbesondere bei dem Thema Gewaltprävention ei-
nen Überblick zu haben, was in der BRD unter dieser Überschrift geschieht. 
Als dieses Ansinnen im DFK-Vorstand diskutiert wurde, kam zunächst der 
Gedanke auf, dass es sich um eine Jahrhundertaufgabe handele, die im DFK 
rein quantitativ nicht zu leisten sei. Auf der anderen Seite ist es unverzichtbar, 
zu wissen - gerade vor dem Hintergrund der Empfehlungen der Ministerprä-
sidenten - , wo wir in der Gewaltprävention stehen. Die oftmals vorschnellen 
Bestätigungen „machen wir schon" klingen zwar gut, verstellen aber den 
Blick dafür, welche Lücken, Qualifizierungs- und Fortentwicklungserforder-
nisse bestehen. Deshalb haben wir trotz bestehender Umsetzungsbedenken die 
Abfrage gehalten - erfreulicherweise mit einem extrem guten Rücklauf. Das 
mag auch daran gelegen haben, dass wir auf hoher Ebene abgefragt haben. 
Aber auch das gemeinsame Interesse an einem Überblick hat sicherlich ganz 
maßgeblich die gute Resonanz bewirkt. Zwar war in Folge der Abfrage sehr 
viel Information eingegangen, es wurde uns eine Vielzahl von Projekten ge-
meldet, für die zunächst und teilweise auch mühsam differenziert werden 
musste, wo sich die Maßnahme in einem gewaltpräventiven Verständnis ein-
ordnen lässt. Der positive Nutzen hat allerdings eindeutig überwogen. 
Die Rückmeldungen reichten von der Mutter-Kind-Kur bis zu Angeboten der 
Justiz, dem Programm „Soziale Stadt" über Angebote zur Sprachförderung 
sowie ganz allgemein zu Themen der Integration. Teilweise schien es, als ob 
irgendwie alles gewaltpräventiv sei, was in diesem Sinne gut gemeint ist. 
Nach belastbarer Zuordnung der Maßnahmen und Initiativen haben wir uns 
überlegt, wie wir die gewonnenen Erkenntnisse an die Politik herantragen 
können, um zwei Dinge zu erreichen. Einmal das Problembewusstsein der Po-
litik wach zu halten und zum zweiten, um deutlich zu machen, dass die Ge-
waltprävention in Deutschland relativ weit gediehen ist. Die Abfrage konnte 
nämlich den nach Erfurt zuweilen entstandenen Eindruck widerlegen, dass wir 
in Deutschland in diesem Bereich große Defizite hätten. Schließlich wollten 
wir auch aufzeigen, wo Synergiegewinne in der künftigen Arbeit möglich sind 
und wie mit weiterer politischer Unterstützung die Arbeit noch qualifizierter 
gestaltet werden kann. 
Diesen Bericht alleine auf die Rückmeldungen aufzubauen, schien uns aller-
dings ebenso wenig förderlich wie festzulegen , welche Maßnahmen reichen 
wir als beispielhaft weiter, als nachahmenswert und vorbildlich und welche 
Angebote und Initiativen blenden wir aus. Dies wäre eine Aufgabe für ein re-
präsentativ besetztes wissenschaftliches Fachgremium, das unter dem Dach 
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des DFK eingerichtet werden könnte. Unter maßgeblicher Beteiligung des 
Deutschen Jugendinstituts, das uns bei dem MPK-Projekt in wertvoller Weise 
unterstützt hat, haben wir deshalb zu den jeweiligen Handlungsfeldern Strate-
gien entwickelt, mit dem Ziel, beispielsweise festzustellen, was ist eigentlich 
im Bereich der Familie zentral unter dem Aspekt der Gewaltprävention. So 
haben wir alle Handlungsbereiche überprüft und mit jeweils fachlich ausge-
wiesenen Experten entwickelt, welche zentralen Handlungserfordernisse be-
stehen. Entsprechend haben wir unseren Bericht unter Einbeziehung einschlä-
giger Projekte an den Strategien ausgerichtet. Dieser Bericht wurde den Mi-
nisterpräsidenten vorgelegt und das Thema dort erfreulicherweise als eigen-
ständiger Punkt behandelt. 

Das Deutsche Jugendinstitut hat Mitte 2007 einen Materialienband zum Stand 
der Gewaltprävention vorgelegt (Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminali-
tätsprävention 2007). Dieser enthält praktische Hinweise und Aussagen dazu, 
was einzelne Projektträger mit relativ geringen Korrekturen effizienter gestat-
ten können. Der Bericht äußert sich auch zu der Frage, welchen Handlungser-
fordernissen entsprechen wir nicht oder nur unzureichend und wo könnte Poli-
tik gemeinsam mit dem DFK Impulse geben, die Gewaltprävention weiter zu 
entwickeln, bis hin zu notwendigen Korrekturen bei der zuweilen bedenkenlo-
sen Einordnung von Maßnahmen als gewaltpräventiv. Dies gilt etwa im Hin-
blick auf allgemeinen Sprachunterricht, wo auch ich Scheu habe, diesen als 
gewaltpräventiv zu begreifen, zumal nicht alles, was unter der Überschrift In-
tegration geschieht, per se kriminalpräventiv zu werten ist13

. Die Maßnahmen 
entfalten zweifellos wertvollen Nutzen auch für die Eindämmung von Delin-
quenz, allemal mittelbar. Als Maßnahme unmittelbarer Kriminalprävention 
wären sie indessen überinterpretiert. Bei derart weiten Zurechnungszusam-
menhängen wäre die Frage der Wirksamkeit und ihre Messung nicht mehr zu 
fassen. 
Für die Weiterentwicklung der Gewaltprävention erscheint es unverzichtbar, 
Angebote und Programme daraufhin zu überprüfen, ob sie in einem plausib-
len, nachvollziehbaren Zusammenhang zu Gewaltrisiken und -gefahren ste-
hen, denen vorgebeugt werden soll. Wenn wir von unmittelbaren gewaltprä-
ventiven Programmen und Ansätzen sprechen, sollten wir in der Lage sein, 
den erwähnten plausiblen Zusammenhang herzustellen zwischen Maßnahme 
und dem Phänomen, dem wir uns zuwenden 14

. Ich denke, das ist ein Mindest-
erfordernis, weil ansonsten die Messung von Wirksarnkeiten scheitern müsste 

13 Vgl. hierzu auch den Bericht der Eidgenöss ischen Ausländerkornmiss ion EKA (Schweiz) vom 
Mai 2006, der Wege zu einer evidenzbasierte Präventionspolitik unter der Überschrift „Präven-
tion von Jugendgewalt" veröffentlicht. 

14 löse/, F. & P/ankensteiner, B., 2005; Wagner et al., 2006. 
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und Gewissensberuhigungen im Wege der Selbstevaluation bei allen grund-
sätzlichen Fragen ebenfalls. Schließlich müssen wir über diese Differenzie-
rung auch erreichen, dass die Handlungsfelder, die unter der Überschrift Ge-
waltprävention nur mit Mühe zu vermitteln sind, nicht ohne Not in ihrer Ak-
zeptanz belastet werden. W eiche Eltern sind bereit, im Kindergarten Pro-
gramme für ihre Kinder zu akzeptieren, die das Anliegen der Gewaltpräventi-
on verfolgen, ohne dass entsprechende Auffälligkeiten in der Gruppe festzu-
stellen sind? 

Unter einem Aspekt allgemeiner Förderung könnten eine wesentlich höhere 
Akzeptanz erreicht und ganz entscheidend, längerfristige Finanzierungsmo-
delle gefunden werden, die nicht maßgeblich am Projektcharakter kriminal-
präventiver Maßnahmen ausgerichtet werden. Zudem könnten auf diese Weise 
die Professionen gewonnen werden, die für einen Erfolg der Förderung ste-
hen. Und dafür wiederum ist die Frage der Finanzierung eine ganz entschei-
dende. Es macht einen Unterschied, ob ich Familienpolitik projekthaft betrei-
be, weil ich mich einem relevanten Phänomen temporär zuwende oder ob ich 
Regelangebote vor dem Hintergrund schaffe, Entwicklungen junger Menschen 
ganz allgemein und generell zu fördern . So könnte mit weniger Geld mehr 
Nachhaltigkeit erreicht werden. 

Wir müssen wegkommen von ereignisveranlassten politischen Initiativen und 
hin zu mehr Kontinuität mit nachweislich wirksamen Ansätzen. Es kann nicht 
sein, dass eine Entwicklung wie jüngst in Mecklenburg-Vorpommern, wo die 
NPD in den Landtag eingezogen ist, nicht anders beantwortet wird, als mehr 
Mittel für Programme gegen Rechts zu fordern. Einzelne dachten gar daran, 
eine Stiftung zu gründen, sind aber schnell zu der Einsicht gekommen, diese 
könnte das Schicksal des DFK teilen. Viel entscheidender wäre es, die bishe-
rigen erfolgreichen Angebote langfristig finanziell zu sichern und etwa die 
kommunale Arbeit gezielt zu unterstützen. Das soll zwar mit dem neuen Pro-
gramm geschehen, aber eben wieder nur im Wege von Projektförderungen. 
Das Thema Rechts ist nicht binnen vier, fünf Jahren zu erledigen, zumal - das 
zeigen unsere Arbeiten im Zusammenhang mit dem Thema Vorurteilskrimina-
lität - wir die eine oder andere Erscheinungsform als rechtsextremistisch 
überinterpretieren und die spezifischen Präventionsansätze die eigentliche 
Motivation nur bedingt aufgreifen. Wenn wir im Wesentlichen nur auf die Er-
scheinungsformen reagieren und mit Programmen, die bei ersten Auffälligkei-
ten ansetzen, sind nachhaltige Veränderungen kaum zu erreichen. Auch hier 
wäre der Förderung von Schutzfaktoren, von Persönlichkeit stärkenden Fakto-
ren der Vorrang einzuräumen, unterstützt von Partnern, wie Familie, Kinder-
garten, Vorschule usw. 
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Alles in allem können wir nach unserer Auswertung jedoch beachtliche Fort-
schritte in der Gewaltprävention feststellen, insbesondere, wenn man die Ent-
wicklung seit der sogenannten Schwind-Kommission15 zugrunde legt. Wir 
haben heute höhere Bereitschaften bei der Zusammenarbeit von Polizei, Schu-
le und Jugendsozialarbeit. Viele Berührungsängste konnten im Laufe der Zeit 
erfreulicherweise überwunden werden, mit ausgesprochen positiven Impulsen 
für die Praxis. Es gibt eine zunehmende Bereitschaft zur Kooperation, aber 
zugleich eine Reihe von Themen, die wir mit großem Nachdruck weiter för-
dern müssen. Das sind etwa die zielgerichteten Angebote für Familien, insbe-
sondere mit Migrationshintergrund. Wir müssen notwendig einen besseren 
Überblick über vorhandene Programme erhalten. Es kann nicht sein, dass je-
der das Rad neu erfinden will, mit relativ viel Geld und bei nach wie vor un-
zureichender Begleitung im Sinne der Evaluation. 
Besonders auffällig ist, dass Jungen bei dem Thema Gewaltprävention nicht 
zureichend berücksichtigt werden und der Aspekt „Migrationshintergrund" 
ebenfalls noch unzureichend Beachtung findet. Bei den Themen „Vernetzung, 
Bündelung, Koordination und Kooperation" haben wir noch große Entwick-
lungspotentiale. Zentrale Schlussfolgerung aus den genannten Projekten bleibt 
für uns indes, dass wir die Chancen der frühkindlichen Entwicklung und ent-
sprechende Schutz- wie Risikofaktoren stärker berücksichtigen bzw. nutzen 
müssen. Gerade insoweit gilt es, langfristige Ansätze zu etablieren. Ob das 
dann immer mit dem Begriff Kriminalprävention zutreffend beschrieben wird, 
muss noch vertieft diskutiert werden. Ich bin hier nicht festgelegt, wichtig ist 
- egal unter welcher Überschrift - dass wir Fortschritte erreichen und zu die-
sem Zweck auch den anderen thematisch angesprochenen Ressorts ihren Platz 
einräumen. Das hätte nicht zuletzt den Charme, dass nicht alles, was unter der 
Überschrift Kriminalprävention heute diskutiert wird, auch aus dem Innen-
haushalt finanziert werden muss. 
Dieser Ansatz erscheint uns als unverzichtbare Bedingung für eine nachhalti-
ge Gestaltung von Sicherheit. Entsprechend entschlossen muss er aufgegriffen 
und ausgefüllt werden. 
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

15 Schwind, H. D. u. a., 1990. 
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Gewalt und die Medien: 
vom Werther-Effekt zum Cybercrime 

Rudolf Egg 

1. Der „Werther-Effekt" - die Vorbildwirkung von Medien 
Das in Wissenschaft und Öffentlichkeit häufig und meist sehr kontrovers dis-
kutierte Thema „Gewalt und die Medien" wird in der Regel primär unter dem 
Aspekt der möglichen Wirkungen visueller Gewalt, namentlich des Fernse-
hens und sog. Killerspiele, auf Kinder und Jugendliche betrachtet. 1 Die Dis-
kussion über mögliche Folgen medial vermittelter Inhalte ist freilich älter als 
Film und Fernsehen, viel älter. Sie betrifft die vermutete oder tatsächliche 
Wirkung von Dramen, Romanen, Musikstücken und anderen Kunstwerken auf 
die jeweiligen Rezipienten, wobei neben durchaus erwünschten Effekten vor 
allem unerwünschte, negative, also schädliche Wirkungen thematisiert wer-
den. So wurde bereits im Altertum angenommen, dass die Zuschauer griechi-
scher Tragödien durch die Betrachtung und das Durchleben der auf der Bühne 
gezeigten Leidenschaften und deren oft gewaltsame Folgen eine Art emotio-
nale und geistige Reinigung (,,Katharsis") erfahren. Diese Vorstellung einer 
positiven Medienwirkung2 spielte und spielt bei der Aufführung von Bühnen-
stücken bis in die Gegenwart eine - wenngleich nicht unumstrittene - Rolle 
und wurde in dem von Moreno (1997) entwickelten Psychodrama auch psy-
chotherapeutisch genutzt. 
Bezüglich negativer, unerwünschter Wirkungen von Medien wurde vor allem 
der so genannte Werther-Effekt bekannt (vgl. Ziegler & Heger!, 2002). Darun-
ter versteht man das Phänomen, dass Medienberichte über Suizide eine signi-
fikante Zahl von Nachahmungstaten auslösen können. Der Begriff ist abgelei-
tet von dem 1774 erschienenen Buch „Die Leiden des jungen Werthers" von 
Goethe. 3 Darin beschreibt Goethe in Form eines Briefromans Leben und Tod 
eines jungen Mannes, der gegen die bürgerlichen Normen seiner Zeit aufbe-
gehrt, am Ende jedoch an seiner Situation, vor allem am Verlust seiner gelieb-
ten Lotte, verzweifelt und sich erschießt. Schon bald nach dem Erscheinen 

1 Siehe dazu auch den Beitrag von Christian Pfeiffer in diesem Band. 

2 In breiterer Form befasst sich die sog. Medienwirkungsforschung (siehe z. B. Schenk 2002) als 
Teil der Medienwissenschaft mit den Effekten , die Medieninhalte auf die Rezipienten haben. 

3 Damals sprach man von einem durch den Roman ausgelösten „Wertherfieber". 



182 Rudolf Egg 

dieses Romans kam es offenbar zu einer Welle von Suiziden junger Männer in 
Deutschland und ganz Europa. Manche dieser Selbstmörder kleideten sich wie 
die Figur des Werther in der so genannten Werther-Tracht (gelbe Hose, gelbe 
Weste, blauer Rock), andere trugen Goethes Buch bei sich. Die Nachah-
mungstaten waren so häufig, dass in Leipzig und in einigen anderen Orten die 
Verbreitung des Buches und das Tragen der Tracht für viele Jahre verboten 
wurde, um weitere Suizide zu verhindern.4 

200 Jahre später, 1981 , strahlte das ZDF eine sechsteilige Fernsehserie mit 
dem Titel „Tod eines Schülers" aus, bei der es um den Suizid eines Schülers 
ging. Während der Ausstrahlung der Serie nahm die Suizidrate unter 15- bis 
19-jährigen männlichen Schülern im Vergleich zu den Jahren davor und da-
nach um 175 Prozent zu. Als die Serie anderthalb Jahre später erneut gezeigt 
wurde, ergab sich abermals ein „Werther-Effekt", diesmal stieg die Zahl der 
Suizide bei Jugendlichen um 115 Prozent (Schmidtke & Häfaer, 1986). 
Als empirisch belegt gilt heute die Aussage, dass Medienberichte Art und 
Zeitpunkt von Suiziden, also von Gewalttaten gegen die eigene Person, beein-
flussen können. Ob allerdings durch Medienwirkungen auch Menschen zu 
Tode kommen, die sich ansonsten nicht das Leben genommen hätten, ist wis-
senschaftlich umstritten.5 Immerhin fordert der Deutsche Presserat seit 1997 
in seinen Publizistischen Grundsätzen eine zurückhaltende Berichterstattung 
über Selbsttötungen (Richtlinie 8.5). ,,Dies gilt insbesondere für die Nennung 
von Namen und die Schilderung näherer Begleitumstände."6 

Noch komplizierter, wenngleich ausgesprochen populär, ist die Diskussion 
über Nachahmungseffekte bei Gewalttaten gegen andere Personen. So wurde 
bereits zwei Tage nach dem so genannten „Amoklauf von Erfurt" am 26. Ap-
ril 2002, bei dem der 19-jährige Robert Steinhäuser in einem Erfurter Gymna-
sium 16 Personen und schließlich sich selbst erschossen hatte, in der sonntäg-
lichen ARD-Talkshow von Sabine Christiansen danach gefragt, ob Robert 
Steinhäuser nicht unter dem schädlichen Einfluss gewaltsamer Videospiele 
gehandelt hatte. Dabei ging es vor allem um das Computerspiel „Counter-
Strike"7, ein so genannter Ego-Shooter, bei dem die Spieler laufen und schie-
ßen müssen und das von Steinhäuser offenbar benutzt wurde. 8 

4 Siehe dazu: http://de.wikipedia.org/wiki/Werther-Effekt [abgerufen am 26.04.2007]. 

5 So könnte der „Werther-Effekt" lediglich bedeuten, dass suizida l geneigte Personen hinsichtlich 
Zeitpunkt und Art des Suizids beeinflusst werden. 

6 Ausführlich: http://www.presserat.de/Richtlinien-zu-Ziffer.76.0.html [abgerufen am 26.04.2007]. 

7 Siehe: http://de.wikipedia.org/wiki/Counter-Strike [abgerufen am 26.04.2007]. 

8 Vgl. dazu auch die Berichterstattung des Magazins „Der Spiegel" vom 06.05.2002 (N r. 19, 
2002). 
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Natürlich lässt sich eine solche Gewalttat nicht einfach als Folgeeinesgewalt-
samen Computerspiels erklären - sonst hätten wir es angesichts der Populari-
tät solcher Spiele tagtäglich mit einer Flut von Morden und Attentaten zu tun. 
Ohnedies greifen ja monokausale Erklärungsmodelle in der Kriminologie 
meist zu kurz. Aber eine Verstärkungswirkung, also eine Steigerung der Ge-
waltbereitschaft durch Nachahmung, vor allem bei gefährdeten Personen, ist 
nach allem was wir heute wissen, eine zumindest mögliche, wenn nicht sogar 
wahrscheinliche Folge des intensiven Konsums gewaltsamer Spiele und Filme 
(vgl. z.B. Kunczik, 1994). 

Besonders anschaulich zeigte dies eine Studie des britischen Horne Office 
(Browne & Pennell 1998), bei der es um die Effekte von Gewaltfilmen bei 
Straftätern und Nicht-Straffälligen ging. Die 122 Versuchspersonen (Gewalt-
täter, andere Straftäter und nicht-straffällige Kontrollpersonen) wurden zu-
nächst nach ihren TV- und Video-Gewohnheiten (Präferenz für bestimmte 
Filme) befragt. Dann wurde ihnen ein Gewaltvideo gezeigt, zu dem sie später 
bezüglich einzelner Details (Handlung, Rollen, Identifikationsfiguren etc.) 
interviewt wurden (unmittelbar danach, nach 4 und 10 Monaten). Außerdem 
wurde ihr familiärer Hintergrund exploriert und Merkmale wie Empathie, Ag-
gressivität und moralische Entwicklung erhoben. 

Dabei zeigte sich z. B. bei der Versuchsgruppe (Straftäter), besonders bei den 
Gewalttätern, eine deutlich höhere Präferenz für Gewaltfilme als bei der Kon-
trollgruppe (Abb. 1). ' 

Abbildung 1: Präferenz für Gewaltfilme 
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Gewalttätige Straftäter waren in ihrer Kindheit aber auch häufiger Opfer mas-
siver familiärer Gewalt (unmittelbar und mittelbar) gewesen als andere Ver-
suchspersonen (Abb. 2). 

Abbildung 2: Opfer familiärer Gewalt 
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Die Autoren präsentierten als Ergebnis ihrer Studie auch ein vorläufiges Mo-
dell der Wirkungszusammenhänge für Videokonsum, Gewalthandlungen und 
biographischen bzw. persönlichen Merkmalen (Abb. 3). 

Abbildung 3: Entwicklung von Präferenzen für Gewaltfilme 
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Entscheidend ist danach das Aufwachsen in einer gewalttätigen Umgebung. 
Dieses führt - in Verbindung mit einer erhöhten Reizbarkeit, einem aggressi -
ven Temperament - zu verzerrten Vorstellungen über physische Konfrontati-
on und Provokation, ferner zu geringerer Empathie, also Einfühlungsvermö-
gen in andere, und einer insgesamt weniger ausgeprägten moralischen Hal-
tung. In der Folge kann es zu straffälligem Verhalten kommen, das wiederum 
mit einer erhöhten Präferenz für Gewaltfilme verknüpft ist. Der nunmehr ge-
steigerte Filmkonsum wirkt sich verstärkend auf die (ohnedies verzerrte) 
Wahrnehmung und Interpretation sozialer Konflikte aus, wodurch sich letzt-
lich auch die Neigung zu aggressiven Handlungen erhöht. 
Von entscheidender Bedeutung für die gewaltfördernde Wirkung medialer 
Gewalt scheint also zu sein, ob und wie sich die dargestellte oder spielerisch 
nutzbare Gewalt in die Lebenslage eines Rezipienten einfügt, d. h. welche Be-
deutung, welcher Sinngehalt sich für den Einzelnen aus diesen Darstellungen 
ergibt. Wenn es sich dabei etwa um Personen handelt, die in der Vergangen-
heit bereits selbst massive Gewalterfahrungen machen mussten und für die 
Gewalthandlungen alltägliche Formen der Bewältigung von Konflikten oder 
Auseinandersetzungen darstellen, dann ist ein Modell- oder Nachahmungsef-
fekt eher wahrscheinlich als bei Personen, die in weniger gewaltaffinen Be-
dingungen aufgewachsen sind oder leben (vgl. Kunczik, 1994). 

2. Internet und (Gewalt-)Kriminalität 
Das Thema „Gewalt und die Medien" hat neben dem bisher betrachteten As-
pekt der Vorbildwirkung bzw. des Nachahmungseffekts von Filmen, Videos 
und Computerspielen noch eine andere wichtige Facette, nämlich das Internet, 
also das modernste und bedeutsamste der sog. neuen Medien, als Schauplatz, 
Ort oder Forum von Gewalt und Kriminalität. 
Wohl kaum zuvor hat sich ein Medium derart rasant entwickelt wie das Inter-
net. War es noch vor wenig mehr als 10 Jahren ein geheimnisvolles, exklusi-
ves Kommunikationsmittel einiger weniger Spezialisten, so ist es heute ein 
allgegenwärtiges Hilfsmittel am Arbeitsplatz, in Schulen und Universitäten 
und auch zu Hause, im privaten Raum. Für viele Aufgaben, die früher müh-
sam oder gar nicht zu erledigen waren, benötigen wir jetzt nur noch ein paar 
Mausklicks. War es am Anfang noch recht teuer und langsam, so ist es jetzt 
dank Highspeed-Anschlüssen (DSL) und günstigen Flatrates praktisch für je-
den zu haben. Der Zuwachs ist in der Tat beträchtlich. Betrug die Zahl der In-
ternetanschlüsse 1992 noch lediglich rd. 1 Million, so sind es heute - nach 
Angaben des Internet Systems Consortium (ISC) - weltweit schon über 433 
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Millionen Anschlüsse.9 Man darf annehmen, dass sich dieser Trend weiter 
fortsetzen wird - durch noch schnellere Datenverbindungen (ADSL 2+, 
VDSL), durch Mobilfunkgeräte mit Internetzugang und durch Entwicklungen 
der sog. Web 2.0-Generation.10 

Wie jedes Werkzeug, das sich Menschen geschaffen haben, hat aber auch das 
Internet nicht nur Vorteile, sondern auch Risiken und Gefahren. 11 Es lässt sich 
sinnvoll benutzen und missbräuchlich verwenden. Es kann das Leben leichter 
machen, aber auch erschweren. Es hilft, Probleme zu lösen und kann neue 
Probleme schaffen. Im Folgenden soll darauf aus kriminologischer Perspektive 
eingegangen werden; andere Risiken, etwa gesundheitliche, finanzielle oder 
soziale Probleme, z. B. durch übermäßigen oder falschen Gebrauch des Internet 
oder einzelner Dienste, bleiben dabei weitgehend unberücksichtigt. 

2.1 Cybercrime - Risiken und Gefahren des Internet aus kriminologi-
scher Sicht 

Mit Internetkriminalität oder „Cybercrirne" werden Straftaten bezeichnet, die 
auf dem Internet basieren oder mit den Techniken und Diensten des Internet 
durchgeführt werden. 12 Dabei lassen sich drei verschiedene Grundformen un-
terscheiden, die jedoch in der Realität nicht nur exklusiv vorkommen, sondern 
in verschiedenen Mischformen und Überschneidungen zu finden sind (Abb. 4): 
1) Das Internet als Werkzeug oder Mittel strafbarer Handlungen 
Dazu zählt etwa das massenhafte Versenden unerwünschter Werbemails 
(spamming), außerdem Urheberrechtsverletzungen durch die illegale Weiter-
gabe von Musik- oder Videodateien, namentlich durch so genannte Peer-to-
Peer-Netzwerke, die als Tauschbörsen fungieren. 

2) Das Internet als Ziel krimineller Aktivitäten 
Beispiele hierfür sind die Erstellung und Verbreitung bösartiger Software 
(sog. malware, also Viren, Würmer, Trojaner, Spyware), die Computer, Netz-
werke und Datenbestände schädigen oder deren Nutzung beeinträchtigen, der 
unerlaubte Zugriff auf Computer und Datennetze und schließlich so genannte 

9 Siehe: http://www. isc.org/ops/ds/host-count-history .php [abgerufen am 26.04.2007]. 

10 Siehe http://de.wikipedia.org/wiki/Web_2.0 [abgerufen am 26.04.2007]. 

11 Sinngemäß ga lt dies bereits für den Faustkeil , dem ältesten menschlichen Werkzeug. Er konnte 
als Allzweckwerkzeug, etwa zum Schneiden von Früchten, oder als Waffe zum Schlagen von 
Feinden eingesetzt werden. 

12 Vgl.: http://en.wikipedia.org/wiki/Computer_crime [abgerufen am 26.04.2007]. 
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Denial-of-Service-Angriffe (DoS), also Angriffe auf einen Host oder Server 
mit dem Ziel, einen oder mehrere seiner Dienste arbeitsunfähig zu machen. 

3) Das Internet als Ort krimineller Handlungen 
Dies betrifft die betrügerische Nutzung von an sich kostenpflichtigen Internet-
Diensten und andere Betrugshandlungen. 

Abbildung 4: Computerkriminalität 
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Während es bei diesen drei Hauptgruppen des Cybercrime primär um Strafta-
ten geht, die erst durch die Computertechnologie bzw. das Internet entstanden 
sind oder ermöglicht wurden, gibt es auch eine ganze Reihe anderer Handlun-
gen, die traditionelle kriminelle Akte betreffen, die durch die Nutzung von In-
ternet-Computern erheblich erleichtert wurden. 
Hierzu zählen zunächst die unterschiedlichen Formen des Identitätsdiebstahls, 
etwa für den Betrug mit Kreditkarten oder Bankkonten oder für Transaktionen 
bei Internet-Auktionen. Dabei wird durch verschiedene betrügerische Metho-
den wie Phishing (irreführende E-Mails), Pharming (Manipulation von Web-
browsern, um den Benutzer auf gefälschte Webseiten umzuleiten) . oder Spoo-
fing (verschiedene Täuschungsversuche in Computernetzwerken zur Ver-
schleierung der eigenen Identität) versucht, die Identitätsdaten einer Person 
(z. B. Kartenummern, PIN-Codes, Passwörter etc.) zu erlangen, mit deren Hil-
fe dann ein Zugang zu Konten oder Daten der jeweiligen Zielpersonen ermög-
licht wird. 
Eine andere Gruppe von Straftaten betrifft politische Straftaten wie Volksver-
hetzung, das Verbreiten von Propagandamitteln verfassungswidriger Organi-
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sationen, die Beleidigung von Verfassungsorganen, die Anleitung zu Strafta-
ten (Bau von Bomben) oder gar Gewaltaufrufe gegen konkrete Personen. 
Schließlich ist noch das Cyberstalking (Hoffmann, 2006) zu erwähnen. Dies 
ist eine Sonderform des Stalking, also des beharrlichen Verfolgens und Beläs-
tigens von Personen durch unerwünschte und beleidigende E-Mails, Einträge 
in Internet-Gästebüchern, Beschimpfungen und Bedrohungen in Chats, teil-
weise auch in Form von gezielter Zusendung von Maiware oder durch Identi-
tätsdiebstahl usw.13 

Eine weitere wesentliche Gruppe von Straftaten, bei denen das Internet Tat-
mittel oder Tatort ist, betrifft Sexualdelikte. Dies soll im folgenden näher er-
läutert werden. 

2.2 Cybersex 
Bevor auf Sexualdelikte mit Bezug zum Internet, also auf kriminelle Hand-
lungen, eingegangen wird, sei erwähnt, dass das Internet neben vielen anderen 
Diensten und Aktivitäten auch und gerade ein Forum für sexuelle Fantasien, 
Kontakte und Handlungen ist. Vieles davon mag vielleicht anstößig oder mo-
ralisch bedenklich erscheinen, ist aber grundsätzlich nicht illegal. So gibt es 
unzählige Websites mit kostenpflichtigen oder auch kostenlosen legalen por-
nografischen Bildern und Videos zum Download, die - das lässt sich un-
schwer vermuten - häufig als Stimulation für sexuelle Selbstbefriedigung oder 
auch als Anregung für partnerschaftlichen Sex genutzt werden. 
Ein weiterer Weg, sich mit Hilfe des Internet sexuell zu betätigen, ist die 
Kommunikation mit zumeist anonymen Personen in Chatrooms oder mit Hilfe 
sog. Messenger-Programme (MSN, ICQ). Dabei loggen sich die Teilnehmer 
unter Verwendung eines selbst gewählten Benutzernamens (,User Name' oder 
,Nickname ') ein und tauschen auf schriftlichem Wege erotische Fantasien aus, 
indem sie z. B. beschreiben, wie sie sich selbst befriedigen oder welche sexu-
ellen Vorlieben und Neigungen sie haben. Eine Sonderform dieser als Cyber-
sex bezeichneten Handlungen sind Chatrollenspiele mit sexuellen Inhalten 
(z.B. Sado-Maso-Spiele) und Videochats mit Hilfe von Webcams, bei denen 
sich die Partner gegenseitig betrachten und durch das Geben oder Befolgen 
von Anweisungen stimulieren (vgl. Mala, 2004). Eine kommerzialisierte Va-
riante solcher Cam-Chats sind kostenpflichtige Video-Peep-Shows, bei denen 
der Betrachter zwischen verschiedenen „Modellen" wählen kann, die sich für 
ihn entkleiden. 

13 Vgl. dazu auch den im April 2007 in Kraft getretenen § 238 StGB (Nachstellung) . 
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Der Reiz des Cybersex liegt zum einen in der nahezu völligen Anonymität des 
Chat, die es erlaubt, auch ansonsten unausgesprochene sexuelle Fantasien zu 
artikulieren und mit anderen zu teilen, darunter auch solche, deren (vollstän-
dige) Realisierung gar nicht gewünscht oder beabsichtigt ist. Ein weiterer 
Grund ist die Möglichkeit, ein hohes Maß an sexueller Intimität praktisch un-
mittelbar, von zu Hause aus, mit minimalen Kosten und mit zahlreichen, be-
liebigen Personen zu erlangen. Die Anonymität des Chat hat freilich zur Fol-
ge, dass es für die Chatpartner so gut wie keine Möglichkeit gibt, etwas über 
die wahre Identität des anderen zu erfahren - es sei denn, sie verlassen die 
Cyberwelt und begegnen sich tatsächlich; dies scheint aber nur in seltenen 
Fällen gewünscht zu werden. Das tatsächliche Aussehen, das Alter, ja selbst 
das Geschlecht des Chatpartners lässt sich bei einem einfachen Text-Chat 
nicht überprüfen; dies kann zu paradoxen, oft karikierten Situationen führen. 
Da es beim Cybersex aber häufig nur um eine möglichst wirklichkeitsnahe, 
aber eben nur virtuelle Simulation sexueller Aktivitäten geht, scheint eine ge-
naue, realistische Kenntnis über den Partner oftmals weder gewünscht noch 
benötigt zu werden. 
Die Betrachtungen über den legalen Cybersex führen nahtlos zu illegalen, 
kriminellen Handlungsweisen im oder durch das Internet. Dabei geht es 
hauptsächlich um drei Formen: 
a) Erwerb, Besitz oder Weitergabe illegaler Bild- und Videodateien, nament-

lich Kinderpornografie, 
b) Kontakte zu (möglichen) Sexpartnern, insbesondere zu Kindern und Ju-

gendlichen, 
c) Kontakte zu Gleichgesinnten (sog. Networking) in Chatrooms, 

Newsgroups, Foren etc. zum Austausch von Erfahrungen, zur Vorberei-
tung von Treffen oder zur Vermittlung von Partnern. 

2.3 Kinderpornografie im Internet 
In Deutschland - und sicher auch international - nimmt die Zahl der polizeilich 
erfassten Fälle von Kinderpornografie seit Mitte der 90er Jahre kontinuierlich 
zu. Dies liegt vor allem an der Verbreitung der Pornografie mit Hilfe des Inter-
net. Die entsprechenden Fallzahlen der Polizeilichen Kriminalstatistik - PKS 
(Bundeskriminalamt, 2006) haben sich in den letzten 10 Jahren mehr als ver-
zehnfacht (Abb. 5). 
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Abbildung 5: Besitz und Verschaffung von Kinderpornografie 
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Obwohl die Polizeiliche Kriminalstatistik nicht die tatsächliche Entwicklung 
wiedergibt, sondern lediglich die Zahl der erfassten Fälle und darum stark be-
einflusst wird durch das Ausmaß der polizeilichen Ermittlungstätigkeit, 14 ist 
eine rapide Zunahme der Fälle auch im sog. Dunkelfeld mit hoher Wahr-
scheinlichkeit anzunehmen. Es ist sicherlich auch nicht übertrieben, wenn 
man vermutet, dass die bekannt gewordenen Fälle lediglich so etwas wie die 
Spitze des Eisberges bilden. Zwei Gründe sprechen dafür: 

- Zum einen erlaubt die Verwendung digitaler Foto- und Videokameras 
sowie von Scannern und DVD-Rekordern heute, anders als noch vor 20 
oder 30 Jahren, die einfache Erstellung und Vervielfältigung von Kin-
derpornografie. Dies gilt auch für bereits vor vielen Jahren produzierte 
Abbildungen, die damals aufgrund anderer strafrechtlicher Bestimmun-
gen in Dänemark z. T. noch legal in den Handel gelangt sind. So bilden 
etwa in den siebziger Jahren mit Super-8-Kameras erstellte Kinderpor-
nofilme nach wie vor einen großen Anteil des kinderpornografischen 
Materials heutiger Sicherstellungen. 15 

- Zweitens ist es durch das Internet möglich, dieses Material weltweit 
und ohne Zeit- und Qualitätsverluste massenhaft zu verbreiten. Auch 

14 Vgl. dazu die Ergebnisse der „Operation Mikado" , bei der nach Überprüfung von 20 Millionen 
Kreditkarten in Deutschland über 300 Verdächtige eines Kinderporno-Rings ermittelt wurden 
(http://de.wikipedia.org/wiki/Operation _ Mikado [abgerufen am 16.05.2007]. 

15 Mündliche Mitteilung der ,,Zentralstelle Kinderpornografie" des BKA. 
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wenig geübte Anwender können dann mit entsprechender Software, die 
gespeicherten Bilddateien verändern, neu zusammensetzen oder in der 
ursprünglichen Form weitergeben. Dadurch ergibt sich ein riesiger, 
kaum kontrollierbarer Markt, ein Fass ohne Boden. 

Im deutschsprachigen Raum gibt es bislang kaum wissenschaftliche Studien 
zur Herstellung, Verbreitung und Nutzung von Kinderpornografie (vgl. Bil-
laud & Boess, 2006; Junkermann, 2006; Rollo & Neubacher, 2004). Aus der 
Statistik wissen wir jedoch, dass die polizeilich ermittelten Tatverdächtigen 
weit überwiegend(> 96 %) erwachsene Männer unterschiedlicher Berufs- und 
Bildungsgruppen sind. Ein Teil davon dürfte aus rein materiellen Gründen 
handeln. Schließlich lässt sich durch Produktion und Vermarktung von legaler 
wie illegaler Pornografie offenbar viel Geld verdienen. Ähnlich wie ein Dro-
gendealer nicht unbedingt drogenabhängig sein muss, muss jemand, der kin-
derpornografisches Material verbreitet, auch nicht stets ein sexuelles Interesse 
an Kindern haben (vgl. Frei et al., 2005). Doch was sind die Motive derjeni-
gen, die kinderpornografisches Material „lediglich" erwerben, sammeln und 
ohne finanzielle Interessen an andere weitergeben oder tauschen? Sind dies 
alles - im engeren Sinne - Pädophile oder Pädosexuelle? 
Die Antwort darauf ist nicht leicht, eben weil es dazu bislang kaum Forschung 
gibt, überwiegend im Ausland (z.B. Krone, 2004). Als Forschungshypothese 
lassen sich jedoch drei verschiedene Motivations- oder Tätertypen formulieren 
(vgl. auch Alexy, Burgess & Baker, 2005): 

l) Neugier- oder Gelegenheitstäter, die kinderpornografisches Material be-
trachten wollen, weil es verboten ist, weil es ungewöhnlich und bizarr 
ist, weil sie mitreden wollen usw. Diese Täter können ein ansonsten un-
auffälliges, normales Sozial- und Sexualverhalten zeigen und dürften 
kaum geneigt sein, Kinder in der Realität sexuell zu missbrauchen. 

2) Täter, bei denen bereits ein gewisses sexuelles Interesse an Kindern be-
steht, das sie durch das Sammeln und Betrachten von Kinderpornogra-
fie und durch entsprechende Fantasien bei Masturbationen zu befriedi-
gen suchen. Die Frage, ob sich dadurch ein Wunsch nach „mehr" ent-
wickeln könnte oder gar zwangsläufig entwickeln wird, ist zumindest 
nicht weit her geholt, gleichwohl ohne empirische Untersuchungen 
nicht zu beantworten. 

3) Täter, bei denen der Umgang mit Kinderpornografie Teil einer mehr 
oder minder ausgeprägten pädosexuellen Neigung ist, die in der Ver-
gangenheit bereits zu (versuchten) Missbrauchshandlungen geführt hat. 
Hier wäre zu fragen, ob der Konsum von Kinderpornos diese Neigung 
weiter fördert (Verstärkungshypothese) oder ob z.B. der Gebrauch der 
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Darstellungen für Masturbationsfantasien im Gegenteil nicht sogar zu 
einer Abschwächung der Neigung führt (Katharsishypothese). 

Ob diese Dreiteilung zutrifft, wie groß die zahlenmäßigen Anteile dieser drei 
Typen sind, ob es eine Entwicklung von einem zum nächsten Typ gibt und ob 
und wie durch den Konsum von Kinderpornografie der sexuelle Missbrauch 
von Kindern in der Realität beeinflusst wird, lässt sich ohne entsprechende 
Forschung nicht sagen (vgl. dazu Hili, Eriken & Berner, 2006). 
Doch selbst wenn die Gefahr, dass es durch die Verbreitung von Kinderpor-
nografie im Internet bei den Nutzern oder Konsumenten zu mehr Miss-
brauchshandlungen in der Realität kommt, als gering angesehen werden könn-
te, darf nicht vergessen werden, dass jedes kinderpornografische Material re-
gelmäßig einen sexuellen Missbrauch von Kindern impliziert. Dieser wurde 
zwar von den Produzenten des Materials, nicht von den Konsumenten verübt, 
er bleibt aber - so lehrt uns die kriminologische Erfahrung - dauerhaft im 
Netz und ist damit für die Opfer lebenslang präsent. Diese zeitlich unbegrenz-
te Viktimisierung von Kindern ist allein schon Grund genug, nicht nur am 
Verbot des Umgangs mit Kinderpornografie festzuhalten , sondern die damit 
verbundenen Straftaten konsequent und weltweit zu verfolgen. 

2.4 Sexuelle Belästigung und Grooming von Kindern in Chatrooms 
Die Nutzung des Internets ist selbstverständlich nicht auf Erwachsene be-
schränkt. Oftmals verfügen sogar Jugendliche und Kinder über mehr techni-
sches Know-how und Interesse als Erwachsene und vieles im Internet übt auf 
junge Menschen auch einen besonders großen Reiz aus. Sie können sich hier 
scheinbar frei und ohne Einschränkungen bewegen, die zahlreichen Facetten 
dieser Cyberwelt lassen sich spielerisch erkunden und man kann dabei ständig 
neue Dinge entdecken. Besonders Chaträume sind - neben Onlinespielen und 
dem Downloaden von Musik und Videos - bei Kindern und Jugendlichen sehr 
beliebt, gelten als „cool". Hier kann man Bekanntschaften machen, Erfahrun-
gen und Sorgen austauschen usw. Dabei lassen sich auch neue Rollen auspro-
bieren, ja man kann sich, z. B. schon durch die Wahl eines entsprechenden 
Benutzernamens, eine neue „virtuelle" Identität geben. Dadurch ergibt sich 
freilich auch die Gefahr sexueller Belästigungen und Missbrauchshandlungen 
durch andere Jugendliche oder auch durch Erwachsene, wobei ja - anders als 
in der realen Welt - Aussehen, Alter und sogar Geschlecht des Chatpartners 
gar nicht oder jedenfalls nicht ohne weiteres feststellbar sind. Im Einzelnen 
lassen sich dabei folgende Formen sexueller Übergriffe unterscheiden: 
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1) verbale sexuelle Belästigungen 

Dazu zählen z. B. intime Fragen nach dem Aussehen, nach sexuellen 
Erfahrungen, Aufforderungen zur sexuellen Selbstbefriedigung oder die 
Beschreibung von sexuellen Handlungen durch den Chatpartner. Schon 
ein solches verbales „Einwirken" auf ein Kind in einem Chat kann ggf. 
als sexueller Kindesmissbrauch(§ 176 Abs. 4, Ziffer 2 bis 4 StGB) ver-
folgt werden. 

2) Übermittlung pornografischer Darstellungen 

Mit Hilfe von Messenger-Programmen, über einfache E-Mails oder mit-
tels Handys lassen sich auch Bild- und Videodateien übermitteln. Han-
delt es sich dabei um pornografisches Material, so ist dies in Deutsch-
land bereits bei ansonsten legaler Pornografie strafbar, wenn der Emp-
fänger eine Person unter 18 Jahren ist (§ 184, Abs. 1, Ziffer 1 StGB). Ist 
der Empfänger ein Kind, also unter 14 Jahre alt, dann ist dies sogar eine 
Form des sexuellen Kindesmissbrauchs (§ 176 Abs. 4, Ziffer 4 StGB). 
Die Übermittlung von kinderpornografischen Darstellungen ist bekannt-
lich in jedem Falle strafbar(§ 184 b StGB). In diesen Fällen kann sich 
ein Täter also nicht durch die Aussage, er habe gar nicht gewusst oder 
geglaubt, dass der Empfänger minderjährig ist, aus der Verantwortung 
ziehen. 

3) Exhibitionistische Handlungen vor Webcams 

In Videochats lassen sich durch sog. Webcams und Mikrofone Bilder 
und Töne übertragen. Man kann also den Chatpartner sehen und hören. 
Überträgt also ein Chatter, wie er sich vor der Kamera selbst befriedigt, 
dann ist diese exhibitionistische Handlung, wenn sie vor Kindern er-
folgt, in jedem Falle strafbar (§ 176 Abs. 4, Ziffer 1 StGB), ansonsten 
dann, wenn ein Mann durch eine solche „Vorführung" eine andere Per-
son belästigt (§ 183 StGB). 

4) Aufnahme von Pornografie 

Die durch Webcams übermittelten Bilder lassen sich mit geeigneter 
Software auch aufnehmen. Gelingt es einem Chatter, seinen Webcam-
Partner zu sexuellen Handlungen vor der Kamera zu bewegen und 
zeichnet er diese auf, so entsteht ein pornografischer Film, der durch 
das Internet oder E-Mails weiterverbreitet werden kann. Auch dies kann 
selbstverständlich strafrechtliche Folgen haben, selbst dann, wenn der 
Chatpartner mit der Aufnahme an sich einverstanden war. 
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5) Online Grooming - Vorbereitung eines sexuellen Missbrauchs in der 
Realität 

Während es bei den bisher beschriebenen Sexualdelikten ausschließlich 
um Handlungen in der virtuellen Welt des Internets ging, also nicht um 
unmittelbare, direkte, körperliche Kontakte zwischen Tätern und Op-
fern, besteht die größte Gefahr des Cybersex darin, dass Chatkontakte 
zur Vorbereitung von Gewalt- und Missbrauchshandlungen in der rea-
len Welt benutzt werden. Ein solches „Grooming" 16 zielt darauf ab, das 
Vertrauen von Kindern zu gewinnen, etwa indem man es etwa glauben 
lässt, der andere sei ebenfalls ein Kind und suche eine rein freund-
schaftliche Beziehung, während es ihm tatsächlich darum geht, das 
Kind zur Herausgabe persönlicher Informationen (Telefonnummer, Ad-
resse usw.) und letztlich zu einem Treffen mit sexuellen Handlungen zu 
bringen (siehe auch Rüegger & Nägeli , 2006). 

Über die Häufigkeit der genannten Formen sexueller Übergriffe gibt es keine 
Zahlen, noch nicht einmal Schätzungen, aber viele Befürchtungen. Aus zahl-
reichen Berichten wissen wir nämlich, dass zumindest verbale sexuelle Beläs-
tigungen von Kindern in vielen Chats an der Tagesordnung sind und dass auch 
die anderen zuvor genannten Deliktarten nicht nur theoretische Möglichkei-
ten, sondern reale Vorkommnisse und Gefahren beschreiben. Ähnlich wie bei 
der Verbreitung der Kinderpornografie stellt sich auch hier die Frage nach den 
Tätern, die sich wiederum nur als Forschungshypothese beantworten lässt. 

Neben pädosexuellen Tätern im engeren Sinne, für die das Internet lediglich 
eine zusätzliche und in mancher Hinsicht sehr einfache, nahezu ideale Mög-
lichkeit der Kontaktanbahnung bietet, ist anzunehmen, dass es auch zahlreiche 
Täter gibt, die ihre Aktivitäten auf Cybersex beschränken und beschränken 
wollen. Auch diese verletzen selbstverständlich die sexuelle Selbstbestim-
mung der Kinder und können dauerhafte seelische Schäden verursachen. Sie 
sind darum nicht harmlos. 

2.5 Networking sexuell devianter Personen im Internet 
Kommunikation im Internet ist nicht auf Chatrooms, E-Mails und Messenger-
Programme beschränkt. Als virtuelle Diskussionsforen gibt es unzählige sog. 
Newsgroups, in denen zu speziellen Themen Textbeiträge ausgetauscht und 
Kontakte geknüpft werden können. Der Zugriff auf diese Foren erfolgt über 

16 Der Begriff „Grooming" bedeutet ursprünglich „Pflege" oder „Putzen", z.B. von Haustieren. 
Im übertragenen Sinne bezeichnet er in diesem Kontext ein (Gesprächs-)Verhalten, das Zunei-
gung und Nähe herstellen soll. 
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spezielle Computerprogramme, sog. Newsreader, oder über Suchdienste wie 
Google Groups. Wie sich mühelos feststellen lässt, befassen sich viele dieser 
Newsgroups mit Sexualität und damit verwandten Themen. Es verwundert 
daher nicht, dass sich in solchen Foren auch Personen mit sexuell abweichen-
den Interessen und Neigungen finden, um Erfahrungen und Erlebnisse auszu-
tauschen, um Gleichgesinnte für Treffen zu finden oder um sich Tipps für se-
xuelle Praktiken zu geben. Dies muss nicht notwendigerweise immer auch 
strafrechtlich relevant sein, kann aber natürlich zur Vorbereitung von Sexual-
straftaten und anderen Delikten dienen. Ein weiterer Effekt ist, dass sich Per-
sonen mit seltenen, extremen Neigungen nun plötzlich als Teil einer Gruppe 
von Gleichgesinnten, einer Internet-Community, erleben können, wodurch die 
Chance, dass aus Fantasien Pläne und aus Plänen Handlungen werden, steigt. 
Der wohl spektakulärste Fall in diesem Zusammenhang ist der des sog. ,,Kan-
nibalen von Rotenburg". Bekanntlich tötete und verspeiste der 1962 geborene 
Armin Meiwes im März 2001 den 43 Jahre alten Bernd B., den er zuvor durch 
eine „Cannibal-Newsgroup" kennen gelernt hatte. Sexuell motivierte kanniba-
listische Neigungen und Fantasien sind eine seit langem berichtete Sonder-
form des Fetischismus (vgl. Knecht, 2004; Marneros, 1997; Saimeh, 2005). 
Wer allerdings wie Meiwes Wert darauf legt, dass das Opfer in die Tat einwil-
ligt, der hatte vor der Erfindung des Internet so gut wie keine Chance, etwa 
durch Zeitungsanzeigen, einen geeigneten Partner zu finden. Das Internet ist 
also nicht nur ein Medium, das Sexualstraftäter nutzen können, um das, was 
sie ohnedies tun (möchten), leichter zu vollbringen, es ermöglicht auch Delik-
te, die vorher allenfalls in der Fantasie der Täter vorstellbar waren. 17 

3. Fazit: Was tun gegen (Sexual)delikte mit dem Tatmittel Internet? 
Mit welchen Maßnahmen und Strategien lassen sich Delikte, namentlich Se-
xualdelikte, mit Internet-Bezug verfolgen oder verhindern? Darauf gibt es 
selbstverständlich nicht nur eine Antwort, denn vieles hängt von den jeweili-
gen Taten, den beteiligten oder betroffenen Personen und auch von dem Wis-
sen der präventiv oder repressiv tätigen Institutionen ab. Zunächst muss ja ei-
ne konkrete Gefahr erkannt werden, damit angemessen darauf reagiert werden 
kann. 
Der Kannibalenfall von Rotenburg etwa wurde durch die Mitteilung eines 
aufmerksamen Studenten bekannt, dem die Aussagen (Postings) von Meiwes 

17 Zur Schwierigkeit der strafrechtlichen Bewertung dieses Falles vgl. Kreuzer (2005), Momsen & 
Jung (2007), JZ 15/ 16/2006, S. 795 ff. mit Anmerkung H. Otto. 
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im Internet merkwürdig vorkamen. 18 Die Polizei veranlasste daraufhin eine 
Recherche, die zur Identitätsfeststellung von ,,Franky'' bzw. ,, antrophagus " 
führte. Neben solchen anlassbezogenen Recherchen gibt es seit 1999 im Bun-
deskriminalamt auch eine „Zentralstelle für anlassunabhängige Recherchen in 
Datennetzen im Internet" (ZaRD). Ähnliche Rechercheeinheiten gibt es auch 
in mehreren Landeskriminalämtern. Diese suchen ständig, systematisch, ohne 
konkreten Anlass und deliktsübergreifend nach strafrechtlich relevanten Inhal-
ten im Internet. freilich ähnelt diese Recherche der sprichwörtlichen Suche 
nach einer Stecknadel im Heuhaufen. So schreibt die ZaRD in einem Informa-
tionstext19, dass sich „bei inzwischen weit über einer Milliarde Webseiten im 
WWW, über 80.000 verschiedenen Newsgruppen und ca. 25 .000 verschiede-
nen Chatkanälen" . . . ,,natürlich die Frage nach dem eigentlich praktischen 
Ansatz anlassunabhängiger Recherchen stellt. Die Eingabe eines inkriminier-
ten Begriffes in die Suchmaske einer der gängigen Suchmaschinen ist in der 
Regel nicht das probate Mittel." 
In der Tat sind die Ergebnisse dieser Zentralstelle rein quantitativ betrachtet 
auch nicht übermäßig groß.20 So wurden im Jahre 2003 insgesamt 649 Ver-
dachtsfälle bearbeitet, wobei in 600 Fällen aufgrund ausreichenden Verdachts 
Anzeigen erstellt und an die zuständigen Dienststellen im In- und Ausland 
weitergeleitet wurden. 365 Fälle (60,8 %) betrafen Kinderpornografie, ledig-
lich 9 Fälle (1,5 %) sexuellen Kindesmissbrauch. Dies hat sicher auch mit der 
leichteren Beweisbarkeit der Pornografiedelikte zu tun, zeigt aber auch, dass 
diese polizeiliche Recherchearbeit nur eine Maßnahme zur Bekämpfung von 
Straftaten im oder mit dem Internet sein kann. Von eigenen Recherchen rät 
die „Zentralstelle Kinderpornographie" des BKA übrigens ausdrücklich ab, 
,,da bei Seiten, die Kinderpornografie enthalten, bereits das „Downloaden" 
strafbar sein kann."21 

Auch selbst ernannten Ermittlern in Chatrooms, die dort in der Rolle eines 
kindlichen Chatters als Agents Provocateur, also als Lockspitzel, auftreten, 
wird man skeptisch gegenüber stehen müssen, weil sie sich in einer rechtli-
chen Grauzone bewegen und sich darum fragen lassen müssen, ob der gute 
Zweck dieses Mittel rechtfertigt. In den USA gibt es allerdings sogar bereits 

18 Originaltext einer Internet-Anzeige von A. Meiwes: ,,Suche immer Jungen zum Schlachten. Bist 
du max. 30 Jahre alt und schlank? Hast du einen normalen Körper, aber dein Leben satt? Ich 
kann dich killen' !! Bevorzugt erstechen, erdrosseln oder erhängen. Bist du interessiert, dann 
melde dich über meine E-Mail-Adresse.anthropagus@hotmail.com." 

19 Siehe: www.bka.de-+ Profil -+ Zentralstelle - Einrichtungen-+ ZaRD [ abgerufen am 26.04.2007]. 

20 Siehe dazu: http://www.4law.co.il/bka1.pdf[abgerufen am 26.04.2007]. 

21 Siehe: www.bka.de -+ Profil -+ Zentralstelle - Einrichtungen -+ Zentralstelle "Kinderporno-
grafie" [abgerufen am 26.04.2007]. 
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eine Organisation, die in Chatrooms systematisch nach Männern fahndet, die 
dort sexuelle Kontakte zu Minderjährigen suchen.22 Dabei wird versucht, die 
Männer zur Herausgabe persönlicher Informationen zu bewegen, die dann für 
weitere Ermittlungen an die Polizei weitergegeben werden. Auf der von „Per-
verted Justice" betriebenen Website werden außerdem überführte - nicht im-
mer auch rechtskräftig verurteilte - Verdächtige platziert. Inzwischen gibt es 
sogar unter dem Titel „Corrupted Justice" eine Website, die sich mit dieser 
fragwürdigen Praxis kritisch auseinandersetzt.23 

Mit der Aufdeckung von Straftaten und der Ermittlung und Verfolgung der 
jeweiligen Täter wird stets nur ein kleiner Teil der Sexualdelikte mit Internet-
bezug erfassbar sein. Die Cyberwelt ist zu riesig und zu vielfältig und bietet 
zu viele Schlupflöcher, so dass mit Maßnahmen der Repression allein kein 
nachhaltiger Erfolg zu erwarten ist. Ein anderer Weg ist der der Kriminalprä-
vention, also des Zuvorkommens (lat. praevenire).24 

Sexualdelikte sind ja immer opferbezogene Straftaten. Alles, was potentielle 
Opfer angemessen über mögliche Gefahrenquellen informiert und ihr Ver-
meide- und Abwehrverhalten stärkt, beugt daher Straftaten vor und ist ein 
Schutz vor Viktimisierung. Unter dem Stichwort „Stärkung der Medienkom-
petenz" gibt es eine Reihe von Schriften und Broschüren, die je nach Alters-
gruppe der Nutzer Hinweise zum Umgang mit modernen Medien, also auch 
und gerade mit dem Internet geben sollen. 25 Diese Schriften lassen sich auch 
im Schulunterricht verwenden. Manche Texte wenden sich nicht an Kinder 
und Jugendliche, sondern an Eltern und Pädagogen, weil diese unter Um-
ständen selbst erst einmal über Chancen und Risiken des Internet und über 
geeignete Abwehrmaßnahmen informiert werden müssen. 
Dabei kommt es selbstverständlich darauf an, den Kindern nicht unnötig Angst 
oder Ohnrnachtsgefühle zu vermitteln, sondern sie in dem Bewusstsein zu stär-
ken, dass trotz vieler Gefahren im Internet für den aufmerksamen und infor-
mierten Nutzer ein Surfen und Chatten ohne ernsthafte Risiken möglich ist und 
dass es Möglichkeiten gibt, eventuelle Übergriffe oder Belästigungen schon im 
Ansatz zu stoppen. 

22 http://www.perverted-justice.com [abgerufen am 26.04.2007]. 

23 http://corrupted-justice.com [abgerufen am 26.04.2007]. 

24 Vgl. zum Ganzen den Reader „lntemet-Devianz" der Stiftung Deutsches Forum für Kriminal-
prävention (2006). 

25 Siehe z. B. die Infos zum Thema „Medienkompetenz" auf der Website der Polizeilichen Krimi-
nalprävention der Länder und des Bundes (www.polizei -beratung.de) sowie die Broschüren von 
www.jugendschutz.net. 
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Ein anderer Schwerpunkt der Präventionsarbeit liegt in der Beratung von und 
Zusammenarbeit mit Anbietern (Providern) von Internetdiensten, namentlich 
von Chaträumen. Diese überwiegend von privaten Organisationen betriebene 
Präventionsarbeit scheint inzwischen erste Früchte zu tragen. So widmen viele 
Chatdienste dem Thema Jugendschutz heute weit mehr Aufmerksamkeit als 
noch vor einigen Jahren. Beispielsweise wurden die Voraussetzungen für die 
Registrierung oder Anmeldung in Chats für Kinder und Jugendliche angeho-
ben und Nutzer haben leichtere Möglichkeiten, Störer zu ignorieren oder zu 
melden. Bewährt haben sich auch Moderatoren oder Administratoren in den 
Chaträumen, also Helfer, die von Chattern bei Bedarf gerufen werden können, 
etwa um Störer zu sperren. 

Letztlich aber ist Kriminalprävention bei Sexualdelikten im Internet - wie 
Kriminalprävention insgesamt - eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, eine 
Thematik, die alle relevanten Personen und Kräfte einbezieht, um mehr 
Schutz vor Übergriffen und Missbräuchen zu erlangen. Zwar gibt es auch im 
Cyberspace wie in der Realität keine absolute Sicherheit, aber je mehr wir uns 
bewusst sind, dass das Internet neben vielfältigen Möglichkeiten auch zahlrei-
che Risiken und Gefahren birgt, desto eher werden wir in der Lage sein, sol-
che Gefahren schon im Vorfeld abzuwehren oder effektiv zu verfolgen. Dafür 
ist freilich auch, das verdeutlichen die obigen Ausführungen anschaulich, 
mehr und qualifizierte Forschung auf diesem Gebiet erforderlich. 
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Mediennutzung, Schulerfolg, Jugendgewalt 
und die Krise der Jungen1 

Thomas Mößle, Matthias Kleimann, Florian Rehbein und 
Christian Pfeiffer 

Die Lebenswelt von Kindern und Jugendlichen im Deutschland des 21. Jahr-
hunderts wird maßgeblich geprägt von den Faktoren Schule, Familie, Peers und 
Medien. Welche Rolle die Medien in diesem Beziehungsgeflecht spielen und 
mit welchen Entwicklungen ein besonders intensiver Medienkonsum von Kin-
dern und Jugendlichen einhergeht, war ein Schwerpunkt der Schülerbefragung 
2005 des Kriminologischen Forschungsinstituts Niedersachsen. Es wurden rund 
17.000 Neuntklässler und rund 6.000 Viertklässler zu ihrer Mediennutzung, 
ihrer Familie, ihrem schulischen Umfeld und ihrem Freizeitverhalten befragt. 
Der folgende Text berichtet über die Rolle der Medien im Leben von Schüle-
rinnen und Schülern der vierten bzw. neunten Klasse und beleuchtet Zusam-
menhänge zwischen Mediennutzung und schulischer Leistung sowie anschlie-
ßend zwischen Mediennutzung und Gewaltverhalten. Geldgeber der Studie, die 
in elf westdeutschen Städten und Landkreisen durchgeführt wurde, waren die 
beteiligten Kommunen, die Volkswagen Stiftung, das KFN und die Landesme-
dienanstalten aus Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen. 

Ausgangspunkt der Untersuchung: Die Leistungskrise der 
Jungen 
Hauptgrund für die Aufnahme des neuen Befragungsschwerpunkts Medienkon-
sum in die seit 1998 wiederholt durchgeführte Schülerbefragung des KFN war 
für uns die aus Schulstatistiken sowie den Befunden der PISA-Studie erkennbar 
werdende Leistungskrise der Jungen. Hinzu kam das von der PISA-
Studie dokumentierte Nord-Süd-Gefälle der Schulleistungen. Die seit Jahren 
wachsenden Leistungsdivergenzen, die sich im Vergleich von Jungen und 
Mädchen ergeben, werden von den Schulstatistiken in mehrfacher Hinsicht do-
kumentiert. 
In der Stichprobe der Neuntklässler der Schülerbefragung 2005 besuchten 
18,9 % der Mädchen und 22,8 % der Jungen eine Hauptschule, 30,7 % eine 

I Die Erstveröffentlichung dieses Aufsatzes erfolgte in der Zeitschrift für Jugendkriminalrecht 
und Jugendhilfe 17 (2006), 295-309. 
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Realschule (Jungen 27,9 %), 13,6 % eine Gesamtschule (Jungen 15,5 %) und 
36,7 % ein Gymnasium (Jungen 33,9 %). So zeigen sich bereits in Bezug auf 
die Verteilung auf die unterschiedlichen Schularten deutliche Geschlechterdi-
vergenzen. 

Ein weiteres Beispiel für die Leistungskrise der Jungen ist die Quote der Schul-
abbrecher. Schon im Jahr 1990 dominierten hier Jungen gegenüber Mädchen im 
Verhältnis von 56 zu 44. Bis zum Jahr 2002 ist diese Divergenz auf 64 zu 36 an-
gewachsen und hat sich seitdem auf diesem Niveau stabilisiert. Eine aktuelle 
Veröffentlichung des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg aus dem 
Jahr 2006, in der erstmals die „Sitzenbleiber" unterschiedlicher Klassenstufen 
und Schulformen getrennt nach Geschlecht ausgewiesen wurden, zeigt ebenfalls 
eine deutliche Geschlechterdifferenz: 62 Prozent der Sitzenbleiber im Jahr 2005 
waren demnach Jungen, 38 Prozent Mädchen. Andere Anzeichen für die wach-
senden Leistungsunterschiede von Jungen und Mädchen bietet die niedersächsi-
sche Schulstatistik, in der bis zum Jahr 2003 Schulaufsteiger getrennt nach ihrem 
Geschlecht registriert wurden. 

Die nachfolgende Abbildung 1 zeigt, dass sich in soweit 1988 noch ein weit-
gehender Gleichstand ergeben hat. Seitdem verändert sich jedoch das Bild 
schrittweise zu Lasten der Jungen. Bei der letzten entsprechenden Datenerhe-
bung dominieren die Mädchen mit 61 zu 39 Prozent. 

Abbildung 1: Schulaufsteiger in 11. Gymnasialklassen aus Hauptschulen, 
Realschulen und Berufsbildenden Schulen nach Geschlecht 
(Quelle: Eigene Berechnungen nach Daten des Statistischen 
Landesamtes Niedersachsen) 
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Eine ähnliche Entwicklung lässt sich der Bundesstatistik zur Geschlechter-
verteilung zum Abitur entnehmen. Abbildung 2 dokumentiert eine seit 1991 ste-
tig wachsende Dominanz der jungen Frauen, die bis 2004 ein Verhältnis von 57 
zu 43 erreicht hat. 
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Abbildung 2: Abiturienten getrennt nach Geschlecht 
(in Prozent - Quelle: Statistisches Bundesamt) 
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Diese Leistungsdivergenz von Jungen und Mädchen bestätigt auch die KFN-
Schülerbefragung 2005. Die nachfolgende Abbildung 3 dokumentiert die Schul-
laufbahnempfehlungen, die uns zu den ca. 6000 befragten Jungen und Mädchen 
von ihren Lehrerinnen und Lehrern mitgeteilt wurden. Danach liegen die Mäd-
chen bei der Gyrnnasialempfehlung klar vom (40,6 % zu 34,1 % bei den Jun-
gen), während die Jungen bei den Hauptschulempfehlungen dominieren (31 ,6 % 
zu 25,9 %). 

Abbildung 3: Schullaufbahnempfehlungen (4. Klasse) ... 
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Daneben haben wir Abbildung 3 auch einen Regionalvergleich aufgenommen. 
Im Vergleich der drei süddeutschen Städte München, Schwäbisch Gmünd und 
Stuttgart zu den nördlich gelegenen Städten Kassel, Oldenburg und Dortmund 
zeigen sich ebenfalls deutliche Unterschiede. Im Süden erhalten die Viertkläss-
ler zu 44 Prozent eine Gyrnnasialempfehlung, in den nördlicher gelegenen 
Städten sind es demgegenüber nur 37,1 Prozent. Zusammen mit der um rund 
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drei Prozent etwas höheren Hauptschulquote in Süddeutschland (Süd: 29,5 % 
zu Nord: 26,7 %) entsteht insgesamt der Eindruck, dass die Schulempfehlungen 
in Süddeutschland stärker zwischen den einzelnen Leistungsgruppen differen-
zieren, wobei angemerkt werden muss, dass das Leistungsniveau der Haupt-
schulen der südlichen Befragungsregionen nach Ergebnissen der PISA-Studie 
signifikant höher ist als das der nördlichen Befragungsregionen (vgl. Baumert 
et al., 2003, S. 261 - 331). Nachfolgend soll dargestellt werden, welche Bedeu-
tung im Hinblick auf die festgestellten Geschlechts- und Regionalunterschiede 
der Schulleistungen dem Medienkonsum der Kinder zukommt. 
Abbildung 4 zeigt zunächst auf, dass die Schülerinnen vierter Klassen erheb-
lich seltener als die Jungen in ihren Kinderzimmern über eigene Bildschirm-
geräte verfügen. Besonders klar fällt der Unterschied bei der Spielkonsole auf 
(Jungen 38, 1 % zu Mädchen 15,6 %). Aber auch bei den anderen Geräten do-
minieren klar die Jungen. ferner wird deutlich, dass sich auch im Vergleich 
der beiden Städtegruppen in dieser Hinsicht klare Unterschiede zeigen. Be-
sonders auffällig ist hier die um 15 Prozentpunkte höhere Fernsehausstattung 
der Kinder aus den drei nördlichen Städten. 

Ergänzend haben wir ferner nach dem Bildungsniveau im Elternhaus differen-
ziert. Die der Einstufung zugrunde liegende Information basiert dabei auf den 
Angaben der Klassenlehrer, da wir von den 10-jährigen Schülerinnen und 
Schüler weder zur sozialen Schicht noch zum Bildungshintergrund ihrer El-
tern valide Daten erheben konnten. Die Abbildung zeigt, dass Kinder aus Fa-
milien mit niedrigem Bildungsniveau erheblich stärker mit Bildschirmgeräten 
ausgestattet sind als die Vergleichsgruppe. Besonders deutlich fällt hier auf, 
dass Kinder, deren Eltern ein hohes Bildungsniveau haben, erheblich seltener 
über eine Spielkonsole verfügen als solche aus einem Elternhaus mit niedriger 
formaler Schulbildung (11,3 % zu 42,7 %). 
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Abbildung 4: Geräte im eigenen Zimmer (4. Klasse) ... 
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Zur Wirkung von eigenen Mediengeräten auf Dauer und Inhalt 
des Medienkonsums 
Zur Frage, wie sich die Verfügbarkeit eigener Mediengeräte auf Dauer und 
Inhalt des Medienkonsums auswirkt, ermöglicht die Schülerbefragung diffe-
renzierte Analysen. Generell zeigt sich, dass Kinder ohne eigenen Fernseher 
an Schultagen rund 70 Minuten fernsehen (Wochenende 101 Minuten). Kin-
der mit einem eigenen Gerät dagegen mehr als zwei Stunden (124 Minuten; 
am Wochenende 185 Minuten). Eine eigene Spielkonsole bedeutet bei 
10-Jährigen an Schultagen eine Erhöhung der Spielzeit von 20 Minuten auf 
über 50 Minuten, am Wochenende von 104 auf 191 Minuten. 

Hinzu kommt eine zweite Erkenntnis: Wer als 10-Jähriger über einen eigenen 
Fernseher verfügt, schaut doppelt so häufig Filme, die wegen ihres brutalen 
Inhalts erst ab 16 freigegeben sind bzw. keine Jugendfreigabe bekommen ha-
ben (15,5 % zu 32,5 %). Noch deutlicher werden die inhaltlichen Unterschie-
de bei der entsprechenden Analyse zu Computerspielen. Das gilt insbesondere 
im Hinblick auf solche Spiele, die aufgrund der in ihnen enthaltenen Gewalt-
exzesse ab 16 frei gegeben sind oder keine Jugendfreigabe erhalten haben (ab 
18). Viertklässler mit eigener Spielkonsole spielen derartige Computerspiele 
rund vier Mal häufiger als solche ohne eine eigene Konsole. 

Insgesamt zeigt die Untersuchung, dass etwa jeder zweite Junge im Alter von 
10 Jahren über eigene Erfahrungen mit solchen Spielen verfügt, die von den 
Obersten Landesjugendbehörden wegen ihrer brutalen Gewaltszenen erst ab 
dem Alter von 16 frei gegeben sind; etwas mehr als jeder Fünfte spielte so ein 
Spiel zum Zeitpunkt der Befragung. Zu den 14-/15-Jährigen hat sich ein noch 
extremerer Befund ergeben: Vier fünftel von ihnen spielen zumindest gele-
gentlich und jeder dritte häufig Computerspiele, die keine Jugendfreigabe er-
halten haben. Dabei fällt auf, dass Kinder aus Elternhäusern mit geringem 
formalen Bildungshintergrund, bei denen besonders häufig ein eigener Fern-
seher oder eine eigene Spielkonsole im Kinderzimmer steht, besonders viel 
Zeit mit Fernsehen und Computerspielen verbringen (Abb. 5 a). Darüber hin-
aus spielen diese Kinder auch vergleichsweise häufig entwicklungsbeeinträch-
tigende Spiele (Abb. 5 b). Während Kinder aus Familien mit hohem formalen 
elterlichen Bildungsniveau auf Fernseh- und Computerspielzeiten von 77 Mi-
nuten an Schultagen kommen und nur zu 6,6 Prozent zum Befragungszeit-
punkt ein Computerspiel nutzten, das erst „ab 16 Jahren" freigegeben ist bzw. 
keine Jugendfreigabe erhalten hat (Jungen in dieser Gruppe: 98 Minuten bzw. 
12,8 %), nutzen Kinder aus Elternhäusern mit niedriger formaler Bildung pro 
durchschnittlichem Schultag 175 Minuten Fernsehen und Computerspiele und 
spielen zu 20,2 Prozent ein entwicklungsbeeinträchtigendes Computerspiel 
(Jungen in dieser Gruppe: 208 Minuten bzw. 35,3 %). 
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Abb. 5 a: Medienzeiten an Schultagen 
Nach Bildungshintergrund 
im Elternhaus (in Minuten) 

Abb. 5 b: Derzeitige Nutzung entwicklungs-
beeinträchtigender Computerspiele 
(,,ab 16" oder „keine Jugendfreiga-
be" nach Bildungshintergrund im 
Elternhaus (in %) 
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Die Auswirkungen, die aus der Verfügbarkeit über die eigenen Mediengeräte 
entstehen, sollen nachfolgend anhand eines Extremgruppenvergleiches doku-
mentiert werden. Die nachfolgende Abbildung 6 stellt zunächst die regionalen 
Unterschiede der Geräteausstattung von zwei repräsentativen Stichproben der 
Viertklässler dar, denen aus München im Vergleich zu denen aus Dortmund. 
Zugleich wird nach Jungen und Mädchen unterschieden. 

Abbildung 6: Gerätebesitz von Viertklässlern (in %) ... 
... in Dortmund 
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Die Ergebnisse der Schülerbefragung zeigen zunächst sehr deutlich, dass die 
Ausstattung regional sehr unterschiedlich ist. Das eine Ausstattungsextrem bil-
det nach unseren Ergebnissen Dortmund, wo rund 64 Prozent der 10-jährigen 
Jungen in ihrem Zimmer über einen eigenen Fernseher und 56 Prozent über ei-
ne eigene Spielkonsole verfügen. Am anderen Ende der Skala steht München, 
wo nur knapp 28 Prozent der Jungen Fernseherbesitzer sind und ca. 27 Prozent 
eine Spielkonsole haben. In Dortmund zeigt sich darüber hinaus bei den Mäd-
chen im Vergleich zu den Jungen eine erheblich geringere Medienausstattung, 
in München fällt dieser Unterschied weniger ausgeprägt aus . 

Die Frage, warum die Viertklässler in Dortmund mehr als doppelt so oft über 
Fernseher und Spielkonsole verfügen als die in München, ist den uns zur Ver-
fügung stehenden Daten nach deutlich mit der unterschiedlichen Verteilung 
von Bildungsmilieu im Elternhaus der befragten Viertklässler und der unter-
schiedlichen sozialen Struktur in den verschiedenen Städten verknüpft. So 
liegt in München der Anteil der Familien mit hohem formalen Bildungsniveau 
der Eltern mit 52,8 Prozent mehr als doppelt so hoch wie der Vergleichswert 
Dortmunds (24,7 %; gewichtete Daten). 

Abbildung 7: Bildungsniveau der Eltern der befragten Viertklässler 
(in%) ... 
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Wenn wir ergänzend die Befunde der Befragung von Neuntklässlern heran-
ziehen, bei der wir auch Daten zur beruflichen Tätigkeit der Eltern erheben 
konnten, wird deutlich, dass in Dortmund erheblich mehr Familien von Ar-
beitslosigkeit und relativer Armut betroffen sind als in München (Dortmund 
17,0 % zu München 8,1 %). Die Kombination von sozialer Randlage und 
niedrigem Bildungsniveau erhöht offenkundig die Wahrscheinlichkeit be-
trächtlich, dass Kinder relativ früh Geräte erhalten. Dies bestätigen unsere Be-
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funde zu den Neuntklässlern, auf die hier aus Platzgründen nicht näher einge-
gangen werden kann (vgl. dazu Baier, Pfeiffer, Windzio & Rabold, 2006). 
Die Jungen in Dortmund bringen es durch ihre höhere Ausstattung mit Me-
diengeräten pro Schultag auf 3,3 Stunden Fernsehen und Computerspielen, in 
München sind es demgegenüber „nur" 1,8 Stunden. Bei den Mädchen fällt 
dieser Unterschied weniger deutlich aus (Dortmund 2 Stunden zu München 
1,3 Stunden). Die 10-jährigen Jungen aus Dortmund verbringen damit pro 
Jahr erheblich mehr Zeit vor dem Fernseher und ihrer PlayStation als im 
Schulunterricht (1.430 Stunden zu 1.140 Stunden). Zu beachten ist: An 135 
Tagen des Jahres haben die Kinder schulfrei und nutzen dann ihre Medienge-
räte noch intensiver als sonst. 

Abbildung 8: Medienzeiten an Schultagen von Viertklässlern 
(in Minuten) ... 

... in Dortmund ... in München 

TV und Video D PC../Konsolenspiele TV und Video D PC../Konsolenspiele 

Mädchen Mädchen 

Jungen Jungen 

0 120 240 0 120 240 

Auch die für die Gesamtstichprobe der befragten westdeutschen Viertklässler 
oben bereits dokumentierte Erkenntnis, dass ein eigener Fernseher bzw. eine 
eigene Videospielkonsole mit einer weitaus stärkeren Nutzung entwicklungs-
beeinträchtigender Medieninhalte einhergeht, kann am Städtevergleich zwi-
schen Dortmund und München anschaulich dokumentiert werden (vgl. 
Abb. 9). So zeigen sich in beiden Städten deutliche Geschlechterunterschiede. 
Männliche Viertklässler nutzen Filme und Computerspiele ab 16 bzw. ohne 
Jugendfreigabe deutlich häufiger als Mädchen. Allerdings liegt das Niveau der 
Nutzung der für Kinder verbotenen Inhalte in München auf einem weitaus 
niedrigeren Niveau als bei den Dortmunder Kindern. So geben die befragten 
Jungen in München nur zu 10,6 Prozent an, oft Computer- bzw. Videospiele 
ab 16 zu spielen, während es in Dormund 24,1 Prozent sind. 
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Abbildung 9: Nutzung entwicklungsbeeinträchtigender Medieninhalte 
(Filme, PC-Nideospiele) bei Kindern der vierten Klassen 
(in%) ... 

... in Dortmund ... in München 

Spiele oft Spiele 18. Spiele oft Spiele 18. 
Spiele oft Spiele ab 16. Spiele oft Spiele ab 16. 
Habe letzte Woche Film ab 16/18 geschaut o Habe letzte Woche Film ab 16/18 geschaut 

0,4 
Mädchen l'-o-'-,7 ____ _,

30 
Mädchen 

Jungen Jungen 

0 50 0 50 

Beschränkt man sich bei dem zuletzt dargestellten Regionalvergleich auf sol-
che Jungen, die über eine eigene Spielkonsole verfügen, unterscheiden sich 
die Quoten zur Nutzung von Spielen ab 16 allerdings nur noch geringfügig 
(München 25,0 % zu Dortmund 31,7 %). Dies bestätigt noch einmal, welche 
hohe Bedeutung der Besitz von eigenen Mediengeräten für den Konsum ent-
wicklungsbeeinträchtigender Medieninhalte hat. 
Um das Ausmaß, in dem entwicklungsbeeinträchtige Video- und Computer-
spiele von den befragten Viertklässlern genutzt werden, detaillierter beleuch-
ten zu können, wurden alle Kinder nach den Titeln der drei von ihnen zurzeit 
am intensivsten genutzten Computerspiele befragt. Für alle Spieletitel wurden 
nachträglich die jeweiligen Altersfreigaben der USK, der Unterhaltungssoft-
ware-Selbstkontrolle, recherchiert. Bei diesen Alterseinstufungen handelt es 
sich um verbindliche Richtwerte, die beispielsweise beim Verkauf von Soft-
ware an Kinder und Jugendliebe zwingend beachtet werden müssen. 
Die Auswertung der von den Kindern aktuell gespielten Spiele ergab, dass 
3 Prozent der befragten Mädchen und 21,3 Prozent der Jungen zum Befra-
gungszeitpunkt mindestens ein Spiel spielten, das erst ab 16 freigeben ist bzw. 
keine Jugendfreigabe hat. Spiele, die auf dem Index der Bundesprüfstelle für 
jugendgefährdende Medien (BPjM) stehen, für die also nicht geworben wer-
den darf und die nicht offen zugänglich im Handel ausliegen dürfen, wurden 
dagegen so gut wie gar nicht genutzt. In der gesamten westdeutschen Viert-
klässlerstichprobe ergaben sich nur sieben Fälle, in denen Kinder ein indizier-
tes Spiel spielten. Zum Vergleich: Die Nutzung von Computerspielen ohne 
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Jugendfreigabe, die aber nicht indiziert sind, also in der Öffentlichkeit bewor-
ben und ausgestellt werden dürfen, lag mit zwei Prozent (111 Fälle) unter al-
len befragten westdeutschen Viertklässlern um ein Sechzehnfaches höher. Das 
legt die Vermutung nahe, dass die marginale Nutzung indizierter Spiele durch 
Viertklässler auf zwei Faktoren zurückzuführen ist: zum einen gibt es nur sehr 
wenige Spiele dieser Kategorie. Im Jahr 2005 wurden beispielsweise nach 
Angaben der Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien nur 29 Spiele 
indiziert. Dem stehen 470 Spiele gegenüber, die „ab 16" bzw. 110 Spiele, die 
,,ohne Jugendfreigabe", also ab 18 Jahren, für den Markt frei gegeben wurden. 
Zum anderen dürften indizierte Spiele wegen des Werbeverbots bei den Kin-
dern und Jugendlichen nur einen geringen Bekanntheitsgrad erreichen und so 
nur geringe Chancen haben, zu einem begehrten Prestigeobjekt zu werden. 

Zusammenhänge zwischen Mediennutzung und Schulleistungen 
Einen ersten Eindruck zu den Auswirkungen des Medienkonsums auf die 
Schulleistungen vermittelt der Regionalvergleich von Dortmund und Mün-
chen. Mit Hilfe der Lehrer konnte ermittelt werden, welche Schullaufbahn-
empfehlungen die befragten Viertklässler erhalten haben. 

Abbildung 10: Schulempfehlungen von Viertklässlern durch die 
Lehrer/innen (in % ) ... 

... in Dortmund ... in München 

Gymnasium Realschule o Hauptschule Gymnasium Realschule Hauptschule 

Mädchen Mädchen 

Jungen Jungen 

0 70 0 

25,2 
26 2 

51,2 

48,5 

70 

Auffallend ist zunächst, dass von den Dortmunder Jungen nur knapp 30 Pro-
zent eine Gyrnnasialempfehlung erhielten, in München dagegen fast jeder 
zweite (48,5 %). Bei den Mädchen aus den beiden Städten zeigt sich hier eine 
weit geringe Abweichung (Dortmund 38 % zu München 51 %). Beachtung 
verdient ferner die Tatsache, dass sich in München im Vergleich von Jungen 
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und Mädchen nur schwach ausgeprägte Divergenzen der Schullaufbahnemp-
fehlung ergeben, während sie in Dortmund sehr deutlich ausfallen. Beide Be-
funde korrespondieren mit den großen Unterschieden, die sich bezüglich der 
Geräteausstattung, der Dauer und dem Inhalt des Medienkonsums der Viert-
klässler in München und Dortmund zeigen. Zur Interpretation dieser Befunde 
sollen nachfolgend zunächst internationale Forschungsergebnisse herangezo-
gen werden. 
So wurden in verschiedenen Studien deutliche Belege dafür gefunden, dass 
der Dauer des Medienkonsums große Bedeutung zukommt. Wer täglich stun-
denlang fernsieht, hat kaum noch Zeit, die schulischen Hausarbeiten konse-
quent zu erledigen oder für die Schule zu lernen. Dies könnte für die weniger 
guten Schulleistungen intensiver Fernsehnutzer verantwortlich sein (vgl. 
Beentjes & Van der Voort, 1989; Koshal, Koshal & Gupta, 1996; Shin, 2004; 
Valkenburg & Van der Voort, 1994). So bemerken Gentile, Lynch, Linder und 
Walsh (2004) einfach wie treffend, dass bei einer durchschnittlichen wöchent-
lichen Computerspielzeit von sieben Stunden in diesen sieben Stunden nun 
nicht mehr gelesen, Hausaufgaben gemacht und kreativen Beschäftigungen 
nachgegangen werden könne. Gerade ein vielseitiges Freizeitverhalten bietet 
die Chance für wichtige Lernerfahrungen, den Erwerb sozialer Kompetenzen 
und körperlicher sowie psychischer Gesundheit und kann damit als wichtige 
Quelle schulischer und beruflicher Erfolge gelten (Anderson, Huston, Schmitt, 
Linebarger & Wright, 2001). 
Außerdem leidet die körperliche Bewegung unter einseitigem, überwiegend 
medialem Freizeitverhalten, womit anregende Wirkungen sportlicher Betäti-
gung auf die kognitive Leistungsfähigkeit ausbleiben. Eine Metaanalyse von 
Marshall, Biddle, Gorely, Cameron und Murdey (2004) berichtet nicht überra-
schend für die Beziehung von Mediennutzung und körperlicher Betätigung so-
wohl für das Fernsehen (r = -.096) als auch für das Computerspielen (r = -.104) 
negative Zusammenhänge. Besonders bei Intensivspielern wird eine ungünstige 
Energiebilanz, eine Erhöhung des Körperfettanteils und damit langfristig 
Übergewicht befürchtet (Cordes & Mil/er, 2001). Epidemiologische Untersu-
chungen zeigen zudem eine zunehmende Bewegungsarmut bei Kindern und 
Jugendlichen und eine Abnahme der körperlichen Fitness. Im ersten deutschen 
Kinder- und Jugendsportbericht wird ausgeführt, dass im Jahre 2000 gegen-
über 1975 eine durchschnittliche physiologische Leistungsabnahme von 10 
Prozent feststellbar ist, mit den größten Unterschieden im Bereich der Grund-
lagenausdauer und Beweglichkeit (Schmidt, Hartmann-Tews & Brettschnei-
der, 2003). Des Weiteren steht Bewegung neurobiologischer Forschung zu-
folge mit Intelligenzentwicklung in direktem Zusammenhang. So spielt Sport 
eine wichtige Rolle für die Hirndurchblutung und die Vernetzung der Hirnzel-
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Jen untereinander. Gerade im frühen Lebensalter wird die neuronale Plastizität 
am stärksten über Bewegung beeinflusst (Kubesch, 2002). 
Es könnten allerdings noch weitere, durch Medien hervorgerufene, jedoch bis-
lang kaum näher untersuchte hirnphysiologische Prozesse bedeutsam sein. So 
lässt sich neurowissenschaftlichen Theorien entnehmen, dass sich starke emo-
tionale Erlebnisse deutlich auf Lernprozesse auswirken können. Dass emotio-
nale Ereignisse unsere Wahrnehmung und unsere Erinnerungen gravierend 
beeinflussen, ist eine bekannte Alltagserfahrung. So können sich viele Men-
schen noch nach Jahren an den eigenen Tagesablauf während eines bedeuten-
den politischen Ereignisses erinnern. Gewaltopfer sind hingegen häufig nicht 
in der Lage, sich an begleitende Umstände z.B. vorausgegangene Ereignisse 
zu erinnern. Gleichzeitig ist bekannt, dass der Anblick und das Miterleben 
emotionalisierender Szenen, insbesondere von Gewaltbildern, in aller Regel 
mit starken Gefühlszuständen verbunden sind. Die Rezeption emotional gela-
dener Medieninhalte (z. B. aus Horrorfilmen oder gewalthaltigen Computer-
spielen) geht mit einer Erhöhung physiologischer Stressparameter einher wie 
Herzschlag, Blutdruck, Adrenalin, Cortisol und Noradrenalin (Baldaro et al., 
2004; Carnagey, Anderson & Bushman, 2006; Griffiths & Dancaster, 1995; 
Mazur, Susman & Edelbrock, 1997; Skosnik, Chatterton, Swisher & Park, 
2000). Des Weiteren wurde immer wieder darauf hingewiesen und experimen-
tell bestätigt, wie sensibel kürzlich stattgefundenes Lernen innerhalb der nach-
folgenden Konsolidierungsphase ist. So kann durch eine Aktivierung der 
Stressachse eine Beeinträchtigung vorangegangener Lernvorgänge ausgelöst 
werden (Cahill & McGaugh, 1996; McGaugh, 2000). Was das Kind in den 
Stunden nach dem Erlernen des Schulwissens emotional erlebt, könnte damit 
entscheidend für die langfristige Festigung des Erlernten sein (vgl. Scheich, 
2006). 

Macht Horror also vergesslich? 
Wer nun am Nachmittag aufwühlende, schockierende Filmszenen betrachtet, 
die ihn völlig in den Bann ziehen, bei dem könnte viel von dem gewisserma-
ßen verdrängt werden, was zuvor in der Schule gelernt wurde. Besonders 
schädlich sollten sich dieser Annahme zufolge Horror- oder Actionfilme ins-
besondere kurz vor dem Einschlafen auswirken, da sich hier ein besonders 
wichtiger Teil der Konsolidierung der Lerninhalte vollzieht. Hirnforscher be-
tonen hier die Wichtigkeit der Tiefschlafphasen und des damit einhergehen-
den REM-Schlafs (vgl. Fenn, Nusbaum & Margoliash , 2003; Graves, Pack & 
Abel, 2001 ; Payne & Nadel, 2004; Plihal & Born, 1997; Siegel, 200 l ). Wir 
lernen also erwiesenermaßen im Schlaf - aber möglicherweise das Falsche, 
wenn wir die aufwühlenden Bilder vor dem Einschlafen nicht vermeiden. 
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Angesichts dieser Befunde kann nicht überraschen, was sich bisher an Er-
kenntnissen zum Zusammenhang von Medienkonsum und Schulleistung erge-
ben hat. Bereits für Kleinkinder zeigen sich sehr bedenkliche Befunde: So gibt 
eine Längsschnittanalyse eines amerikanischen Forscherteams um Christakis 
aus dem Jahr 2004, die in den USA mit über 1.000 Kleinkindern durchgeführt 
wurde, Hinweise auf einen Zusammenhang zwischen frühem Fernsehen (mit 1 
bis 3 Jahren) und späterem Auftreten einer Aufmerksamkeitsstörung (ADHD) 
im Alter von sieben Jahren (Christakis, Zirnrnerrnan, DiGiuseppe & McCarty, 
2004). Bei Steigerung der Fernsehzeit im Alter von einem Jahr um zwei Stun-
den erhöht sich das Risiko von ADHD im Alter von sieben Jahren um 28 Pro-
zent. Andere Studien belegen negative Effekte zwischen intensivem Fernseh-
konsum und der Rechen-, Sprach- und Lesekompetenz von Kindern. In einer 
weiteren Untersuchung der Forschergruppe um Christakis mit fast 1.800 US-
amerikanischen Kindern wurden die Rechen- und Leseleistungen im Alter von 
sechs bzw. sieben Jahren mit dem Fernsehkonsum vor dem dritten sowie zwi-
schen dem dritten und fünften Lebensjahr in Beziehung gesetzt (Zirnrnerrnan 
& Christakis, 2005). Laut dieser Studie sitzen amerikanische Kinder im Alter 
von drei bis fünf Jahren im Durchschnitt über drei Stunden täglich vor dem 
Fernseher. Kinder unter drei Jahren schauen bereits über zwei Stunden fern. 
Es zeigte sich, dass sich jede zusätzliche Stunde, die unter dreijährige Kinder 
täglich vor dem Fernseher verbringen, negativ auf die Rechen- und Leseleis-
tungen auswirkt, unabhängig vom sozialen Hintergrund des Elternhauses so-
wie den kognitiven Fähigkeiten der Kinder. 

In einer deutschen Untersuchung zum Zusammenhang von Fernsehkonsum 
und der Entwicklung der Sprach- und Lesekompetenzen im frühen Grund-
schulalter mit 332 Kindern (Ennernoser, 2003; Ennernoser, Schiffer, Reinsch 
& Schneider, 2003; Schiffer, Ennernoser & Schneider, 2002) konnte gezeigt 
werden, dass ein erhöhter Fernsehkonsum sowohl quer- als auch längsschnitt-
lich mit schwächeren Sprach- und Lesekompetenzen einhergeht. Eine diffe-
renziertere Analyse, die auch den sozioökonomischen Status sowie das Intel-
ligenzniveau der Kinder berücksichtigte, zeigte ferner, dass die Vielseher in-
nerhalb der Gruppe der Kinder mit hohem sozialem Status häufig besonders 
schlechte Leistungen erbrachten. Gerade in der Gruppe der weniger intelligen-
ten Kinder zeigten die Vielseher besonders schlechte Leistungen in der 
Sprach- und Lesekompetenz im Vergleich zu den W enigsehern. 

Neuseeländische Forscher um Hancox kamen in einer 2005 veröffentlichten 
Langzeitstudie mit ca. 1.000 Versuchspersonen zu dem Ergebnis, dass sich ein 
erhöhter Fernsehkonsum im Alter von fünf bis 15 Jahren negativ auf die Rea-
lisierung eines Schul- oder Universitätsabschlusses auswirkt (Hancox, Milne 
& Poulton, 2005). Erwachsene, die als Kinder mehr als drei Stunden pro Tag 
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vor dem Fernseher verbrachten, hatten mit 26 Jahren öfter keinen Schulab-
schluss; die mit den niedrigsten Fernsehzeiten hatten am häufigsten einen 
Universitätsabschluss. Hohe tägliche Fernsehzeiten hingen zwar unmittelbar 
mit einem niedrigem sozioökonomischen Status der Eltern und einem niedri-
gem Intelligenzniveau der Kinder zusammen, die Befunde blieben jedoch 
auch bei Berücksichtigung dieser Faktoren bestehen. Bei einer differenzierte-
ren Analyse zeigte sich, dass die mittleren Fernsehzeiten an einem Wochentag 
im Alter von 13 bis 15 Jahren hierbei ein stärkerer Prädiktor für das Verlassen 
der Schule ohne Abschluss waren, niedrigere Fernsehzeiten im Alter von 5 bis 
11 Jahren hingegen ein besserer Prädiktor für das Erlangen eines Universitäts-
abschlusses. Bei einer Aufteilung der Kohorte in drei IQ-Gruppen (niedrig, 
mittel, hoch) waren die stärksten Effekte der Fernsehnutzung auf den Univer-
sitätsabschluss in der Gruppe mit mittlerem IQ zu beobachten. Hochbegabte 
(hoher IQ) und weniger Begabte (niedriger IQ) waren in geringerem Maße 
durch eine hohe Fernsehnutzung beeinträchtigt. Hochbegabte mit höherer 
Fernsehnutzung erlangten z.B. immer noch häufiger einen Universitätsab-
schluss. 
Als ein weiteres Ergebnis hat sich gezeigt, dass sich der eigene Fernseher im 
Kinderzimmer negativ auf die Schulleistungen auswirken kann. In einer Be-
fragung kalifornischer Drittklässler durch Borzekowski und Robinson (2005), 
hatten die Kinder mit einem eigenen Fernseher im Kinderzimmer (immerhin 
71 Prozent der Kinder!) um 8 bis 10 Prozent niedrigere Schulleistungen beim 
Rechnen und Lesen und schauten wöchentlich ca. zwei Stunden mehr als die 
Kinder ohne eigenes Fernsehgerät. 
Auch für den Bereich der Video- und Computerspiele gibt es inzwischen eine 
rund 20-jährige Forschungstradition, in der auch Zusammenhänge zwischen 
Computerspielnutzung und schulischer Leistungsfähigkeit untersucht wurden. 
In einer 2005 im Auftrag der amerikanischen Kaiser Family Foundation veröf-
fentlichten Studie kommen Roberts, Foehr und Rideout (2005) zu dem 
Schluss, dass längere Computer- und Videospielzeiten mit schlechteren 
Schulnoten einhergehen. Auch bei Kontrolle der familiären Hintergründe der 
befragten Schülerinnen und Schüler bleibt dieser Effekt bestehen. 
Ähnliche Befunde wie die oben zitierten Studien zu Fernseh- und Computer-
bzw. Videospielnutzung zeigten sich auch bei der Auswertung der KFN-
Schülerbefragung 2005 : Je mehr Zeit die befragten Kinder vor dem Fernseher 
oder der Spielkonsole verbringen, desto schlechter sind ihre Schulleistungen. 
Besonders negative Auswirkungen hat dabei der eigene Fernseher im Kinder-
zimmer. Kinder der vierten Klasse mit einem eigenen Fernseher im Zimmer 
haben deutlich schlechtere Schulnoten in den Fächern Deutsch, Mathematik 
und Sachkunde. Der gleiche Zusammenhang lässt sich beobachten, wenn man 
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die Kinder in Gruppen von Vielsehern, Normalsehern und Wenigsehern bzw. 
Vielspielern und Wenigspielem auftei lt: Schülerinnen und Schüler mit sehr 
hohen Mediennutzungszeiten schneiden deutlich schlechter in der Schule ab 
als ihre Altersgenossen mit geringerer Medienzeit. 

Abbildung 11: Abweichungen der Schulnoten in Deutsch, Sachkunde und 
Mathematik vom Klassendurchschnitt nach Gerätebesitz 
und Medienzeiten (Abweichung nach unten bedeutet 
schlechtere Leistung) 

Schulnoten nach ... 

. . . Gerätebesitz 
keine Konsole und kein TV im Zimmer 

Konsole und TV im Zimmer 

0,4 -,-------------, 
0,3 
0,2 
0,1 

0 
--0 ,1 
--0 ,2 
--0 ,3 
--0,4 ~-------- ----

... Fernsehzeiten 

Wenigseher Normalseher Vielseher 

0,4 -,------------~ 
0,3 
0,2 
0,1 

0 
--0 ,1 
--0,2 
--0 ,3 
--0 ,4 ...__ ___________ _, 

... PC- Nideospielzeiten 

Nicht- und Wenigspieler Vielspieler 

0,4 -,------------~ 

0,3 

0,2 
0,1 

0 
--0 ,1 

--0 ,2 

--0 ,3 
--0,4 ~-----------~ 

Noch deutlichere Auswirkungen auf die Schulleistungen sind zu beobachten, 
wenn man nach der Häufigkeit des Spielens verbotener Spiele und nach der 
Brutalität der Gewaltszenen (Spiele ab 16 bzw. ab 18 Jahren - ,,habe ich noch 
nie gespielt" bis „spiele ich oft") differenziert. Je öfter die Kinder der vierten 
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Klasse verbotene Spiele spielen, desto schlechter sind ihre Schulnoten in den 
Fächern Deutsch, Mathematik und Sachkunde. Entsprechendes gilt, wenn wir 
nach der Intensität der Gewaltexzesse differenzieren und die Befunde zu den 
Spielen ab 16 bzw. ab 18 miteinander vergleichen. Wer für Erwachsene frei 
gegebene Spiele bevorzugt, hat wesentlich schlechtere Noten als 10-Jährige, 
die sich auf Spiele ab 16 beschränken. In der nachfolgenden Abbildung 12 
stellen wir diese Befunde zum Zusammenhang von Computer spielen und 
Schulnoten für Jungen dar. 

Abbildung 12: Abweichungen der Schulnoten von Jungen zum Noten-
durchschnitt der Klasse in Deutsch, Sachkunde und Ma-
thematik nach Häufigkeit des Spielens verbotener Spiele 
(Abweichung nach oben bzw. unten bedeutet bessere bzw. 
schlechtere Leistung, *N = 2.410; **N = 2.235) 
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Spiele ab 16* 
D "noch nie gespielt" 
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Spiele ab 18** 
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Natürlich ist der Zusammenhang zwischen Schulleistungen und Mediennut-
zungsgewohnheiten mit vielen weiteren relevanten Einflussvariablen ver-
knüpft. So spielt der Bildungshintergrund im Elternhaus für die Schulleistun-
gen eine große Rolle. Gleichzeitig beeinflusst dieser Faktor, wie oben bereits 
aus Abbildung 3 deutlich geworden ist, maßgeblich die Mediennutzung der 
Kinder. Entsprechendes gilt im Hinblick auf das Familienklima und die Frage, 
ob die Kinder gewaltfrei erzogen werden. Die nachfolgende Abbildung 13 
dokumentiert dies noch einmal am Beispiel des Zusammenhangs zwischen 
Schulnoten und Bildungshintergrund im Elternhaus. 
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Abbildung 13: Schulnoten der Kinder nach Bildungshintergrund im El-
ternhaus (Abweichung nach oben bzw. unten bedeutet 
bessere bzw. schlechtere Leistung) 

hoch (Studium oder Abitur) 
mittel (Mittlere Reife) 

gering (höchst. Hauptschulabschluss) 
1-,-----------~ 
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Wie die obige Abbildung zeigt, sind die Voraussetzungen, die Kinder bei ih-
rem Eintritt in die Schule mitbringen, maßgeblich entscheidend für ihren 
Schulerfolg in der vierten Klasse. Kinder aus Elternhäusern, in denen beide 
Eltern höchstens einen Hauptschulabschluss besitzen, unterscheiden sich in 
ihren Schulnoten um mehr als eine Notenstufe von Kindern aus Elternhäusern 
mit hoher formaler Bildung. Kinder aus Elternhäusern mit mittlerer Bildung 
unterscheiden sich nicht im mittleren Notenniveau. 

In der nachfolgenden Abbildung 14 haben wir uns deshalb auf einheimische 
deutsche Jungen konzentriert, die aus Familien mit mittlerer und höherer Bil-
dung stammen, die sich von beiden Eltern geliebt fühlen und in den letzten 
vier Wochen keinerlei Gewalterfahrung durch ihre Eltern hatten. Erneut wird 
der Zusammenhang von Schulnoten und der Häufigkeit des Spielens entwick-
lungsbeeinträchtigender Spiele dargestellt. 
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Abbildung 14: Abweichungen der Schulnoten zum Notendurchschnitt der 
Klasse in Deutsch, Sachkunde und Mathematik nach Häu-
figkeit des Spielens verbotener Spiele für einheimische 
deutsche Jungen aus Familien mit mittlerer und höherer 
Bildung, gutem Familienklima und gewaltfreier Erziehung 
in den letzten vier Wochen; Abweichung nach oben bzw. 
unten bedeutet bessere bzw. schlechtere Schulleistung 
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D "noch nie gespielt" 
"nur ein paar mal gespielt" 

D "spiele ich ab und zu" 
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Spiele ab 18** 

D "noch nie gespielt" 
"nur ein paar mal gespielt" 

D "spiele ich ab und zu" 
"spiele ich oft" 

Auch hier bestätigt sich der in den Abbildungen 11 und 12 beschriebene nega-
tive Zusammenhang zwischen der Nutzung entwicklungsbeeinträchtigender 
Computerspiele und schulischer Leistung. Und dies bei Kindern, die nach den 
Gegebenheiten im Elternhaus alle Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
Schullaufbahn haben. Der Schulerfolg wird nachhaltig durch den Medienkon-
sum beeinflusst. Jungen aus solchen Familien, die häufig Spiele ab 18 gespielt 
haben, erreichen beispielsweise im Vergleich zu denen, die niemals solche 
Spiele spielen, eine im Durchschnitt um 0,5 bis 0, 7 schlechtere Note. 
Ergänzende Analysen zu solchen Kindern, die nicht unter derart privilegierten 
Rahmenbedingungen aufwachsen zeigen im Übrigen, dass dort der Effekt des 
Medienkonsums schwächer ausgeprägt ist. Offenkundig wirken sich hier die 
anderen Faktoren wie etwa Gewalterfahrungen in der Familie, Armut oder ein 
geringes Interesse der Eltern an der Schulbildung ihrer Kinder so belastend 
aus, dass die Bedeutung von Fernsehen und Computerspielen davon teilweise 
überlagert wird. 
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Aufgrund dieser Überlegungen wurde für die Schulleistungen der Viertkläss-
ler ein Strukturgleichungsmodell erstellt, welches die bereits genannten Zu-
sammenhänge noch einmal im Überblick darstellt. Wegen des großen Effek-
tes, den die Zugehörigkeit der Kinder zu Familien mit Migrationshintergrund 
spielt, wurden nur einheimisch deutsche Kinder in die Analyse mit aufge-
nommen. Deutlich zu erkennen ist darin der große Einfluss des Bildungshin-
tergrundes im Elternhaus auf die Schulleistungen. Ferner kommt diesem Fak-
tor große Bedeutung für die Ausstattung mit Mediengeräten im Zimmer der 
Kinder zu. Beachtung verdient daneben aber vor allem, welch starker Zusam-
menhang sich zwischen der Präferenz für mediale Gewaltinhalte und der 
Schulleistung ergibt und dass das Pfadmodell auch die Dauer des Medienkon-
sums als Belastungsfaktor bestätigt. Je stärker die Präferenz für Mediengewalt 
ausfällt und je höher die Medienzeiten der Schüler sind, desto negativer wir-
ken sich diese Faktoren auf die Schulleistungen aus . Da die „Medienfaktoren" 
(vergleichsweise hoher Gerätebesitz, hohe Medienzeiten und hohe Präferenz 
für Mediengewaltinhalte) vor allem auf Jungen zutreffen, kann es nicht ver-
wundern, dass sich Leistungsdefizite in der Schule vor allem bei den Jungen 
zeigen. Gleichzeitig sind in dem Modell auch zwei wichtige Moderatorfakto-
ren zu erkennen: Ein positives, gewaltfreies Familienklima führt zu niedrige-
ren Medienzeiten und eine bewusste Medienerziehung, bei der der Fernseh-
und Videospielkonsum der Kinder aktiv begleitet und kontrolliert wird, trägt 
zur Reduktion von Medienzeiten ebenso bei wie zu weniger Gewaltmedien-
nutzung durch die Kinder. 
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Abbildung 15: Pfadmodell zum Einfluss von Mediennutzung auf Schul-
leistung (nur Deutsche) 

Junge 

Modell Fit: 
CFI = 0,951 
RMSEA = 0,046 
(standardisierte Parameter) 

Mangelnde 
Sprachfähigkeiten bei 

Einschulung 

1 Spielkonsole, Fernseher 
2 Medienzeit gestern für 

-.08 Computer-Nideospiele 
und Fernsehen/DVDNideo 
3 Deutschnote, 
Sachkunde-note, 
Mathematiknote 

Im Modell kontrollierte 
Faktoren: 
Alter der Kinder und 
Einfluss des Geschlechts 
auf Deutsch- und 
Mathematiknote 

Zusammenhang zwischen Medienkonsum und Jugendgewalt 
Nicht nur im Hinblick auf die schulischen Leistungen gibt es eine steigende 
Diskrepanz von Jungen und Mädchen. Sie zeigt sich auch in polizeilichen und 
kriminologischen Statistiken. Der Unterschied in der Krirninalitätsbelastung 
von Jungen und Mädchen ist seit Mitte der achtziger Jahre beständig ange-
wachsen. Zwar haben auch die Mädchen deutlich zugelegt. Beispielsweise hat 
der Anteil der 16- und 17-Jährigen, die von der Polizei als Tatverdächtige re-
gistriert wurden, von 2,1 Prozent auf 3,7 Prozent zugenornrnen. Aber bei den 
Jungen ist dieser Anstieg weit stärker ausgeprägt (von 7,0 % auf 12,5 %). 
Noch krasser sind diese Unterschiede, wenn rnan sich auf die Entwicklung der 
Gewaltkrirninalität konzentriert. Hier hat sich die Differenz der Tatverdächti-
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genquoten seit Mitte der achtziger Jahre um fast das Dreifache erhöht. Das 
kann nicht überraschen, weil schlechte Noten nun einmal das Risiko erhöhen, 
in die Jugendkriminalität abzurutschen. Wer in der Schule keine Erfolgserleb-
nisse hat, sucht sie sich eben woanders. 
An dieser Stelle stellt sich die Frage nach etwaigen Wirkungen bedenklicher 
Mediennutzungsgewohnheiten. Über die Wirkungen der Nutzung elektroni-
scher Medien wird gerade mit dem Fokus der kindlichen Mediennutzung seit 
Jahrzehnten heftig diskutiert. Dabei war die Forschung immer besonders an der 
Mediengewaltnutzung interessiert. Die amerikanischen Psychologen Bushman, 
Anderson und Huesmann konnten mit ihren Metaanalysen sowohl für das Fern-
sehen als auch für das Video- und Computerspielen zeigen, dass sich im Durch-
schnitt aller Studien mittlere positive Zusammenhänge zwischen Mediengewalt 
und Aggressivität beim Rezipienten ergeben (vgl. Anderson, 2001; Bushman & 
Huesmann, 2006). Zu dieser Bewertung kommen auch Huston und Wright in 
ihrem Sammelreferat im Handbook of Child Psychology aus dem Jahr 1998, in 
dem sie auf Grundlage unterschiedlichster Studien (vom Experiment über 
Längsschnittstudien bis hin zur Metaanalyse) die Bedeutung der Massenmedien 
für die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen zusammenfassen (vgl. 
Hoppe-Graf[ & Kirn, 2002). ,,Overall, the longitudinal studies support theories 
predicting that violence contributes to children's learned patterns ofbehavior or 
scripts in ways that can be manifested in behavior well beyond childhood" 
(Huston & Wright, 1998, S. l 031 ). In einer auf über 17 Jahre angelegten Lang-
zeituntersuchung der Columbia University konnte bestätigt werden, dass exzes-
siver Fernsehkonsum vor allem bei den Jungen aggressives und antisoziales 
Verhalten in der Jugend und im Erwachsenenalter fördert (Johnson, Cohen, 
Smailes, Kasen & Brook, 2002). Allerdings ist zu unterscheiden zwischen der 
Wirkung zeitlich ausgedehnten Medienkonsums und der Wirkung des Konsums 
besonders problematischer, sehr gewalthaltiger Inhalte. So kommen Löse! und 
Bliesener in einem Review der aktuellen Forschungslage zu folgendem 
Schluss: ,,Während das Ausmaß des allgemeinen Medienkonsums nur gering 
mit dem aggressiven, delinquenten und dissozialen Verhalten korrelierte, war 
dies beim Konsum gewalthaltiger Video-, Kino- und Fernsehfilme sehr deutlich 
der Fall. Die Bevorzugung von Freizeitaktivitäten und Medieninhalten, die 
Dispositionen zur Aggression und Delinquenz ausrichten und verfestigen kön-
nen, steht im Rahmen eines allgemein devianteren Lebensstils" (Löse/ & Blie-
sener, 2003, S. 76). 
Mediengewalt kann also aggressiv machen. Besonders gefährdet erscheinen 
hier Jugendliche und vor allem Kinder. Die Auswertungen zur KFN-
Schülerbefragung 2005 bestätigen diese Ergebnisse: So zeichneten sich die 
neben den Viertklässlern ebenfalls befragten Neuntklässler, die angaben häu-



Mediennutzung, Schulerfolg, Jugendgewalt und die Krise der Jungen 223 

fig Kampfspiele zu spielen, durch eine höhere Gewaltbereitschaft aus. Genau 
diese Jugendlichen stimmen auch verstärkt Aussagen zu, die männliche Ge-
walt befürworten. Geht man von der handlungsleitenden Funktion sozialer 
Normen aus, liegt die Vermutung nahe, dass Jugendliche, die ein solches Bild 
von Männlichkeit in sich tragen, auch zur realen Umsetzung dieses Bildes 
neigen. Diese Erkenntnisse müssen allein deshalb an dieser Stelle erwähnt 
werden, da auch in der öffentlichen Diskussion in Deutschland häufig immer 
noch Standpunkte vertreten werden, die einen kausalen Zusammenhang zwi-
schen Mediengewalt und Aggressivität negieren. 

Abb. 16 a:Anteil von Gewalttätern (letzte 12 Mona-
te) unter befragten Neuntklässlern nach 
Zustimmung zu so genannten Gewaltlegi-
limierenden Männlichkeitsnormen 
(GLMN) (in %, nur männliche Schüler) 

Prävalenz in den letzten 12 Monaten 
Mehrfachtäter (5 und mehr Gewalttaten) 

55,2 

12,7 

Ablehnung Zustimmung hohe 
Zustimmung 

Abb. 16 b: Akzeptanz von GLMN nach der Häu-
figkeit des Spielens von Kampfspielen 
und des Schauens von Actionfilmen (9. 
Klasse, in %, nur männliche Schüler) 

Actionfilme 
Kampfspiele 

11,811,2 

22,4 
19,0 

niemals selten manch- oft sehr oft 
mal 

Die Gewaltbereitschaft wird wiederum durch häufigen Konsum von Action-
filmen und Gewaltexzessen in Computerspielen besonders nachhaltig geför-
dert. Besonders bei einer kleinen Risikogruppe von 5 bis 10 Prozent der 
männlichen Jugendlichen, die aufgrund von familiären und sozialen Belas-
tungsfaktoren als besonders gefährdet einzustufen sind, fungieren solche Ge-
waltszenen direkt als Identifikations- und Handlungsmuster. 
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Abbildung 17: Anteil gewalttätiger Jugendlicher (Prävalenz in den 
letzten 12 Monaten) nach Häufigkeit genutzter ... 

a) ... Horror- bzw. Actionfilme b) ... Ego-Shooter, Kampfspiele 
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Dass Zusammenhänge zwischen Gewaltdelinquenz und der Nutzung von Me-
diengewalt aber auch über eine sozial benachteiligte Risikogruppe männlicher 
Jugendlicher hinaus zu finden sind, zeigt sich in den nachfolgenden Abbil-
dungen 18a und 18b. Hier wird der Zusammenhang zwischen Gewaltpräva-
lenz in den letzen zwölf Monaten und der Nutzung von Computerspielen mit 
hohem Gewaltanteil nur für die Gruppe männlicher Neuntklässler aus Real-
schulen (a) bzw. Gymnasien (b) dargestellt, die nach eigenen Angaben ge-
waltfrei erzogen wurden und deren Eltern nicht von Arbeitslosigkeit betroffen 
sind. Auch für diese, keiner spezifischen Risikopopulation angehörenden 
Schüler zeigt sich, dass eine häufige Nutzung gewalthaltiger Computerspiele 
mit höherer Gewaltprävalenz einhergeht. 
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Abbildung 18: Anteil gewalttätiger Jugendlicher nach Häufigkeit Spie-
lens bestimmter Computerspielformate (in % ) 
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Das nachfolgende Pfadmodell zeigt noch einmal den Stellenwert des Kon-
sums gewalthaltiger Medieninhalte im Zusammenspiel mit der Zustimmung 
zu gewaltlegitimierenden Männlichkeitsnormen für explizit aggressives Ver-
halten von Jugendlichen. So führt die Zustimmung zu gewaltlegitimierenden 
Männlichkeitsnormen in Kovariation mit Gewaltmediennutzung vor allem 
dann zu Gewalttäterschaft, wenn sich auch die Peergroup durch einen ähnli-
chen Lebensstil auszeichnet. 

Abbildung 19: Modell zur Erklärung von Mehrfach-Gewalttäterschaft 
(Quelle: Schülerbefragung 2005, 9. Jahrgangsstufe, 
N=l4301) (nach Baier, Pfeiffer & Windzio, 2006) 

Kontrollierte Faktoren: Geschlecht, Alter, Stadt-Land 

.20 

Mehrfach-
Gewalttäter 

Modell-Fit: chi' = 1263.60, 
df = 97, AGFI = .98, RMR = 
.02. CFI = .97. alle Pfade 

2 Männliche, westdeutsche Befragte (beide Eltern deutsch), deren Eltern nicht von Arbeitslosig-
keit bzw. Sozialhilfebezug betroffen sind und die in der Kindheit keine Gewalt erlebt haben. 
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Erste Überlegungen zu den Konsequenzen aus den dargestellten 
Forschungsbefunden 
Welche Schlussfolgerungen lassen sich aus diesen Forschungsergebnissen 
ziehen? Besonders im Hinblick auf die Gruppe der Grundschulkinder, deren 
Mediennutzung sich vonseiten der Eltern noch leichter kontrollieren und steu-
ern lässt, lassen sich einige Empfehlungen ableiten. So geben die Erkenntnisse 
zum Zusammenhang von problematischen Mediennutzungsmustern, Schul-
leistungen und auch Gewaltprävalenz Anlass zu der klaren Empfehlung an die 
Eltern, den Kindern keine eigenen Bildschirmgeräte in ihre Zimmer zu stellen. 
Zwar lassen unsere Daten durchaus erkennen, dass eine kleine Gruppe von 
l 0-Jährigen damit gut umgehen kann. Für die große Mehrheit gilt jedoch, was 
oben dargestellt wurde: Die Verfügbarkeit über die Mediengeräte erhöht in 
starkem Maß die Dauer des Medienkonsums sowie das Risiko der Nutzung 
von entwicklungsbeeinträchtigenden Inhalten. 

Eine zweite Forderung aus den Forschungsbefunden richtet sich ebenfalls an 
die Väter und Mütter. Es ist ermutigend zu sehen, welch großen Einfluss die 
Eltern auf den Medienkonsum ihrer Kinder haben, wenn sie für diesen Be-
reich der Freizeitgestaltung Interesse zeigen, wenn sie Grenzen setzen und 
sich engagiert um die Medienkompetenz ihrer Kinder bemühen. Die Tatsache, 
dass nach Angaben der befragten Kinder nur ca. 35 Prozent der Eltern diesem 
Idealbild entsprechen, und dass ca. 40 Prozent sich wenig bis gar nicht darum 
kümmern, zeigt jedoch, dass wir nicht passiv bleiben dürfen. Wissenschaft, 
Politik, Schul- und Elternverbände sollten gemeinsam ein Konzept dafür ent-
wickeln, wie man das Interesse der Eltern und Lehrer für eine aktive Medien-
erziehung der Kinder wecken kann und welche Inhalte dazu im Rahmen von 
Schulunterricht und Elternveranstaltungen vermittelt werden sollten. Die Stan-
ford University hat dazu einen ermutigenden Schulversuch durchgeführt (Ro-
binson et al. , 2001). Im Rahmen der laufenden KFN-Forschung wird unter-
sucht, ob sich auch bei uns auf diesem Weg positive Veränderungen erzielen 
lassen. 

Die dritte Folgerung betrifft den Nachmittag von Grundschulkindern. Diese 
kostbare Zeit von 14.00 bis 17.00 Uhr wird von vielen bisher primär für den 
Medienkonsum genutzt. Wäre es da nicht besser, wir hätten ähnlich wie die 
bei PISA führenden Länder auch Ganztagsschulen? Freilich sollten wir uns 
dann auch an den erfolgreichen Vorbildern aus Finnland, Kanada oder Neu-
seeland orientieren und für die Gestaltung der Nachmittage eine Devise in den 
Vordergrund stellen: ,,Lust auf Leben wecken" durch ein breites Angebot von 
Sport, Musik, Kultur, sozialem Lernen - durch Inhalte also, die nicht mehr als 
Klassenunterricht organisiert werden, sondern als Veranstaltungen für Interes-
sengruppen. Es liegt auf der Hand, dass die Schulen dies nicht alleine bewälti-
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gen können. Sportvereine, Jugendhilfe, Musikschulen, Kirchgemeinden und 
viele sich ehrenamtlich engagierende Bürgerinnen und Bürger sind gefragt, 
dazu beizutragen, dass nachmittags eine konstruktive Antwort auf die Me-
dienverwahrlosung von Kindern und Jugendlichen gefunden wird. 
Der letzte Bereich, zu dem bereits auf der Basis der vorliegenden Ergebnisse 
Handlungsempfehlungen abgegeben werden sollen, betrifft den Jugendme-
dienschutz. Die Befragung hat gezeigt, dass er seine Ziele vor allem im Hin-
blick auf die Computerspielnutzung nur in sehr begrenztem Maß erreicht. Die 
Tatsache, dass die große Mehrheit der Jungen im Alter von 14/15 Jahren und 
ein beachtlicher Anteil der 10-Jährigen gelegentlich Spiele nutzt, die erst für 
Erwachsene freigegeben sind, bestätigt den Befund, wonach nur eine Minder-
heit der Eltern sich engagiert um den Medienkonsum ihrer Kinder kümmert. 
Wenn wir diese Erkenntnisse bei öffentlichen Veranstaltungen präsentieren, 
kommt nicht selten von älteren Zuhörern der Hinweis, sie seien früher als sie 
jung waren, auch gelegentlich in verbotene Filme gegangen und hätten nach 
eigener Einschätzung davon keine Nachteile gehabt. Aber da wird ein wichti-
ger Unterschied übersehen. Im Kino ist man in der Rolle des passiv beobach-
tenden Zuschauers. An der Spielkonsole wird dagegen persönliches Engage-
ment gefordert. Man muss sich richtig einlassen auf diese Aufgabe, muss sein 
ganzes Können einsetzen, um erfolgreich zu bestehen. Als Spieler wird man 
selber zum dominant Handelnden und Regisseur des Geschehens und steigt 
emotional intensiv ein, wenn es darum geht, in einem Kampfspiel oder einem 
Ego-Shooter den Gegner auszuschalten. Das macht die Faszination des Com-
puterspiels aus und zeigt auf, warum wir hier beim Jugendmedienschutz be-
sonders strenge Maßstäbe anlegen müssen. 
Die Frage, welche Spiele nicht für Kinder oder Jugendliche geeignet sind, soll 
in Deutschland durch verbindliche Alterseinstufung der USK (Unterhaltungs-
software-Selbstkontrolle) geregelt werden. Diese von den Obersten Landesju-
gendbehörden kontrollierte und von der Industrie finanzierte Einrichtung ent-
scheidet für jedes Computer- und Videospiel, welche Altersfreigabe für ein 
Spiel vergeben wird. Die Einstufungen der USK sind auf jedem in Deutsch-
land erhältlichen Computer- und Videospiel gut sichtbar aufgedruckt. Die 
oben dargestellten Daten zur Nutzung solcher Spiele durch Kinder und 14-/ 
15-Jährige zeigen jedoch, dass die USK-Einstufungen nur begrenzte Effekte 
erzielen. Unabhängig davon haben sich für uns Zweifel an der Arbeitsweise 
der USK ergeben. 
Das auffälligste Merkmal der Gutachtenpraxis der USK ist die Tatsache, dass 
die Gutachter selbst ein Spiel nicht durch- oder zumindest anspielen müssen, 
sondern dass ihnen diese Arbeit von bezahlten Fachkräften, den Spieletestern, 
abgenommen wird. Diese Tatsache wurde in der Vergangenheit schon mehr-
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fach - und nach Meinung der Autoren auch zu Recht - kritisiert (vgl. etwa 
Lukesch, Huber, Hopf & Weiß, 2005, S. 7) . De facto urteilen die Gutachter 
über Programme, deren Dramaturgie und deren gestalterische Elemente ihnen 
nur recht oberflächlich bekannt sind. Dabei sind sie in ihrer Begutachtung sehr 
von den Vorauswahlentscheidungen der Tester abhängig. Denn letztere prä-
gen maßgeblich, welche Szenen oder Gestaltungsmerkmale für eine Diskussi-
on über die richtige Alterseinstufung eines Spiels ausgewählt werden. Damit 
aber wird den Testern eine Expertise zugesprochen, die einzig und allein den 
Gutachtern zukommen sollte. 
Ein weiteres großes Manko am Begutachtungsverfahren ist seine mangelnde 
Transparenz. Die Gutachten über die Alterseinstufung eines Spiels werden bis 
auf das Ergebnis des Gutachtens und einige formale Beschreibungen3 des ge-
prüften Spieltitels nicht veröffentlicht. Die USK und alle an der Begutachtung 
beteiligten Personen sind zur Verschwiegenheit gegenüber Dritten verpflich-
tet. Da die Spielehersteller (bzw. die deutschen Verlage) die Gutachten bean-
tragen und bezahlen, hat man ihnen auch als letzter Instanz die Entscheidung 
darüber übertragen, ob Gutachten an Dritte weitergegeben werden oder nicht. 
Die aktuelle Debatte um den Jugendmedienschutz leidet allerdings darunter, 
dass es bisher keine systematisch gewonnenen Erkenntnisse über die Qualität 
der USK-Gutachten gibt. Deshalb haben wir uns dazu entschlossen, unser lau-
fendes Forschungsprojekt durch eine Untersuchung zu ergänzen, in der wir 
systematisch Erkenntnisse über die Qualität der USK-Gutachten gewinnen 
möchten. Zu einer Stichprobe zu den auf dem Markt besonders erfolgreichen 
Computerspielen, die von der USK ab 16 eingestuft wurden oder keine Ju-
gendfreigabe erhalten haben, möchten wir jeweils die Inhaltsangabe des Gut-
achtens mit dem von uns festgestellten Inhalt vergleichen. Dadurch soll ge-
klärt werden, ob und in welchem Ausmaß die beschriebene Arbeitsteilung 
zwischen Testern und Gutachtern dazu führt, dass Letztere ihren Alterseinstu-
fungen Annahmen zum Inhalt der Spiele zugrunde legen, die das Ausmaß und 
die Intensität der gespielten Gewalt nur teilweise erfassen. Ein weiteres Ziel 
des Projekts liegt darin, die Kriterien systematisch zu untersuchen, die für die 
USK-Gutachter die Basis ihrer Alterseinstufungen bilden. 

3 § 6 Abs. 1 der USK-Prüfordnung vorn 1.11.2005 lautet: 
( 1) Zum Zwecke der Tätigkeit der USK im Bereich des präventiven Jugendschutzes, der Informa-
tion und Aufklärung, ist die USK unbeschadet abweichender Regelungen in den Grundsätzen 
oder der Prüfordnung berechtigt, nach der Prüfung folgende Informationen über den Titel in jeder 
geeigneten Form zu publizieren: Name des Titels, USK-Nurnrner, Antragsteller, Betriebssystem, 
Sprachversion der Softwareoberfläche, Sprachversion des Handbuchs, Datum der Prüfung, Er-
gebnis der Prüfung, Genre. 
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Gewalt gilt in unserer Gesellschaft als unannehmbare Form persönlicher 
Auseinandersetzung, der durch möglichst lückenlos angelegte Tatbestände 
des Strafrechts zu begegnen ist. Dabei geht es nicht nur um Gewaltkrimi-
nalität auf öffentlichen Straßen und Plätzen. Seit einigen Jahren werden in 
Gesetzgebung, Polizei und Strafrechtspraxis, aber auch durch Frauenhäu-
ser, Einrichtungen der Jugendhilfe, Beratungsstellen und nichtstaatliche 
Organisationen vielfältige Anstrengungen gegen Gewalt im privaten Raum 
unternommen. Dabei werden strafrechtliche Verbote zunehmend durch 
flankierende Regelungen wie das Recht auf gewaltfreie Erziehung und 
das Gewaltschutzgesetz ergänzt. 

Der vorliegende Band bietet einen praxisbezogenen Überblick über aktuell 
bedeutsame Formen von Gewalt in Partnerbeziehungen und in der Familie. 
Er greift die neuesten Entwicklungen in der Rechts- und Kriminalpolitik 
ebenso auf wie praktische Präventionsansätze und -modelle. 
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